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Präsident Frank Imhoff eröffnet die Sitzung der 
Bürgerschaft (Landtag) um 10:00 Uhr. 

Präsident Frank Imhoff: Die 21. Sitzung der Bür-
gerschaft (Landtag) ist eröffnet. 

Meine Damen und Herren, heute ist der Tag des 
Gedenkens an die Opfer des Nationalsozialismus. 
Bevor wir an diesem Tag mit der Tagesordnung be-
ginnen, ist es mir wichtig, dass wir der Opfer des 
Nationalsozialismus gedenken. Heute vor 76 Jah-
ren befreite die Rote Armee die wenigen Überle-
benden des Vernichtungslagers Auschwitz-Bir-
kenau. Der Krieg und das Leid – auch in den La-
gern in und um Bremen – waren damit aber noch 
nicht vorbei. 

Aufgrund der Coronapandemie können viele Ge-
denkveranstaltungen in diesem Jahr nicht so statt-
finden wie geplant. Durch Corona ist außerdem 
wieder sichtbarer geworden, wie sehr Antisemitis-
mus noch immer in unserer Gesellschaft verbreitet 
ist. Auf Anti-Corona-Demonstrationen werden 
Verschwörungsmythen verbreitet, die Coronamaß-
nahmen mit der NS-Diktatur verglichen und der 
Holocaust relativiert. Das, meine Damen und Her-
ren, ist unfassbar schrecklich und es ist vor allem 
auch beschämend. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir wollen mit ei-
ner Schweigeminute all der Opfer des Nationalso-
zialismus gedenken – aus Verantwortung, als Mah-
nung für die Zukunft, vor allem aber auch, um un-
seren Willen hiermit zu erneuern, so etwas nie wie-
der zuzulassen. Lassen Sie uns gemeinsam eine 
Minute schweigen – gegen Antisemitismus, gegen 
das Vergessen. Ich bitte Sie, sich von den Plätzen 
zu erheben. 

(Schweigeminute) 

Ich bedanke mich bei Ihnen, bitte nehmen Sie 
Platz. 

Meine Damen und Herren, wir kommen jetzt zu 
den Regularien. 

Die Sitzung beginnt heute Vormittag mit der Aktu-
ellen Stunde und im Anschluss daran werden die 
miteinander verbundenen Tagesordnungspunkte 
21 und 54 aufgerufen. Danach werden die Tages-
ordnungspunkte 51 und 52 behandelt. Im An-
schluss wird die Tagesordnung in der regulären 
Reihenfolge fortgesetzt. 

Die Sitzung beginnt am Donnerstag mit der Frage-
stunde, dann folgen die Tagesordnungspunkte 33 
und 35. Danach werden wir die miteinander ver-
bundenen Tagesordnungspunkte 56 und 57 behan-
deln. Fortgesetzt wird die Tagesordnung dann in 
der Reihenfolge der weiteren Tagesordnungs-
punkte. 

Die übrigen interfraktionellen Absprachen können 
Sie der digital versandten Tagesordnung entneh-
men. Dieser Tagesordnung können Sie auch die 
Eingänge gemäß § 37 der Geschäftsordnung ent-
nehmen, bei denen interfraktionell vereinbart 
wurde diese nachträglich auf die Tagesordnung zu 
setzen – es handelt sich insoweit um die Tagesord-
nungspunkte 50 bis 57. 

Wird das Wort zu den interfraktionellen Abspra-
chen gewünscht? – Das ist nicht der Fall! 

Wer mit den interfraktionellen Absprachen einver-
standen ist, den bitte ich um das Handzeichen. 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) ist mit 
den interfraktionellen Absprachen einverstanden. 

(Einstimmig) 

Sie haben für diese Sitzung die Konsensliste über-
mittelt bekommen. Es handelt sich um die Zusam-
menfassung der Vorlagen, die ohne Debatte und 
einstimmig behandelt werden sollen. Auf dieser 
Liste sind die Tagesordnungspunkte 43, 44, 46 bis 
49 und 55. 

Um diese Punkte im vereinfachten Verfahren zu 
behandeln, bedarf es eines einstimmigen Beschlus-
ses der Bürgerschaft (Landtag). 

Ich lasse jetzt darüber abstimmen, ob eine Behand-
lung im vereinfachten Verfahren stattfinden soll. 

Wer dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP, M.R.F., Abgeordneter Jan Timke 
[BIW]) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

Stimmenthaltungen? 
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(Abgeordneter Thomas Jürgewitz [AfD]) 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) ist mit 
dem vereinfachten Verfahren einverstanden. 

Entsprechend § 22 der Geschäftsordnung rufe ich 
nun die Konsensliste zur Abstimmung auf. 

Wer der Konsensliste seine Zustimmung geben 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP, M.R.F., Abgeordneter 
Jan Timke [BIW]) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

Stimmenthaltungen? 

(Abgeordneter Thomas Jürgewitz [AfD]) 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt 
der Konsensliste zu. 

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, möchte 
ich Ihnen mitteilen, dass die Fraktion der CDU ih-
ren Antrag auf Durchführung einer Aktuellen 
Stunde mit dem Titel „Sonderweg der Bildungsse-
natorin stoppen – Koalitionsstreit darf Gesundheit 
und Unterricht an Schulen nicht gefährden“ inzwi-
schen zurückgezogen hat. 

Weiterhin möchte ich Ihnen mitteilen, dass der Ab-
geordnete Peter Beck am gestrigen Tag aus der 
Partei „Alternative für Deutschland“ ausgetreten 
ist. Außerdem hat er seinen Antrag mit dem Tages-
ordnungspunkt 9 zurückgezogen. 

Wir treten in die Tagesordnung ein. 

Aktuelle Stunde 

Meine Damen und Herren, für die Aktuelle Stunde 
ist von den Abgeordneten Prof. Dr. Hauke Hilz, 
Lencke Wischhusen und Fraktion der FDP folgen-
des Thema beantragt worden: 

Kein Koalitionsstreit über die Zukunft von Bre-
men und Bremerhaven, Außenweservertiefung im 
beschleunigten Verfahren endlich realisieren 

Dazu als Vertreterin des Senats Senatorin Dr. Clau-
dia Schilling. 

Die Beratung ist eröffnet. 

Als erste Redner hat das Wort der Abgeordnete 
Prof. Dr. Hauke Hilz. 

Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz (FDP): Sehr ge-
ehrter Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Endlich eine gute Nachricht zur Au-
ßenweservertiefung: Die Außenweservertiefung 
wird auf Basis des Maßnahmengesetzvorberei-
tungsgesetzes in das beschleunigte Verfahren auf-
genommen, und es wird vermutlich ein Maßnah-
mengesetz für diese Initiative geben. Das ist eine 
gute Nachricht, und damit kommen wir endlich der 
Weservertiefung einen Schritt näher. 

Die Weservertiefung ist notwendig, damit die bre-
mischen Häfen weiterhin für die Schiffe erreichbar 
bleiben, die alle Weltmeere befahren – also für alle 
Größen von Schiffen, die dort unterwegs sind –, 
und das brauchen unsere Häfen tatsächlich auch 
dringend. Die Häfen leiden auch unter dem Rück-
gang des weltweiten Warenverkehrs im Zuge der 
Coronapandemie, hier sind tatsächlich Umsatz-
rückgänge und Ladungsrückgänge zu verzeich-
nen. Zwar steht es auch ohne die Coronapandemie 
noch gut, aber man muss darauf achten, dass wir 
sowohl absolut als auch an Marktanteilen tatsäch-
lich Umsatzrückgänge in den Häfen haben; wir ha-
ben das Ende letzten Jahres im Zuge der Großen 
Anfrage zur maritimen Wirtschaft ausführlich de-
battiert. 

Deswegen ist es gut, dass wir in Zukunft investie-
ren und weiter alles daransetzen, damit unsere bre-
mischen Häfen wettbewerbsfähig bleiben. Die Au-
ßenweservertiefung ist dabei ein Baustein, der – ich 
weiß gar nicht genau, wie lange! – mindestens seit 
Anfang der Neunzigerjahre debattiert und nun 
vielleicht auch endlich realisiert werden kann. Dass 
wir nun eine weitere Beschleunigung im Verfahren 
haben, ist eine gute Nachricht, meine Damen und 
Herren. 

(Beifall FDP) 

Wir als FDP-Fraktion unterstützen das ausdrück-
lich und fordern den Senat auf, auch Koalitions-
streitigkeiten der Vergangenheit hinter sich zu las-
sen und hier ein klares Bekenntnis zu dieser Maß-
nahme und auch zu diesem Verfahren im Sinne der 
Häfen und im Sinne des Bundeslandes auszuspre-
chen, denn unser Bundesland lebt nach wie vor von 
den Häfen. Das ist kein Selbstzweck, denn die Hä-
fen sind Arbeitgeber für sehr viele Menschen. Die 
Menschen hängen mit ihren Existenzen an den Hä-
fen, und wir sollten weiterhin all unser Augenmerk 
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darauf fokussieren, hier Wettbewerbsfähigkeit zu 
gewährleisten. 

Der Eingriff in der Außenweser ist im Verhältnis 
zum Beispiel zur Elbvertiefung auch tatsächlich 
wesentlich kleiner. Insbesondere die Erreichbar-
keit der bremischen Häfen in Bremerhaven kann 
innerhalb von wenigen Wochen bis wenigen Mo-
naten realisiert werden. Ausgleichsmaßnahmen 
sind vielfältig dargestellt und werden entspre-
chend vorgenommen. Insofern ist aus unserer Sicht 
auch dieser Eingriff in die Natur vertretbar, um die 
Wettbewerbsfähigkeit unserer Häfen zu erhalten. 

(Beifall FDP) 

Wir begrüßen es ausdrücklich, Frau Schilling, dass 
Sie sich auch schon öffentlich dazu bekannt und 
das Verfahren begrüßt haben, dafür haben Sie un-
eingeschränkt unsere Unterstützung. 

(Beifall FDP) 

Ich hoffe, dass Sie, meine Damen und Herren von 
den Grünen und auch Frau Senatorin Schaefer, 
sich in dieser Frage auch einen Ruck für die Zu-
kunft der bremischen Häfen geben – für die Men-
schen, die in diesen Häfen arbeiten, die mit ihren 
Familien am Einkommen, an der Leistungsfähig-
keit, an der Wirtschaftsfähigkeit und an der Wett-
bewerbsfähigkeit der bremischen Häfen hängen –, 
und hier auch ein klares Signal in die Richtung set-
zen. 

Das ist jetzt ein beschleunigtes Verfahren, aber es 
war ein höchst demokratisches Verfahren, das sehr 
viele Interessen auch weiterhin im Verfahren hört 
und berücksichtigen wird. Insofern ist es ein guter 
Weg, und es ist eine gute Nachricht für Bremen und 
Bremerhaven, eine gute Nachricht für die Men-
schen, die mit ihren Existenzen an der Wettbe-
werbsfähigkeit der bremischen Häfen hängen. 
Deswegen, glaube ich, sollten wir das hier auch 
noch einmal klar benennen. – Vielen Dank! 

(Beifall FDP) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Jörg Zager. 

Abgeordneter Jörg Zager (SPD): Herr Präsident, 
meine Damen und Herren Abgeordnete! Liebe 
Gäste in der Halle, vor den Fernsehern und an den 
Radios! Jetzt hat mir Professor Hilz eigentlich 
meine Worte weggenommen, denn er war ja voll 
des Lobes für die Aktion, dass nun das Wasser- und 

Schifffahrtsamt endlich den Beschluss aufgehoben 
und Frau Dr. Schilling sich entsprechend geoutet 
hat: Ja, wir wollen es, wir haben die Entscheidung 
des Amtes begrüßt, damit wir endlich in das be-
schleunigte Verfahren hineinkommen können. 

(Beifall SPD) 

Die Überschrift zur Aktuellen Stunde hat mir etwas 
anderes suggeriert. Ich habe gedacht, jetzt will die 
FDP hier anfangen und uns suggerieren, wir hätten 
einen Koalitionsstreit. Nein, den haben wir nicht, 
immer noch nicht! Den hatten wir letztes Jahr im 
Januar nicht, als wir hier in der Aktuellen Stunde 
der CDU debattiert haben, und den haben wir im-
mer noch nicht. Wir stehen klipp und klar für die 
Außenweservertiefung, und daran hat sich auch 
nichts geändert. 

(Beifall SPD) 

Trotzdem hat mich ein wenig die Thematik zur 
heutigen Aktuellen Stunde überrascht, denn die 
Aufhebung des Beschlusses kam ja nicht wirklich 
überraschend. Wir haben im letzten Jahr im No-
vember noch im städtischen Hafenausschuss die 
Information vom Hafenressort bekommen, dass die 
Planfeststellungsbehörde plant, den Beschluss auf-
zuheben, der ja auch 1 700 Seiten umfasst. Das ha-
ben sie im Januar nun endlich vollzogen. Deshalb 
war das nur ein erster Schritt. Deshalb war die Ent-
scheidung der Behörde für uns nicht überraschend, 
für Sie vielleicht schon. Das Thema für die Aktuelle 
Stunde hat mich doch ein bisschen überrascht. 

Sie haben aber recht, Herr Professor Hilz, wir brau-
chen die Außenweservertiefung. Wir brauchen sie 
für die Häfen, wir brauchen sie, um unsere großen 
Schiffe nach Bremerhaven und nach Bremen kom-
men zu lassen. Deshalb freue ich mich auch, dass 
die Behörde sagt: Wir heben den alten Beschluss 
auf und wir geben das ganze Verfahren jetzt in 
diese Beschleunigung hinein. Deshalb ist es eine 
gute Aktion – und das kann ich an dieser Stelle 
auch noch einmal begrüßen –, dass sich der Senat 
entsprechend aufgestellt hat. 

Es ist aber ja nicht nur, dass wir die Außenweser-
vertiefung anstreben. Wir haben ja noch andere 
große Investitionen in den Häfen vor, aber die sind 
ja bekannt, mit der Kajenertüchtigung im Contai-
nerterminal 1 bis 3a, dem Columbusbahnhof und 
auch dafür, einen klimaneutralen Hafen mit den 
Landstromanlagen zu organisieren. Die anderen 
Worte spare ich mir, denn Herr Professor Hilz war 
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voll des Lobes, und das kann ich einfach nur wei-
tergeben: Ja, Senat, macht bitte weiter so! – Danke 
schön! 

(Beifall SPD) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Sülmez Dogan. 

(Beifall SPD – Abgeordneter Dr. Thomas vom Bruch 
[CDU]: Frau Dogan, wir wollen einmal sehen, ob 
Sie das auch in Rekordgeschwindigkeit hinbekom-
men!) 

Abgeordnete Sülmez Dogan (Bündnis 90/Die Grü-
nen): Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte 
Damen, sehr geehrte Herren! 

Nein, ich brauche ein paar Minuten länger. 

Vielen Dank, dass Sie mir durch die Aktuelle 
Stunde die Möglichkeit geben, auch die Auffas-
sung von uns Grünen darzulegen. Ich würde gern 
damit beginnen, dass ich den Sachverhalt chrono-
logisch darlege, damit die Zuhörerinnen und Zuhö-
rer diese komplexe Sachmaterie auch nachvollzie-
hen können. 

Bremen und Niedersachsen hatten die Weserver-
tiefung im Jahr 2000 beim Bund beantragt. 2011 lag 
der Planfeststellungsbeschluss der Wasser- und 
Schifffahrtsverwaltung vor. Der im Jahr 2011 erlas-
sene Planfeststellungsbeschluss genehmigte den 
Ausbau der Außenweser, aber er konnte nicht um-
gesetzt werden. Gegen den Ausbau wurde erfolg-
reich geklagt. Im Jahr 2016 hat das Bundesverwal-
tungsgericht den Planfeststellungsbeschluss für 
rechtswidrig und nicht vollziehbar erklärt. Im Sep-
tember 2016 wurde dieses Projekt aufgrund dieses 
Urteils des Bundesverwaltungsgerichts gestoppt. 

Nun gibt es einen erneuten Versuch für das Vorha-
ben. Am vergangenen Donnerstag hat die General-
direktion Wasserstraßen und Schifffahrt den alten, 
nicht umsetzbaren Planfeststellungsbeschluss für 
die Fahrrinnenvertiefung in der Außen- und Unter-
weser aufgehoben, um den Weg für den zügigen 
Neustart freizumachen. Dadurch kann der Träger 
des Vorhabens, das WSA Weser-Jade-Nordsee, 
nach eigenen Angaben jetzt gezielt die anstehen-
den Schritte vorbereiten und auch realisieren. Die 
Behörde in Bonn teilte mit, dass damit der Weg für 
einen zügigen Neustart des Verfahrens freige-
macht werden soll. 

Das bedeutet, meine Damen und Herren, dass die 
Weservertiefung zeitnah im sogenannten be-
schleunigten Verfahren durchgeführt werden soll. 
Ich möchte betonen, sowie der Kollege Herr Zager 
das gesagt hat, dass Rot-Grün-Rot sich im Koaliti-
onsvertrag trotz berechtigter ökologischer Beden-
ken auf die Vertiefung der Außenweser verständigt 
hat. Zugleich möchte ich daran erinnern, dass wir 
bezüglich einer Vertiefung der Unterweser im Ko-
alitionsvertrag festgehalten haben, dass wir sie 
nicht weiterverfolgen. Der wirtschaftliche Nutzen 
wiegt hier nämlich nicht die zu erwartenden nega-
tiven Auswirkungen auf Ökologie und Hochwas-
serschutz auf. 

Zu der Vertiefung der Außenweser stehen wir, das 
möchte ich hier noch einmal deutlich sagen, und 
das haben wir auch – darauf hat Herr Zager vorhin 
Bezug genommen – in der Debatte im vergangenen 
Jahr im Januar so deutlich geäußert. Die wirtschaft-
liche Bedeutung dieses Vorhabens für die Hafen-
wirtschaft und den Standort Bremerhaven ist unbe-
stritten, meine Damen und Herren. Es geht längst 
nicht mehr um die Frage, ob die Außenweserver-
tiefung kommt. Es geht aber sehr wohl um die 
Frage des Wie. 

Hier gibt es massive rechtliche Bedenken hinsicht-
lich des beschleunigten Verfahrens, Herr Professor 
Hilz, auf die Sie in Ihrer Rede überhaupt nicht ein-
gegangen sind. Die kann man nicht einfach igno-
rieren, meine Damen und Herren. Im Jahre 2020 
hat der Bundestag das Maßnahmengesetzvorberei-
tungsgesetz zur Beschleunigung von Verkehrsvor-
haben beschlossen. Das Gesetz sieht vor, dass be-
stimmte Großprojekte künftig vom Bundestag per 
Gesetz beschlossen werden. Damit müssten statt 
der dafür vorgesehenen Fachbehörden künftig die 
Abgeordneten prüfen, ob die komplexen Planungs-
entwürfe korrekt sind. 

Die Senatorin für Wissenschaft und Häfen – darauf 
ist ja auch Herr Zager eingegangen – hat sich dafür 
stark gemacht und darauf gedrängt, das haben 
viele in der Presse, aber auch hier in der Debatte 
und im Hafenausschuss gemerkt, dass dieses Tur-
boverfahren für die Außenweservertiefung auch in 
diesem Gesetz festgeschrieben wird. Die Senatorin 
begrüßte auch die Entscheidung in der letzten Wo-
che, dass die Generaldirektion Wasserstraßen und 
Schifffahrt den alten Planfeststellungsbeschluss 
aufgehoben hat. Sie erwartet, dass die ersten Pla-
nungsschritte so schnell wie möglich umgesetzt 
werden. 
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Das ist auch alles richtig. Sie verhält sich genauso, 
wie dieses beschlossene Gesetz beschlossen wor-
den ist, das ist die aktuelle Rechtslage. Dadurch soll 
es angeblich, wie die FDP das hier suggerieren 
möchte, zum Streit gekommen sein und die Um-
weltsenatorin würde nun diese Pläne blockieren. 
Das ist absolut nicht richtig, meine Damen und 
Herren! Das haben wir auch bereits im vergange-
nen Jahr, bevor dieses Gesetz beschlossen worden 
ist, hier in der Aktuellen Stunde aufgezeigt, warum 
wir Bedenken gegen dieses Gesetz haben – das ist 
kein Geheimnis. 

Sie vertritt, genauso wie wir Grünen, die Auffas-
sung, dass durch die Einschränkung des Rechts-
schutzes dieses beschleunigte Gesetz gegen ver-
fassungs-, völker- und europarechtliche Regelun-
gen verstößt. Ich hätte mich gefreut, Herr Professor 
Hilz, wenn Sie irgendwie darauf eingegangen wä-
ren. Es besteht Einigkeit, das möchte ich noch ein-
mal deutlich sagen, in der Koalition und im Senat, 
dass die Außenweser vertieft wird. Noch einmal: Es 
gibt nur unterschiedliche Ansichten, ob dieses be-
schlossene Gesetz zu einer Beschleunigung führen 
wird oder nicht, da es unserer Ansicht nach beklagt 
wird. 

Ich möchte daran erinnern, dass der Ausschuss für 
Verkehr und digitale Infrastruktur im Bundestag 
bei der Frage auch geteilter Auffassung war, ob 
dieses Gesetz rechtlichen Überprüfungen über-
haupt standhält. Sie sehen, meine Damen und Her-
ren, die Grünen vertreten hier überhaupt keine 
Einzelmeinung. 

Lassen Sie mich das auch kurz ausführen, meine 
Damen und Herren. Die Bundesregierung und 
viele Länder versprechen sich von dieser neuen 
Form, dass Projekte schnell genehmigt und Infra-
strukturprojekte schnell umgesetzt werden. Gegen 
die Projektgenehmigung durch Bundesgesetz ist 
nach den Vorstellungen der Bundesregierung kein 
Rechtsschutz vor den Verwaltungsgerichten zu er-
langen. Meine Damen und Herren, ich sage das 
noch einmal ganz deutlich: Erreicht werden soll die 
Beschleunigung durch die Abschaffung des ver-
waltungsgerichtlichen Rechtsschutzes. Sie macht, 
nach den Vorstellungen der Bundesregierung, den 
eigentlichen Kern der Maßnahmengesetzgebung 
aus. Vor allem mit dem Ausschluss des Rechts-
schutzes gegen die Projekte verbindet die Bundes-
regierung die Erwartung, dass diese Projekte 
schnell realisiert werden. 

In der Vorlage des Hafenressorts vom 20. Novem-
ber 2019 steht, dass eine seriöse Einschätzung der 

Verfahrensdauer bis zur Umsetzung der angepass-
ten Fahrrinne der Außenweservertiefung nicht 
möglich sei. Es ist fraglich, ob durch den Wegfall 
der verwaltungsgerichtlichen Kontrolle ein Be-
schleunigungseffekt eintritt. Das können Sie aus 
dieser Vorlage auch herauslesen. 

Wir Grünen sind der Ansicht, dass die vorgeschla-
gene Abschaffung des fachgerichtlichen Rechts-
schutzes durch die Maßnahmengesetzgebung mit 
völker- und unionsrechtlich zwingenden Vorgaben 
nicht zu vereinbaren ist, meine Damen und Herren. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Nach der für die Bundesrepublik Deutschland 
ebenso wie für die Europäische Union verbindli-
chen Aarhus-Konvention müssen Entscheidungen 
zur Genehmigung umweltrelevanter Vorhaben der 
von der Maßnahmengesetzgebung erfassten Art 
zum Gegenstand einer gerichtlichen Prüfung ge-
macht werden. Die von Deutschland als Vertrags-
partei der Konvention und als Mitgliedstaat der Eu-
ropäischen Union sicherzustellende gerichtliche 
Prüfung muss eine Kontrolle der materiellen und 
formellen Rechtmäßigkeit der Vorhaben in einem 
umfassenden Sinne ermöglichen. 

Die maßgeblichen völkerrechtlichen Vorgaben für 
den Rechtsschutz gegen umweltrelevante Infra-
strukturprojekte ergeben sich aus den Bestimmun-
gen der Aarhus-Konvention. Sowohl die Bundesre-
publik als auch die Europäische Union sind Ver-
tragsparteien dieser Konvention und sind damit an 
die Vorgaben gebunden. Die einschlägigen 
Rechtsschutzvorgaben ergeben sich insbesondere 
aus Artikel 9 Absatz 2 dieser Konvention. Danach 
sind die Vertragsparteien verpflichtet gerichtlichen 
Rechtsschutz zu gewährleisten, um die materiell-
rechtliche und verfassungsrechtliche Rechtmäßig-
keit von Entscheidungen, Handlungen oder Unter-
lassungen anzufechten, für die Artikel 6 der Kon-
vention gilt. 

Gefordert wird damit ausdrücklich ein Rechts-
schutz, der sich anders als der durch das Bundes-
verfassungsgericht gewährleistete Verfassungs-
rechtschutz nicht auf die Verletzung spezifischen 
Verfassungsrechts beschränkt. Verlangt wird ein 
fachgerichtlicher Rechtsschutz. Die Europäische 
Union hat die entsprechende Vorgabe wortgleich 
in Artikel 11 der Europäischen Umweltverträglich-
keitsrichtlinie übernommen. Diese Richtlinie stellt 
sicher, dass ein hohes Umweltschutzniveau und 
Umweltüberlegungen in die Vorbereitungen und 
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Genehmigungen von Projekten einbezogen wer-
den. 

Die beabsichtigte Rechtsschutzverkürzung auf ei-
nen bloß verfassungsgerichtlichen Rechtsschutz 
genügt diesen zwingenden Anforderungen nicht, 
meine Damen und Herren. Deshalb sagt die Um-
weltsenatorin, und das sagen wir Grüne auch, und 
das ist keine Einzelmeinung, dass dieses beschleu-
nigte Verfahren – und das ist auch kein Geheimnis, 
das wurde immer wieder gesagt – dazu führen 
wird, dass viele vor dem Europäischen Gerichtshof 
dagegen klagen und dieses Gesetz auch stoppen 
werden, weil auch die Rechte von Bürger*innen 
und Umweltverbänden damit beschnitten werden. 

Es werden mehr Konflikte geschaffen. Für uns 
Grüne ist es wirklich sehr, sehr wichtig, dass wir die 
Zivilgesellschaft mitnehmen. Statt nur zu sagen, 
Grüne sind gegen beschleunigte Verfahren, sollte 
man unserer Ansicht nach ganz deutlich sagen, 
dass dieses Gesetz erhebliche völker- und europa-
rechtliche Probleme aufwirft und es dadurch wahr-
scheinlich nicht zur Beschleunigung kommen, son-
dern das Gegenteil erfolgen wird. 

Es ist höchst wahrscheinlich, dass dieses Projekt 
aufgrund klarer Verstöße gegen EU-Beteiligungs-
rechte und die Aarhus-Konvention vor dem Euro-
päischen Gerichtshof landen wird. Das ist das Ge-
genteil einer Beschleunigung, meine Damen und 
Herren! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Das haben wir immer wieder versucht deutlich zu 
sagen. Auch wenn wir uns koalitionär auf etwas 
verständigt haben – dazu stehen wir, und wir ha-
ben auch gesagt, warum – heißt das nicht, dass wir 
unser Gehirn ausschalten und diese Bedenken 
nicht deutlich äußern. – Vielen Dank für die Auf-
merksamkeit! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Ingo Tebje. 

(Abgeordneter Björn Fecker [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Der kleine Schein „Verwaltungsrecht“ kann 
jetzt beim Präsidenten abgeholt werden!) 

Abgeordneter Ingo Tebje (DIE LINKE): Sehr ge-
ehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Es ist ja sehr erfreulich, wenn sich die Oppo-
sition dafür einsetzt, dass sich die Regierung nicht 

streitet, und richtig ist: Die Vertiefung der Außen-
weser ist ein Vorhaben, bei dem Wirtschaft und 
Umwelt in einem Konflikt stehen. Das mag für die 
FDP keine Rolle spielen, für einen rot-grün-roten 
Senat aber natürlich schon. 

Ich finde, es ist hier auch schon oft genug gesagt 
worden: Wir als LINKE tragen die Außenweserver-
tiefung im Sinne der Hafenwirtschaft mit. Die öko-
logischen Eingriffe sind zwar auch negativ zu be-
werten, aber in diesem Fall sehen wir einen ver-
nünftigen Kompromiss zwischen ökonomischen 
und ökologischen Vor- und Nachteilen. 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 

Ja, das sehe ich genauso, ich sehe da auch keinen 
Koalitionsstreit 

(Abgeordnete Susanne Grobien [CDU]: Nein?) 

an dem Punkt. Aber, Herr Professor Hilz, Sie haben 
gerade gesagt, wie Sie die ökologischen Folgewir-
kungen einschätzen. Wir sehen das komplett an-
ders, was die Vertiefung der Unterweser nach 
Brake, der Unterweser Nord oder gar bis nach Bre-
men-Stadt, der Unterweser Süd angeht. Da sehen 
wir die Vertiefung sehr kritisch und lehnen sie ab. 
Die Auswirkungen wären unserer Meinung nach 
zu massiv und würden den Lebensraum Fluss noch 
stärker beeinträchtigen, als es sowieso schon der 
Fall ist. 

Die ökonomischen Vorteile sind nur für einige we-
nige Unternehmen interessant. Die Umwelt noch 
weiter zu zerstören, damit noch mehr genmanipu-
liertes Soja direkt zu den Herstellern transportiert 
werden kann, ist eine Unmöglichkeit. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Deshalb lehnen wir auch eine Kopplung der Pro-
jekte Fahrrinnenanpassung der Außenweser und 
der Vertiefung der Unterweser Nord, also bis nach 
Brake ab. Die Ergebnisse der Elbvertiefung mit ih-
ren ökologischen Folgewirkungen machen aus un-
serer Sicht sehr deutlich, dass man von diesem Pro-
jekt dringend Abstand nehmen sollte. 

(Beifall DIE LINKE) 

Auch unsere grundsätzlichen Bedenken gegen das 
Maßnahmengesetzvorbereitungsgesetz bestehen 
nach wie vor, und ich finde, das hat meine Kollegin 
von den Grünen sehr gut ausgeführt, wir sehen es 
auch so. Das Europarecht, die sogenannte Aarhus-
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Konvention sichert Klagerechte von Umweltver-
bänden verbindlich ab. Deshalb sagen wir als 
LINKE, die Klagerechte von Umweltverbänden sol-
len nicht beschnitten werden. 

(Beifall DIE LINKE, Bündnis 90/Die Grünen) 

Dass dieses Verfahren geführt wird, ist meines Er-
achtens auch jetzt schon klar. So war die Unterwe-
ser Nord eigentlich nicht Teil des Maßnahmenge-
setzvorbereitungsgesetzes, ist dann aber im letzten 
Moment auf Druck der niedersächsischen Koalition 
mit hineingerutscht. Die Kopplung, die wir ableh-
nen, ist damit zumindest näher gerückt. Ob sich 
durch das geplante Bundesgesetz das Verfahren 
tatsächlich beschleunigt, ist letzten Endes nicht si-
cher, und ich finde, auch das hat Sülmez Dogan gut 
ausgeführt. Sollten noch Klagen vor dem Europäi-
schen Gerichtshof erhoben werden, kann sich das 
Verfahren auch von der geplanten Geschwindig-
keit her als Bumerang erweisen. 

Da das reguläre Planungsverfahren bereits läuft, 
wäre es aus unserer Sicht rechtssicherer, es so zu 
Ende zu führen. Ich bin gespannt, auch bei Ihnen, 
Herr Professor Hilz, aber auch bei anderen, die ent-
sprechend das Gesetz befürworten, wie diese Be-
fürworter denn argumentieren werden, wenn sich 
am Schluss herausstellt, dass dieser Beschleuni-
gungsweg zu weiteren Verzögerungen führt. Das 
weitere Gesetzesverfahren dazu läuft nun in der 
Bundesgesetzgebung und ist nicht zustimmungs-
pflichtig im Bundesrat. Als Land haben wir leider 
keinen großen Einfluss mehr. 

Wir werden diese Frage also nicht hier in der Bre-
mischen Bürgerschaft klären können. Insofern sind 
wir uns als Koalition in der wichtigen Frage der Au-
ßenweservertiefung für unsere bremischen Seehä-
fen aber einig, dass wir alle in einem zügigen und 
abgesicherten Verfahren voranbringen wollen. Im 
Bremer Senat stehen dazu aktuell keine Entschei-
dungen an, die den weiteren Vorgang des Geneh-
migungsverfahrens betreffen. Auch hier gilt: Das 
Verfahren geht jetzt seinen Gang, und Bremen 
wird seinen Teil bei diesem Verfahren abarbeiten. 

Dass übermorgen die Bagger kommen können, das 
kann auch der Senat nicht herbeizaubern. – Vielen 
Dank für die Aufmerksamkeit! 

(Beifall DIE LINKE, Bündnis 90/Die Grünen) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Susanne Grobien. 

Abgeordnete Susanne Grobien (CDU): Herr Präsi-
dent, liebe Kolleginnen und Kollegen! In Vorberei-
tung auf die heutige Aktuelle Stunde habe ich mich 
daran erinnert, dass wir wirklich exakt vor einem 
Jahr, im Januar 2020, auch eine Aktuelle Stunde zu 
dem Thema hatten. Damals hatten wir sie bean-
tragt. Eigentlich könnte ich natürlich von daher 
mein Redemanuskript – und ich habe es mir auch 
noch einmal angesehen – mit ganz wenigen Ände-
rungen heute wiederholen, aber das erspare ich 
Ihnen. 

Denn die positive Nachricht vom letzten Donners-
tag, dass die Generaldirektion Wasserstraßen und 
Schifffahrt nun den Weg dafür freigemacht hat, die 
Vertiefung der Außen- und Unterweser zwischen 
Bremerhaven und Brake in das beschleunigte Ver-
fahren nach dem Maßnahmengesetzvorberei-
tungsgesetz überzuleiten, freut uns als CDU-Frak-
tion sehr. Sind wir doch im letzten Jahr offenbar ei-
nen Schritt weitergekommen. Bei Teilen der Bre-
mer Landesregierung stößt dieser Fortschritt zur 
zügigeren Außenweservertiefung aber gerade 
nicht auf Gegenliebe. 

Anstatt sich zu freuen, dass nun endlich die Vo-
raussetzungen für eine zügigere Umsetzung ge-
schaffen wurden, streiten sich die Senatorinnen 
Dr. Schilling und Dr. Schaefer erneut. Immer wie-
der bricht dieser Streit zwischen Ökonomie und 
Ökologie auf: Hier die für das Bundesland Bremen 
notwendige Infrastruktur unserer Lebensader, die 
Weser, und dort der notwendige ökologische Um-
bau und die Anforderungen an den Umweltschutz. 
Frau Dogan hat das in ihrer Rede ja schon sehr ver-
deutlicht. 

Während dieser Streit aber öffentlich und in Bre-
men ja auch immer wieder gern über die Medien 
ausgetragen wird, schütteln unsere niedersächsi-
schen Nachbarn den Kopf. Es ist schon wirklich 
zum Verzweifeln. Wir führen hier Debatten über 
die Wettbewerbsfähigkeit der bremischen und 
norddeutschen Häfen. Wir mahnen zu mehr Hafen-
kooperationen, um im internationalen Standort-
wettbewerb, insbesondere zu Rotterdam und Ant-
werpen, bestehen zu können. Aber seit Jahren be-
kommen wir kein eindeutiges und einstimmiges 
Bekenntnis von Rot-Grün oder natürlich jetzt Rot-
Grün-Rot zur Außenweservertiefung. 

Ich erinnere noch, Herr Bücking, und jetzt kommen 
Sie, die schillernde Debatte hier vom Kollegen, die 
Ausbaggerung der Stromkaje in Bremerhaven ins-
gesamt als strategisch noch einmal überdenkens-
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wert darzustellen. Aber noch einmal zum Sachver-
halt: Der Bundestag hat das Gesetz zur Vorberei-
tung der Schaffung von Baurecht durch Maßnah-
mengesetz im Verkehrsbereich nach langem Hin 
und Her im Bundesrat Ende Januar letzten Jahres 
beschlossen. 

Letztlich ist die Senatorin Dr. Schaefer daran ge-
scheitert, die Weservertiefung aus der Projektliste, 
die zwölf große Projekte umfasst, zu streichen. So-
weit so gut. Das Gesetz soll helfen, Verkehr und 
Transport von der Straße auf die klimafreundlichen 
Verkehrsträger Schiene und Wasserstraße zu brin-
gen. Die dafür notwendigen großen Infrastruktur-
projekte liegen jahrelang auf Eis, auch wegen der 
teilweise ausufernden Verbandsklagen. 

Die Klagen aber auf nur ein und zwei Instanzen zu 
beschränken, wie das jetzt vorgesehen ist, unter-
stützen wir als Fraktion ebenso, wie die mit dem 
Verfahren einhergehende – und das betone ich hier 
noch einmal ausdrücklich – frühe Einbindung der 
Betroffenen im Rahmen einer Bürgerbeteiligung. 
Frau Dogan, und Sie haben in Ihren Ausführungen 
gesagt, dass das Gesetz wahrscheinlich gar nicht 
EU-verfassungskonform ist. Jetzt ist es aber be-
schlossen, und wir können danach handeln. Ihre ju-
ristischen Ausführungen dazu waren schon beein-
druckend. 

Nach Inkrafttreten am 22. März hat das Bundesver-
kehrsministerium entschieden, dass diese Vertie-
fung zwischen Bremerhaven und Brake nach dem 
neuen Verfahren durchgeführt werden soll. Letzten 
Donnerstag ist der Planfeststellungsbeschluss auf-
gehoben und damit der Weg für einen Neustart des 
Verfahrens freigemacht worden. Jetzt kommt ein 
sogenanntes vorbereitendes Verfahren, das durch 
die Generaldirektion durchgeführt wird. Dabei 
wird die Öffentlichkeit besonders früh eingebun-
den und danach erneut zu den Planungsunterlagen 
angehört. 

Im Rahmen der Auslegung, und das ist genau iden-
tisch wie bei den anderen, können vom Vorhaben 
betroffene Privatpersonen, Vereinigungen und na-
türlich auch Träger öffentlicher Belange dann Ein-
wendungen erheben und bei den Behörden Stel-
lungnahmen zu dem Projekt abgeben. Diese wer-
den dann auch anschließend im Rahmen einer Er-
örterung noch einmal behandelt. Ich weiß gar 
nicht, wo Sie immer irgendwie vermuten, dass die 
Rechte der Beteiligung dort so eingeschränkt wer-
den. 

Die Generaldirektion erstellt dann einen Ab-
schlussbericht als Entscheidungsgrundlage für den 
Deutschen Bundestag. Mit der Verabschiedung ei-
nes entsprechenden Maßnahmengesetzes erlangt 
dann das zuständige Wasser- und Schifffahrtsamt 
Weser-Jade-Nordsee endlich das Recht zur Umset-
zung des Vorhabens. Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, auch wenn wir damit erst wieder am Anfang 
eines neuen Verfahrens stehen, so sind wir als 
CDU-Fraktion doch sehr zuversichtlich, dass damit 
der gordische Knoten endlich durchschlagen 
wurde, der uns so lange gelähmt hat. Das sind näm-
lich gute Nachrichten für die Hafenwirtschaft und 
für viele Tausend Arbeitsplätze und für unser gan-
zes Bundesland. 

(Beifall CDU, FDP – Abgeordneter Björn Fecker 
[Bündnis 90/Die Grünen]: Jeder sucht sich seine 
Freunde aus!) 

Bei aller Kritik, die er öffentlich schon einstecken 
musste, bietet sich an dieser Stelle vielleicht auch 
einmal ein Dank an den Bundesverkehrsminister, 
der dieses Vorhaben nämlich sehr beharrlich ver-
folgt hat und weiterverfolgt. 

(Beifall CDU, FDP – Abgeordneter Björn Fecker 
[Bündnis 90/Die Grünen]: Scheuer als Vorbild!) 

Eine solche Beharrlichkeit würde ich mir hier in 
Bremen auch einmal von diesem Senat und den ihn 
tragenden Regierungsfraktionen wünschen. Hier 
sind wieder alle nur Einzelkämpfer, und dieses Pro-
jekt ist dafür ehrlicherweise auch nur ein Beispiel. 

Nach außen gibt Bremen einmal wieder ein eher 
klägliches Bild, obwohl es Hauptnutznießer dieser 
ganzen Außenweservertiefung ist. 

(Beifall CDU, FDP) 

Daher meine eindringliche Bitte: Unterstützen Sie 
dieses wichtige Infrastrukturvorhaben und das be-
schleunigte Verfahren nach Kräften und torpedie-
ren Sie es nicht. – Vielen Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit! 

(Beifall CDU, FDP) 

Präsident Frank Imhoff: Also nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Thomas Jürgewitz. 

Abgeordneter Thomas Jürgewitz (AfD): Herr Prä-
sident, meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Des Lobes voll von FDP und SPD verwundert denn 
schon. Wir sehen das natürlich anders. 
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(Abgeordnete Dr. Müller [Bündnis 90/Die Grünen]: 
Wer sind wir?) 

Koalitionsstreit oder nicht, Frau Dogan hat dann 
schon ein wenig Wasser in den Wein gegossen. So-
zialistische Misswirtschaft, grün-rote Experimen-
tierfelder und Fehlplanungen der Bremer Politik 
über Jahrzehnte haben zu dem geführt, was Bre-
men heute ausmacht: Ein grün-sozialistisches Bun-
desland als Hartz-IV-Empfänger. 

(Abgeordneter Björn Fecker [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Schon wieder Karneval?) 

Letzte Beispiele des Unvermögens sind die ge-
scheiterten Projekte Offshore Terminal Bremer-
haven, der Tiefwasserhafen in Wilhelmshaven und 
eben die Außenweservertiefung. Planungsfehler 
von Anfang an, die Bremen über Jahrzehnte und 
um Jahrzehnte hinter die Wettbewerber zurückge-
worfen haben, wie die aktuellen Zahlen mit oder 
ohne Corona beweisen und vielmehr die Zukunft 
noch beweisen wird. Sie haben das alles, Sie hier, 
vergurkt, auch die CDU war lange genug dabei. 
Wenn ich an Ihren Herrn Hattig denke oder an Ihre 
Politik-Importe aus Hamburg oder sonst wo her, 
weil Sie auch damals schon kein geeignetes Perso-
nal hatten. 

Nun soll es in einem neuen Versuch, ein beschleu-
nigtes Verfahren geben, das – so sehe ich es – in 
den Bundesländern im Osten tatsächlich blühende 
Landschaften gebracht hat. Hier hingegen blühen 
höchstens rot-grüne Fantasien, denn hier bleibt al-
les beim Alten. Da wird auch ein beschleunigtes 
Verfahren nicht helfen, denn hier laufen sich jetzt 
schon die NGOs und Teile des Senats, wir haben es 
gehört, mit ihren kommunistischen und grünen 
Weltverbesserern warm, um letztlich Bremen die 
letzten Wettbewerbschancen zu nehmen. 

Diese Leute in dieser Volksfrontregierung haben es 
immer noch nicht begriffen, dass man sich Sozialis-
mus auch leisten können muss, wenn man Wert-
schöpfung betreiben wird. Nur dann geht es. Sozi-
alismus allein macht nicht satt, warm und schon gar 
nicht glücklich, wie der Niedergang der sozialisti-
schen Staaten bewiesen hat. Mit diesem wirt-
schaftsfeindlichen Senat also weiter in den Nieder-
gang einer ehemals prosperierenden und wohlha-
benden, reichen Hansestadt. 

Natürlich kann man es sarkastisch hinterfragen, ob 
die Außenweservertiefung, wenn sie denn in eini-
gen Jahrzehnten tatsächlich vollzogen sein sollte, 

dann noch notwendig ist, weil die Wirtschaft dann 
längst an Bremen vorbeiläuft. – Danke schön! 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Prof. Dr. Hauke Hilz. 

(Abgeordneter Dr. Thomas vom Bruch [CDU]: Ich 
bin einmal gespannt, wie der die Überleitung hin-
bekommt! – Abgeordneter Björn Fecker [Bündnis 
90/Die Grünen]: Ja, ich bin auch auf die Eröffnung 
gespannt!) 

Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz (FDP): Sehr ge-
ehrter Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Zu meinem Vorredner fällt mir wirk-
lich gar nichts mehr ein. Deswegen gehe ich darauf 
auch nicht weiter ein. 

(Beifall FDP, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, man 
kann ja tatsächlich unterschiedlicher Auffassung 
sein, ob man den Verwaltungsklageweg zulässt o-
der nicht. Die Erfahrung der vergangenen Jahre 
hat gezeigt, dass insbesondere das Verbandsklage-
recht der Umweltverbände alle großen Infrastruk-
turvorhaben in diesem Bundesland mindestens 
verzögert, wenn nicht sogar verhindert haben. Das 
ist die Außenweservertiefung, die massiv hinaus-
gezögert wurde aber auch der Offshore-Terminal 
Bremerhaven, der durch das Verbandsklagerecht 
ja quasi verhindert wurde und eine Realisierung in 
weite Ferne gerückt hat, vermutlich wird es das 
nicht geben. 

Dass Sie, meine Damen und Herren von den Grü-
nen zu Ihrem Klientel, den Umweltverbänden hal-
ten und ihnen das Verbandsklagerecht nicht oder 
weiterhin zusprechen wollen, das kann ich einer-
seits verstehen. 

(Abgeordneter Björn Fecker [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Früher waren Sie ja einmal eine Rechtsstaats-
partei!) 

Es hilft aber dem Bundesland am Ende nicht. Es 
hilft dem Bundesland am Ende nicht, Herr Fecker, 
denn das, was der Bund jetzt ausprobiert – –. Ich 
teile die rechtlichen Bedenken, die Frau Dogan 
hier vorgetragen hat, nicht, ich bin da deutlich ent-
spannter. Ich glaube, dass die Gesetze, das Maß-
nahmengesetzvorbereitungsgesetz und alle daraus 
folgenden Maßnahmengesetze verfassungskon-
form und EU-rechtskonform realisiert werden. 
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Am Ende wird es wahrscheinlich ein Urteil dazu 
geben müssen, aber ich bin da sehr optimistisch, 
dass das alles rechtskonform, verfassungskonform 
realisiert werden kann. Es ist auf jeden Fall ein 
neuer Weg für die wichtigsten Infrastrukturpro-
jekte dieser Bundesrepublik, um sie in einem be-
schleunigten Verfahren zu realisieren, mit – und 
das hat Frau Grobien auch richtig gesagt – einer 
extensiven Öffentlichkeitsbeteiligung, die extra in 
diesem Gesetz verankert worden ist, um den Un-
terschied zu machen zwischen dem Verwaltungs-
akt Planfeststellungsbeschluss und dem Gesetz, bei 
dem die Klagewege unterschiedlich sind. Deswe-
gen ist hier extra eine breite Öffentlichkeitsbeteili-
gung vorgesehen. 

Ich bin auch der Meinung, dass ein Gesetz eine we-
sentlich höhere demokratische Legitimierung hat 
als jeder Planfeststellungsbeschluss einer Verwal-
tung. Deswegen ist es ein guter Weg, gerade bei 
den Infrastrukturprojekten – und die Außenweser-
vertiefung gehört aus unserer Sicht dazu –, die eine 
große volkswirtschaftliche Bedeutung haben, sie 
auch groß und breit demokratisch legitimiert auf 
den Weg zu bringen. Das, meine Damen und Her-
ren, ist das Entscheidende bei den Maßnahmenge-
setzen, die wir in der Zukunft für diese wenigen 
Projekte zu erwarten haben. 

(Beifall FDP) 

Herr Tebje, ich weiß gar nicht, woher Sie unsere 
kritische Haltung haben oder Sie haben das, 
glaube ich, so gesagt, na ja, was wir von den Um-
weltmaßnahmen halten, das haben Sie ja gehört. 
Ich habe ja gesagt, es ist ein Eingriff in die Natur, 
die Außenweservertiefung, die aber mit ausführli-
chen Maßnahmen kompensiert werden kann und 
muss und wird. Ich weiß gar nicht, wo wir da ei-
gentlich einen Dissens haben. Ich habe den jeden-
falls nicht erkannt, Herr Tebje. 

(Abgeordneter Ingo Tebje [DIE LINKE]: Sie sind 
nicht auf die weiteren Vertiefungen eingegangen!) 

Sie sind auf die weiteren Vertiefungen eingegan-
gen, auf die ich noch gar nicht eingegangen bin, 
und Sie haben sich das so zusammengereimt. Das 
ist keine seriöse Debattenführung und auch keine 
seriöse Politik, Herr Tebje. 

(Beifall FDP – Abgeordneter Björn Fecker [Bündnis 
90/Die Grünen]: Aber wenn es nicht kompensiert 
werden kann, was machen wir dann?) 

Insgesamt sind wir der Meinung, dass wir hier ei-
nen neuen Weg gehen, einen Weg, der richtig, der 
zukunftsweisend, der demokratisch legitimiert ist, 
wie kein anderes Verkehrsprojekt bisher durch ein 
Gesetz des Deutschen Bundestages. An dem kann 
auch die grüne Bundestagsfraktion mitarbeiten 
und ihre Änderungsansprüche einbringen. Am 
Ende wird die Mehrheit im Bundestag entscheiden. 
Die FDP hat dem Maßnahmengesetzvorberei-
tungsgesetz zugestimmt, weil es ein richtiger Weg 
ist, und ich bin froh, dass jetzt auch die Außenwe-
servertiefung mit in diesen Bereich aufgenommen 
wird. 

Was ich – da muss ich Frau Grobien beipflichten – 
wirklich kritisch sehe, ist die Außendarstellung un-
seres Senats. Die eine Senatorin sagt Hü, die an-
dere sagt Hott. Ich habe eben gesagt, Frau Senato-
rin Schilling, unsere Unterstützung haben Sie. Ihr 
Weg ist aus unserer Sicht der richtige, und viel-
leicht sollte man sich auch im Senat intern abstim-
men und intern diskutieren und dann öffentlich mit 
einer Stimme über das sprechen, auf das man sich 
geeinigt hat. Das würde ich mir in Zukunft jeden-
falls wünschen. – Vielen Dank! 

(Beifall FDP) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Ralph Saxe. 

Abgeordneter Ralph Saxe (Bündnis 90/Die Grü-
nen): Herr Präsident, meine Damen und Herren! 
Ihre Empathie für den Lebensraum Weser – die 
Weser ist nämlich wirklich nicht nur eine Wirt-
schaftsader –, die hat mich schon gewundert, weil 
sie eigentlich nicht für mich wahrnehmbar war. 

Wir haben bei dem jetzt aufgehaltenen Planfest-
stellungsverfahren doch erlebt, was es für einen 
Sinn macht, dass die Umweltverbände dagegen 
klagen können. Die haben doch recht gehabt mit 
dem, was sie vorgetragen haben. Die haben auch 
gerichtlich recht gehabt mit dem, was sie beim 
Offshore-Terminal Bremerhaven vorgetragen ha-
ben. Und was machen Sie? Sie unterstützen es, 
dass dieses Recht, das sich bewährt hat, dass dies 
ausgehebelt wird und die Umweltverbände nicht 
mehr klagen können. Das ist das eigentliche Zent-
rum der Kritik. Die Umweltverbände haben doch 
bewiesen, dass sie verantwortlich klagen können. 

Das Problem bei diesem Maßnahmengesetzvorbe-
reitungsgesetz ist nicht die Außenweser für uns. 
Die ist in der Koalitionsvereinbarung ganz eindeu-
tig geklärt. Wir haben gesagt, das machen wir, 
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auch mit großen ökologischen Bedenken, das steht 
ja auch so darin. In dem Maßnahmengesetzvorbe-
reitungsgesetz steht aber auch die Unterweser 
Nord, weil Niedersachsen das dort mit hineinge-
bracht hat, und das ist Niedersachsen ganz beson-
ders wichtig. Also gehören diese beiden Verfahren 
zusammen, und da besteht eben nicht mehr das 
Klagerecht der Umweltverbände. Das ist die Sache, 
die wirklich schädlich ist. 

Sie können das ausblenden, die Unterweser, und 
sagen, wir sehen uns nur das dabei an und machen 
dann Ausgleichsmaßnahmen. Sind Sie einmal an 
der Ems gewesen? Wissen Sie, was da in den letz-
ten 30 Jahren durch diese ganzen Vertiefungen 
passiert ist? Haben Sie sich damit auseinanderge-
setzt, was an der Elbe passiert ist? Die Elbe war ein 
sehr stintreiches Gewässer. Stinte kennen Sie ja 
alle vom Stint-Essen, das sind so ungefähr die letz-
ten Glieder in der Nahrungskette und da natürlich 
auch ganz bedeutsam für die anderen Lebewesen, 
die sich in einem Lebensraum, was ein Fluss eben 
auch ist, befinden. Diese Stinte gibt es fast gar nicht 
mehr in der Elbe. Deshalb droht dieses Ökosystem 
zu kippen, wie die Ems schon gekippt ist. Das ge-
hört doch zur Wahrheit auch mit dazu. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Wir befinden uns mitten in einer Klimakrise. Wir 
werden mehr Hochwasser bekommen. Ich habe in 
Bremerhaven vor dem Deich gelebt. Ich habe ho-
hen Respekt vor diesem Lebensraum, und ich habe 
auch hohen Respekt vor diesen Gewalten, die dort 
entstehen und die immer gewaltiger werden wol-
len. Das blenden Sie alles aus, und das ist meiner 
Ansicht nach unverantwortlich. Was wird es denn 
geben, wenn auch die Unterweser im nördlichen 
Bereich tatsächlich vertieft wird? Die Fließge-
schwindigkeit wird steigen. Es wird eine verstärkte 
Wassertrübung geben. Der Tidenhub wird noch 
weiter ansteigen. Das können wir nun in Sachen 
Hochwasserschutz im Augenblick gar nicht ge-
brauchen. 

Es wird eine Ausbreitung der Salzfahne geben. Im 
Augenblick ist es etwa so, dass sich das bei Brake 
befindet, wo der Süßwasserbereich anfängt. Der 
würde 2 Kilometer weiter Richtung Bremen gehen. 
Da sind wir aber dann mitten in der Wesermarsch, 
was auch ganz extreme ökologische Auswirkungen 
hätte auf das Wasser, was da hineinkommt und was 
da herauskommt. Wenn man sich die Vorbilder an-
sieht – Ems und Elbe –, dann muss man da ver-
dammt vorsichtig sein bei dem, was man da ma-
chen muss. 

Die Umweltverbände sind der Bundesregierung 
lästig, das verstehe ich ja, weil viele, viele Verfah-
ren, die auch Herr Scheuer übrigens gemacht hat 
und die sehr misslungen gewesen sind, weswegen 
ich dieses Lob von Frau Grobien überhaupt nicht 
nachvollziehen kann. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Wer ist denn mit der Autobahnmaut 

(Abgeordnete Susanne Grobien [CDU]: Man macht 
auch einmal etwas falsch!) 

und was er alles noch gemacht hat, und dem Die-
selskandal? Der ist so krachend gescheitert wie die-
ser Bundesverkehrsminister. Er wird auch kra-
chend scheitern mit diesem Ding. Nur die Auswir-
kungen für uns in Bremen und in Bremerhaven, 
wenn die Unterweser dazugehört, und sie gehört 
mit dazu, die sind katastrophal. Dieses Ökosystem, 
dieser Lebensraum Weser, der wird am Ende sehr 
gefährdet sein, und wir haben als Grüne Angst, 
dass dieses Ökosystem, wie man es bei der Ems 
schon gesehen hat, kippen wird. 

Dafür ist natürlich das Verbandsklagerecht wich-
tig, dass diese Punkte vernünftig abgeprüft wer-
den. Wir Grüne, wir lehnen ganz entschieden die-
sen zweiten Punkt, der nämlich in diesem Maßnah-
mengesetzvorbereitungsgesetz steht, ab. Wir wol-
len auf keinen Fall diese Vertiefung der Unterwe-
ser, und dagegen werden wir mit allen Kräften 
kämpfen, und da danke ich Frau Bürgermeisterin 
Dr. Schaefer, dass sie sich da immer ganz klar po-
sitioniert hat. – Vielen Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Jörg Zager. 

Abgeordneter Jörg Zager (SPD): Herr Präsident, 
meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Jetzt hat 
es mich doch noch einmal getrieben, an das Mikro-
fon zu treten, weil ich finde, die Diskussion ist ein 
bisschen abgedriftet von der eigentlichen Außen-
weservertiefung hin zum Prozedere. Ich möchte 
noch einmal deutlich darstellen: Wir haben ja eine 
Abrede. Wir wollen die Außenweservertiefung im-
mer noch. Wir haben jetzt nur die Chance ergriffen, 
die der Bundesgesetzgeber – –. 

(Abgeordneter Rainer Bensch [CDU]: Das waren 
doch die Grünen, das war die Anti-Scheuer-Partei! 
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– Abgeordneter Björn Fecker [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Das Lob hören wir gern!) 

Ich würde gern weitermachen wollen, vielen lieben 
Dank! Das können Sie nachher ja in der Kaffee-
pause bilateral klären. 

Mir ist noch einmal wichtig: Wir stehen ja alle ge-
meinsam in der Koalition, auch die CDU habe ich 
so verstanden, auch die FDP, gemeinsam für die 
Außenweservertiefung. 

(Abgeordneter Bensch [CDU]: Oh!) 

Wir haben nur einfach die Chance jetzt genutzt, 
das in einem beschleunigten Verfahren voranzu-
bringen, und diese Chance ist wichtig, weil unsere 
Häfen sichern ganz viele Arbeitsplätze für Bremer-
haven, auch für Bremen und auch für die nieder-
sächsischen Bürger, und das müssen wir weiter 
vollziehen. 

Ob das nachher alles so kommt, dass das gemacht 
wird, gebaggert werden kann, das steht ja auf ei-
nem ganz anderen Blatt. Da sind ja noch ganz an-
dere Verfahren zu klären. Wie ich so heraushören 
konnte, dass wir die Öffentlichkeit ein bisschen 
ausgrenzen, dem ist ja nicht so. Der Bundesgesetz-
geber hat ja extra gesagt, wir machen eine große 
öffentliche Beteiligung. Soweit ich das verstanden 
habe, sind ja im ersten Quartal auch schon drei Ter-
mine geplant, um die Öffentlichkeit einzubeziehen, 
die Maßnahmen vorzustellen und was es kostet 
und was damit verbunden ist. 

Dazu gehört auch logischerweise die Umweltver-
träglichkeitsprüfung, und das Ganze wird nachher 
in einem Beschluss für den Bundestag münden mit 
einer Stellungnahme vom entsprechenden Auf-
traggeber, der den Auftrag bekommen hat. Des-
halb, mir ist noch einmal ganz wichtig: Wir brau-
chen die Außenweservertiefung, da stehen wir 
auch als Koalitionäre dafür. – Vielen Dank! 

(Beifall SPD) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
das Wort Senatorin Dr. Claudia Schilling. 

Senatorin Dr. Claudia Schilling: Sehr geehrter 
Herr Präsident, sehr geehrte Abgeordnete! Das, 
was Sie gleich von mir zu hören bekommen, ist 
Ihnen allen bekannt, aber es gilt unverändert und 
ist auch im Koalitionsvertrag verankert. Deswegen 
möchte ich das hier gleich zu Anfang noch einmal 

ganz deutlich klarstellen: Der gesamte Senat steht 
ohne Wenn und Aber zur Außenweservertiefung. 

(Beifall SPD) 

Ich sage Ihnen auch deutlich: Je schneller die Au-
ßenweservertiefung kommt, desto besser ist dies 
für unsere Häfen. 

(Beifall FDP) 

Die bremischen Häfen sind nach wie vor das Herz 
und der Motor der Bremer Seeverkehrs- und Lo-
gistikwirtschaft. Ich kann das wirklich nicht oft ge-
nug betonen: Jeder fünfte Arbeitsplatz hängt im 
Bundesland Bremen von den Häfen ab. 

(Beifall CDU) 

Es ist aber auch Fakt, dass nach jahrzehntelangem 
Wachstum und stetig steigenden Umschlagszahlen 
unsere Häfen – wie übrigens die gesamte deutsche 
Wirtschaft insgesamt – seit einiger Zeit noch einmal 
verstärkt durch die seit mittlerweile einem Jahr an-
dauernde Coronapandemie vor erheblichen Her-
ausforderungen stehen. 

Es bleibt daher das klare Bestreben des Senats, die 
Wettbewerbsfähigkeit der Häfen in Bremerhaven 
und in Bremen in allen Bereichen zu erhalten und 
zu stärken. Aus diesem Grund haben wir gerade im 
letzten Quartal 2020 ein größeres Infrastrukturpro-
jekt auf den Weg gebracht mit dem Ziel, die Hafen-
anlagen an der Stromkaje in Bremerhaven land- 
und wasserseitig für die neue Generation der Con-
tainerschiffe zur ertüchtigen. Dies allein reicht aber 
nicht, denn ganz wesentlich für die Wettbewerbs-
fähigkeit der Bremerhavener Containerterminals 
sind die Möglichkeiten, sich an Anforderungen der 
land- und vor allem wasserseitigen Transportsys-
teme anzupassen. 

Diese befinden sich in stetiger Veränderung. Die 
Entwicklung der Schiffsgrößen spielt dabei eine 
entscheidende Rolle. Bremerhaven ist es in der der-
zeitigen Tiefgangsituation in der Außenweser im 
Vergleich zu anderen Wettbewerbsstandorten aber 
kaum noch möglich, seine Marktanteile in der Nor-
drange zu halten, gerade vor dem Hintergrund, 
dass der Trend zu Großcontainerschiffen immer 
weiter anhält. Ich glaube, das ist hier auch noch 
einmal wichtig, sich das vor Augen zu führen. Des-
wegen sage ich auch ganz klar: Wir brauchen die 
Fahrrinnenanpassung mehr denn je, um im immer 
schärfer werdenden Standortwettbewerb eine ver-
lässliche seeseitige Erreichbarkeit der bremischen 
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Häfen zu gewährleisten und damit die Marktposi-
tion unseres Hafen- und Logistikstandortes lang-
fristig zu sichern. 

(Beifall FDP) 

Es gilt einerseits den Reedereien und andererseits 
natürlich unseren Hafenunternehmen und unserer 
Hafenarbeiterschaft durch die Außenweservertie-
fung schnellstmöglich Zukunftsperspektiven auf-
zuzeigen und dabei dafür zu sorgen, dass unsere 
Häfen weiterhin attraktiv bleiben. Für die zukünf-
tige Prosperität unseres Bundeslandes und der ge-
samten Nordwestregion ist diese Maßnahme also 
existenziell. 

Sehr geehrte Abgeordnete, es ist wichtig für unsere 
Häfen und für die dort Beschäftigten, dass wir hier 
diesen Konsens im Senat und hier in der Bürger-
schaft haben. Es ist ein wichtiges Signal an alle Be-
teiligten, dass die Vertiefung der Außenweser eine 
breite Unterstützung der politischen 

(Zuruf Abgeordnete Susanne Grobien [CDU]) 

Verantwortlichen erfährt. 

Ich möchte Ihnen, sehr geehrte Damen und Herren 
von der FDP-Fraktion insofern zunächst danken, 
dass sie diesen Appell mit Ihrem aktuellen Antrag 
in gleicher Weise unterstreichen. Sie gestatten mir 
aber – und das wird Sie nicht überraschen –, dass 
ich Ihnen in einem Punkt deutlich widerspreche. 
Sie behaupten, es gebe einen Koalitionsstreit in der 
Frage der Vertiefung der Außenweser. 

(Abgeordnete Susanne Grobien [CDU]: Unterwe-
ser!) 

Diesen Streit gibt es nicht. Richtig ist lediglich, dass 
wir im Senat vor etwa einem Jahr die Vor- und 
Nachteile des damals durch den Bund auf den Weg 
gebrachten Maßnahmengesetzvorbereitungsge-
setzes und der Aufnahme der Weseranpassung in 
dieses Gesetz unterschiedlich bewertet haben. Aus 
meiner Sicht war das allerdings eine absolut legi-
time und konstruktive Diskussion darüber, ob uns 
das Maßnahmengesetzvorbereitungsgesetz über-
haupt schneller zum Ziel führt und inwieweit Um-
weltstandards und eine ausreichende Öffentlich-
keitsbeteiligung in diesem Verfahren gewahrt wer-
den können. 

Diese Punkte waren anfänglich unklar und muss-
ten diskutiert werden. Wir haben uns aus diesem 
Grund sogar von dem Bundesverkehrsministerium 

schriftlich versichern lassen, dass das in Rede ste-
hende Gesetz das Verfahren beschleunigen und 
uns schneller zur dringend notwendigen Fahrrin-
nenanpassung führen wird, bevor wir uns dann 
klar für den Weg über das Maßnahmengesetzvor-
bereitungsgesetz ausgesprochen haben. 

Zum anderen hat das Bundesverkehrsministerium 
deutlich herausgestellt, dass das neue Verfahren 
die Anforderungen an die Beteiligung der Öffent-
lichkeit im Gegensatz zum bislang angewandten 
Planfeststellungsbeschluss sogar noch verschärfen 
wird. Sie haben es gerade anklingen hören, im ers-
ten Quartal werden schon die ersten Öffentlich-
keitsanhörungen stattfinden. Auch die Umwelt-
standards werden nicht abgesenkt. Ich finde aller-
dings, eine gerichtliche Prüfung ist auch durch die 
Verfassungsbeschwerde mit einem hohen Schutz 
versehen. 

Meine Damen und Herren, für den Senat der 
Freien Hansestadt Bremen kann ich Ihnen versi-
chern, dass wir die ökonomischen und ökologi-
schen Aspekte unserer Politik fortwährend und 
sorgsam miteinander abwägen. Das gilt natürlich 
auch für die Weservertiefung, die für unseren 
Standort eine vollkommen unstreitige ökonomi-
sche Notwendigkeit darstellt. 

Für die Debatte heute gilt es festzuhalten, dass mit 
der Aufhebung des alten Planfeststellungsbe-
schlusses durch die Generaldirektion Wasserstra-
ßen und Schifffahrt des Bundes in der letzten Wo-
che endlich der Weg dafür freigemacht wurde, dass 
die Fahrrinnenanpassung in der Außenweser von 
dem beschleunigten Verfahren im Rahmen des 
Bundesgesetzes profitieren kann. 

Hervorragende Nachrichten also für unseren Ha-
fen- und Logistikstandort. Abschließend möchte 
ich Ihnen allen noch einmal versichern, dass sich 
der Senat selbstverständlich zu diesem für unseren 
Zwei-Städte-Staat so wichtigen Infrastrukturvorha-
ben bekennt und sich in einem kontinuierlichen 
Austausch mit dem Bund und allen weiteren für 
dieses Verfahren zentralen Akteuren befindet. – 
Ich danke Ihnen. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Präsident Frank Imhoff: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Damit ist die Aktuelle Stunde geschlossen. 
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Mehr Einsatz für die Kurzzeitpflege im Land Bre-
men!  
Große Anfrage der Fraktion der CDU  
vom 15. September 2020  
(Drucksache 20/613) 

Dazu 

Mitteilung des Senats vom 3. November 2020  
(Drucksache 20/687) 

Wir verbinden hiermit: 

Verantwortung für pflegebedürftige Menschen 
wahrnehmen: Dringend benötigte Kurzzeit- und 
Verhinderungspflegeplätze schaffen!  
Antrag der Fraktion der CDU  
vom 19. Januar 2021  
(Drucksache 20/779) 

Dazu als Vertreter des Senats Herr Staatsrat Jan 
Fries. 

Ich gehe davon aus, dass der Senat die Antwort auf 
die Große Anfrage nicht mündlich wiederholen 
möchte, sodass wir direkt in die Aussprache eintre-
ten können. 

Die gemeinsame Beratung ist eröffnet. 

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete 
Sigrid Grönert. 

Abgeordnete Sigrid Grönert (CDU): Sehr geehrter 
Herr Präsident, meine Damen und Herren! In die-
ser Debatte trennscharf zwischen Kurzzeit- und 
Verhinderungspflege zu unterscheiden, ist heute 
nicht mein Ziel. Das halte ich aber auch gar nicht 
für nötig, da die vorhandenen Plätze nämlich 
grundsätzlich für beides genutzt werden können. 
Ich möchte heute das eigentliche Problem, den ste-
tigen Abbau dieser Plätze, der wohl unbestritten 
für alle sichtbar ist, in den Mittelpunkt meiner Rede 
stellen. 

Ungefähr 60 Prozent aller Gäste in der Kurzzeit-
pflege kommen direkt aus dem Krankenhaus, die 
restlichen 40 Prozent kommen wegen gesundheit-
licher Krisensituationen aus der häuslichen Pflege 
oder zur Verhinderungspflege. Die Zahl der dafür 
vorgesehenen Plätze stieg in Bremen bis zum Jahr 
2012 stetig bis auf gut 300 an. 300 Plätze, das wäre 
aus heutiger Sicht sicherlich sehr zu begrüßen. 

(Vizepräsidentin Antje Grotheer übernimmt den 
Vorsitz.) 

Da Bremen aber bis 2012 die Investitionskosten für 
diese Plätze komplett übernahm, sah sich der Senat 
wegen des stetig steigenden Angebots zunehmend 
finanziell überfordert und zog schließlich die Not-
bremse. Er strich deshalb die Investitionskosten für 
eingestreute Plätze zum April 2012 komplett und 
halbierte diese für die separaten Plätze. Soge-
nannte eingestreute Plätze finden sich in normalen 
Altenpflegeeinrichtungen. Hier werden Betten, die 
gerade nicht fest belegt sind, nur vorübergehend 
für die vierwöchige Kurzeit- oder Verhinderungs-
pflege genutzt. 

Die Folgen für Pflegebedürftige, die ihre jährlich 
insgesamt achtwöchige Kurzzeit- und/oder Verhin-
derungspflege bislang in einer normalen Altenpfle-
geeinrichtung verbrachten, waren seit April 2012 
enorm. Neben den Kosten, die für Unterkunft und 
Verpflegung ohnehin zu leisten sind, mussten sie 
ab sofort einen gut 1 000 Euro höheren Eigenanteil 
tragen. Es war somit der Wille des Bremer Senats, 
zumindest die aus seiner Sicht, ich sage einmal, ex-
plodierende Nutzung eingestreuter Plätze ab 2012 
möglichst ganz zu verhindern, zumal er diese auch 
pflegepolitisch wegen des einfacheren Übergangs 
in die Langzeitpflege für nicht erstrebenswert hält. 

Die Menschen sollten aufgrund des nun entstande-
nen finanziellen Drucks nur noch Plätze in separa-
ten Einrichtungen nutzen, von wo aus sie doch eher 
wieder nach Hause zurückkehrten, was natürlich 
auch die Sozialkassen schonen sollte. Das Angebot 
sank infolge dieser Entscheidung seit 2012 von 
über 300 auf heute nur noch 191 Plätze. Das kann 
man in der Antwort des Senats auf unsere Große 
Anfrage nachlesen. 

Somit könnte man auch mit etwas Ironie sagen, 
dass der Senat sich damals ein Ziel gesetzt und die-
ses auch erreicht hat. Gern räume ich ein, dass 
wohl auch noch andere Entwicklungen den Abbau 
der Plätze begünstigten, doch dieser Abbau be-
gann in Bremen ganz eindeutig mit der eigenen 
Entscheidung im Jahr 2012. Merkwürdig, dass der 
Senat in den letzten Jahren trotz immer weniger 
Plätzen und deutlich steigenden Bedarfs nie er-
kennbar erwogen hat, das Rad wieder zurückzu-
drehen! Nein, er setzte die Förderung 2012 alterna-
tivlos aus und schaut seitdem zu, wie die Betroffe-
nen leiden, und er versteckt sich hinter wirtschaft-
lichen Erwägungen der Träger und aus seiner Sicht 
auch falscher Bundespolitik. 

Zum Leid pflegender Angehöriger gehört auch, 
dass sie fast immer stundenlang herumtelefonieren 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/613
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/687
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/779
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müssen, bis sie vielleicht einen Platz gefunden ha-
ben oder vielleicht auch entnervt aufgeben. Eine 
dringend gebotene Datenbank, in der sie sich über 
freie Plätze informieren könnten, wird noch lange 
nur Zukunftsmusik sein. 

Was ich dem Senat auch richtig übel nehme, ist, 
dass pflegebedürftige Menschen bis heute aber 
überhaupt niemals eine echte Wahlfreiheit hatten, 
selbst zu entscheiden, ob sie einen günstigeren und 
pflegepolitisch besseren Platz in einer separaten 
Einrichtung oder einen teureren eingestreuten 
nehmen wollen. Da die separaten Plätze seit vielen 
Jahren absolute Mangelware sind, ist nämlich die 
Entscheidung aus dem Jahr 2012 für die Pflegebe-
dürftigen bis heute eine Bürde, die ihnen der Bre-
mer Senat auferlegt hat und die sie einfach tragen 
müssen, weil Bremen die Investitionskosten nicht 
mehr schultern wollte. Das ärgert mich besonders, 
weil der Senat in der Großen Anfrage auch antwor-
tet, dass die separaten, günstigeren Plätze sogar 
vorrangig den Patienten – also den 60 Prozent, die 
aus dem Krankenhaus kommen – vorbehalten sind. 
Pflegebedürftige, die aus häuslicher Pflege in die 
Kurzzeitpflege gehen, werden tatsächlich auf die 
teureren eingestreuten Plätze verwiesen. Was für 
eine hausgemachte Ungerechtigkeit! 

Es war ungefähr 2016/2017, als der Senat dann we-
gen der zusehends schlechter werdenden Situation 
und des lauter werdenden Murrens der Betroffenen 
den Auftrag für eine Studie mit dem Titel „Versor-
gungssituation in der Kurzzeitpflege im Land Bre-
men“ an die Hochschule vergab. Vielleicht tat er 
es, um sich aktiv und engagiert zu zeigen, doch lei-
der fror der Senat mit diesem Tag auch sein eigenes 
Engagement für mehr Plätze weiterhin bis heute 
ein. Inzwischen sind wiederum vier Jahre vergan-
gen, in denen wir auf unsere Nachfragen und unser 
Drängen stets die gleiche Antwort bekamen, näm-
lich man warte auf die Ergebnisse und Auswertun-
gen dieser Studie. Seit März 2019, also auch schon 
wieder seit fast zwei Jahren, liegen diese Ergeb-
nisse nun vor und werden seitdem im Landespfle-
geausschuss ausgewertet. 

Inzwischen wurde der Abwärtstrend in der Versor-
gung mit Kurzzeit- und Verhinderungspflegeplät-
zen durch nichts aufgehalten, weder durch die we-
nigen tatsächlich neu entstandenen Plätze – für die 
ich natürlich sehr dankbar bin – noch durch die 
vom Senat eingereichte Bundesratsinitiative. An-
dere Bundesländer dagegen, unter anderem Nord-
rhein-Westfalen, Baden-Württemberg oder Bayern, 
fördern das Entstehen neuer Kurzzeitpflegeplätze 
mittlerweile mit vielen kreativen Ideen. Ich kann 

diese jetzt nicht näher ausführen, bin mir aber si-
cher, dass zumindest die Sozialsenatorin und auch 
der Staatsrat jede dieser Maßnahmen kennen wird. 
Der Bremer Senat aber war bis heute nicht bereit, 
für die Förderung neuer Plätze Wege zu ebnen, 
und schon gar nicht solche, für die er selbst Geld in 
die Hand nehmen müsste. Das ist aber kein ange-
messener Umgang mit verletzlichen, pflegebedürf-
tigen Menschen! 

Ich stelle fest, der Senat und die Koalition sind ge-
übt darin, den Bund geizig und die Träger von Pfle-
geeinrichtungen habgierig zu nennen. Für sich 
selbst würde der Senat dagegen wohl allenfalls das 
Attribut sparsam in Anspruch nehmen. Ja, die Ein-
richtungen sind marktwirtschaftlich organisiert, 
aber das bedeutet doch nicht, dass Bremen über-
haupt keinen Einfluss auf die Entwicklung der 
Platzzahlen hätte! 

(Beifall CDU) 

Laut § 9 SGB XI sind nun einmal sogar die Bundes-
länder gesetzlich verpflichtet, auch durch einen ei-
genen finanziellen Beitrag für ausreichend Pflege-
plätze für ihre Bürger und Bürgerinnen Sorge zu 
tragen. 

(Beifall CDU) 

So hätten Sie doch so, wie es auch der Bund den 
Ländern empfiehlt, die Investitionskostenförde-
rung schon lange wieder ausweiten können. Davon 
hätten wohl auch die Gepflegten und ihre Angehö-
rigen profitiert, um deren steigende Eigenanteile 
Sie doch sonst immer so besorgt sind. 

Aber nicht genug: Sie planen angesichts dieser 
wegbrechenden Plätze auch noch, die letzten 50 
Prozent Investitionskostenförderung zu streichen, 
wenn die Träger der Kurzzeitpflege das Gehalt 
nicht nach Tarif zahlen. Tarifverträge sind natür-
lich zu begrüßen, und wir brauchen sie auch für die 
Altenpflege, doch die Drohgebärde des Bremer Se-
nats in der jetzigen Situation ist nicht besonders 
hilfreich. 

(Beifall CDU) 

Positive Anreize durch höhere Investitionskosten o-
der andere motivierende Signale zu setzen wäre si-
cher auch eine gute Motivation für gewollte Ent-
wicklungen gewesen, das ist aber bis heute kein 
Weg, den die Bremer Koalition einschlagen 
möchte. So antworten Sie uns in der Großen An-
frage auch, dass Sie eine finanzielle Förderung der 
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eingestreuten Plätze auch zukünftig komplett aus-
schließen werden, weil man dort dem Auftrag der 
Kurzzeit- und damit auch Verhinderungspflege im 
Sinne von Aktivierung und Mobilisation nicht ge-
recht wird. 

Ja, ich stimme Ihnen in der Analyse sogar zu. Das 
ist problematisch. Doch was tun Sie dann im Ge-
genzug für die Entstehung der von Ihnen gewollten 
separaten Plätze? Bis heute doch genau nichts! Bis 
heute haben Sie zugeschaut, wie die Zahl der von 
Ihnen so gewünschten Plätze im freien Fall von gut 
300 bis auf 191 gefallen ist. Überlegen Sie doch ein-
mal, welche Wahl pflegebedürftige Menschen ei-
gentlich noch haben! Sie und ihre Angehörigen 
wünschen sich doch nichts sehnlicher, als neben 
möglichst guter und freundlicher Pflege überhaupt 
ein Platz zu finden, um zwischendurch Entlastung 
zu erfahren, bevor man zusammenbricht oder ag-
gressiv gegenüber dem Pflegebedürftigen wird. 
Zudem werden es wegen der demografischen Ent-
wicklung jährlich auch immer mehr, die händerin-
gend einen Platz suchen. 

Am 5. Februar soll es nun aber im Landespflege-
ausschuss endlich ernst werden mit den konkreten 
Vorschlägen für mehr Plätze. Das ist gut, aber noch 
viel wichtiger ist mir die Frage, welche konkreten 
politischen Zielsetzungen nach dem 5. Februar in 
welchem Tempo folgen werden. Wie viele neue 
Plätze sollen ab dann durch welche Maßnahmen 
jährlich dazukommen? Welche Zahlen werden Sie 
uns Ende 2021 präsentieren? Der Senat muss den 
Bremern und Bremerinnen doch endlich zeigen, 
dass er endlich zur Sache kommt! 

Wir wollen deshalb einen Fahrplan mit Zielzahlen 
für die nächsten Jahre, in dem die Bremer Koalition 
darlegt, wie sie die Entwicklung umdrehen will. 
Vielleicht werden wir dann trotzdem nicht alle Ihre 
Ansätze gut finden, aber es käme immerhin Bewe-
gung in das Thema. Bevor ich fürs Erste schließe, 
will ich unbedingt noch sagen, dass ich eine Reali-
sierung weiterer Plätze zwischen der Gesundheit 
Nord gGmbH und der Friedehorst gGmbH ge-
nauso begrüßen würde wie die – allerdings noch 
vageren – Überlegungen, einige Plätze im Umfeld 
des Klinikums Ost zu schaffen. 

(Glocke) 

Ja, ich bin gleich fertig! Doch auch mit diesen bei-
den Projekten können die rasanten Platzverluste 
lediglich abgemildert, definitiv aber nicht gestoppt 
werden. Wir brauchen mehr, viel mehr! – Vielen 
Dank! 

(Beifall CDU) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächste Red-
nerin hat das Wort die Abgeordnete Ilona Oster-
kamp-Weber. 

Abgeordnete Ilona Osterkamp-Weber (Bündnis 
90/Die Grünen): Sehr geehrte Frau Präsidentin, 
sehr geehrte Damen und Herren! Die Kurzzeit-
pflege ist eine sehr komplexe Versorgungsform, an 
der verschiedene Akteur*innen beteiligt sind. Im-
mer steht im Vordergrund eine pflegebedürftige 
Person, welche über einen befristeten Zeitraum 
pflegerische und behandlungspflegerische Versor-
gung braucht. Hierbei kommt sie entweder aus der 
Häuslichkeit, um eine Verhinderungspflege in An-
spruch zu nehmen – dies bedeutet, dass pflegende 
Angehörige selbst erkrankt sind oder eine Auszeit 
brauchen –, oder es handelt sich um eine Kurzzeit-
pflege nach einem Krankenhausaufenthalt, bei 
dem nach einem akuten Ereignis eine Versorgung 
in der Häuslichkeit nicht ausreichend ist oder erst 
bauliche Maßnahmen nötig werden. 

Der heutige Dringlichkeitsantrag der Fraktion der 
CDU zeigt einen Bereich der Versorgungsstruktur 
auf, der nicht mehr ausreichend Plätze für die Be-
darfe von Pflegebedürftigen hat, da stimme ich 
Ihnen zu. Allein aus diesem Grund begrüße ich 
diese Debatte und Ihren Antrag, aber nur allein aus 
diesem Grund. Wie beschrieben suchen sowohl die 
Krankenhäuser als auch Angehörige oder die Be-
troffenen selbst oftmals lange Zeit einen Kurzzeit-
pflegeplatz. 

Im April 2017 wurde über die Situation der Kurz-
zeitpflege im Landespflegeausschuss berichtet, 
und dort wurde beschlossen, eine Arbeitsgruppe 
einzurichten, die eine Problemanalyse vornimmt 
und Lösungsvorschläge zur Stärkung der Kurzzeit-
pflege im Land Bremen erarbeitet. Parallel dazu 
wurde eine Studie in Auftrag gegeben, die die Si-
tuation der Kurzzeitpflege im Land Bremen fun-
diert beleuchtet. Im Frühjahr 2018 wurde dann eine 
sechsmonatige Vollerhebung aller Verlegungen in 
eine Kurzzeitpflege aus den Akutkrankenhäusern 
im Land Bremen gemacht. Einen Abschlussbericht 
gab es hierzu, wie Sie schon richtig sagten, im 
Frühjahr 2019. Diese Ergebnisse wurden in der Ar-
beitsgruppe rückgekoppelt, diskutiert, und die da-
raus entstandenen Empfehlungen liegen nun vor. 

Meine Damen und Herren, die nicht ausreichend 
vorhandenen Kurzzeitpflegeplätze und die Lösung 
dieses Problems sind nicht eindimensional zu be-
trachten. Zu sagen, der Bremer Senat soll sich auf 



Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 20. Wahlperiode – 21. Sitzung am 27.01.2021 und 28.01.2021 2597 

den Weg machen, dann sind alle Probleme gelöst, 
und wir haben ausreichend Kurzzeitpflegeplätze 
im Land, reicht leider nicht aus. Die Arbeitsgruppe, 
welche über den Landespflegeausschuss einge-
setzt wurde, spiegelt wider, wer alles am Prozess 
beteiligt werden muss. Auch macht die Studie 
deutlich, welche Bedarfe es gibt und welche 
Gruppe von Menschen im Moment unter der Situ-
ation leidet und nur schwer Kurzzeitpflegeplätze 
findet. Hier werden insbesondere diejenigen ge-
nannt, die an einer Demenz erkrankt sind, jüngere 
Pflegebedürftige oder Menschen mit einem sehr 
komplexen Behandlungspflegebedarf. 

Die Besetzung der eingesetzten AG spiegelt den 
breit gefächerten Themenbereich wider. Zu ihr ge-
hören die Träger, Vereinigungen wie die Arbeits-
gemeinschaft der freien Wohlfahrtsverbände, der 
Bundesverband privater Anbieter und die Kran-
kenhausgesellschaft der Freien Hansestadt Bre-
men. Des Weiteren sind die Kostenträger und die 
entsprechenden Behörden, das Sozialressort und 
das Gesundheitsressort, beteiligt. 

Ich möchte an dieser Stelle eines klarmachen: Eine 
dauerhafte Verbesserung, und so beschreibt es 
auch das Ergebnispapier der Arbeitsgruppe, muss 
mit allen Beteiligten gefunden und vereinbart wer-
den. Ein Teil der Lösung kann aber nur über bun-
desgesetzliche Regelungen gelöst werden. 

Im Vordergrund steht aus meiner Sicht die Finan-
zierung der Kurzzeitpflege. Für diejenigen, die 
eine Kurzzeitpflege in Anspruch nehmen müssen, 
bleibt ein erheblicher Eigenanteil übrig. Einen Ei-
genanteil von annähernd 2 000 Euro für vier Wo-
chen zu leisten, ist für viele Menschen einfach nicht 
möglich. Hier braucht es dringend eine Deckelung. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Für die Leistungserbringer sind die vorhandenen 
Pflegeplätze für die Kurzzeitpflege nicht auskömm-
lich. Die Aufnahme in eine Kurzzeitpflege bedeutet 
in vielen Fällen eine Planungsunsicherheit bezüg-
lich der Verweildauer, da nachfolgende Versor-
gungsstrukturen oft erst innerhalb der Kurzzeit-
pflege zu klären sind. Übergänge in weiterfüh-
rende Versorgungsformen erfolgen oft spontan und 
sind nur sehr schwer zeitlich exakt zu planen. 

Die betroffenen Menschen auf diesem Weg zu be-
gleiten und zu unterstützen, zum Beispiel durch So-
zialarbeiter*innen, ist nicht refinanziert. Kosten-
übernahmen für aufwendige Behandlungspflege 
und Schwerstpflegefälle sind nicht vorgesehen. 

Hier können wir alle zusammen nur den dringen-
den Appell an die Selbstverwaltung der Kostenträ-
ger schicken, dies zu ändern. Der Senat unterstützt 
diese Forderung auf Bundesebene. 

In den Beschlusspunkten, die Sie in Ihrem Antrag 
nennen, wollen Sie auch klären, wie zur Entlastung 
der Pflegeeinrichtungen Kostenerstattungen aus 
Kranken- und Pflegeversicherung und Sozialleis-
tungen ebenfalls beschleunigt werden können. Das 
Amt für Soziale Dienste kann keine Blanko-Kosten-
übernahmeerklärung erteilen, weil die Leistungen 
der Kurzzeitpflege sozialhilferechtlich im Verhält-
nis zu den Leistungen der Pflegeversicherung im-
mer nachrangig sind. Wenn keine existenzsichern-
den Leistungen der Sozialämter gewährt werden, 
müssen einzelfallbezogene Entscheidungen getrof-
fen und dafür die finanziellen Verhältnisse geprüft 
werden. Meine Damen und Herren, das ist ein Vor-
gehen, das wir jedem Einzelnen schuldig sind. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

In der Regel brauchen Menschen einen Kurzzeit-
pflegeplatz, wenn sie älter sind, alleinstehend, ein 
Selbstpflegedefizit haben, was aus einem akuten 
Ereignis heraus resultiert, oder die Organisation 
der Hilfsmaßnahmen im häuslichen Bereich eine 
Überforderung darstellt beziehungsweise es nie-
manden gibt, der dabei unterstützen kann. An die-
ser Stelle fordere ich wieder alle Beteiligten auf, 
gerade für die Personengruppe der älteren Men-
schen Unterstützungsmöglichkeiten zu finden, die 
den Bedürfnissen angepasst sind. 

Mit den Ergebnissen der in Auftrag gegebenen 
Studie und der Arbeitsgruppe sind wichtige The-
men und Erkenntnisse genannt worden, die alle 
damit zu tun haben, dass Leistungserbringer wirt-
schaftlich eher in der Lage sind, Kurzzeitpflege-
plätze zu schaffen und zur Verfügung zu stellen. 
Alle miteinander müssen diesen Maßnahmenkata-
log diskutieren, der möglicherweise Abhilfe schaf-
fen kann. Ich betone noch einmal das, was ich an-
fangs sagte: Es ist nur möglich, wenn sich alle zu-
sammen einigen. Diesen Appell schicke ich aus 
dieser Diskussion hier im Parlament gern an die Be-
teiligten. Sicherlich ist auch zu erwähnen, dass alle 
Beteiligten dieser Arbeitsgruppe aufgrund des 
Pandemiegeschehens im letzten Jahr nur schwer 
Zeit fanden, sich weiter auszutauschen und für Bre-
men Einigungen und Regelungen zu finden. Hier-
für habe ich Verständnis. 

Wir lehnen Ihren Antrag ab. Forderungspunkte, die 
Sie nennen, betreffen eins zu eins die Maßnahmen, 
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die im Arbeitspapier benannt sind – auf einige bin 
ich eingegangen – und somit im gemeinsamen Di-
alog auf den Weg gebracht werden. Alle Beteilig-
ten haben den Willen, die Möglichkeiten im Land 
Bremen auszuschöpfen und die betreffenden The-
men, die nur auf Bundesebene zu regeln sind, aus 
Bremen heraus zu unterstützen. – Vielen Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Nelson Janßen. 

Abgeordneter Nelson Janßen (DIE LINKE): Sehr 
geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Ab-
geordneten! Wir debattieren heute auf Grundlage 
einer Großen Anfrage und eines Antrags der Frak-
tion der CDU das Thema Kurzzeitpflege. Das 
Thema hat schon seit Jahren Aktualität, und daher, 
glaube ich, ist es im Grundsatz sehr angebracht, 
das Thema regelmäßig aufzurufen, insbesondere, 
weil die Situation und die Versorgungsstruktur mit 
Kurzzeitpflegeplätzen im Land Bremen, aber ins-
besondere auch in Bremerhaven, durchaus nicht 
zufriedenstellend und zu niedrig ist. 

Für diejenigen, die nicht so tief in der Fachdebatte 
stecken, ein paar Eckpunkte zur Kurzzeitpflege: 
Kurzzeitpflege ist stationäre Pflege, die auf eine be-
grenzte Zeit ausgelegt ist. Ziel ist es dabei insbe-
sondere, Patient*innen wieder zu mobilisieren und 
danach ein Leben ohne Pflege oder mit Pflege in 
der eigenen Häuslichkeit zu ermöglichen. Kurz-
zeitpflege ist am Ende allerdings häufig auch ein 
Übergang in eine Langzeitpflege, darauf möchte 
ich später eingehen. 

Die Kurzzeitpflege kommt vor allen Dingen in zwei 
Bereichen zum Einsatz: Erstens, wenn Menschen 
im Anschluss an einen Krankenhausaufenthalt 
nicht mehr stationär im Krankenhaus versorgt wer-
den, aber weiterhin für einen begrenzten Zeitraum 
pflegebedürftig sind und dies nicht ambulant oder 
im eigenen Haushalt organisiert werden kann, 
zweitens – und darauf sind meine Vorrednerinnen 
auch schon eingegangen – kommt die Kurzzeit-
pflege als Verhinderungspflege zum Einsatz, wenn 
es darum geht, dass in der Regel pflegende Ange-
hörige verhindert sind oder den gerechtfertigten 
Anspruch auf Erholung und Urlaub geltend ma-
chen und so die Pflege, die sie ansonsten leisten, 
nicht erbringen können. 

Wenn ich jetzt auf die Verlegung nach einem Kran-
kenhausaufenthalt eingehe, möchte ich eines ganz 

deutlich vorwegstellen: Klar ist, dass es im derzei-
tigen System notwendig ist, eine Form von An-
schlusspflege sicherzustellen, weil die Kapazitäten 
und die Auslegung im Krankenhaus darauf nicht 
mehr ausgerichtet sind. Klar ist auch, dass diese 
Pflegeansprüche sich an alle richten müssen, nicht 
nur an die, ich nenne sie einmal Normpatientinnen 
und -patienten, sondern auch an Personen, die zu-
sätzliche medizinische Bedarfe haben, bei denen 
Suchterkrankungen vorliegen oder die Überge-
wichtsbetten benötigen, sowie in der Antwort des 
Senats angegeben. Daher ist dort die Unterversor-
gung mit Sicherheit ein Missstand, den man auch 
als solchen benennen muss. 

Klar ist aber auch, dass der Bedarf an diesen Kurz-
zeitpflegeplätzen im Anschluss an einen Kranken-
hausaufenthalt ein Problem in unserem Gesund-
heitssystem darstellt, und dies ist unter anderem 
auch durch das DRG-System begründet. Dieses hat 
immer das Versprechen gegeben, die Kosten im 
Gesundheitssystem zu senken – das ist übrigens nie 
eingetreten. Was aber gelungen ist, ist, die Liege-
dauer in den Krankenhäusern zu reduzieren. 

Gelungen muss man hier aus meiner Sicht durch-
aus in Anführungsstriche setzen, weil genau diese 
verringerte Liegedauer dazu führt, dass Menschen 
aus dem Krankenhaus entlassen werden, die eben 
nicht allein zurechtkommen, sondern einen an-
schließenden Kurzzeitpflegeplatz benötigen, der 
aber in unzureichendem Umfang vorhanden ist. 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, das Ge-
sundheitssystem ist an dieser Stelle einfach dys-
funktional. 

(Beifall DIE LINKE, Bündnis 90/Die Grünen) 

Zugegeben, auch in einem funktionierenden Fi-
nanzierungssystem gäbe es einen Bedarf an Kurz-
zeitpflegeplätzen für die Nachsorge in medizinisch 
besonderen Fällen. Insbesondere der Anteil an jün-
geren Menschen, die Anspruch auf die Kurzzeit-
pflege haben, zeigt, dass wir hier eine deutliche 
Schieflage haben. Die Tatsache, dass die Kurzzeit-
pflege so aufgestellt ist, dass es für Krankenhaus-
betreiber nicht rentabel ist, über eine, ich nenne 
das einmal angeschlossene Untergesellschaft, im 
großen Maße Kurzzeitpflegeplätze vorzuhalten, ist 
mit Sicherheit Anlass dafür, politisch die Weichen-
stellung neu und anders zu diskutieren. 

Nun gibt es neben den solitären Kurzzeitpflegeein-
richtungen vor allen Dingen Kurzzeitpflegebetten 
im sogenannten Streubestand in Einrichtungen, 
deren primärer Fokus auf der Langzeitpflege liegt, 
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sodass viele Menschen, die aus der Häuslichkeit 
heraus im Rahmen einer Verhinderungspflege oder 
auch eines kurzfristigen zusätzlichen Pflegebedarfs 
in ein solches Streubett wechseln, eigentlich für ei-
nen Kurzzeitpflegeplatz dorthin verlegt werden o-
der dort diesen Platz in Anspruch nehmen, im Rah-
men dieser Pflegeinanspruchnahme allerdings 
dauerhaft in einen Langzeitpflegeplatz wechseln. 
Nun ist gegen Langzeitpflegeplätze in einer Ein-
richtung erst einmal nichts zu sagen, gleichzeitig ist 
das eigentliche Ziel der Kurzzeitpflege aber eine 
Re-Mobilisierung, um dem Menschen danach ent-
weder im Rahmen der eigenen Häuslichkeit oder 
durch ambulante Pflegedienste ein Leben ohne 
eine dauerhafte stationäre Pflege zu ermöglichen. 

An der Stelle kommen wir vor allen Dingen zu den 
Fragestellungen der häuslichen Pflege, und ich 
glaube, das müssen wir auch in dieser Form thema-
tisieren. Eine Studie der Hans-Böckler-Stiftung aus 
dem Jahr 2017 hat gezeigt, dass im Rahmen der 
häuslichen Pflege für die pflegenden Personen im 
Durchschnitt oder insgesamt 63 Stunden Arbeit pro 
Woche anfallen, von der Betreuung über hauswirt-
schaftliche Tätigkeiten bis hin zur Körperpflege. 
Davon werden etwa zehn Prozent professionell ge-
leistet, die restlichen 90 Prozent liegen im Rahmen 
des Pflegearrangements bei der hauptpflegenden 
Person. 

Das bedeutet sieben Tage acht Stunden Arbeit pro 
Tag, die durch pflegende Personen mit völlig unzu-
reichender finanzieller Absicherung geleistet wird. 
In Deutschland wird durch die Pflege von Angehö-
rigen jährlich knapp 40 Milliarden Euro an Wert-
schöpfung erbracht. Was hier auf dem Rücken pfle-
gender Angehöriger gespart wird, entspräche etwa 
einem Umfang von benötigten 3,2 Millionen zu-
sätzlichen Pflegekräften. Das, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, sind Zahlen eines unabhängi-
gen Berichts zur Situation der häuslichen Pflege 
der Bundesregierung, und es ist ein Skandal, dass 
es uns nicht gelingt, ein solidarisches Pflegesystem 
abzusichern. 

(Beifall DIE LINKE, Bündnis 90/Die Grünen) 

Die Verhinderungspflege ist damit, wie in der Ant-
wort des Senats beschrieben, eine unausweichliche 
notwendige Entlastungssituation für die pflegen-
den Angehörigen, die unter enormen persönlichen 
Umständen pflegen. Gleichzeitig stabilisiert sie – 
da gebe ich Frau Grönert recht in dem, was sie ge-
sagt hat – ein System einer eigentlich unzureichen-
den Versorgungsstruktur, indem dadurch die 

Pflege in der Häuslichkeit durch Angehörige er-
möglicht wird. 

Das hilft nur alles nichts, wenn wir den Angehöri-
gen im Rahmen einer Verhinderungspflege kurz-
fristig keine Entlastung zugestehen. Gleichzeitig 
ist dieser Punkt der Kurzzeitpflege mit Sicherheit 
nur ein Baustein einer Entlastung in der Pflegesys-
tematik. Das Ziel, insbesondere die Eigenanteile 
deutlich zu reduzieren, zu deckeln und eine Pfle-
gevollversicherung einzurichten, ganz abgesehen 
von den Diskussionen um Sockel-Spitze-Tausch. 
das sind mit Sicherheit wichtige Diskussionen, die 
fortgesetzt werden müssen und regional nicht ge-
löst werden können. 

Klar ist aus meiner Sicht, dass die Wurzel des Prob-
lems eben nicht regional ist, sondern das Problem 
ist eine bundesweit gescheiterte Pflegepolitik der 
letzten Jahre. Es wäre zu einfach zu sagen, dann 
warten wir einmal, bis das auf Bundesebene gelöst 
wird. Selbstverständlich müssen wir uns als Lan-
desparlament und muss sich der Senat dieser Auf-
gabe stellen und darüber diskutieren, welche regi-
onalen Strukturen vorgehalten werden können, 
vorgehalten werden müssen und welcher politi-
schen Rahmensetzung es bedarf, um diesem Man-
gel entgegenzutreten. Daher hat der Senat in der 
Vergangenheit bereits ein Verfahren eingeleitet, 
um im Rahmen des Landespflegeausschusses und 
in einem extra dafür gegründeten Beirat Vor-
schläge zu entwickeln und in Abstimmung mit der 
wissenschaftlichen Studie durch die Hochschule 
Bremen konkrete Maßnahmen zu entwickeln, die 
diesem Missstand entgegentreten. Das ist genau 
der Punkt, meine sehr geehrten Kolleginnen und 
Kollegen vor allen Dingen der Fraktion der CDU, 
bei dem ich Ihren Aufschlag einfach nicht verstehe. 

Da hat man ein externes Gremium mit dem gebün-
delten Sachverstand, von den Leistungserbringern 
über die Kassen, über die Kassenärztliche Vereini-
gung, beiden befassten Senatsressorts und dem 
Magistrat gebildet. Alle sitzen an einem Tisch und 
diskutieren auf Grundlage einer wissenschaftli-
chen Studie durch die Hochschule Bremen, was 
sind Bedarfe, was sind Zielzahlen, was sind Punkte, 
die man auf regionaler Ebene verankern kann, ver-
ankern muss, und dann sagen Sie, zwei Wochen, 
bevor das Ganze diskutiert wird: Kann der Senat 
bitte Maßnahmen definieren? 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, genau 
das tun wir, genau das tun die Expertinnen und Ex-
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perten gemeinsam, und auf dieser Grundlage wer-
den wir weiter beraten. Ihres Antrags bedarf es da-
für nicht. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Lassen Sie mich angesichts dieses Schnittstellenbe-
reichs der Kurzzeitpflege zwischen Gesundheit 
und dem Pflegebereich ein Wort zu der Frage der 
Zuständigkeiten sagen! Ich halte die Verteilung 
über zwei Ressorts an einigen Stellen für durchaus 
herausfordernd, um in der Abstimmung dicht bei-
einander zu bleiben und entsprechend der Bedarfe 
reagieren zu können. Insbesondere wenn wir dar-
über sprechen, dass wir an Krankenhäusern ange-
schlossene Kurzzeitpflegeeinrichtungen bräuch-
ten, denke ich, dass wir in der Abstimmung und in 
der Diskussion enger zusammenrücken müssen. 

Möglicherweise wäre es sinnvoller, die Ergebnisse 
dieses Beirates in einer gemeinsamen Sitzung der 
Deputation für Gesundheit und Verbraucherschutz 
sowie der Deputation für Soziales, Jugend und In-
tegration aufzurufen und zu erörtern. Ich denke 
auch, dass man in Zukunft darüber sprechen muss, 
ich kann mir gut vorstellen, dass ein solcher Vor-
schlag von uns in den Deputationen diskutiert wird. 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, einen 
Antrag in dieser Form brauchen wir aber nicht. – 
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächste Red-
nerin hat das Wort die Abgeordnete Birgitt Pfeiffer. 

Abgeordnete Birgitt Pfeiffer (SPD): Sehr geehrte 
Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Landauf, landab können wir diese Schlagzeilen le-
sen: Lange Wartelisten, zu wenig Plätze in der 
Kurzzeitpflege oder mehr Kurzzeitpflege gefordert. 
Bundesweit gibt es etwas über 41 000 Kurzzeitpfle-
geplätze, im Land Bremen haben wir aktuell 191. 

Wir wissen nicht, wie viele Einstreubetten wir noch 
haben. Deutlich können wir sagen, im Bund wie in 
Bremen haben wir zu wenig Kurzzeitpflegeplätze, 
und ich greife die Anregung von Frau Grönert auf, 
Kurzzeit- und Verhinderungspflege im Paket zu 
diskutieren. Wir haben durch Ihre Anfrage einen 
aktuellen Blick auf die Situation in Bremen, und da 
lesen wir, unterm Strich sei akut – also zum Zeit-
punkt der Beantwortung der Großen Anfrage im 
November – kein Versorgungsengpass zu verzeich-
nen. 

Das freut mich zu hören, aber das tröstet uns natür-
lich nicht darüber hinweg, dass wir in Bremen, 
noch deutlicher in Bremerhaven, im Prinzip einen 
Mangel an Kurzzeitpflegeplätzen haben. 

(Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert [FDP]: Das ent-
spricht auch nicht unserer Wahrnehmung!) 

Im Februar 2020 hat Frau Sozialsenatorin Stah-
mann im „Weser-Kurier“ darauf hingewiesen, dass 
wir einen Rückgang an Pflegeplätzen, Kurzzeit-
pflegeplätzen, haben, das ist also unbestritten. 

Werfen wir einen Blick auf die wichtige Rolle der 
Kurzzeitpflege im Versorgungskonzert! Der größte 
Teil der Pflegebedürftigen wird zu Hause versorgt, 
das ist in Deutschland wie in Bremen der Fall. Sie 
werden von Angehörigen umsorgt, versorgt. Sie 
nutzen zum Beispiel die Kurzzeit-, die Verhinde-
rungspflege zur Versorgung ihrer Pflegebedürfti-
gen, wenn sie in den Urlaub fahren, wenn sie selbst 
erkrankt sind oder einmal eine Pflegepause benö-
tigen. Kurzzeitpflege kommt auch zum Zuge, wenn 
Pflegebedürftige selbst ins Krankenhaus müssen 
und die Frage der Versorgung im Anschluss noch 
nicht geklärt ist, ob es die Rückkehr nach Hause, 
eine Rehamaßnahme oder die Langzeitpflege ist. 
2016/2017, das möchte ich ergänzen, weil das noch 
nicht zum Tragen kam, ist die Kurzzeitpflege auch 
für Patient*innen ohne Pflegegrad oder mit Pflege-
grad 1 ermöglicht worden. Das hat dazu geführt, 
dass noch mehr Druck in das System kam, weil 
noch mehr Menschen die Kurzzeitpflege benötig-
ten. Das hat die Versorgungslücke, die wir in dem 
Bereich haben, vergrößert. 

Wir haben schon darüber gesprochen, Kurzzeit-
pflege gibt es in solitären Einrichtungen, in separa-
ten Einrichtungen. In Bremen haben wir übrigens 
nur eine solitäre Einrichtung, in der Stadt Bremen, 
ansonsten haben wir eine Anzahl X von Einstreu-
betten, die wir nicht kennen. 

In der Antwort auf die Große Anfrage ist die Idee 
einer onlinebasierten Datenbank vorgestellt wor-
den. Das wäre aus meiner Sicht eine gute Idee. Für 
pflegende Angehörige ist es sicher hilfreich, auf ei-
nen Blick zu erkennen, ob und wo es freie Plätze 
gibt. Ich bin mir aber nicht sicher, und das möchte 
ich gern anmerken, ob das auch in einem Anbieter-
markt funktioniert, den wir aktuell haben. Welchen 
Anreiz sollten Pflegeeinrichtungen haben, freie 
Plätze zu melden, wenn sie ihnen sozusagen aus 
der Hand gerissen werden? Das ist zu prüfen. 
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Meine Damen und Herren, kommen wir zu den 
Herausforderungen, die dazu führen, dass Kurz-
zeitpflegeplätze nicht nur in Bremen, sondern auch 
bundesweit Mangelware sind! Im Wesentlichen 
lässt sich das in einem Satz zusammenschnüren: 
Kurzzeitpflege lohnt sich nicht. 

Sie lohnt sich nicht, weil sie einen hohen administ-
rativen und pflegerischen Aufwand bei schnellen 
Bewohnerwechseln bedeutet. Sie lohnt sich auch 
nicht, weil Pflegegrade, mit denen die Menschen in 
die Kurzzeitpflege kommen, oft nicht den realen 
Pflegeaufwand widerspiegeln. Sie lohnt sich auch 
nicht, weil es freie Plätze zwischen den Belegun-
gen gibt, während die Fixkosten weiterlaufen. Nur 
als Randbemerkung: Freie Plätze muss es natürlich 
geben, das hängt mit dem Wesen von Kurzzeit-
pflege zusammen. Die muss da sein, wenn sie ge-
braucht wird. 

Dieses Vorhalten einer Leistung wird von Kassen 
zwar auch vergütet, aber alle Anbieter sind sich ei-
nig: Das reicht nicht aus, um die Kosten zu decken, 
und da hätten wir schon einmal eine wesentliche 
Stellschraube, an der man drehen könnte, um eine 
auskömmliche Finanzierung sicherzustellen. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Auch eine Studie aus NRW, die IGES-Studie, ver-
weist auf die Probleme und diagnostiziert gar einen 
Strukturwandel in der Kurzzeitpflege. Sie konsta-
tiert, dass über die letzten Jahre solitäre Einrich-
tungen bei gleichzeitiger Tendenz hin zu Einstreu-
betten abgebaut wurden. Das war also nicht nur 
eine bremische Entwicklung, sondern eine bundes-
weite. 

Ich will mich sehr dagegen verwehren, Frau Grö-
nert, dass wir die Einstreubetten deswegen nicht 
mehr mit einer Investitionsförderung bedenken, 
weil wir sparen wollen. Ich glaube, wir wollen nicht 
sparen auf dem Rücken Älterer. Sie haben gesagt, 
es schont die Sozialkassen. Das mag ein Effekt ge-
wesen sein, aber das ist mit Sicherheit nicht etwas, 
was wir intendiert haben. Die Einstreubetten ha-
ben die wichtige Funktion, die Menschen wieder 
zurück in die Häuslichkeit zu führen. Das ist pfle-
gepolitisch klar, und dafür stehen wir auch. 

Kommen wir zurück zum Hauptproblem der Kurz-
zeitpflege: Sie lohnt sich nicht. Belegen können wir 
das auf einen Blick und sehr eindrücklich, wenn 
wir in die Liste in der Antwort auf die Große An-
frage schauen und fragen: Welche Anbieter bieten 
das eigentlich an? Da erkennen wir: Elf Plätze von 

191, das sind sechs Prozent, werden von einem pri-
vaten Anbieter betrieben. Ich glaube, das ent-
spricht nicht so ganz ihrem Marktanteil. Was Mark-
torientierung in der Daseinsfürsorge bewirkt, se-
hen wir hier also überdeutlich: Was sich nicht lohnt, 
wird nicht gemacht. Investitionen in den Platzaus-
bau werden nur bei geringer Renditeerwartung ge-
tätigt, und Rendite ist eben in der Kurzzeitpflege 
nicht oder kaum zu machen. Oft genug ist sie ein 
Minusgeschäft. 

Das Ergebnis sehen wir hier und anderswo in der 
Republik. Klar ist, das will ich auch sagen, wir kön-
nen im Moment auf die Pflegeeinrichtungen der 
freien Anbieter nicht verzichten, aber deutlich wird 
damit auch, was die Schattenseite dieser Marktori-
entierung in der Pflege ist. Die gemeinnützigen 
Träger dagegen sind es, die auch ohne Renditeori-
entierung Verantwortung in der Kurzzeitpflege 
übernehmen und die nicht auskömmliche Finan-
zierung der Plätze durch die Pflegekassen kompen-
sieren, und das übrigens, obwohl sie selbstver-
ständlich auch wirtschaftlich arbeiten müssen. 

Genug der Diagnosen, werfen wir einen Blick auf 
mögliche Lösungen! Frau Grönert hat schon darauf 
verwiesen, dass sich einige Länder schon auf den 
Weg gemacht haben. Länder wie Baden-Württem-
berg, Bayern oder Nordrhein-Westfalen haben in 
der Tat Investitionsprogramme aufgelegt. In Ba-
den-Württemberg konnte die Zahl der Kurzzeit-
pflegeplätze um 15 Prozent erhöht werden. Das 
entspricht 152 Plätzen für das gesamte Bundesland 
Baden-Württemberg zum Schnäppchenpreis von 
7,6 Millionen Euro. Baden-Württemberg zahlte 
50 000 Euro pro Platz, Bayern zahlt 70 000 Euro, 
nur damit wir uns die Zahlen vergegenwärtigen, 
die es bedeuten würde, wenn wir in einem so um-
fangreichen Maße in die Investitionskostenförde-
rung einstiegen. 

Andere Lösungen, die auch erarbeitet worden sind, 
da geht es um Landesrahmenverträge, wie können 
sie anders gestaltet werden mit dem Ziel, wirt-
schaftlich tragfähige Vergütungen zu bekommen. 
Stellschrauben sind da, andere Berechnungsmo-
delle, Pflegegrad-Upgrades, eine andere Vergü-
tung von Personal in der Kurzzeitpflege, auch die 
Auslastungsquote, die ich schon erwähnte, Kurz-
zeitpflege im Krankenhaus, auch ein Thema, mit 
dem wir zu tun haben, etwas, was wir, glaube ich, 
für Bremen noch nicht final geprüft haben. 

Wir sehen also – das ist die positive Nachricht –, es 
lässt sich einiges machen, wenn wir einmal vom 
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strukturellen Dilemma eines staatlichen Planungs-
auftrags bei einer marktgesteuerten Versorgung 
absehen. Wir sind im Bundesland natürlich in der 
Pflicht, aber natürlich auch Pflegeanbieter, Pflege- 
und Krankenkassen. Da würde ich Frau Oster-
kamp-Weber zustimmen. 

Ich bin sehr gespannt auf die Ergebnisse des Fach-
beirats, ob er in dieser Coronalage schon final zu 
einem Ergebnis kommen konnte. Das wird uns der 
Staatsrat gleich sagen. Eines darf ich Ihnen versi-
chern, Frau Grönert: Als Sprecherin der Sozialde-
putation möchte ich sehr gern dafür Sorge tragen, 
dass wir die Ergebnisse des Fachbeirats ausführlich 
in der Deputation diskutieren. In der Zielstellung 
sind wir uns ja einig: Wir brauchen mehr Plätze in 
der Kurzzeitpflege im Land Bremen. – Vielen 
Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Dr. Magnus 
Buhlert. 

Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert (FDP): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! 
Zwei Sätze, die die Debatte prägen: „Kurzzeit-
pflege lohnt sich nicht“ und „Kurzzeitpflege ist 
dringend erforderlich! Ein Widerspruch, den es sei-
tens der Politik zu lösen gilt, und es ist genau die 
Frage: Wie schnell lösen wir das? 

Liebe Abgeordnete der Koalition, ja, es ist wichtig, 
das mit denjenigen, die es anbieten, zu diskutieren. 
Es ist wichtig, auch diese entsprechenden Kommis-
sionen zu haben, um darüber zu reden. Es ist aber 
bitte schön auch Aufgabe der Opposition, hier zu 
drängen und zu drücken, denn das Problem ist ein 
drängendes. Die Menschen, die auf diese Plätze 
angewiesen sind – und damit meine ich nicht nur 
die zu Pflegenden, sondern auch die Menschen, die 
ihre Angehörigen privat pflegen oder die das an-
ders organisieren –, warten dringend auf Lösungen. 

(Beifall FDP) 

Da ist es dann nun einmal die Rolle der Opposition, 
und deswegen unterstützen wir Freien Demokra-
ten an der Stelle auch die Christdemokraten, zu 
drängen, denn ehrlich gesagt ist das die Rolle der 
Opposition, Ihnen deutlich zu sagen – ich will 
Ihnen gar nicht absprechen, dass Sie die Notwen-
digkeit selbst sehen! –, und das auch hier im Parla-
ment, dass etwas getan werden muss und dass ein 
Handeln überfällig ist. 

(Beifall FDP, CDU) 

Ja, wir haben hier in der Vorlage 191 Plätze aufge-
führt, aber im Frühjahr 2018 gab es noch 249 
Plätze. Da ist ja etwas passiert, ein Rückgang um 
elf Prozent. Wenn wir dann genauer hinsehen, se-
hen wir, dass es 182 Plätze in Bremen und ganze 
neun in Bremerhaven gibt. Dann müssen wir doch 
auch als Landesparlament hinsehen und sagen, in 
Bremerhaven ist das Problem vielleicht noch grö-
ßer! 

Wenn ich dann feststelle, dass die Bremerhavener 
zumindest zum Zeitpunkt der Antwort noch nicht 
einmal entsprechend stark in den Beratungspro-
zess eingebunden waren, dann muss ich fragen: 
Hat die Koalition hier ihre Hausaufgaben gemacht, 
oder muss nicht spezieller nicht nur auf das Bremer 
Problem, sondern auch auf das Bremerhavener 
Problem geschaut werden und geschaut werden, 
wie die Bedarfe sind und wie dort ein Ausbau statt-
finden kann? 

Wenn wir wissen, dass damit kein Geld verdient 
werden kann, aber trotzdem etwas getan werden 
muss und es eine Überlegung in städtischen Kran-
kenhäusern wie denen der GeNo gab, weitere 
Plätze auszubauen, auch vor dem Hintergrund, 
dass das für sie vielleicht sinnvoll sein kann, auch 
wirtschaftlich, weil sie damit perspektivisch Kran-
kenhausbetten freiziehen können, dann müssen 
wir doch die Frage stellen: Warum passiert das 
nicht schneller? Warum fallen die Entscheidungen 
nicht, und warum bleibt das immer noch als offene 
Frage? Selbst wenn man zu dem Ergebnis kommt, 
das wäre nicht richtig, muss man die Frage beant-
worten, damit man dann an anderer Stelle handeln 
kann. Auch hier ist dringend ein Handeln geboten. 

(Beifall FDP, CDU) 

Ja, die Krankenhäuser sind vielleicht aktuell nicht 
voll ausgelastet, aber trotzdem ist es doch nicht 
richtig, dass die Menschen dort länger verweilen 
müssen, weil Kurzzeitpflege- oder Verhinderungs-
plätze gesucht werden müssen. Ja, es bleibt eine 
große Aufgabe, hier etwas zu tun, und es ist auch 
richtig, dass da im Februar Leute zusammenkom-
men. Wir wissen aber doch schon seit Februar 2019, 
wie die Versorgungssituation war, und es ist nun 
einmal so, dass sich hier eine Entwicklung abzeich-
net, die nicht gut ist. 

Natürlich kann man darüber diskutieren, ob die 
eingestreuten Plätze denn der bessere Weg sind o-
der eher der Weg in die Langzeitpflege, den wir 
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durch Kurzzeitpflege eigentlich vermeiden wollen. 
Die Wahrheit ist aber auch, dass manchmal nur ein 
Kurzzeitpflegeplatz gefunden wird, obwohl eigent-
lich schon ein Langzeitpflegeplatz gebraucht wird. 
Wir können uns den wirtschaftlichen Argumenten 
nicht ganz verschließen, wenn dann die einge-
streuten Plätze diejenigen sind, die eben noch 
funktionieren und die genutzt werden können, 
aber ehrlich gesagt, so viele eingestreute Plätze 
werden wir auch nicht haben, denn das Problem, 
das wir bei der Kurzzeitpflege haben, haben wir bei 
Pflegeplätzen insgesamt. Das wird auch am Ende 
des Tages nicht die Lösung sein. 

Insofern müssen wir schauen, wie wir dort Lösun-
gen finden können. Auf die Höhe des Eigenbei-
trags ist ja schon hingewiesen worden. Das führt 
natürlich auch zu einer sozialen Schieflage, die wir 
im Kopf haben müssen, bei der wir auch über Dis-
kussionen wie Sockel-Spitze-Tausch und der glei-
chen Lösungen finden müssen, denn das führt doch 
dazu, dass viele benachteiligt sind, die alleinste-
hen, die Suchtproblematiken haben, die finanziell 
schlechtergestellt sind, die eben gezwungen sind, 
selbst Lösungen zu finden. Auch das muss, glaube 
ich, in der Tat angegangen werden. 

Es läuft vieles schief. Wir müssen die Zahl der 
Plätze erhöhen, wir müssen vernünftige Plätze fin-
den, wir müssen die Frage klären, ob wir das in 
Reha-Einrichtungen einrichten können, ob wir das 
in Krankenhäusern machen können, und wir müs-
sen schauen, welche Finanzierung wir uns dafür 
leisten wollen und können, denn die finanziellen 
Anreize sind ja in der Tat trotz des Bedarfs nicht 
gegeben. 

Fazit aus Sicht der FDP: Wir müssen die Rahmen-
bedingungen für die Kurzzeitpflege verbessern, 
wir müssen schauen, dass Krankenhäuser dort, wo 
Unterversorgung herrscht, Kurzzeitpflege anbie-
ten. 

(Vizepräsidentin Sülmez Dogan übernimmt den 
Vorsitz.) 

Gerade, wenn sie jetzt beispielsweise weiter Betten 
reduzieren müssen, ist das ein Angebot, das sie ma-
chen können. Dort ist das Gebäude ja schon ge-
baut. Zugleich brauchen wir eine wirtschaftlich 
tragfähige Vergütung in der Kurzzeitpflege. 

Wir müssen einmal schauen, ob die Trennung zwi-
schen Kurzzeit- und Verhinderungspflege und die 
Idee, dass man Verhinderungspflege erst sechs 
Monate nach Eintritt des Pflegefalls in Anspruch 

nehmen kann, wirklich die richtige Idee ist, denn 
ehrlich gesagt ist man manchmal vielleicht auch 
schon nach vier Monaten als pflegender Angehöri-
ger erschöpft, und manchmal kann man länger 
warten. Wir müssen da flexibler werden und Büro-
kratie an der Stelle sparen. 

Wenn dann die Idee ist, dass die Gesundheits- und 
Sozialpolitik das zusammen in einer Sitzung disku-
tieren, sollten wir das gern aufgreifen, denn eines 
ist klar: Nicht jede Fraktion hat das Vergnügen, ei-
nen Sprecher zu haben, der Sprecher für Soziales 
und Gesundheit ist. Dann müssen wir uns nun ein-
mal mit allen zusammensetzen. Ich denke aber 
auch, andere Fraktionen leisten das und reden in 
den Fraktionen zusammen, das aber mit beiden 
Deputation gemeinsam zu tun, ist sicherlich der 
richtige Ansatz, den Herr Janßen hier vorgetragen 
hat. 

Kurzum: Die Probleme bleiben. Wir haben zu we-
nige Kurzzeitpflegeplätze, und Kurzzeitpflege 
lohnt sich unter den Rahmenbedingungen nicht. Es 
ist dringend notwendig, hier etwas zu tun. Die Ko-
alition ist dringend gefordert, und wir unterstützen 
den Antrag hier, weil es ein Zeichen der Opposition 
ist, dass dringender Handlungsbedarf besteht. – 
Herzlichen Dank! 

(Beifall FDP, CDU) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächste Red-
nerin hat die Abgeordnete Sigrid Grönert das Wort. 

(Abgeordneter Rainer Bensch [CDU]: Ich konnte 
Ihnen zu 99,6 Prozent folgen!) 

Abgeordnete Sigrid Grönert (CDU): Frau Präsi-
dentin, meine Damen und Herren! Gerade in der 
Studie wird noch einiges an Verbesserungspoten-
zial für Bremen erkennbar. So könnte der Senat 
den Pflegeeinrichtungen die Arbeit mit Kurzzeit-
pflegeplätzen durchaus erheblich erleichtern, was 
aber bis heute nicht geschieht. Dabei geht es ei-
gentlich um Kleinigkeiten, die man nicht jahrelang 
prüfen und über die man nicht jahrelang nachden-
ken muss, sondern die man recht schnell umsetzen 
könnte. So könnte der Senat zum Beispiel den Pfle-
geplatzanbietern die Kostenerstattung über die 
Grundsicherung schon lange zeitnah abrechnen, 
denn dafür ist er selbst und nicht der Bund zustän-
dig. Die Einrichtungen müssen aber ihrem Geld 
ständig hinterherlaufen, anstatt dass sie wenigs-
tens an dieser Stelle von unnötiger Mehrarbeit ent-
lastet werden, und das halte ich für ein Armuts-
zeugnis. 
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(Beifall CDU) 

Da ein Kurzzeit- oder Verhinderungspflegeplatz 
stets nur wenige Wochen besetzt ist, ist es natürlich 
von Bedeutung, ob man eine Belegung zeitnah ab-
schließen kann oder sie in der Endabrechnung 
noch monatelang vor sich herschieben muss. Der 
Senat könnte auch dafür Sorge tragen, dass bereits 
im Krankenhaus Verordnungen zumindest an 
Übergängen in die Kurzzeitpflege ausgestellt wer-
den, damit Therapien dort sofort und nicht erst 
nach einer Woche beginnen können und Hilfsmit-
tel schneller zur Verfügung stehen, aber alles das 
und vieles andere passiert nicht. 

Ich stelle fest, dass der Senat und auch einige Red-
ner hier heute hauptsächlich dann offen und enga-
giert dabei sind, wenn man anderen oder dem 
Bund etwas anlasten kann. Bei eigenen Anteilen 
werden die Augen schon gern einmal geschlossen, 
die anderen sollen etwas machen. 

Die Studie macht des Weiteren auch deutlich, dass 
insbesondere hilflose und alleinstehende Senioren 
und Seniorinnen noch viel strukturiertere Unter-
stützung erfahren müssten, ganz besonders, wenn 
sich demenzielle Veränderungen zeigen. Es ist 
nämlich zurzeit Alltag, dass die Angehörigen einen 
Großteil der Organisation und Kooperation, zum 
Beispiel bei der Überleitung von Pflegebedürftigen 
im Krankenhaus in die Kurzzeitpflege, leisten müs-
sen. Angehörige sind dazu aber nicht immer in der 
Lage, und noch schwerer wiegt, dass es immer häu-
figer keine Angehörigen gibt, und diese Gruppe 
wächst unaufhaltsam. Hier tun sich Lücken und 
Verzögerungen für immer mehr pflegebedürftige 
Menschen auf, die Sie hier in Bremen noch viel 
mehr in den Blick nehmen könnten und auch abar-
beiten müssten. 

Auf weitere Problemstellungen will ich jetzt nicht 
mehr intensiver eingehen, aber zu nennen wäre 
zum Beispiel eine Belegung der Kurzzeitpflege-
plätze mit Pflegebedürftigen, die nicht der Ziel-
gruppe entsprechen. 

Ein wenig eingehen möchte ich noch auf die Ant-
wort des Senats auf unsere Frage nach wohnortna-
hen Plätzen. Der Senat geht demnach davon aus, 
dass es in keinem Stadtteil eine Unterversorgung 
für die Kurzzeit- und Verhinderungspflege gibt, da 
über 80 Prozent der für die Studie untersuchten Un-
terbringungen im Umkreis von zehn Kilometern 
vom Wohnort realisiert werden konnten. 

Das heißt aber auch, dass 20 Prozent, also jeder 
fünfte Pflegebedürftige, doch mehr als zehn Kilo-
meter Entfernung vom Wohnort in Kauf nehmen 
mussten. Leider wird weder in der Großen Anfrage 
noch in der Studie geklärt, ob die zehn Kilometer 
überhaupt in Luftlinie oder als Anfahrtsweg ge-
meint sind, und auch nicht, ob der kürzeste oder 
der schnellste Weg gerechnet wurde. Trotzdem 
versichert der Senat felsenfest, dass die Kontakte 
zu Angehörigen und Freunden gesichert wären. 
Ich schätze das so ein, dass der Senat einfach gar 
kein Interesse daran hatte, den ohnehin problema-
tischen Platzmangel womöglich auch noch stadt-
teilbezogen festzumachen und diesen dann auch 
noch abarbeiten zu müssen. 

Denken Sie doch bitte einmal mit! Von Habenhau-
sen nach Findorff, in die Hemmstraße zum Beispiel, 
muss ich für die zehn Kilometer – nicht Luftlinie, 
sondern Anfahrt! – mit Bus und Bahn gut 45 Minu-
ten einplanen. Das macht für den Hin- und Rück-
weg zusammen eineinhalb Stunden. Für selbst oft 
schon ältere Angehörige und Freunde, manchmal 
mit Rollator unterwegs, ist das mitsamt Umsteigen 
bestimmt kein Vergnügen! Drei, vier, fünf oder 
zehn Kilometer sind nun einmal in einer Großstadt 
keine Kleinigkeit, in der zehn Kilometer einfach 
mehr sind als auf dem platten Land! 

Ich bitte, das noch einmal genau zu überdenken. 
Ich meine, dass es doch gerade den Menschen, die 
Angehörige zu Hause pflegen, möglichst leicht und 
angenehm gemacht werden muss, sich selbst auch 
einmal Erholungspausen durch die Inanspruch-
nahme der gesetzlich zugesicherten Kurzzeit- oder 
Verhinderungspflege gönnen zu können, die doch 
bestimmt nicht für den täglichen, womöglich recht 
kurzen Besuch des Angehörigen übermäßig lange 
in Bus und Bahn verbracht werden sollten. 

Wie schon gesagt, es gibt noch viele wichtige 
Punkte, doch für heute muss das reichen, und ich 
schließe meinen Beitrag gleich ab. Ich wollte aber 
noch einmal sagen: Wir möchten bis zum Mai einen 
wirklich konkreten politischen Fahrplan, wenn die 
Maßnahmen und Vorschläge des Landespflege-
ausschusses vorliegen. Wir wollen nicht, dass Sie 
weiter jahrelang zusehen, wie andere es dann viel-
leicht machen, ohne Sie anzuschieben. Wir wollen, 
dass Sie Ihren Part jetzt übernehmen. Das ist jetzt 
ein sehr guter Zeitpunkt für so einen Antrag, weil 
nämlich der Landespflegeausschuss seine Maß-
nahmenvorschläge jetzt öffentlich machen wird. 

Sie bekommen das bei anderen Themen doch auch 
hin! Sie bekommen es auch finanziell hin. Ich 
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möchte jetzt nichts gegeneinander ausspielen, aber 
wenn Sie ein Anliegen haben, das Sie fördern 
möchten, wie zum Beispiel das Stadtticket, dann 
sind Sie bereit, Geld in die Hand zu nehmen, und 
hier sind Sie es nicht. Das finde ich sehr schade. – 
Vielen Dank! 

(Beifall CDU) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächste Red-
nerin hat die Abgeordnete Birgitt Pfeiffer das Wort. 

Abgeordnete Birgitt Pfeiffer (SPD): Frau Präsiden-
tin, meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
wollte nur noch einmal ein paar kurze Gedanken 
äußern. Herr Dr. Buhlert, ich bin gerade aufge-
schreckt, als Sie das so zusammengefasst haben: 
Kurzzeitpflege lohnt sich nicht, wir brauchen mehr 
Plätze. Ich will das noch einmal kurz deutlich ma-
chen! 

Mir ging es darum, darauf hinzuweisen, dass wir 
sozusagen eine Marktlogik haben, die das Ange-
botsgeschehen steuert, und dass das an diesem 
Punkt herausfordernd ist, denn in dem Moment, in 
dem ein Angebot nicht auskömmlich gegenfinan-
ziert ist, richtet der Markt es nicht ein. Das ist ein-
fach ein Dilemma, vor dem wir bundesweit insge-
samt stehen, das wir irgendwann einmal lösen 
müssen. Frau Grönert nickt, vielen Dank! Dieses 
Dilemma ist da, und darin stecken wir. Das, finde 
ich, muss man einmal festhalten. Das sollte also 
nicht zynisch klingen im Hinblick auf pflegende 
Angehörige, die dringend auf Plätze angewiesen 
sind. 

Ich glaube, wir sind uns einig, dass wir mehr Dyna-
mik brauchen, ich möchte mich aber sehr dagegen 
verwehren, dass wir da keine politischen Be-
schlüsse fassen, denn wir haben beschlossen, diese 
Studie in Auftrag zu geben, und wir haben be-
schlossen, diesen Ausschuss einzurichten, der sich 
mit Maßnahmen beschäftigt. Aufgrund der kom-
plexen Gemengelage und der vielen Akteure in 
diesem Feld brauchen wir, glaube ich, eine ausge-
feilte Debatte nicht nur politischer Art, sondern 
eben auch in den fachlichen Gremien, die damit 
betraut sind. 

Wir müssen da mit den beiden Ressorts ins Ge-
spräch kommen, die LAG der Wohlfahrtspflege, 
der Bundesverband privater Anbieter sozialer 
Dienste, die Krankenhausgesellschaft, die Kassen, 
sie alle sitzen zusammen. Ich finde – jedenfalls 
kann ich das für die SPD-Fraktion sagen –, wir le-
gen großen Wert darauf, die Erkenntnisse und die 

Vorschläge aus dieser Debatte in diesem Aus-
schuss in die politische Bewertung mit einzubezie-
hen und danach zu entscheiden, in welche Rich-
tung es geht. Ob es Mai oder Juni oder September 
wird, hängt ein bisschen davon ab, wann die Er-
gebnisse vorgelegt werden. 

Ich will noch einmal zwei Stichworte nennen! Wir 
sind uns mit Sicherheit ziemlich uneinig über die 
Frage, ob das Thema Investitionskostenförderung 
die Rettung der Welt bedeutet. Ich glaube, dass es 
das nicht ist, sondern dass wir dauerhaft eine bes-
sere Absicherung der Kurzzeitpflege haben müs-
sen. Das geht auch über die Pflegekassen. Wir wis-
sen alle, das Land ist der Juniorpartner, wenn es 
um Pflegesatzverhandlungen und um Verhandlun-
gen über Rahmenvereinbarungen geht. 

Ich will für mich überhaupt nicht ausschließen, dass 
wir auch noch einmal über das Thema Investitions-
kostenförderung nachdenken müssen. Ich will aber 
auch sehr deutlich sagen, in was für einer finanzi-
ellen Situation wir als Bundesland stehen, wenn 
diese Coronapandemie überwunden ist, und dass 
wir dann in der Tat sehr genau überlegen müssen: 
Was geht noch, und was geht nicht? 

Ich will gar nicht sagen, dass es da nicht geht. Sie 
haben ja zu Recht darauf verwiesen, dass wir kön-
nen, wenn wir wollen. Wir als Gesundheits- und 
Sozialpolitiker werden aber nicht die Einzigen sein, 
die sich um das wenige verbliebene Geld schlagen 
werden. Ich glaube, wir würden sehr schnell zu ei-
ner Einigkeit finden, das wird aber nicht im Ge-
samtkonzert so sein. Deshalb ist es wichtig, dass 
wir diese Debatte heute führen und, glaube ich, das 
ganze Parlament darauf hinweisen, wie wichtig das 
Thema Kurzzeitpflege ist. 

Zweites Stichwort: Krankenhäuser! Ich finde, da 
sind wir vielleicht noch nicht am Ende der Fahnen-
stange angelangt. Ich finde, wir müssen sehr inten-
siv darüber nachdenken, wie es uns gelingen kann, 
die Kurzzeitpflege auch an den Krankenhäusern 
anzudocken. Den Vorschlag von Herrn Janßen 
würde ich auch sehr gern unterstützen, dass man 
da eine gemeinsame Runde im Bereich der Ge-
sundheits- und Sozialpolitiker macht. Damit soll es 
das von meiner Stelle gewesen sein! – Vielen Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat Herr Staatsrat Jan Fries das Wort. 
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Staatsrat Jan Fries: Sehr geehrte Frau Präsidentin, 
sehr geehrte Damen und Herren! Das Thema Kurz-
zeitpflege ist ein Problem, das ist unbestritten, und 
auch die Zahlen, die die Entwicklung der Plätze 
darstellen, lügen nicht. Trotzdem – und darauf ha-
ben mehrere Rednerinnen und Redner hingewie-
sen – muss man das Problem differenziert betrach-
ten und stets nicht nur auf die Quantität, sondern 
auch auf die Qualität der Plätze schauen. Gerade 
deswegen zu suggerieren, es gebe eine leichte, 
niedrighängende Frucht der Förderung der Streu-
plätze, möchte ich zurückweisen. 

Es ist richtig, Kurzzeitpflege und Verhinderungs-
pflege als eigenständige Kategorien auch mit eige-
nen Zielen zu sehen. Diese Trennung erfolgt nicht, 
weil wir den Menschen, die dauerhaft einen Platz 
in einer Altenpflegeeinrichtung brauchen, dies 
nicht gönnen, sondern weil wir es da, wo es mög-
lich ist, dies zu verhindern und ihnen die Rückkehr 
in die eigene Häuslichkeit zu ermöglichen, weiter 
für richtig halten und das als vorrangiges Ziel ha-
ben. Das ist aus unserer Sicht kein ökonomisches, 
sondern ein emanzipatorisches Ziel, das wir verfol-
gen. 

Die Argumentation der CDU, hier die Verantwor-
tung des Senats aufzubauen, zog die Investitions-
kostenförderung sehr in den Mittelpunkt der De-
batte. An dieser Stelle möchte ich noch einmal da-
rauf hinweisen, wie das wirkt. Die Investitionskos-
ten, sofern sie nicht vom Staat übernommen wer-
den, müssen von den Angehörigen bezahlt werden. 
Es spielt also eine Rolle, wie hoch der Eigenbeitrag 
ist. Von daher ist das in der Tat ein politisches Prob-
lem, über das man reden muss. Es ist aber kein An-
reiz, der über die Wirtschaftlichkeit oder Nichtwirt-
schaftlichkeit von Plätzen entscheidet. Deshalb, 
Frau Grönert, haben Sie dort eine Scheinkorrela-
tion gefunden. 

(Lachen CDU) 

Über das weitere Argument, die Frage, ob zehn Ki-
lometer ein angemessener Radius sind, um einen 
Platz zu finden, kann man in der Tat trefflich strei-
ten. Wo man aber, glaube ich, ziemlich klar Posi-
tion beziehen kann, ist, dass die Stadtteilebene der 
falsche Bezugspunkt ist, um eine Bedarfs- und An-
gebotsplanung zu machen, sondern dass solche 
Angebote in größeren räumlichen Kontexten zu 
diskutieren sind. 

Zu den finanziellen oder fehlenden finanziellen 
Anreizen ist hier schon eine Menge gesagt worden. 

Sicher ist es einfach, zu sagen, nehmt als Land ein-
fach mehr Geld in die Hand! Dass das aber gerade 
von den Fraktionen vorgetragen wird, die den Se-
nat hier nicht ein Mal, sondern regelmäßig wegen 
zu hoher Sozialkosten und deren Steigerungsraten 
vorzuführen versuchen, finde ich schon verwun-
derlich. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE – 
Abgeordneter Rainer Bensch [CDU]: Das war 
Wahlkampf und nicht senatswürdig! – Abgeordne-
ter Björn Fecker [Bündnis 90/Die Grünen]: Das 
sieht die Mehrheit hier im Haus anders!) 

Ich glaube trotzdem, dass vorgetragene Kritik eine 
ist, zu der sich der Senat verhalten und positionie-
ren kann. Das sind Debatten, die wir hier geführt 
haben. Die Debatten über Fragen, ob die Sozialleis-
tungen, und auch in dieser abstrakten Form, zu 
hoch oder zu niedrig sind, haben wir schon häufi-
ger in diesem Haus, in der Sozialdeputation, im 
Haushalts- und Finanzausschuss geführt, deshalb 
darf ich auch zu solchen Debatten Stellung neh-
men. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Zu der Frage der sozialen Selektion ist auch vieles 
schon gesagt worden. Ich glaube, es ist aus Sicht 
des Senats dringend erforderlich, den Eigenanteil 
zu begrenzen. Vor allem ist das aber eine Frage, die 
den Mittelstand, also die Leute, die oberhalb des 
Sozialleistungsbezugs liegen, betrifft. Auch für sie 
ist es notwendig, die Kosten zu begrenzen, einen 
solchen Platz bezahlbar zu machen, und nicht die 
gesamte Finanzplanung im Alter durch eine Kurz-
zeitpflege zu verwerfen. Es geht aber nicht um die-
jenigen, die Anspruch auf Sozialleistungen haben. 
Dort ist durch die Hilfe zur Pflege eine Absicherung 
geschaffen. 

Die Frage der schnellen Bearbeitung muss man 
auch differenziert besprechen. Ich glaube, selbst-
kritisch man muss sagen, dass wir hier im Amt in 
vielen Punkten noch schneller und besser werden 
können und dass wir daran arbeiten. Ich glaube, 
man muss aber auch deutlich machen, dass das 
eine komplexe Sozialleistung ist, die nun einmal 
nachrangig zu vielen anderen Ansprüchen funkti-
oniert, sodass Einkommen, vorrangige Leistungs-
ansprüche zu prüfen sind. Das ist bürokratisch, und 
wenn ich hier eine gerechte, zielgenaue Sozialleis-
tung haben will, ist sie nicht immer so schnell und 
sofort unbürokratisch leistbar, sondern erfordert 
die entsprechenden Abwägungen. 
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Den Vorwurf, der Senat lehne sich zurück, ihm sei 
das Schicksal der pflegenden Angehörigen und der 
zu pflegenden Menschen egal, muss ich hier auf 
das Schärfste zurückweisen! Die Zeit ist durchaus 
genutzt worden, auch in qualitativer Hinsicht. Bei 
dem einen Problem, das Sie angesprochen haben, 
dem Übergang vom Krankenhaus in die Kurzzeit-
pflege, sind wir einen ersten Schritt gegangen. Es 
ist gelungen, zwischen den Kassen, den Anbietern 
und uns einen Rahmenvertrag zu schließen, der ge-
nau in der Frage der Medikationsverordnung diese 
Übergänge sicherstellt, sodass hier nahtlos gehan-
delt werden kann. Auch ist es uns inzwischen ge-
lungen, für die meisten Einrichtungen Heimarzt-
verträge abzuschließen und die medizinische Ver-
sorgung deutlich zu verbessern. Auch die hier viel 
gescholtene GeNo hat sich sowohl in Bremen-Nord 
als auch in Bremen-Ost auf den Weg gemacht, 
Kurzzeitpflegeplätze zu schaffen, und die Entwick-
lung geht in die richtige Richtung. 

Leider muss ich Sie vertrösten, dass wir am 4. Feb-
ruar keinen abschließenden Bericht im Landespfle-
geausschuss vorlegen können, weil die Akteure, 
die in der Arbeitsgruppe sind, in den letzten Wo-
chen und Monaten massiv mit der Pandemiebe-
kämpfung zu tun hatten. Da ist nicht das vorder-
gründige Argument anzuführen, Sitzungen konn-
ten nicht stattfinden, sondern es sind die gleichen 
Leute, die in der Frage von Testungen in Einrich-
tungen und welche Schutzkonzepte funktionieren, 
gefordert waren, Lösungen zu finden und in einen 
regelmäßigen Austausch zu treten, sodass sich hier 
die Arbeit noch verzögert. 

Trotzdem sind sich alle Beteiligten einig, dass wir 
sehr schnell zu einer Lösung kommen und die Ar-
beit fortsetzen. Gern diskutiere ich das Ergebnis 
nicht nur in der Sozialdeputation, sondern in einer 
gemeinsamen Sitzung der Sozial- und der Gesund-
heitsdeputation. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Rainer Bensch 
zu einer Kurzintervention. 

Abgeordneter Rainer Bensch (CDU): Frau Präsi-
dentin, meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ich bin der Meinung, die Debatte hat noch einmal 
drei Punkte aufgezeigt. Erstens: Sie war erforder-
lich. Das haben auch die sachlichen Redebeiträge 
aller Rednerinnen und Redner gezeigt. Wir erwar-

ten nun tatsächlich, dass nach diesen vielen An-
kündigungen auch Taten folgen, auch des Senats, 
Herr Staatsrat Fries! 

Zweitens: Die Debatte zeigt auch, dass wir eine 
sehr unglückliche Ressortzuteilung haben. Wir als 
CDU haben schon vor Beginn dieser Legislaturpe-
riode darauf gedrängt, dass es möglichst ein Ress-
ort „Gesundheit und Pflege“ gibt, denn die Fragen, 
die wir in der Gesellschaft haben, werden noch 
jahrzehntelang andauern, Fragen zu Gesundheit 
und Pflege. Ich stelle das hier einmal in den Raum, 
nachdem ich Herrn Janßen von der Partei DIE 
LINKE gehört habe, dass wir daran vielleicht in den 
nächsten Jahren auch einmal konkret arbeiten. 

Drittens: Herr Staatsrat, wenn Sie sagen, ja, das ist 
ja eine Sozialleistung und so weiter, und Landesin-
vestitionsprogramme, schauen Sie doch bitte ein-
mal nach Sachsen! Dort hat die Regierung nicht nur 
ein Landesinvestitionsprogramm für Pflege, für 
Kurzzeitpflegeplätze, sondern dort hat die Landes-
regierung sogar ein Paket „Pflege“ mit sehr vielen 
Punkten verabschiedet, die übrigens auch die Red-
ner der Koalition einfordern. Da geht es um Tarif-
verträge und um viele andere Punkte mehr. 

Nutzen wir die Chance, schauen wir nach Sachsen, 
schauen wir in den Bericht, der dann irgendwann 
einmal nach dem 4. Februar kommt! Hoffentlich 
schaffen wir es hier im Parlament gemeinsam, die 
Kurzzeitpflege zu stärken. Das ist eine Aufgabe 
von uns allen, damit wir die Gesellschaft in Bremen 
noch ein Stück weit lebenswerter machen. – Vielen 
Dank! 

(Beifall CDU) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer dem Antrag seine Zustimmung geben möchte, 
den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür CDU, FDP, M.R.F., Abgeordneter Jan Timke 
[BIW]) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Dagegen SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 
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Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den 
Antrag ab. 

Im Übrigen nimmt die Bürgerschaft (Landtag) von 
der Antwort des Senats, Drucksache 20/687, auf die 
Große Anfrage der Fraktion der CDU Kenntnis. 

Zweites Gesetz zur Änderung hochschulrechtli-
cher Bestimmungen im Zusammenhang mit den 
Anforderungen aus der Coronakrise  
Mitteilung des Senats vom 19. Januar 2021  
(Drucksache 20/778) 

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Senatorin Dr. 
Claudia Schilling. 

Wir kommen zur ersten Lesung. 

Die Beratung ist eröffnet. 

Als erste Rednerin hat die Abgeordnete Janina 
Brünjes das Wort. 

Abgeordnete Janina Brünjes (SPD): Sehr geehrte 
Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Noch immer befinden wir uns mitten in der 
Coronapandemie, und noch immer sind Studie-
rende an unseren Hochschulen im Land Bremen 
davon unmittelbar betroffen. Gemeinsam lernen, 
Kommilitonen treffen, spannende Diskurse in Se-
minaren führen, all das ist in Präsenz zurzeit noch 
nicht möglich, aber der Verzicht ist angesichts der 
Lage dringend notwendig. 

Notwendig ist aber auch, die Studierenden in ihrer 
aktuellen Lage nicht alleinzulassen und sie zu un-
terstützen. Folgende Maßnahmen sieht die neue 
Änderung des Hochschulgesetzes dabei vor: Den 
wohl entscheidendsten Punkt bildet dabei die Re-
gelung zum BAföG. Die sogenannte individuelle 
Regelstudienzeit kann um zwei Semester verlän-
gert, und die Studierenden können somit abgesi-
chert werden. BAföG-Leistungen können unbüro-
kratisch für weitere Semester ausgezahlt werden. 
Zudem wird die Möglichkeit eröffnet, die Regelung 
per Verordnung pandemiebedingt auch noch um 
ein weiteres Semester zu verlängern. 

Wir finden es richtig, dass hiermit auch die Förde-
rungshöchstdauer in Gänze berücksichtigt ist, so-
dass zum Beispiel auch das Nachweisen zum Aus-
bildungsstand, also die erreichten Leistungen nach 
vier Semestern, oder auch zu Studiengangswech-

seln angepasst wird. Beurlaubte Studierende wer-
den ebenfalls berücksichtigt und mögliche Härten 
im Vorfeld vermieden. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Ein weiterer sehr entscheidender Punkt sind Prü-
fungen und einzuhaltende Fristen. Hier ist es wich-
tig, Sicherheit und Perspektiven für die Studieren-
den zu schaffen. So ist vorgesehen, dass die Hoch-
schulen Freiversuche bei Prüfungen anbieten kön-
nen, und darüber hinaus gilt weiterhin, dass auch 
künftig für Studierende keine Benachteiligungen 
entstehen. 

(Beifall SPD) 

Ein großer sozialdemokratischer Erfolg ist zudem 
die gesetzliche Regelung von digitalen Prüfungs-
formaten. Die Hochschulen im Land Bremen haben 
bei der Digitalisierung der Lehre mit finanzieller 
Unterstützung des Landes Großartiges geleistet. 
Bei digitalen Prüfungsformaten gab es bislang aber 
eine Regelungslücke. Als SPD-Fraktion haben wir 
daher bereits im Dezember eine Kleine Anfrage an 
den Senat gerichtet, in der wir wissen wollten, wie 
etwa Fragen der Identifikation oder des Verhin-
derns von Täuschungsversuchen auch und vor al-
lem im Kontext des Datenschutzes geregelt werden 
können. Dies hat Erfolg gezeigt. Zukünftig wird 
dies durch das Wissenschaftsressort oder die Hoch-
schulen selbst geregelt. Damit macht die Digitali-
sierung der Lehre einen weiteren wichtigen Schritt, 
und es werden endlich die Grundlagen für digitale 
Prüfungsformate geschaffen. 

(Beifall SPD) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Koalition hat 
auch in diesem Semester die schwierige Lage der 
Studierenden erkannt, und gemeinsam tragen wir 
ihr weiter Rechnung. Das vergangene und dieses 
Semester sind nun einmal keine Semester wie alle 
anderen. Darum gilt ein großer Dank den Hoch-
schulen und den Studierenden, die auch die Her-
ausforderung des aktuellen Semesters stemmen! – 
Vielen Dank! 

(Beifall SPD, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächste Red-
nerin hat die Abgeordnete Susanne Grobien das 
Wort. 

Abgeordnete Susanne Grobien (CDU): Frau Präsi-
dentin, liebe Kollegen und Kolleginnen! Gestern 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/687
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/778
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hat sich unser Bundespräsident Frank-Walter 
Steinmeier digital mit Studierenden getroffen und 
über deren Sorgen und Nöte gesprochen. Das freut 
uns sehr. 

Vielleicht kann man manchmal den Eindruck ha-
ben, dass wir immer über Kitas und Schulen spre-
chen und die Universitäten und Hochschulen ein 
wenig das Nachsehen haben. Ich persönlich glaube 
das nicht, und das ist auch nicht so, immerhin pas-
sen wir das Hochschulgesetz in großer Einver-
nehmlichkeit an die Coronazeiten an. Die Wahr-
nehmungen sind in diesen schwierigen Zeiten 
eben immer etwas unterschiedlich. 

In der letzten Woche hat der Senat den Entwurf des 
Zweiten Gesetzes zur Änderung hochschulrechtli-
cher Bestimmungen im Zusammenhang mit den 
Anforderungen aus der Coronakrise beschlossen. 
Das Gesetz ist eilbedürftig und deshalb jetzt ge-
setzt. Wir diskutieren es hier. Es wird dann an den 
Wissenschaftsausschuss überwiesen, um es recht-
zeitig vor Ende des Wintersemesters im Februar 
endgültig zu beschließen. 

Im Wesentlichen, das hat meine Vorrednerin be-
reits gesagt, geht es um drei Anpassungen, nämlich 
die Verlängerung der individuellen Regelstudien-
zeit, die Anpassung der Prüfungsformate an digi-
tale Anforderungen und Änderungserfordernisse 
im Zusammenhang mit der Anforderung des neuen 
Umsatzsteuerrechts, was für die Kooperation zwi-
schen Hochschulen sowie den Forschungseinrich-
tungen und dem Studierendenwerk von Bedeu-
tung ist. Für die CDU-Fraktion kann ich Zustim-
mung zum Gesetzentwurf signalisieren. 

Aber lassen Sie auch mich zunächst den Studieren-
den und dem Lehrkörper sowie allen anderen Be-
teiligten danken, die sich im vergangenen Jahr er-
folgreich den enormen Anforderungen der 
Coronakrise gestellt haben. Uns allen ist klar, wel-
che Herausforderungen die Coronapandemie auch 
in diesem Bereich an die Menschen stellt, zum Bei-
spiel an die jungen Menschen, die sich für ein Stu-
dium entschieden haben, und von Anfang an geht 
alles nur digital zu. Man kann seine Kommilitonen 
nicht treffen, man kann sich nicht austauschen, 
man muss den Vorlesungen vor dem Bildschirm fol-
gen, die Hochschulen einschließlich der Bibliothe-
ken, Museen und Labore sind geschlossen. 

Würdigen möchte ich deshalb auch die Erfolge bei 
der Entwicklung und Anwendung von digitalen 
Formaten in Studium, Lehre und bei den Prüfun-
gen. Meine permanente Beobachtung in diesen 

Zeiten, insbesondere im letzten Jahr, ist die Wir-
kung von Corona, nämlich – und das gilt für ganz 
viele Bereiche –: Corona ist ein Brandbeschleuni-
ger. Dass die Hochschulen den Digitalisierungspro-
zess plötzlich so zügig umsetzen konnten, ist auch 
dem Druck zu verdanken, den diese Krise ausge-
löst hat. Immerhin haben wir in den letzten Jahren 
bereits mehrfach diverse Digitalisierungsdebatten 
geführt, unter anderem auch unter dem Aspekt der 
Umsetzung des Wissenschaftsplans und der Haus-
haltsdebatten. Ob die Ermöglichung eines Freiver-
suchs bei den Prüfungen für alle Prüfungswilligen 
tatsächlich sinnvoll ist, das lasse ich dahingestellt. 
Nicht selten wird Corona als Ausrede genutzt, um 
bestimmte Leistungen später oder auch gar nicht 
zu erbringen. 

Wir können zustimmen, da die Maßnahmen in der 
derzeitigen Ausnahmesituation befristet sind. Wie 
die Studierenden, der Lehrkörper und wir alle 
durch die Krise kommen, hängt eben nicht immer 
nur vom Geld ab, sondern auch von der individuel-
len Persönlichkeit eines jeden Einzelnen, der Fä-
higkeit, mit solch schwierigen Situationen umzuge-
hen. Wir wollen als CDU-Fraktion gern unseren 
Beitrag für die erforderlichen Hilfestellungen leis-
ten. – Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit! 

(Beifall CDU) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Dr. Buhlert. 

Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert (FDP): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! 
Wir haben durch die Coronapandemie mit vielfälti-
gen Veränderungen, Herausforderungen zu tun, 
und warum sollte es Hochschulen anders gehen als 
Schulen, Kindergärten, Arbeitsstätten, uns zu 
Hause? Sie sind davon betroffen, sie müssen ihr 
Verhalten umstellen, und natürlich waren sie auf 
vieles nicht eingestellt. Manches konnte behoben 
werden. 

Manchmal war die Hoffnung, die Pandemie hinter 
uns zu lassen, eine größere, als am Ende das Ergeb-
nis. Natürlich ist es notwendig, Änderungen vorzu-
nehmen, und auch wir Freien Demokraten werden 
diesen Änderungen zustimmen, weil wir es für not-
wendig erachten, dass manche Regelung getroffen 
wird, auch wenn wir natürlich im Ausschuss für 
Wissenschaft, Medien, Datenschutz und Informati-
onsfreiheit sicher noch manche Frage stellen wer-
den, nämlich genau die Fragen: Ist das beispiels-
weise mit dem Freischuss wirklich die kluge Rege-
lung? Wenn schon genügend Prüfungsversuche zur 
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Verfügung stehen, muss das dann wirklich in den 
Fächern auch noch sein? Das werden wir gern vor 
der zweiten Lesung diskutieren, und manche Lö-
sung muss auch dauerhaft und nicht nur kurzfristig 
angelegt sein. 

Ich habe an dieser Stelle und an anderen Stellen 
schon wiederholt thematisiert, dass wir vielleicht 
regelmäßig mehrere Prüfungsformen anbieten 
müssen und nicht nur jetzt digitale Prüfungsformen 
einbringen müssen. Vielleicht ist es hilfreich, digi-
tale Prüfungen mit Identitätsnachweis von woan-
ders machen zu können, denn es bleibt die Frage, 
wie das beispielsweise bei Auslandsstudien mit 
den asynchronen Semestern geht, wenn ich schon 
ins Ausland will, hier aber noch meine Prüfung ab-
legen muss und dort das Semester schon anfängt. 
Wir denken an die vielen ERASMUS-Studieren-
den, für die das eine Hilfe sein könnte, wenn man 
diese Prüfungen so gestalten kann, dass sie mit 
Identitätsnachweis sicher durchgeführt werden 
können. 

Genauso sind wir dabei, wenn es darum geht, die 
BAföG-Regeln zu ändern und anzupassen. Natür-
lich müssen wir auch da hinschauen, ob es nicht 
viel sinnvoller und klüger wäre, wir würden das 
BAföG generell anders aufstellen. Deswegen blei-
ben wir Freien Demokraten dabei, dass es besser 
wäre, wenn wir ein elternunabhängiges BAföG 
hätten. Dann wäre vieles, was die Studierenden 
heute an Bürokratie haben, nicht notwendig. 

(Beifall FDP) 

Wir bleiben auch dabei, dass es in das Gesamtsys-
tem der Transferleistungen integriert werden 
müsste, bei dem man schaut, was gibt der Staat 
dem, der es braucht, dass wir ein Bürgergeld-Sys-
tem hätten. Insofern müssen wir ganz genau hin-
schauen, was coronabedingt ist und was nicht. 

Natürlich kann ich verstehen, dass der Senat mit 
diesem Gesetz quasi im Omnibusverfahren auch 
die umsatzsteuerlichen Fragestellungen lösen will. 
Das ist aber ein Problem, das seit 2015 bekannt ist; 
ein Problem, das seitdem gelöst werden muss und 
jetzt mit gelöst werden soll und natürlich auch 
muss. Ich kann das verstehen, aber nur zur Klar-
stellung: Coronabedingt ist das nicht, und wir wer-
den uns auch das ansehen und in der zweiten Le-
sung gegebenenfalls weiter thematisieren. Nicht 
alles, was gelöst werden muss, ist coronabedingt. 
Hier hat der Senat auch andere Hausaufgaben, die 
er hatte, gemacht, leider spät, aber besser spät als 
nie! Wir Freien Demokraten sehen das Bedürfnis, 

hier etwas zu ändern, aber ehrlich gesagt, wir se-
hen auch weiter das Bedürfnis, die Dinge zu disku-
tieren. 

Frau Grobien, ich bin nicht ganz bei Ihnen beim 
großen Lob für die digitale Lehre. Das ist genau 
noch nicht das, was wir Freien Demokraten uns un-
ter digitaler Lehre vorstellen. Ich bin dankbar für 
das, was zustande gebracht werden konnte und für 
das, was gemacht werden konnte. Ehrlich gesagt 
ist das der Einstieg, und wir haben uns auf Antrag 
der FDP-Fraktion im Ausschuss für Wissenschaft, 
Medien, Datenschutz und Informationsfreiheit an-
gehört, was nach dem Sommersemester passieren 
kann, gemacht werden konnte oder im Sommerse-
mester gemacht werden konnte. 

(Abgeordnete Susanne Grobien [CDU]: Das ist 
noch nicht zu Ende!) 

Wir haben jetzt sicherlich weitere Erfahrungen, 
aber das Ergebnis ist doch: Es ist ein Einstieg, es ist 
es ein Anfang digitaler Lehre, es muss an der Di-
daktik, an den Inhalten weitergearbeitet werden, 
bis hin zu der Frage wie wir die Lehrdeputatsver-
ordnung umgestalten, weil wir natürlich bei allem 
Vorteil der Präsenzlehre, die wir auch sehen müs-
sen, dauerhaft auch einige Dinge als digitale Lehre 
behalten werden. Es gilt doch, neu auszutarieren, 
was wir jetzt nicht tun, aber tun müssen. Insofern 
wird das eine Diskussion bleiben, die wir langfris-
tig führen müssen und die weit über Corona hin-
ausreicht. Es geht darum, in der Lehre digitale 
Qualitäten zu entwickeln und damit die digitalen 
Fähigkeiten sowohl der Lehrenden als auch der 
Studierenden voranzubringen. – Herzlichen Dank! 

(Beifall FDP) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächste Red-
nerin hat das Wort die Abgeordnete Miriam 
Strunge. 

Abgeordnete Miriam Strunge (DIE LINKE): Sehr 
geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Her-
ren! Die Coronapandemie hält an, und wir befin-
den uns in einem langen zweiten Lockdown. Das 
hat auch Auswirkungen auf die Hochschulen. Un-
sere Hoffnungen vom September haben sich leider 
nicht bewahrheitet. Damals haben uns die Hoch-
schulen Konzepte vorgestellt, wie sie das aktuelle 
Wintersemester in einer hybriden Form anbieten 
können. Präsenzlehre und digitale Formate sollten 
sich abwechseln, Hygienekonzepte sollten Labor-
praktika oder künstlerische Lehre in den Räumen 
der Hochschulen ermöglichen. 
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Es kam bekanntlich anders, und auch dieses Se-
mester ist nun ein reines Digitalsemester. Im Be-
reich der digitalen Lehre hat sich seit März an den 
Hochschulen allerdings viel getan, und ich möchte 
ganz deutlich meine Anerkennung zum Ausdruck 
bringen, dass Lehrende und Studierende mit sehr 
großem Engagement daran arbeiten, dass ein Stu-
dium auch unter Pandemiebedingungen ermög-
licht werden kann. 

(Beifall DIE LINKE, Bündnis 90/Die Grünen) 

Es ist uns völlig klar, dass ein digitales Semester die 
Präsenzlehre nicht vollständig ersetzen kann. 
Künstlerische Angebote, das gemeinsame Musizie-
ren, die Laborübungen, alles das geht nicht über 
das Netz. Außerdem fehlt natürlich das soziale Le-
ben, meine Vorredner*innen haben das bereits an-
gesprochen, und auch der Austausch für die Stu-
dierenden. Lerngruppen können nicht gebildet 
werden, die Arbeitsplätze in der Bibliothek fehlen. 
Nicht alle Studierenden können sich zu Hause 
ohne jede Struktur von außen ganz allein auf das 
Lernen konzentrieren. 

Außerdem bedeutet ein eingeschränkter Kita- und 
Schulbetrieb auch für Studierende mit Kindern 
eine zusätzliche Belastung. Daher ist es wichtig 
und richtig, dass wir als Regierungskoalition 
schnell reagieren und der Senat heute ein zweites 
Gesetz zur Anpassung des Hochschulgesetzes in 
der Coronakrise vorlegt. Mit diesem Gesetz schrei-
ben wir einige Regelungen fort, die wir im vergan-
genen Sommersemester getroffen haben, treffen 
aber auch zusätzliche Entscheidungen, um das Stu-
dium unter Pandemiebedingungen zu vereinfa-
chen. 

Ich freue mich sehr, dass auch die Oppositionsfrak-
tionen der CDU und der FDP diesem Gesetz ihre 
Zustimmung geben werden. Am wichtigsten ist mir 
dabei die Regelung, die wir zum BAföG treffen. Wir 
verlängern die individuelle Regelstudienzeit für 
Studierende in Bremen. Dadurch können Studie-
rende schnell und unkompliziert BAföG für ein zu-
sätzliches Semester beziehen. Damit wollen wir 
verhindern, dass Studierende in der Pandemie 
nicht regulär oder vollumfänglich studieren konn-
ten und dann in finanzielle Notlagen geraten oder 
gar ihr Studium abbrechen müssen, weil die BA-
föG-Unterstützung wegbricht. 

Bereits im Sommer hatten wir im Bremischen 
Hochschulgesetz geregelt, dass coronabedingte 
Einschränkungen als schwerwiegender Grund im 

BAföG-Gesetz gewertet werden, der zu einer Ver-
längerung der Zahlung des BAföG führt. Damit 
wollten wir die aufwendige Einzelfallprüfung ver-
meiden und den Studierenden Sicherheit geben. 
Leider mussten wir feststellen, dass es trotz dieser 
Formulierung bei zu vielen Einzelfällen Probleme 
mit der Verlängerung des BAföG-Bezugs gab und 
dies zum Teil erst im Widerspruchsverfahren gelöst 
werden konnte. 

Durch die Verlängerung der Regelstudienzeit wird 
nun die Verlängerung des BAföG noch leichter und 
unbürokratischer. Außerdem ist es mir besonders 
wichtig, festzuhalten, dass diese Regelungen zum 
BAföG bereits in den unteren Semestern gelten, 
das heißt, dass der Leistungsnachweis nach dem 
vierten Semester, der abhängig von der Anzahl der 
nachgewiesenen Studienleistungen über die wei-
tere Förderung entscheidet, nach hinten verscho-
ben wird, damit auch hier der Druck für die Studie-
renden herausgenommen wird. 

Ich möchte an dieser Stelle betonen, dass das ei-
gentlich nicht unsere Aufgabe als Bundesland 
wäre. Seit März versäumt die CDU-Bildungsminis-
terin Karliczek, das BAföG zu nutzen, um Studie-
renden in der Pandemie zu helfen. Pauschale Ver-
längerungen der individuellen Regelstudienzeit, 
Ausnahmetatbestände und vor allem ein leichterer 
Zugang zum BAföG in der Krise sind alles Maßnah-
men, die auf Bundesebene dringend getroffen wer-
den müssten. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Für die Studierenden hat es dramatische Folgen, 
dass Frau Karliczek sich verweigert, hier zu han-
deln. Besonders verwunderlich ist das leider nicht, 
da die CDU in der gesamten Regierungszeit von 
Frau Merkel das BAföG vernachlässigt hat und see-
lenruhig dabei zuschaut, wie die Zahlen der BA-
föG-Empfänger*innen seit Jahren immer weiter 
und weiter sinken. Wir müssen auf Landesebene 
durch Einzelregelungen mühsam das in Ordnung 
bringen, was der Bund versäumt hat. Uns ist die so-
ziale Lage der Studierenden eben nicht egal, das 
machen wir hier sehr deutlich. 

(Glocke) 

Ich komme gleich zum Schluss! Zwei weitere we-
sentliche Regelungen, die durch die Gesetzesno-
velle getroffen werden, beziehen sich auf die digi-
talen Prüfungen und die Einrichtung von Freiver-
suchen. Das Landesgesetz schafft hier Handlungs-
möglichkeiten für die Hochschulen. Insbesondere 
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bei den Freiversuchen erwarte ich, dass diese nun 
auch aktiv von den Hochschulen ergriffen werden 
und sie es so den Studierenden in der Pandemie 
leichter machen, sich trotz der schwierigen Lernbe-
dingungen zu den Prüfungen anzumelden. – Herz-
lichen Dank! 

(Beifall DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächste Red-
nerin hat das Wort die Abgeordnete Dr. Solveig 
Eschen. 

Abgeordnete Dr. Solveig Eschen (Bündnis 90/Die 
Grünen): Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr ge-
ehrte Damen und Herren! Das meiste ist schon ge-
sagt, ich würde gern ein paar Punkte herausgreifen 
und gleich am Anfang ein Fazit ziehen, denn wir 
Grünen finden, die neuen Regelungen sind wichtig 
für Studierende, für Lehrende, und sie sind wichtig 
für das gesamte System Hochschule und Wissen-
schaft. 

Mit der Änderung der hochschulrechtlichen Best-
immungen wollen wir neben dem so wichtigen 
Nachteilsausgleich für Studierende heute auch die 
außerordentlichen Anstrengungen der Hochschu-
len und all ihrer Beschäftigten zur Organisation der 
Digitalsemester und des leider nur zum Teil statt-
finden könnenden Hybridsemesters würdigen, und 
ich möchte ganz ausdrücklich zu den unter Hoch-
druck erreichten Erfolgen zur Entwicklung, An-
wendung und Nutzung von digitalisierten Forma-
ten in Studium, Lehre und Prüfung gratulieren. Si-
cherlich gibt es an vielen Stellen noch Luft nach 
oben, und es ist ganz sicher so, dass es an vielen 
Stellen auch noch im Getriebe knirscht, aber was 
unter den Coronabedingungen von Studierenden, 
Lehrenden und Verwaltung geschafft wurde, findet 
unsere absolute Anerkennung. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Die neuen Regelungen, die unsere Koalition ge-
meinsam verhandelt hat, muss ich nicht alle wie-
derholen, aber einen Punkt möchte auch ich her-
ausstellen, und zwar die Verlängerung der soge-
nannten individuellen Regelstudienzeit – sie wurde 
schon mehrfach erwähnt –, die so wichtige Bezüge 
zum BAföG-Bezug hat und den Studierenden die-
sen BAföG-Bezug sichert. Wir Grünen, das möchte 
ich nicht verhehlen, hätten uns diese Pauschalre-
gelung auch schon zum Sommersemester vorstel-
len können. Gut, dass es sie jetzt gibt und dass sie 
in diesem Hause auf so breite Zustimmung trifft. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Im Ergebnis erhalten nun endlich alle BAföG-Be-
zieher*innen, die im Sommersemester 2020 und im 
Wintersemester 2021 eingeschrieben oder beur-
laubt sind oder waren, einen Anspruch auf Förde-
rung für insgesamt zwei Semester zusätzlich zur 
normalen Regelstudienzeit, ohne einen Antrag zu 
stellen. Die Regelung für beurlaubte Studierende 
möchte ich hierbei explizit herausstellen, denn das 
ist eine Besonderheit in Bremen, die es meines Wis-
sens nur in einem weiteren Bundesland gibt. Aber 
diese Regelung ist wichtig, denn Studierende ha-
ben Beurlaubungen teilweise wegen der Pande-
miesituation beantragt und dürfen deshalb jetzt 
nicht von der Verlängerung der Regelstudienzeit 
ausgeschlossen werden. 

Eines ist, denke ich, seit dem Sommersemester 
2020 für alle, die die aktuelle Lage von Studieren-
den kennen, offensichtlich: Egal, wie sehr sich alle 
anstrengen, egal, wie gut die digitale Lehre ist, es 
ist eine große Herausforderung, in diesen Zeiten zu 
studieren. Wir müssen sicherstellen, dass diese 
Herausforderung nicht zur Zerreißprobe wird. Vor-
würfen, Studierende nähmen Corona als Ausrede, 
möchte ich hier vehement widersprechen. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE – 
Abgeordnete Susanne Grobien [CDU]: Ich habe 
das nicht pauschal gesagt!) 

Sie offenbaren ein Menschenbild, das Studierende 
als Wesen darstellt, die immer zur Leistung ange-
trieben werden müssen und ohne strenge Vor-
schriften ständig faul sind und Ausflüchte suchen. 
Ganz ehrlich: Was für ein Unsinn! – Ich danke für 
die Aufmerksamkeit! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächste Red-
nerin hat das Wort Frau Senatorin Dr. Claudia 
Schilling. 

Senatorin Dr. Claudia Schilling: Sehr geehrte Frau 
Präsidentin, sehr geehrte Abgeordnete! Alle haben 
es bereits betont, und auch mir ist es wichtig, noch 
einmal herauszustellen, dass die Coronapandemie 
die bremische Hochschullandschaft nach wie vor 
vor große Herausforderungen stellt. Das gilt umso 
mehr, als wir nach den Beschlüssen der letzten Wo-
che zur Bekämpfung der Pandemie mit weiteren 
und verlängerten Einschränkungen des öffentli-
chen Lebens konfrontiert sind. Diese wirken sich 
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natürlich auch auf das Studium und die Lehre an 
den Hochschulen unseres Bundeslandes aus. 

Im Sommer 2020 haben wir im Bremischen Hoch-
schulgesetz bereits wichtige Änderungen veran-
kert, um den Anforderungen der Pandemie gerecht 
zu werden. Zentral für mein Ressort ist dabei wei-
terhin die Handlungsmaxime, dass wir den Stu-
dien-, Lehr- und Prüfungsbetrieb, soweit es nur ir-
gend geht, aufrechterhalten wollen und die Pande-
mie nicht dazu führen darf, dass sich vorhandene 
soziale Unterschiede zwischen den Studierenden 
verschärfen. 

Diesen mit den im Sommer 2020 beschlossenen Än-
derungen des Bremischen Hochschulgesetzes be-
reits eingeschlagenen Weg wollen wir mit dem 
Corona-Eilgesetz 2 konsequent weitergehen. Die 
für das Sommersemester 2020 geltenden Regelun-
gen sollen mit dem vorliegenden Gesetzesentwurf 
verlängert und teilweise nachgeschärft werden. Sie 
haben es bereits mehrfach gehört, die Pandemie 
stellt die Studierenden vielfach vor existenzielle 
Herausforderungen. Darum ist es auch mir wichtig, 
dass der BAföG-Bezug sichergestellt wird. 

Mit der von uns vorgeschlagenen Einführung einer 
individuellen Regelstudienzeit neben der altbe-
kannten, gesetzlich normierten normalen Regelstu-
dienzeit reihen wir uns in ein Modell ein, das mitt-
lerweile die Mehrheit der Länder befürwortet und 
auch vom Bundesministerium für Bildung begrüßt 
wird. Mit diesen Maßnahmen, sehr geehrte Abge-
ordnete, leisten wir einen entscheidenden Beitrag 
zur sozialen Sicherung der Studierenden in unse-
rem Zwei-Städte-Staat. 

(Beifall) 

Ich möchte noch weitere Nachteilsausgleiche nen-
nen, um den durch die Pandemie bedingten Beein-
trächtigungen im Studium weiter entgegenwirken 
zu können! Wir wollen weiterhin einen nahtlosen 
Übergang vom Bachelor- in die Masterstudien-
gänge sicherstellen, auch, wenn das Bachelorstu-
dium coronabedingt nicht rechtzeitig abgeschlos-
sen werden konnte und entsprechende Nachweise 
nicht fristgerecht vorgelegt werden konnten. Auch, 
das ist mehrfach angeklungen, soll die Möglichkeit 
eröffnet werden, einen Freiversuch für Prüfungen 
anzubieten, um die Studierenden weiter zu entlas-
ten. Beide Maßnahmen tragen aus meiner Sicht 
den erheblichen und durch die Pandemie beding-
ten Erschwernissen im Studienverlauf für die Stu-
dierenden Rechnung. 

Klar ist für uns allerdings auch, es ist nicht abzuse-
hen, wie lange wir noch mit dieser Ausnahmesitu-
ation der Pandemie konfrontiert sind. Der hier vor-
liegende Gesetzentwurf sieht deswegen die Mög-
lichkeit vor, wenn wir feststellbar weiterhin mit den 
Folgen der Pandemie umgehen müssen, dass 
meine Behörde die genannten Nachteilsausgleiche 
ausnahmsweise per Rechtsverordnung auch für das 
Sommersemester 2021 verlängern kann. 

Mit der Gesetzesänderung wollen wir zudem eine 
datenschutzrechtliche Absicherung zur Abnahme 
digitaler Prüfungen umsetzen, einer Maßnahme, 
die insbesondere angesichts des durch die Krise 
bedingten deutlichen Schubs der Digitalisierung 
von Studium und Lehre notwendig geworden ist. 

Sehr verehrte Abgeordnete, mein Ressort ist sich 
vollends der Tatsache bewusst, dass die Aufrecht-
erhaltung des Hochschulbetriebs sowie die sich 
dadurch ergebende digitale und hybride Ausge-
staltung des Semesters für alle Beteiligten an den 
Hochschulen ein außerordentlicher Kraftakt ist. 
Nur durch das besondere Engagement der Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter unserer Hochschulen 
sind sowohl das Sommersemester 2020 als auch das 
jetzt laufende Wintersemester nicht zu Nullsemes-
tern geworden. An dieser Stelle möchte ich deswe-
gen ausdrücklich die im Ergebnis sehr erfolgrei-
chen Bemühungen der Verantwortlichen an den 
Hochschulen in Bremen und Bremerhaven würdi-
gen und anerkennen: Ich danke Ihnen allen für 
Ihre Arbeit in diesen schwierigen Zeiten und kann 
Ihnen versichern, dass wir Sie ebenso wie die Stu-
dentinnen und Studenten weiterhin mit voller Kraft 
unterstützen werden! 

Sehr geehrte Abgeordnete, auch Ihnen möchte ich 
in diesem Sinne für die vertrauensvolle Zusammen-
arbeit bei der Bewältigung der Pandemie danken 
und Sie darum bitten, dem hier vorliegenden Ge-
setzesentwurf zuzustimmen. – Ich danke Ihnen! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer das Gesetz in erster Lesung beschließen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 
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(Dafür CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP, Abgeordneter Peter Beck [parteilos], 
Abgeordneter Jan Timke [BIW]) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

Stimmenthaltungen? 

(M.R.F., Abgeordneter Thomas Jürgewitz [AfD]) 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) be-
schließt das Gesetz in erster Lesung. 

Bleimunition verbieten! – Gesetz zum Verbot 
bleihaltiger Munition bei der Jagdausübung  
Antrag der Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen, 
der SPD und DIE LINKE  
vom 14. Januar 2021  
(Drucksache 20/776) 

Wir kommen zur ersten Lesung. 

Die Beratung ist eröffnet. 

Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung. 

Ich lasse zunächst über Ziffer 1 des Antrags abstim-
men. Hierbei handelt es sich um den Gesetzent-
wurf. 

Wer das Gesetz in erster Lesung beschließen 
möchte, den bitte um das Handzeichen. 

(Dafür CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Dagegen M.R.F.) 

Stimmenthaltungen? 

(FDP, Abgeordneter Peter Beck [parteilos], Abge-
ordneter Thomas Jürgewitz [AfD], Abgeordneter 
Jan Timke [BIW]) 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) be-
schließt das Gesetz in erster Lesung. 

Jetzt lasse ich über Ziffer 2 des Antrags abstimmen. 

Wer der Ziffer 2 seine Zustimmung geben möchte, 
den bitte ich jetzt um das Handzeichen. 

(Dafür CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Dagegen M.R.F.) 

Stimmenthaltungen? 

(FDP, Abgeordneter Peter Beck [parteilos], Abge-
ordneter Thomas Jürgewitz [AfD], Abgeordneter 
Jan Timke [BIW]) 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt 
auch Ziffer 2 des Antrags zu. 

Damit unterbreche ich die Sitzung der Bremischen 
Bürgerschaft (Landtag) wie vereinbart für 45 Minu-
ten. 

(Unterbrechung der Sitzung 12:45 Uhr) 

 

Präsident Frank Imhoff eröffnet die unterbrochene 
Sitzung Bürgerschaft (Landtag) wieder um 13:31 
Uhr. 

Präsident Frank Imhoff: Die unterbrochene Sit-
zung Bürgerschaft (Landtag) ist wieder eröffnet. 

Bevor wir die Tagesordnung fortsetzen, möchte ich 
Ihnen mitteilen, dass nachträglich interfraktionell 
vereinbart wurde, die miteinander verbundenen 
Tagesordnungspunkte 15 und 16 für die Januarsit-
zung auszusetzen. 

Weiterhin möchte ich Ihnen mitteilen, dass nach-
träglich interfraktionell vereinbart wurde, als 
Nächstes den Tagesordnungspunkt 3 zu behan-
deln. Der Tagesordnungspunkt 52 wird dann nach 
dem Tagesordnungspunkt 3 aufgerufen. Fortge-
setzt wird die Tagesordnung dann mit Tagesord-
nungspunkt 4 und den Tagesordnungspunkten in 
der regulären Reihenfolge. 

Wir setzen die Tagesordnung fort. 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/776
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Gutschein-Lösung – Verbraucher und Verbrau-
cherinnen besser schützen  
Antrag der Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen, 
der SPD und DIE LINKE  
vom 9. Dezember 2020  
(Neufassung der Drucksache 20/551 vom 15. Juli 
2020)  
(Drucksache 20/751) 

Dazu als Vertreterin des Senats Staatsrätin Silke 
Stroth. 

Die Beratung ist eröffnet. 

Als erste Rednerin hat die Abgeordnete Dorothea 
Fensak das Wort. 

Abgeordnete Dorothea Fensak (Bündnis 90/Die 
Grünen): Sehr geehrter Herr Präsident, sehr ge-
ehrte Damen und Herren! Im Bereich Kultur, Sport 
und Freizeitveranstaltungen hat die Bundesregie-
rung am 9. April 2020 eine Gutscheinlösung einge-
führt. Am 20. Mai 2020 trat das Gesetz „Gutschein 
statt Erstattung für Freizeitveranstaltungen“ rück-
wirkend in Kraft. Kunden und Kundinnen müssen 
bis Ende des Jahres 2021 per Gesetz auf Rücker-
stattung verzichten oder nehmen Veranstaltungs-
angebote des gleichen Veranstalters ersatzweise 
wahr. 

Nur, welche Veranstaltungen denn? Im Gegensatz 
zum Gesetzgebungsverfahren im Mai 2020 haben 
wir nach einem Lockdown light im folgenden har-
ten Lockdown wegen steigender Inzidenzwerte 
weitere Verschärfungen beschlossen. Die gesamte 
Reise- und Veranstaltungsbranche, aber auch 
Kunst, Kultur und Sport stehen weiterhin unter 
massivem Druck bis hin zur Existenzbedrohung 
und werden als wesentlicher Teil unseres Gesell-
schaftslebens auch durch Mitwirkung dieses Parla-
ments und des Senats weiterhin unterstützt. 

Vorausplanungen sind derzeit nicht möglich. 
Selbst Großveranstaltungen für das Jahr 2021 wie 
beispielsweise der Hamburger Hafengeburtstag 
wurden langfristig vorausschauend abgesagt oder 
storniert. Eine Planungssicherheit besteht weiter-
hin nicht, nicht für die Branche, nicht für deren 
Kunden und Kundinnen. Verbraucher und Ver-
braucherinnen, die ebenfalls unweigerlich die Last 
der Pandemie, wie wir alle, in ihren jeweiligen Le-
benssituationen voll mittragen, geben nicht nur per 
Gesetz verordnete zinslose Darlehen, sie tragen für 
die Beträge in Milliardenhöhe auch noch das volle 
Insolvenz- und damit Ausfallrisiko auf eigenen 
Schultern. 

Die Bundesregierung mahnt durchgängig, nicht 
zwingend notwendige Kontakte zu vermeiden. 
Diese sind mit Blick auf jetzige Vorgaben sogar 
ausgeschlossen. Der Pandemieverlauf, Auswir-
kung der Mutanten und Zeitabläufe, die Erfolge 
der Impfungen sind nicht planbar. Mir fällt es dabei 
schwer, Menschen zu Veranstaltungsteilnahmen 
und zum Einlösung von Gutscheinen zu ermutigen, 
wenn sie nicht schon aus eigenem Empfinden oder, 
wie Professor Wieler sich ausdrückte, aus gesun-
dem Menschenverstand und gebotenem Selbst-
schutz heraus weiterhin davon Abstand nehmen 
möchten oder derzeit sogar sollen. 

Verbraucher und Verbraucherinnen sollen doch 
bitte selbst entscheiden dürfen, unter welchen Be-
dingungen und Risiken sie Freizeitveranstaltungen 
auch zukünftig zwangsfrei wahrnehmen wollen, 
sobald ihnen dies wieder möglich ist. Die Übertra-
gung von Gutscheinen, unter anderem, könnte 
diese Möglichkeiten auch im Sinne der angedach-
ten Unterstützung der Veranstaltungsbranche 
Kunst, Kultur und Sport ohne weitere Risiken ver-
bessern. 

Das Haftungsrisiko, im Mai sprachen wir von etwa 
sechs Milliarden Euro Summe, darf ebenfalls nicht 
unkommentiert und unreguliert für Verbraucher 
und Verbraucherinnen im Raum stehen bleiben. Si-
tuationen wie bei der TUI oder Lufthansa, aber 
auch die klaren Signale des Aktionsbündnisses 
„AlarmstufeRot“ zeigen uns die Risiken deutlich 
genug auf. Hier darf Solidarität nicht einseitig ge-
dacht werden. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Wir arbeiten gemeinsam unter Hochdruck an Bes-
serungen im gesamten Pandemieverlauf. Dafür rin-
gen wir gemeinsam um Lösungen und Möglichkei-
ten, Schäden von unserer Gesellschaft und Wirt-
schaft fernzuhalten oder diese zu reduzieren. Nur 
mit gegenseitigem Verständnis und solidarischem 
Handeln aller Seiten können Wirtschaft, Politik und 
Zivilgesellschaft diese Aufgabe bewältigen. Auch 
die privaten Haushalte brauchen hier klare Sig-
nale. Die Mindestabsicherung des Verbraucher-
schutzes darf daher nicht infrage stehen. – Ich 
danke für Ihre Aufmerksamkeit und bitte um Un-
terstützung für unseren Antrag! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
die Abgeordnete Sina Dertwinkel das Wort. 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/551
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/751
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Abgeordnete Sina Dertwinkel (CDU): Herr Präsi-
dent, liebe Kolleginnen und Kollegen! Um die Ver-
anstalter und Anbieter von Kultur-, Sport- und Frei-
zeitveranstaltungen vor einer Insolvenzwelle zu 
schützen, beschloss der Bundestag relativ früh 
während der ersten Welle das Gesetz zur Abmilde-
rung der Folgen der Covid-19-Pandemie im Veran-
staltungsvertragsrecht. 

Die Organisatoren von Events erhielten bezie-
hungsweise erhalten damit die Möglichkeit, den 
Inhabern der Eintrittskarten statt der Erstattung 
des Eintrittspreises einen Gutschein zu übergeben. 
Der Gutschein kann dann entweder für eine Nach-
holveranstaltung oder eine alternative Veranstal-
tung eingelöst werden. Das Gesetz der Bundesre-
gierung sahen und sehen wir als erforderliche 
Maßnahme an, um angesichts der Coronapande-
mie die Anbieter vor dem wirtschaftlichen Aus zu 
bewahren und damit einen Kahlschlag in der Bran-
che zu verhindern. 

Der Veranstaltungsmarkt in Deutschland hat ein 
Volumen von über fünf Milliarden Euro. Wenn die 
Politik nichts unternommen hätte und würde es 
keine gesetzliche Gutscheinlösung geben, dann 
kann man davon ausgehen, dass wahrscheinlich 
und nachvollziehbarerweise die Mehrzahl der Ver-
braucher ihren Rückzahlungsanspruch geltend ge-
macht hätte und die Veranstalter mit Rückforde-
rungen im Wert von vier bis sechs Milliarden Euro 
konfrontiert gewesen wären. 

Allein die Kultur- und Kreativwirtschaft zählt rund 
1,7 Millionen Arbeitsplätze, 256 000 Unternehmen 
und rund 600 000 Selbstständige. Deswegen erst 
einmal ein großes Dankeschön an alle, die ihr Best-
mögliches tun, den Veranstaltungsunternehmen 
und Kulturschaffenden über diese schwere Zeit 
hinwegzuhelfen. In erster Linie großen Dank den 
Verbraucherinnen und Verbrauchern, die sich für 
einen Gutschein entscheiden. Sie leisten einen 
wichtigen Beitrag dazu, die Veranstalter, die An-
bieter und auch eine Vielzahl der Angebote und 
Dienstleistungen zu erhalten. „Ohne Kunst und 
Kultur wird‘s still“ – als CDU-Fraktion stellen wir 
uns zu 100 Prozent hinter diesen Slogan. 

(Beifall CDU) 

Mit der gesetzlichen Gutscheinlösung hilft man in 
unseren Augen den Veranstaltern, Künstlern und 
den Kunden gleichermaßen. 

Auch die im Bundesgesetz enthaltene Härtefallre-
gelung halten wir für sinnvoll. Sie sieht vor, dass 

der Kunde die Auszahlung des Gutscheinwertes 
verlangen kann, wenn ihm die Annahme des Gut-
scheins aufgrund seiner persönlichen Lebensver-
hältnisse unzumutbar ist oder wenn der Gutschein 
nicht bis zum Ende dieses Jahres eingelöst wird. 
Als unzumutbare Lebensumstände zählen unter 
anderem Einkommensverlust durch Kurzarbeit, 
Kündigung oder Krankheit, Wegbrechen von Auf-
trägen für Solo-Selbstständige und Freiberufler 
und höhere Kosten für die tägliche Lebenserhal-
tung, also Situationen, in denen Verbraucherinnen 
und Verbraucher im Zweifel auf jeden Cent ange-
wiesen sind. 

Allerdings müssen wir Ihnen Recht geben: Für den 
Fall der Fälle, dass nun doch eine Veranstaltung 
ohne Ersatztermin abgesagt wurde oder wenn sich 
das Stattfinden der Veranstaltung sehr stark verzö-
gert, oder auch für den Fall, dass die Teilnahme an 
einer Veranstaltung für eine Verbraucherin oder 
einen Verbraucher nun aus nachvollziehbaren 
Gründen nicht möglich ist, muss die Härtefallrege-
lung im Zweifel für den Verbraucher ausgelegt 
werden. 

Im Sommer hat die Bundesregierung bezüglich des 
Reiserechts den Wert von Gutscheinen, neben der 
gesetzlichen Insolvenzabsicherung, zusätzlich bis 
zur vollen Höhe durch eine ergänzende staatliche 
Absicherung garantiert. Das ließe sich aus unserer 
Sicht analog auch auf das Veranstaltungsvertrags-
recht übertragen. Zumindest eine Prüfung, wie sie 
in der Neufassung in Punkt 1 Ihres Antrags gefor-
dert ist, halten wir für legitim. 

Mit einer zusätzlichen staatlichen Insolvenzsiche-
rung würde man nicht nur den Unternehmen hel-
fen, die für den Fall, dass viele Verbraucherinnen 
und Verbraucher einen sofortigen Erstattungsan-
spruch geltend machen würden, eventuell eher vor 
einer Insolvenz stehen, als ihnen lieb ist. 

Eine staatliche Absicherung kommt auch den Ver-
braucherinnen und Verbrauchern selbst zugute. So 
wird ein Anreiz geschaffen, sich für Gutscheine 
statt für eine Rückzahlung zu entscheiden. Freiwil-
lige Gutscheine gewährleisten damit die volle 
Werthaltigkeit des Erstattungsanspruchs. Ich sagte 
es ja schon, wer sich für einen Gutschein entschei-
det, leistet auch einen wichtigen Beitrag dazu, die 
Vielfalt der Angebote und Dienstleistungen zu er-
halten. 

Der Neufassung des Antrags stimmen wir jetzt in 
Gänze zu. Vielen Dank an denjenigen, der sich für 
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eine Umformulierung eingesetzt hat. – Ich danke 
für die Aufmerksamkeit! 

(Beifall CDU, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
der Abgeordnete Olaf Zimmer das Wort. 

Abgeordneter Olaf Zimmer (DIE LINKE): Herr 
Präsident, werte Abgeordnete! Die Coronapande-
mie stellt Menschen auf unterschiedlichsten Ebe-
nen vor große, teilweise existenzielle Probleme. 
Hier setzt unser Antrag an. Da sind natürlich zuerst 
diejenigen, die erkrankt oder verstorben sind, und 
die trauernden Angehörigen, die sie zurücklassen. 
Da sind zum anderen die vielen Menschen, die als 
Folge der Coronakrise ihren Arbeitsplatz verloren 
haben, zu verlieren drohen oder in Kurzarbeit sind. 
Das monatliche Gehalt, das bei vielen schon vor der 
Coronapandemie nicht bis zum 30. eines Monats 
reichte – von Lohnarbeit wird man schließlich satt, 
aber nicht reich –, wird in dieser Ausnahmesitua-
tion noch knapper. 

Es ist eine Tatsache, dass in einer Krise wie der jet-
zigen die Ungerechtigkeit nur deutlicher wird, die 
Schere zwischen Arm und Reich, wie Oxfam kürz-
lich berichtete, noch weiter und dauerhafter ausei-
nandergeht. Da rückt nicht nur der Urlaub, den 
man sich als Lohnarbeiter*in mühsam abgespart 
hat, mit all seinen Attraktionen und Sensationen o-
der ein Theater- beziehungsweise Konzertbesuch 
in weite Ferne. 

Was aber geschieht mit Karten, Tickets, die schon 
bezahlt oder gebucht sind? Eigentlich gilt, wenn 
ich für ein Konzert bezahlt habe und das dann nicht 
stattfindet beziehungsweise nicht stattfinden darf, 
dann bekomme ich mein Geld zurück. Diesen zent-
ralen Grundsatz darf man nicht einfach aufheben. 
Das hat etwas mit Vertrauen in das Recht zu tun. 
Diesen Gedanken greifen wir in unserem Antrag 
auf, indem wir sagen, dass bei Absage einer Ver-
anstaltung, für die ein Ersatztermin nicht angebo-
ten werden kann, bereits zu dem Zeitpunkt ein Er-
stattungsanspruch für Verbraucher*innen entsteht, 
wenn für eine*n Verbraucher*in eine Teilnahme 
an einem Ersatztermin nicht möglich oder unzu-
mutbar ist. Hier muss die Härtefallregelung im 
Zweifel für die Verbraucher*in ausgelegt werden. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Es scheint zunächst einmal eine gute, solidarische 
Idee, dass Konzerthäuser und Theater, deren Ver-
anstaltungen wegen der Coronakrise ausfallen 

müssen, jetzt Gutscheine ausgeben dürfen, anstatt 
den Kunden das Geld zurückzuerstatten. So, 
könnte man meinen, leistet jede*r Kund*in einen 
kleinen Beitrag für die Erhaltung der Kulturszene, 
die Hilfe wirklich bitternötig hat, aber das ist ein 
Trugschluss. Das Geld fehlt vielen hier und heute, 
und wann sich einige die Freizeitangebote wieder 
leisten können, steht für allzu viele in den Sternen. 
Daher muss es eine Möglichkeit geben, das Geld 
für ausgefallene Veranstaltungen beziehungs-
weise Reisen problemlos erstattet zu bekommen, 
und das ohne großen Verwaltungsaufwand oder 
die Pflicht, seitenweise Begründungen zu schrei-
ben und auf das Wohlwollen des Veranstalters an-
gewiesen zu sein. 

In unserem Antrag fordern wir weiter auch die 
Übertragbarkeit von Gutscheinen. So bekomme ich 
dann zwar kein Geld, aber ich habe das Geburts-
tagsgeschenk für die Schwiegereltern unter Um-
ständen schon erworben, die den Gutschein dann 
nutzen können. Bei der Gutscheinvergabe darf das 
Insolvenzrisiko nicht allein bei den Verbrau-
cher*innen liegen, sondern es ist zu prüfen, inwie-
weit eine Insolvenzabsicherung im Zeitraum der 
Pandemie durch die Bundesregierung erfolgen 
kann. So weit die Sicht aus Verbraucher*innen-
schutzperspektive. 

Wie sieht die Situation aber für die Veranstaltungs-
branche aus, die ja auch am Ende des Tages Ver-
braucher*innen sind? Die Häuser, die bereits viele 
Eintrittskarten verkauft haben, profitieren kurzfris-
tig, aber irgendwann müssen die Gutscheine ja 
auch eingelöst werden, und dann fehlen die Ein-
nahmen. Das Problem wird also nur vertagt. Außer-
dem bringt diese Regelung all den kleinen Thea-
tern und Konzerthäusern, die einen geringen oder 
gar keinen Vorverkauf hatten, überhaupt nichts. 
Sie stehen weiterhin vor großen Problemen. Men-
schen verlieren ihren Arbeitsplatz, kulturelle Viel-
falt droht verloren zu gehen – genau das darf nicht 
geschehen. 

Viele Kunst-, Kultur- und auch Reiseveranstalter 
sowie Solo-Selbstständige stehen aufgrund des 
monatelangen Lockdowns und den damit verbun-
denen ausbleibenden Einnahmen vor dem finanzi-
ellen Aus und landen in der Grundsicherung, die 
bekanntlich zum Leben zu wenig und zum Sterben 
zu viel ist. Da sind neben den großen Anbietern die 
vielen kleinen Bühnen, da sind viele Beleuch-
ter*innen, Tontechniker*innen, Roadies, sie alle 
sind seit einem Jahr ohne Job, ohne Einnahme und 
auch ein Stück weit ohne baldige Perspektive auf 
Besserung der Situation. Es braucht also beides: 
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Neben dem Verbraucher*innenschutz braucht es 
dringend einen solidarischen staatlichen Schutz-
schirm für die Veranstaltungsbranche. 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 

Unterstützungsprogramme für die Veranstaltungs-
branche spannen wir hier in Bremen auch auf. Der 
Bremer Senat tut viel, um die Veranstaltungsbran-
che hier zu unterstützen und am Leben zu erhalten. 
So wurde beispielsweise im Herbst letzten Jahres 
vom Wirtschaftsressort ein umfangreiches Förder-
programm von 2,8 Millionen Euro aufgelegt. Damit 
werden Kulturangebote wie Konzerte, Theater, Co-
medy und Varieté unterstützt. 

Ein anderes gutes, bundesweit beachtetes Pro-
gramm ist das sogenannte Projekt „Club 100“, ein 
solidarisches Veranstaltungs- und Streaming-Pro-
jekt für Bremer Clubs und Veranstalter*innen in 
den Räumlichkeiten des Pier 2, gefördert durch die 
Senatorin für Wirtschaft, Arbeit und Europa und 
die Wirtschaftsförderung Bremen. 

(Glocke) 

Werte Abgeordnete, mit unserem Antrag sollen die 
Rechte der Verbraucher*innen geschützt werden, 
gerade in Zeiten von Gehalts- und Lohneinbußen, 
durch Kurzarbeitergeld oder Jobverlust ist es not-
wendig, dass Verbraucher*innen das Geld für Ti-
ckets von Veranstaltungen, die ersatzlos ausfallen, 
zeitnah zurückbekommen. Gleichzeitig müssen wir 
all jene im Auge behalten, denen in der Veranstal-
tungsbranche gerade die Luft ausgeht. 

(Glocke) 

Das haben wir. – Danke! 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
die Abgeordnete Ute Reimers-Bruns das Wort. 

Abgeordnete Ute Reimers-Bruns (SPD): Sehr ge-
ehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen und 
Herren! Ich stelle nichts Neues fest, die Corona-
pandemie hat uns fest im Griff. Seit Monaten kön-
nen wir keine Musik- und Theateraufführungen, 
keine Museen, keine Sport- und andere Veranstal-
tungen besuchen. Sie mussten gänzlich abgesagt 
oder zeitlich verschoben werden. Die Inhaber*in-
nen von Eintritts-, Saison- und Jahreskarten hatten 
die Möglichkeit, eine Erstattung ihrer bereits ge-

zahlten Eintritts- und Nutzungsgelder zu verlan-
gen. Das war das, was bis zum Mai letzten Jahres 
für alle als Erstes galt. 

Wir alle wissen, diese Krise hat uns seitdem, seit 
fast zwölf Monaten, fest im Griff. Es wurden andere 
Maßnahmen beschlossen, und das hat etwas damit 
zu tun, dass es eine Notsituation war. Dadurch kam 
die Bundesregierung zu dem Entschluss und Be-
schluss, natürlich nicht allein, sondern mit dem Ge-
setzgeber, dem Deutschen Bundestag: Gutschein 
statt Erstattung. 

Anstelle der Erstattung von Eintrittspreisen bezie-
hungsweise Entgelten bei pandemiebedingt abge-
sagten Veranstaltungen oder geschlossenen Frei-
zeiteinrichtungen erhalten die Kund*innen einen 
Gutschein in Höhe des Eintrittspreises. Dieser 
Wertgutschein kann entweder für die Nachholver-
anstaltung oder alternativ für ein anderes gleich-
wertiges Angebot der Veranstalter*innen eingelöst 
werden. So haben wir es eben schon gehört. Wir 
wissen, die SPD-Fraktion der Bremischen Bürger-
schaft weiß, dass diese Gutscheinlösung ein Ein-
griff in die Vertragsfreiheit darstellt. Das ist uns be-
wusst. Ich habe es schon gesagt, eine Notsituation 
erfordert manchmal Lösungen, die schnell gefun-
den werden müssen. So ist es letztes Jahr sehr 
schnell zu einer Gesetzesänderung gekommen. 

Wir wollten nicht das Risiko eingehen, dass die 
Veranstalter durch die schnelle Rückforderung des 
Eintrittspreises durch die Verbraucher*innen 
eventuell noch mehr in Gefahr geraten wären, in 
die Insolvenz zu geraten. Die Lösung, die dann vor-
gesehen war, dass alle Kund*innen für ihre erwor-
benen Tickets und Nutzungsberechtigungen, die 
vor dem 8. März 2020 gekauft wurden, Gutscheine 
erhalten können, wurde durch das Gesetz geregelt. 
Lösen die Verbraucher*innen ihre Gutscheine bis 
Ende 2021 nicht ein, müssen die Veranstalter*in-
nen oder Betreiber*innen deren Wert erstatten. 

Das ist etwas, das auch dem Gesetzgeber sehr 
wichtig war. Ist ein Gutschein aufgrund der persön-
lichen Situation nicht zumutbar, können die 
Kund*innen wie bisher eine Erstattung verlangen. 
Das heißt, die Gutscheinlösung berücksichtigt die 
Interessen der Veranstalter*innen und der 
Kund*innen. Die Aussicht auf ein kulturelles Erleb-
nis bleibt erhalten und die Veranstalter*innen aus 
dem Bereich der Kultur werden vor Liquiditätseng-
pässen bewahrt. 
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Zugleich dient die Regelung auch den Verbrau-
cher*innen, denn die Erfüllung eines Rückerstat-
tungsanspruchs zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist 
eher ungewiss. Mit dem Gutschein erhalten die Ti-
cketinhaber*innen einen veritablen Gegenwert. 
Trotzdem gibt es zu diesem Gesetz, das, wie ich 
eben schon sagte, sehr schnell gestrickt wurde, 
Verbesserungsvorschläge, die im Interesse der 
Verbraucher*innen umgesetzt werden sollen. Aus 
diesem Grund haben die Koalitionsfraktionen den 
vorliegenden Antrag eingebracht, er wurde schon 
ausführlich erläutert. 

Berechtigt ist die Frage, warum die SPD diese Ver-
besserungen nicht schon im Mai auf Bundesebene 
in das Gesetz eingearbeitet hat. Wir, die SPD, hat-
ten uns auf Bundesebene gewünscht, dass mehr 
Verbraucher*innenschutz in das Gutscheinlö-
sungsgesetz aufgenommen wird. Gern hätten wir 
etwa die Härtefallregelung präziser gestaltet und 
das Problem der Insolvenzabsicherung berücksich-
tigt, aber so ist es nun einmal in der Koalition, es 
müssen Kompromisse eingegangen werden. 

Ich schließe mich der Auffassung des Bundestags-
abgeordneten Dr. Johannes Fechner, SPD, an, der 
bereits im Mai 2020 die Hoffnung zum Ausdruck 
brachte, dass mit einem erneuten Anlauf die aufge-
stellten Verbesserungen berücksichtigt werden 
können. Diesen erneuten Anlauf unternehmen wir 
jetzt und möchten unserem Senat Rückendeckung 
geben, dass bundesweit die Gesetzgebung verän-
dert wird. Uns ist es wichtig, dass die Verbrauche-
rinnen und Verbraucher noch besser als bisher ge-
schützt werden und die Interessen aller Beteiligten 
in eine faire Balance gebracht werden. Deshalb 
bitte ich um Ihre Unterstützung des Koalitionsan-
trags. – Vielen Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
der Abgeordnete Dr. Magnus Buhlert das Wort. 

Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert (FDP): Sehr ge-
ehrter Herr Präsident, meine Damen und Herren! 
Wer von Ihnen wäre im letzten Jahr, im zweiten 
Halbjahr des letzten Jahres, nicht gern hier in die-
ser Halle auf einem Konzert gewesen? Wer von 
Ihnen hat nicht für das eine oder andere Veranstal-
tungsformat Karten besessen? Bei uns hängt eine 
ganze Pinnwand voll damit. Ehrlich gesagt gehöre 
ich zu den Verbrauchern, die es sich leisten kön-
nen, den Veranstaltern den Kredit zu gewähren, 
die aber natürlich eine rechtssichere Lösung haben 
wollen und sich genau fragen, wie es denn mit dem 

Insolvenzrisiko aussieht, wenn das Ganze nicht 
stattfindet und das Geld nicht zurückerstattet wer-
den kann, weil die große Last, die die Veranstal-
tungsbranche hat, nicht mehr getragen werden 
kann, und das sind nicht nur die Firmen, sondern 
das geht bis zu den Menschen, die aufbauen, für 
das Catering zuständig sind et cetera pp. 

Wenn wir das alles sehen, dann müssen wir fest-
stellen, dass hier ein Kompromiss gefunden wird, 
der einerseits die Aspekte der Verbraucherinnen 
und Verbraucher in den Blick nimmt, die natürlich 
ein Interesse haben, zu wissen, dass sie wenigstens 
einen Gutschein haben, der etwas wert ist, und am 
Ende, falls das Ganze, auch aufgrund einer Insol-
venz, nicht stattfindet, eine Rückerstattung bekom-
men können, und auf der anderen Seite die As-
pekte der Veranstaltungsbranche, die dieses Geld 
zur Überbrückung braucht, die aber auch andere 
Hilfen braucht. 

Bremen ist da tätig geworden, andere müssen fol-
gen, um diese Zeit überleben zu können, weil es 
von der Politik entschieden gefordert ist, sich zu-
rückzuhalten und keine Veranstaltungen durchzu-
führen, weil wir das Coronavirus mit aller Kraft be-
kämpfen müssen und wollen. Insofern ist sehr viel 
Zurückhaltung und Verständnis gefragt. 

Wenn Sie die Leute – und ich kenne einige, die in 
dem Bereich arbeiten – fragen, die leiden wirklich, 
weil sie ihren Beruf, weil sie diese Tätigkeit nicht 
ausüben können. Auf der anderen Seite: Vermissen 
wir es nicht auch, zu Veranstaltungen gehen zu 
können? Ehrlich gesagt, die Konzerte, die nicht ge-
geben worden sind, können gar nicht alle auf spä-
ter verschoben werden, weil schon wieder weitere 
Konzerte geplant waren und dann auch stattfinden 
müssen. Deshalb ist das nichts, was so einfach 
nachgeholt werden kann. Insofern ist es voll ver-
ständlich. 

Natürlich ist die Situation bei Verbraucherinnen 
und Verbrauchern, bei denen es vielleicht nur we-
nige Veranstaltungen gibt, die sie sich finanziell 
leisten können, anders. Vielleicht ist es nur das 
Weihnachts- oder das Geburtstagsgeschenk, um 
das es geht, das vertagt und umgeplant werden 
muss. Deswegen ist die Übertragbarkeit der Gut-
scheine ein wichtiger Punkt, der im Antrag ge-
nannt ist. 

Ich hoffe, dass diese Regelungen, die im Antrag 
sind und denen wir als Freie Demokraten vollen 
Herzens zustimmen werden, am Ende greifen, weil 
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wir uns doch alle danach sehnen, dass die Veran-
staltungsbranche diese kritische Zeit überlebt, dass 
die Künstlerinnen und Künstler danach wieder auf-
treten können, dass die Einrichtungen wieder voll 
sind, und wir uns doch alle schon auf die Konzerte 
freuen, deren Karten wir gekauft hatten, deren 
Karten wir kaufen wollten und die dann hier und 
an den anderen Veranstaltungsorten Bremens und 
Bremerhavens wieder stattfinden können. Insofern 
stimmen wir dem Antrag gern zu. – Vielen Dank! 

(Beifall FDP) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
die Staatsrätin Silke Stroth das Wort. 

Staatsrätin Silke Stroth: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, sehr geehrte Damen und Herren! Wir spre-
chen heute über das Gesetz zur Abmilderung der 
Folgen der Covid-19-Pandemie im Veranstaltungs-
vertragsrecht. Was bedeutet dieses Gesetz im 
Kern? Im Kern bedeutet es, dass Kund*innen den 
Veranstalter*innen Geld leihen, das sie entweder 
in Form einer später nachgeholten Veranstaltung 
einlösen können oder erst nach knapp zwei Jahren 
ausbezahlt bekommen. Diese Regelung ist damals 
sehr schnell erlassen, um nicht zu sagen, mit heißer 
Nadel gestrickt worden und befindet sich in der 
von Ihnen auch schon benannten gewissen Ambi-
valenz zwischen dem Verbraucherschutz und dem 
Schutz der Veranstaltungsbranche. 

Anpassungen an die derzeitige Gesetzeslage schei-
nen unausweichlich. In diese Richtung weisen auch 
schon erlassene Gerichtsurteile, denn die Form der 
Unterstützung von Veranstalter*innen und 
Kund*innen muss für beide Seiten fair sein, und 
das ist die getroffene Regelung nicht in jeder Hin-
sicht. 

Die Punkte haben Sie benannt, ich führe sie noch 
einmal zusammenfassend auf: die Übertragbarkeit, 
also die Gewährleistung, dass auch ein Familien-
angehöriger oder eine andere nahestehende Per-
son den Gutschein wahrnehmen kann. Der zweite 
Punkt ist der Schutz der Verbraucher*innen vor 
dem Risiko einer Veranstalterinsolvenz, wie sie im 
Pauschalreisebereich schon gilt. Da vertreten wir 
die Auffassung, dass auch im Freizeit- und Veran-
staltungsbereich so verfahren werden sollte. Da es 
kaum möglich sein wird, dass sich jede Kleinkunst-
bühne oder jedes Fitnessstudio, das nicht einer gro-
ßen Kette angehört, gegen Insolvenz absichern 
kann, ist hier der Staat gefordert, einen möglichen 
Ausfall zu kompensieren. 

Aus Verbraucher*innensicht bedarf es ferner der 
Einführung eines sofortigen Erstattungsanspruchs 
für Verbraucher und Verbraucherinnen, wenn kein 
Ersatztermin angeboten werden kann, und man 
darf sie ebenfalls nicht dazu nötigen, ihre Gut-
scheine für Veranstaltungen einzulösen, die sie ur-
sprünglich gar nicht besuchen wollten. Wenn ich 
zu den Rolling Stones wollte, ist Helene Fischer wo-
möglich keine Lösung und umgekehrt. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Schließlich muss sichergestellt sein, dass die Här-
tefallregelung in jedem Zweifelsfall zugunsten der 
Verbraucher*innen auszulegen ist. Die Bundesre-
gierung sollte an die Veranstaltungswirtschaft her-
antreten mit der klaren Aufforderung, auf langat-
mige Nachweise für die Unzumutbarkeit eines 
Gutscheins zu verzichten. Das muss auch im Inte-
resse der Branche selbst sein. Es macht keinen 
Sinn, die Kund*innen zu verärgern und am Ende 
verbrannte Erde zu hinterlassen, denn die Krise hat 
auch gezeigt, dass die Bindung der Kund*innen an 
die Veranstalter*innen zum wichtigsten Kapital 
der Branche gehört, und dies muss gestärkt aus der 
Krise hervorgehen und nicht geschwächt. 

Die Nachbesserungen, die mit dem heutigen An-
trag gefordert werden, sind das, was aus unserer 
Sicht notwendig ist, um dieses Vertrauensverhält-
nis zu erhalten und zu präzisieren. – Vielen Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Präsident Frank Imhoff: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer diesem Antrag seine Zustimmung geben 
möchte, den bitte ich jetzt um das Handzeichen. 

(Dafür CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP, Abgeordneter Peter Beck [parteilos]) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Dagegen M.R.F., Abgeordneter Thomas Jürge-
witz [AfD]) 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt 
dem Antrag zu. 
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Bildungskatastrophe verhindern! Konzept zur 
Dokumentation und Aufarbeitung von coronabe-
dingten Leistungsdefiziten erarbeiten!  
Antrag der Fraktion der FDP  
vom 20. Januar 2021  
(Drucksache 20/780) 

Die Beratung ist eröffnet. 

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete 
Birgit Bergmann. 

Abgeordnete Birgit Bergmann (FDP): Sehr geehr-
ter Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Am Freitag geht für die Schülerinnen 
und Schüler in Bremen und Bremerhaven ein zwei-
tes Schulhalbjahr unter Pandemiebedingungen zu 
Ende. Ein weiteres Schulhalbjahr, in dem sie alles 
erlebt haben, nur keinen konstanten Unterricht. 
Halbgruppen, Wechselunterricht, Quarantäne, 
Distanzlernen, alles war und ist dabei, alles, nur 
kein regelmäßig konstanter Lernalltag. Man muss 
keinen Expertenrat befragen, um sich auszumalen, 
dass dieser Ausnahmezustand Folgen hinterlässt. 
Bei all den positiven Veränderungen, ja, die Schü-
ler haben Tablets und der Distanzunterricht klappt 
besser als im letzten Jahr, bei all diesen positiven 
Veränderungen ist und bleibt alles, was wir gerade 
versuchen, ein Hilfsmittel. Die Lücken in den Bio-
grafien der Kinder sind jetzt schon groß und betref-
fen ganz unterschiedliche Bereiche. Wissen, Per-
sönlichkeitsentwicklung, Spracherwerb, soziale 
Kompetenz und Sicherheit, das Spektrum ist weit. 

Die Wissens- und Bildungslücken wachsen weiter, 
je länger die Ausnahmesituation anhält. Dass sie 
sich einstellen, müssen wir akzeptieren, dafür ha-
ben wir schon vor der Pandemie zu lange in einem 
anachronistischen Schulsystem festgesteckt, aber 
wissen Sie, was in Anbetracht der Bremer Situation 
für uns Freie Demokraten die größte Gefahr ist, die 
größte Versuchung? Dass das Loblied in der politi-
schen Rhetorik auf die großzügige Verteilung der 
Tablets und den frühen Einsatz der Lernplattform 
itslearning die wahren Probleme überdecken wird. 
Wie feiert sich die Regierungskoalition jetzt schon 
für überregionale Positiverwähnungen der Ausstat-
tungsfrage oder einzelner positiver Lerngeschich-
ten von Schulen! Sie sind es, keine Frage, das er-
kennen wir als Opposition gern an. 

(Zuruf Abgeordneter Mustafa Güngör [SPD]) 

Aber sie sind nicht mehr und nicht weniger als eine 
notwendige Ausstattung im 21. Jahrhundert. 

(Beifall FDP) 

Die Loblieder nähren die Gefahr, dass die eigentli-
chen Bremer Probleme kaschiert werden. Meine 
Damen und Herren, lassen Sie sich von den trüge-
rischen Lobliedern nicht verführen. 

Wir haben in Bremen sehr viel zu tun. Am vergan-
genen Donnerstag hat das Team Dr. Bogedan die 
Ergebnisse der hauseigenen Leistungserhebungen 
LALE 5 und 7 vorgestellt. Die Ergebnisse sind nie-
derschmetternd. Siebtklässler, die in Lesen und 
Mathematik nicht den Mindeststandard eines 
Viertklässlers erreichen. Die Untersuchung hat 
deutlich gemacht: Es waren keine Einzelfälle. 

Das, meine Damen und Herren, ist die Entwicklung 
ohne Corona. Wir stecken in unserem Bundesland 
auch ohne Corona in einer handfesten Bildungs-
krise. Ganz dringend brauchen wir ernst zu neh-
mende Debatten darüber, was wir in der frühkind-
lichen Bildung tun müssen, damit die Kinder vor-
bereitet in die Schule kommen. Wir müssen unbe-
dingt darüber reden, was das Ziel nach vier Jahren 
Grundschule ist, was müssen die Kinder sicher be-
herrschen? Wir müssen eine Chance auf ein aus-
kömmliches und selbst bestimmtes Leben ermögli-
chen, die politische Agenda war schon vor Corona 
lang. 

Alle angelegten Effekte, über die Armut in dieser 
Stadt sprachen wir im Dezember, verschärfen die-
sen gefährlichen Abwärtstrend. Nun kommen die 
Auswirkungen von Pandemie-Schule noch dazu. 
Deshalb fordern wir Freien Demokraten den Senat 
auf, den Schaden an den Schulen ehrlich und ernst-
haft zu vermessen. Als Regierungskoalition haben 
Sie die Verantwortung, eine Strategie zu entwi-
ckeln, wie er sich so weit wie möglich beheben 
lässt. Sie können in diesem Schuljahr niemanden 
durchfallen lassen, völlig in Ordnung. Sie können 
in diesem Schuljahr auch alle Abschlussprüfungen 
an die erschwerten Bedingungen anpassen. Ge-
schenkt. Doch eines, meine Damen und Herren, 
dürfen Sie nicht: Sich der Illusion hingeben, damit 
seien die Bildungsfolgen der Pandemie aufgefan-
gen. Nein, das sind sie nicht. Das alles ist notwen-
dige Symptom-Behandlung, mehr nicht. 

Mittel- und langfristig brauchen wir ganz dringend 
einen echten, mit allen Akteuren abgestimmten 
Plan zur Aufarbeitung der Krise. Wir brauchen in-
dividuelle Förderkurse, spezifische Wiederho-
lungsprogramme für Groß- und Kleingruppen, psy-
chologische Berater, die mit den Kindern die Lock-
down-Erfahrungen aufarbeiten. Diese Aufgabe 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/780
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kann nicht warten, und wir müssen sie jetzt ange-
hen, um schon im Sommer mit der Mission „An-
schluss halten“ zu beginnen. – Vielen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit! 

(Beifall FDP) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Miriam Strunge. 

Abgeordnete Miriam Strunge (DIE LINKE): Sehr 
geehrter Herr Präsident, meine Damen und Her-
ren! Die Fraktion der FDP hat einen Dringlichkeits-
antrag eingebracht, um die bremische Bildungska-
tastrophe zu verhindern. Eine Nummer kleiner 
ging es für die Fraktion der FDP wohl nicht. 

(Heiterkeit SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Ob man so bei Schulleitungen und Lehrkräften 
eine Motivation hervorruft, die sich seit Monaten 
mit höchstem Engagement auf die neue Pandemie-
situation einstellen und versuchen, trotz der 
Schwierigkeiten und Einschränkungen den best-
möglichen Unterricht in Präsenz-, Distanz- und 
Hybridform zu erteilen, bezweifle ich ganz eindeu-
tig. Ich glaube auch nicht, dass man mit so etwas 
bei den Schüler*innen gut ankommt, die gerade 
versuchen, mit dem Stoff durchzukommen. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Schauen wir uns den Antrag, der vor einem Horror-
szenario warnt, etwas genauer an: Zu Recht schrei-
ben Sie, dass der Distanzunterricht kein äquivalen-
ter Ersatz für den Präsenzunterricht ist. Deshalb 
stellt sich die Regierungskoalition doppelt auf. Ei-
nerseits versuchen wir, so viel Präsenzunterricht, 
wie pandemiebedingt vertretbar ist, zu ermögli-
chen, denn natürlich sind auch wir davon über-
zeugt, dass Kinder und Jugendliche in der Schule 
mit der direkten Ansprache durch Lehrer*innen 
wesentlich besser lernen können als zu Hause. Uns 
ist auch bewusst, dass das Distanzlernen nicht in 
jedem Zuhause gleichermaßen erfolgen kann, zu 
unterschiedlich sind die Ausgangsbedingungen in 
den Familien. Wenn das Zimmer mit den Ge-
schwisterkindern geteilt wird, kein eigener 
Schreibtisch vorhanden ist oder die Eltern nicht 
einmal so eben über das Aufgabenblatt schauen 
können, um einem zu sagen, ob man gerade auf 
dem richtige Weg ist, dann ist das Lernen wesent-
lich schwieriger als in anderen Haushalten. Ande-
rerseits hat die rot-grün-rote Koalition in der Pan-
demie schon früh alles dafür getan, die Ausgangs-
bedingungen für das Distanzlernen so gut wie 

möglich zu gestalten. Kein anderes Bundesland hat 
an alle Lehrkräfte und Schüler*innen iPads heraus-
gegeben und schon zu Beginn der Pandemie eine 
landesweite digitale Lernplattform, die direkt ge-
nutzt werden konnte, etabliert. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Es geht nicht darum, sich einer Illusion hinzuge-
ben, wie Frau Bergmann das einfach sagt, obwohl 
sie dafür gar keine Anhaltspunkte hat. Natürlich 
wissen wir, dass das schulische Geschehen trotz 
dieser Anstrengungen in den Schulen in einer Zeit 
der Pandemie keine einfache Erfahrung ist und 
dass nicht alles rund läuft. Wir wissen, dass sich die 
Schulen, insbesondere im ersten Lockdown im 
Frühjahr 2020, ganz unvorbereitet auf den Distan-
zunterricht einstellen mussten. Zu diesem Zeit-
punkt gab es noch keine flächendeckenden iPads 
für Schüler*innen und Lehrer*innen. Uns ist auch 
klar, dass das Reagieren auf die auftretenden Klas-
senquarantänen im Herbst nicht leicht war und 
dass auch hier immer wieder ohne Vorwarnung auf 
das digitale Lernen zu Hause umgestellt wurde. 

Deshalb hat die Fraktion der FDP in einem Punkt 
dieses Antrags natürlich Recht. Ja, es ist Bildungs-
zeit verloren gegangen. Das ist bitter, aber was 
folgt aus dieser Feststellung? Die Fraktion der FDP 
will die Leistungsdefizite aller Schüler*innen indi-
viduell verfassen. Was sich so einfach in einen An-
trag schreiben lässt, stellt in der Realität aber eine 
absolute Mammutaufgabe dar. Wir sehen schon bei 
VERA-3, was für ein immenser Aufwand es für die 
Schulen ist, das Leistungsniveau aller Drittkläss-
ler*innen zu ermitteln. Jetzt stellen Sie sich das für 
jeden Jahrgang, für jede Schule und dann auch 
noch gleichzeitig vor. Damit legen Sie die Schulen 
lahm. Wer soll das alles durchführen und auswer-
ten? Wir als Fraktion DIE LINKE halten nichts da-
von, den Lehrkräften in dieser Situation, in der sie 
extrem belastet sind, einen weiteren, nicht leistba-
ren Arbeitsaufwand aufzubürden. 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 

Dennoch, natürlich brauchen wir Unterstützungs-
angebote für Schüler*innen, die viel Stoff verpasst 
haben. Aber ich traue den Lehrkräften zu, dass sie 
auch ohne eine extrem aufwändige Leistungserhe-
bung sagen können, welche Schüler*innen zusätz-
liche Förderbedarfe in bestimmten Fächern haben. 
Wir müssen prüfen, welche Programme es bereits 
gibt, die wir aufstocken können, und welche zu-
sätzlichen Förderstrukturen wir an den Schulen 
etablieren müssen. Im Gegensatz zur Fraktion der 
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FDP träumen wir aber nicht von einem Boom der 
Nachhilfeindustrie. Wir wollen nicht, dass die not-
wendigen Unterstützungsangebote privatisiert und 
Kinder und Jugendlichen in einen nicht enden wol-
lenden Lernmarathon geschickt werden, der sie 
zwingt, nach dem Ganztagsunterricht am Spät-
nachmittag oder am Wochenende noch Nachhilfe 
zu nehmen. 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 

Schüler*innen haben ein Recht auf Regeneration 
und ein Leben jenseits von Schule. Das hilft auch 
beim Lernen, denn Ruhephasen dienen gerade 
dazu, dass sich neu gelerntes Wissen festsetzen 
kann. 

Deswegen sind uns zwei Punkte ganz wesentlich, 
die muss ich noch erwähnen: Erstens, Ziel muss es 
sein, in der Schule in der vorhandenen Lernzeit 
Lernrückstände aufzuarbeiten. Dafür brauchen wir 
eine Schwerpunktsetzung bei den Lehrinhalten, 
damit im regulären Unterricht Zeitfenster frei wer-
den können. Zweitens brauchen wir weitere Unter-
stützungsangebote, die in den Schulen angeboten 
werden müssen. Den Antrag der FDP brauchen wir 
dafür nicht. – Herzlichen Dank! 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Yvonne Averwerser. 

Abgeordnete Yvonne Averwerser (CDU): Herr 
Präsident, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Dass wir das naturgemäß ein wenig anders se-
hen, ist, glaube ich, klar. Wir werden dem Antrag 
der Fraktion der FDP zustimmen, weil er nahtlos an 
das anknüpft, was wir hier im Sommer 2020 schon 
gefordert haben: Ein Konzept vorzulegen, das auf-
zeigt, wie die damals aufgelaufenen Lerndefizite 
sukzessive wieder aufgeholt werden können. Vo-
raussetzung wäre damals wie heute, dass die Be-
hörde den Umfang der jahrgangsspezifischen aus-
gefallenen Präsenzunterrichte erfasst und der hie-
raus abzuleitende ausgebliebene Lernfortschritt 
dokumentiert würde. Man hätte damals schon die 
Stundentafel anpassen und sich punktuell dem Ziel 
nähern können, schon in diesem Schuljahr zumin-
dest die Defizite in prüfungsrelevanten Fächern 
zeitnah und nachvollziehbar aufzuholen. Dieser 
Antrag von uns wurde damals abgelehnt. 

Wie wir jetzt wissen, wurde seitens der Behörde bis 
heute nichts vorgelegt, was aufzeigt, wie man mit 
den Lernlücken, die unbestreitbar seit Mai 2020 

schulform- und klassenübergreifend entstanden 
sind, umgehen will. Nach den Schließungen im 
Frühjahr 2020 wurden ab Mai/Juni kleine Präsen-
zangebote in Unterrichten gemacht und die Notbe-
treuung langsam ausgeweitet. Dies geschah stun-
denweise höchst individuell und meist nur für ei-
nen kleinen Teil der Schülerinnen und Schüler. 
Alle Grundschüler sollten dann irgendwann einmal 
16 Stunden in der Woche unterrichtet werden. Das 
fand gar nicht mehr statt. In den weiterführenden 
Schulen war es so, dass nur wenige Schulen bis zu 
50 Prozent der Stunden als Präsenzunterricht und 
den Rest entweder in Distanz- oder Digitalunter-
richt anbieten konnten. Es gab auch Schulen, die 
nicht einmal die von der Behörde angestrebten 
acht Stunden aufbringen konnten. Alles in allem 
waren die Schülerinnen und Schüler im Jahr 2020 
vor den Sommerferien 70 Tage ohne Regelunter-
richt. 

Als weitere Möglichkeiten einer wirksamen Kom-
pensation haben wir damals vorgeschlagen, zu-
sätzliche Lernzeit und zusätzliche Bildungsange-
bote zu organisieren. All diese Maßnahmen hätten 
dazu beitragen können, bis dahin entstandene 
Lerndefizite aufzufangen. Denn schon zu der Zeit 
war vollkommen klar, dass wir nicht wissen, wie 
der Regelbetrieb nach den Sommerferien weiterge-
hen würde. Schon zu dem Zeitpunkt sprach man 
über eine mögliche zweite Welle. Man hatte da-
mals den Eindruck in der Behörde, mit dem Deal 
der iPads hätte man den Stein der Weisen gefun-
den und bräuchte nur noch auf den Regelunterricht 
nach den Sommerferien zu warten. 

(Abgeordneter Mustafa Güngör [SPD]: Das hat nie-
mand behauptet!) 

Nun, nach fast elf Monaten Pandemie sollen Selbst-
einschätzungen der Schülerinnen und Schüler und 
rudimentäre Berichte seitens der Lehrkräfte, die 
möchte ich hier absolut in Schutz nehmen, verste-
hen Sie das nicht falsch, zur Erfassung der Lernin-
halte herangezogen werden. 

(Abgeordnete Sascha Karolin Aulepp [SPD]: Ach 
ja!) 

Das ist weit weg von einem systematischen Erfas-
sen von Differenzen der aktuellen und der durch-
schnittlichen Lernleistungen von Schülerinnen und 
Schülern aus den Vorjahren und das nach einem 
Jahr, einem, sagen wir einmal, Sommersemester 
und einem Herbst, in dem wir Schulen hatten, de-
ren Klassenverbände und Lehrer mehr Wochen in 
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Quarantäne verbrachten als in der Schule, wo we-
der an Präsenzunterricht noch an verbindlichen 
Distanzunterricht zu denken war. Nicht nur wegen 
der nicht flächendeckend vorhandenen iPads, son-
dern auch, weil itslearning erst im Herbst verbind-
lich angewendet werden sollte. 

Nun wird die Schere zwischen Schülern, die den 
Lerninhalten folgen können, und denen, die es 
nicht mehr können, noch größer werden, denn sie 
haben auf Freiwilligkeit in der Schule gesetzt. Man 
kann die Schule freiwillig nicht besuchen. Sie ver-
lieren nachweislich vor allem jene Schülerinnen 
und Schüler der weiterführenden Schulen, und da 
schwerpunktmäßig in den sozial benachteiligten 
Stadtteilen. 

(Beifall CDU) 

In den Oberschulen in Huchting, Osterholz oder 
Gröpelingen sind nur wenige im Präsenz- und noch 
weniger, ganz ehrlich, im Distanzunterricht. Das ist 
vielleicht noch nicht einmal Absicht von den Men-
schen oder von den Schülerinnen und Schülern, 

(Zwischenruf Abgeordnete Sascha Karolin Aulepp 
[SPD]) 

sie haben vielleicht gar kein WLAN zu Hause. Da 
muss ich sagen, Bremerhaven hat es besser ge-
macht. Die haben WLAN-Router eingekauft und 
rechtzeitig an die Schülerinnen und Schüler ver-
teilt, die zu Hause nachweislich Probleme mit dem 
WLAN haben. Das ist in Bremen ausgeblieben. 
Noch etwas fehlt, und zwar flächendeckend: Es 
gibt keine datenschutzkonforme Videokonferenz-
plattform, was dazu führt, dass die Lehrer über-
haupt keinen wirklichen Kontakt mit den Schüle-
rinnen und Schülern aufnehmen können. Der Hype 
um die iPads hat sich also auch schon ein wenig ge-
legt. Das alles ist weit weg von Chancengerechtig-
keit und dem Recht auf Bildung, wie wir es verste-
hen. 

(Beifall CDU, FDP) 

Doch das hat man hier in Bremen nach Bremer Ma-
nier gleich gelöst, denn es wurde geregelt, dass die 
verbindliche Teilnahme an Videokonferenzen auf-
gehoben wurde und die im Distanzunterricht ver-
bindlich gestellten Aufgaben bei der Bewertung 
nahezu gegenstandslos sind. 

(Glocke) 

Ein Satz bitte noch. Damit fördern Sie die Entste-
hung von weiteren Lerndefiziten bei allen Schüle-
rinnen und Schülern. Bei den einen, weil sie den 
Zugang nicht haben, und bei den anderen, weil sie 
keine Lust mehr haben und demotiviert sind. Ihre 
Politik ist in Wirklichkeit eine, die alle Kinder ein-
fach als verloren aufgibt. – Vielen Dank! 

(Beifall CDU) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Gönül Bredehorst. 

Abgeordnete Gönül Bredehorst (SPD): Sehr geehr-
ter Herr Präsident, meine Damen und Herren! Frau 
Bergmann, Ihre Problemanalyse war wirklich skur-
ril. Sie haben damit einen Rundumschlag gemacht 
und sind auf nichts eingegangen, dazu kann man 
wirklich gar nichts sagen. 

Die Einschränkung des Schulbetriebs bedeutet im-
mense Herausforderungen für alle Beteiligten, in 
den Schulen, daheim für die Schülerinnen und 
Schüler und natürlich auch für ihre Eltern. Umso 
mehr gilt dies für sozial benachteiligte Kinder, die 
Heterogenität wird sich durch Corona vergrößern. 
Gerade Kinder aus sozial benachteiligten Familien 
laufen große Gefahr, Lernrückstände zu entwi-
ckeln, die sich nur sehr schwer wieder aufholen las-
sen. Deswegen setzt die Fraktion der SPD gemein-
sam mit den Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen 
und DIE LINKE darauf, die Schulen weiterhin offen 
zu halten, wenn auch derzeit ohne Präsenzpflicht 
und in Halbgruppen im Wechselunterricht. 

Genau deshalb haben wir Sozialdemokratinnen 
und Sozialdemokraten uns erfolgreich dafür einge-
setzt, dass alle Schülerinnen und Schüler mit iPads 
ausgestattet werden: Damit alle gleichermaßen am 
Distanz- und Hybridunterricht teilnehmen können, 
wenn Präsenzunterricht nicht möglich sein sollte. 

(Beifall SPD, DIE LINKE) 

Das ist derzeit der Fall. Deshalb wollen wir unbe-
dingt genau wie Sie, liebe Fraktion der FDP, unsere 
Schülerinnen und Schüler dabei unterstützen, 
coronabedingte Lernrückstände aufzuholen. Wir 
haben dabei selbstverständlich alle Schülerinnen 
und Schüler im Blick, aber ganz besonders die, die 
aufgrund ihrer häuslichen Rahmenbedingungen 
mehr Unterstützung und Förderung brauchen. Ihre 
Vorschläge sind hier eher hinderlich als hilfreich. 
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Sie fordern in Punkt 1 Ihres Antrags, einen Plan 
vorzulegen, wie die Leistungsdefizite aller Schüle-
rinnen und Schüler klassenbezogen und individu-
ell detailliert erfasst werden sollen. Darauf kann 
man nur antworten, dass genau tun Lehrende je-
den Tag entsprechend dem Rahmenkonzept vom 
Juli, also schon pandemiebedingt, sage ich einmal, 
erstellt im letzten Jahr: Die pandemiebedingten 
Lernrückstände mit den Kindern bearbeiten. Wei-
ter erheben wir bereits mit VERA-3 und VERA-8 
systematisch und standardisiert Lernrückstände. 
Da passiert genau das, was Sie fordern, eine Erhe-
bung über den individuellen Leistungsstand der 
Schülerinnen und Schüler, anhand derer passge-
naue Lerninhalte für sie erstellt werden. Außerdem 
finden nicht standardisierte Vergleichsarbeiten 
statt, aus denen man auch eventuelle Defizite able-
sen kann. 

Zu Punkt 2.: Wenn Sie das Rahmenkonzept für das 
Schuljahr 2020/21 aufmerksam gelesen hätten, 
müsste Ihnen aufgefallen sein, dass hier alle von 
Ihnen angesprochenen Punkte enthalten sind. Die 
Schulen sollen demnach auf Basis der Lernstands-
erhebung kompensatorische Maßnahmen organi-
sieren, diese an die Behörde zurückspiegeln, um 
von dort aus weitere passgenaue Maßnahmen ein-
leiten zu können. Dieses Rahmenkonzept ist kurz- 
bis mittelfristig angelegt und legt dezidiert dar, 
wer, wann, wie und in welcher Form Hilfe erhält. 
Wir nennen es nur Rahmenkonzept und nicht Stra-
tegie wie Sie. 

(Beifall SPD, DIE LINKE) 

Punkt 3 Ihres Antrags befasst sich mit digitalen 
Hilfsmitteln. Das Zentrum für Medien erstellt be-
reits digitale Lernmaterialien und erarbeitet On-
line-Hilfen, und das nicht erst seit Beginn der Pan-
demie. Zu Punkt 4 kann man sagen, angesichts der 
Tatsache, dass Kinder nicht erst seit der Pandemie 
zu uns zuwandern, hat die Bildungsbehörde natür-
lich auch diese Kinder und Jugendlichen im Fokus. 
Seit 2012 sind in unsere Schulen 8 916 Kinder und 
Jugendliche aufgenommen und beschult worden. 
Natürlich haben wir gerade diese Kinder im Blick, 
wenn wir uns dafür einsetzen, dass die Schulen, 
wenn irgend möglich, offen gehalten werden sol-
len. Das wollen wir nicht ausführlich evaluieren, 
sondern unsere immer auch begrenzten Ressour-
cen dafür nutzen, dass Lehrkräfte ihren Unterricht 
gut machen können. 

(Beifall SPD, DIE LINKE) 

An dieser Stelle möchte ich ganz klar zum Aus-
druck bringen, dass sowohl Lehrer*innen als auch 
Schülerinnen und Schüler genug damit gefordert 
sind, den jetzigen aktuellen Unterricht gut zu ge-
stalten. Wenn Lehrer*innen nebenbei noch indivi-
duelle Leistungsdefizits-Listen ausfüllen müssen, 
hört sich das für mich realitätsfremd an. 

(Beifall SPD) 

Der Fokus muss auf dem aktuellen Unterricht lie-
gen, und ich bin sehr dankbar dafür, dass die Leh-
rer*innen und Schulleitungen sich dieser Heraus-
forderung so engagiert stellen. 

(Beifall SPD) 

Wir werden ganz sicher in der Deputation für Kin-
der und Bildung weiter über dieses wichtige 
Thema reden. Aber an dieser Stelle sehen wir als 
Fraktion der SPD keinen Grund, Ihrem Antrag 
stattzugeben. Die große strategische Linie be-
schreibt das Rahmenkonzept, ein Blick da hinein ist 
lohnenswert. – Danke für Ihre Aufmerksamkeit! 

(Beifall SPD, DIE LINKE) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Christopher Hupe. 

Abgeordneter Christopher Hupe (Bündnis 90/Die 
Grünen): Sehr geehrter Herr Präsident, sehr ge-
ehrte Damen und Herren! Wir alle hier im Plenar-
saal wissen, welche dramatischen Auswirkungen 
der Verlust von Bildungszeit auf die Bildungsver-
läufe der Schüler*innen haben kann. Das haben 
alle meine Vorredner*innen schon erwähnt. Genau 
das ist der Grund, warum wir uns in Bremen in die-
ser Pandemie dafür einsetzen, dass möglichst we-
nig Schul- und Bildungszeit verloren geht. Deswe-
gen versuchen wir, möglichst genau zwischen In-
fektionsschutz und Recht auf Bildung abzuwägen, 
und genau deswegen sind wir gegen pauschale 
Schulschließungen und halten es für den richtigen 
Weg, so lange wie möglich am Präsenzunterricht, 
wie auch jetzt im Wechselmodell, festzuhalten, um 
das Auseinanderdriften von Lernständen bei Schü-
ler*innen möglichst klein zu halten. 

 

(Beifall SPD) 

Da kann man durchaus einmal applaudieren, ja. 
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(Abgeordnete Sascha Karolin Aulepp [SPD]: Wenn 
schon die eigene Fraktion nicht klatscht! – Zuruf 
[CDU]: Die sind nicht überzeugt worden!) 

Diese Debatte führen wir regelmäßig auch an an-
derer Stelle, haben sie zuletzt gerade am Freitag 
geführt, und Frau Strunge hat eben schon gute 
Gründe dafür aufgeführt, warum wir die Schulen 
offen lassen. In Bremen sind wir dank der flächen-
deckend genutzten und gut funktionierenden 
Lernplattform itslearning gut aufgestellt, um einen 
bestmöglichen Austausch von Lehrkraft und Schü-
ler*innen auch über die Distanz sicherzustellen. 
Das haben wir den anderen Bundesländern voraus, 
genauso wie die Anschaffung von Tablets für alle 
Lehrkräfte und Schüler*innen in unseren beiden 
Städten, wobei, liebe Frau Bredehorst, die SPD die 
Grünen und die LINKE an ihrer Seite wusste, um 
diese Ausgaben zu stemmen. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE – 
Vizepräsidentin Antje Grotheer übernimmt den 
Vorsitz.) 

Dass Bremen damit nicht so falsch fährt, zeigt die 
überregionale Berichterstattung der letzten Tage, 
zum Beispiel in der „ DIE ZEIT“ und in der Tages-
schau. Das freut uns sehr und, liebe Frau Berg-
mann, das kann man durchaus erwähnen. 

Darauf wollen wir uns aber nicht ausruhen, denn 
wir wissen sehr wohl, dass für sehr viele Schü-
ler*innen der Präsenzunterricht die beste Art des 
Lernens ist. Wir wissen auch, dass trotz der ver-
gleichsweise guten Bedingungen mit Tablets und 
Lernplattform, durch Schulschließungen wie im 
letzten Schuljahr, Halbgruppenunterricht durch 
Quarantänesituationen und Distanzunterricht und 
trotz des beeindruckenden Einsatzes so vieler 
Lehrkräfte in Bremen und Bremerhaven Defizite 
entstehen, die es gilt, möglichst niedrig zu halten. 
Da setzt der Antrag der Fraktion der FDP mit der 
dystopischen Überschrift „Bildungskatastrophe 
verhindern“ an, den wir debattieren. Um es gleich 
vorwegzunehmen: Wir werden dem Antrag der 
Fraktion der FDP nicht zustimmen, zum einen, weil 
der Senat schon sinnvolle Maßnahmen verfolgt, 
zum anderen, weil die Forderung der Fraktion der 
FDP in der aktuellen Situation zu einer nicht zu ver-
antwortenden Mehrbelastung für Schulen und 
Lehrkräfte führt. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Ich werde nicht noch einmal alle Maßnahmen auf-
führen, das haben meine Vorredner*innen von den 

Fraktionen DIE LINKE und SPD schon gemacht. 
Trotzdem möchte ich einige erwähnen: Wir haben 
das Rahmenkonzept für das Schuljahr 2021, wel-
ches Lernstandserhebungen im Hinblick auf durch 
die Schulen organisierte kompensatorische Maß-
nahmen und zusätzliche Fördermaßnahmen vor-
sieht, außerdem erarbeitet das Zentrum für Medien 
kontinuierlich Online-Hilfen und stellt diese zur 
Verfügung. Für die Schüler*innen der Abschluss-
klassen gibt es die Möglichkeit, während der ei-
genverantwortlichen Vorbereitung auf die Prüfun-
gen kostenlose und freiwillige Lernangebote eines 
externen Anbieters zu nutzen. Das wird selbstver-
ständlich im Anschluss auch im Hinblick auf kom-
mende Abschlussjahrgänge evaluiert. 

Davon abgesehen gibt es in Bremen die standardi-
sierten Testungen wie zum Beispiel VERA-3 und 
VERA-8. Frau Strunge ist schon darauf eingegan-
gen, warum die nicht einfach in allen Klassen 
durchgeführt werden können, aber zumindest 
VERA-8 wird wie geplant im Februar stattfinden. 

Neben diesen Maßnahmen gibt es noch einen wei-
teren wichtigen Grund, warum wir den Antrag ab-
lehnen werden: Die Forderung der Fraktion der 
FDP, die Leistungsdefizite aller Schüler*innen 
klassenbezogen und individuell detailliert zu erfas-
sen, würde die Schulen und vor allem die Lehr-
kräfte in dieser Situation, in der die Beanspruchun-
gen deutlich höher und vielfältiger sind als ge-
wöhnlich, in der die Lehrkräfte an ihre Grenzen ge-
hen, um guten Unterricht sicherzustellen, über Ge-
bühr belasten. Im Endeffekt würde die Umsetzung 
dieser Forderung vor allem Unterrichtszeit und 
wertvolle Zeit kosten, die die Lehrkräfte lieber di-
rekt zur Unterstützung der Schüler*innen einset-
zen könnten. Das kann nicht in unserem Sinne sein. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Das ist, ich komme zum Schluss, deshalb so wich-
tig, weil die Vorstellung, dass verpasster Unter-
richtsstoff später einfach nachgeholt werden kann, 
in Anbetracht des Arbeitsaufwandes von Schü-
ler*innen und Lehrkräften nicht realistisch ist. – 
Herzlichen Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächste Red-
nerin hat das Wort die Abgeordnete Birgit Berg-
mann. 

Abgeordnete Birgit Bergmann (FDP): Sehr geehrte 
Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! 
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Lehrermotivation ausspielen gegen die Ist-Situa-
tion macht keinen Sinn. Es geht in der Politik nicht 
darum, bei Lehrern gut anzukommen. Politik ist 
auch nicht nur Sympathiepunkte zu sammeln, son-
dern es geht darum, Lösungen zu finden in einer 
Weise, dass sie mit den Ressourcen, die wir haben, 
machbar sind. 

(Abgeordnete Sascha Karolin Aulepp [SPD]: Das 
kann ja die FDP auch einmal machen!) 

Das ist ihre Herausforderung. Liebe Frau Strunge, 
diese Unterstellung, wir wollten privatwirtschaftli-
che Weiterbildungsindustrie fördern – –. Es ist ein-
fach eine Unterstellung, dass das unsere Motiva-
tion wäre. Wir haben gehört, dass Sie es ablehnen, 
Leistungserhebungsermittlungen anzustellen. 

(Abgeordnete Gönül Bredehorst [SPD]: Wir ma-
chen das doch schon!) 

Nein, ich habe mehrfach gehört, dass das nicht ge-
hen kann, dass man jetzt die Energie allein auf gu-
ten Fachunterricht oder guten Unterricht setzen 
muss und man nicht gleichzeitig Defizite feststellen 
kann, weil das eine Ressourcenüberforderung 
wäre. 

(Abgeordnete Sascha Karolin Aulepp [SPD]: Viel-
leicht hören Sie einmal konzentriert zu!) 

Ich habe sehr konzentriert zugehört und ich habe 
sogar auch mitgeschrieben. Die Lehrkräfte müssen 
wissen, wo sie ansetzen können. Sonst macht es 
keinen Sinn. 

(Beifall FDP) 

Liebe Frau Bredehorst, meines Wissens ist VERA-3 
während der Pandemie ausgesetzt. Einige Dinge 
von denen, die Sie aufgezählt haben, finden ein-
fach nicht statt. Es passiert nicht alles das, was Sie 
hier sagen. Erst letzte Woche hat eine Lehrerin in 
Kattenesch während des Elternabends gesagt: 
Sachaufgaben in Mathematik lassen wir einmal, 
die versteht sowieso niemand. Die meisten lesen so 
schlecht. Ehrlich gesagt, die Lehrer sagen auch, wir 
wissen nicht, was die Kinder brauchen, wenn sie in 
Klasse fünf kommen. Man weiß gar nicht, wo man 
bei diesen ganzen Dingen, die fehlen, anfangen 
soll. 

(Abgeordnete Gönül Bredehorst [SPD]: Das ist doch 
nicht erst seit gestern!) 

Ich habe – und da nehme ich einfach einmal das, 
was ich gesehen habe, ernst – in der der Vorlage 
für den Haushalts- und Finanzausschuss vom letz-
ten Freitag gesehen, dass Sie für dieses Thema Mit-
tel aus dem Bremen-Fonds bereitstellen wollen. 
Das ist gut. Nur dann braucht man auch noch ein 
anständiges Konzept, das alle Kinder und Jugend-
lichen in Bremen und Bremerhaven erreicht. Übri-
gens: iPads haben immer noch nicht alle Kinder. 
Allein während wir vorhin geredet haben, haben 
mir insgesamt drei Eltern über WhatsApp Nach-
richt gegeben, dass ihre Kinder noch keine iPads 
haben. Ich weiß nicht, in welchen Schulen die sind. 

(Abgeordnete Petra Krümpfer [SPD]: Fragen Sie 
doch nach!) 

Ja, das mache ich gern. In der ersten Januarwoche 
haben Sie uns Ihre Antworten auf unsere Kleine 
Anfrage „Schuljahr wiederholen oder wie begeg-
net der Senat den coronabedingten Lerndefiziten“ 
vorgelegt, und aus diesen Antworten ist deutlich 
geworden, dass der Senat die Defizite nur äußerst 
oberflächlich einschätzen kann und noch keine 
umfassende Planung unternommen hat, um diesen 
riesigen Bildungslücken zu begegnen. Deswegen 
ist unser Antrag genau der richtige und kommt ge-
nau im richtigen Moment, um jetzt eine Strategie 
auf den Tisch zu legen oder was Sie auch immer für 
ein Wort wählen wollen, um die coronabedingten 
Folgen und Leistungsdefizite, so wie wir es gesagt 
haben, individuell zu diagnostizieren und einen 
Maßnahmenkatalog zu präsentieren, wie die je-
weiligen Defizite gestreckt über einen Zeitraum 
von zwei Jahren – das muss nicht in einem Monat 
sein – aufgeholt werden können. Dabei erwarten 
wir, dass bei der Defizit-Evaluation, wie beim Maß-
nahmenkatalog auch, die zugewanderten Kinder 
und die Schulabgänger in besonderer Weise be-
rücksichtigt werden. Das liegt Ihnen auch am Her-
zen, davon gehen wir aus. 

Ich möchte auch einmal sagen, wir sind nicht über-
heblich in dieser Gesamtsituation. Wir sehen 
durchaus, dass wir ausgehend von unserer Aus-
gangslage in einer schwierigen Bildungssituation 
sind. Wir sind ein Bildungsnotlageland, und das 
nicht erst seit gestern. Dass die Pandemie von nie-
mandem hierher bestellt worden ist und niemand 
von uns weiß, wie es weitergeht und dass das ein 
hochkomplexes Thema ist, das sehen wir, das er-
kennen wir für die Arbeit, die Sie als Koalition, die 
Sie als Regierung machen an, auch für die Abstim-
mungsprozesse, das ist viel im Moment. Trotzdem 
ist es unsere Aufgabe als Opposition, darauf zu 
achten und zu ermahnen, dass die Dinge, die nötig 
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sind, getan werden und gesehen werden. Diese 
Defizitdiagnose und wie man der begegnet, das ist 
wirklich ein relevantes Thema, und wir bitten Sie, 
das aufzunehmen und ernst zu nehmen. Wir kön-
nen es uns einfach nicht leisten, mit diesem Bil-
dungs-Gap den wir hier haben, so weiterzuma-
chen. 

(Beifall FDP) 

Wir kommen sonst bundesweit nirgendwo mehr 
hin. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 

(Beifall FDP) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächste Red-
nerin hat das Wort die Abgeordnete Yvonne Aver-
werser. 

Abgeordnete Yvonne Averwerser (CDU): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und 
Herren! Ich möchte noch einmal dort anknüpfen, 
wo ich vorhin aufgehört habe, nämlich bei Ihrer Po-
litik der verlorenen Kinder. Wenn ich mir das an-
höre, glaube ich, Sie haben es immer noch nicht be-
griffen. Sie erreichen mit der Art, wie Sie das auf-
stellen, gerade die Kinder nicht, um die es Ihnen 
angeblich so sehr geht, nämlich um die sozial be-
nachteiligten. Die haben zu Hause kein WLAN. 

Wie gesagt, es gibt diese Videoplattformen nicht, 
auf der datenschutzgerechter Unterricht abgehal-
ten werden kann. Er findet in der Form nicht statt. 

(Abgeordneter Mustafa Güngör [SPD]: Deshalb 
wollen Sie die Kinder in den Distanzunterricht schi-
cken!) 

Moment, Moment! Unsere Art des Konzeptes für 
diese Pandemie wäre – das ist nach wie vor meine 
feste Überzeugung – Distanzunterricht für alle, und 
all die, die jetzt hinten abgehängt sind, die kein 
WLAN haben, die berufstätige Eltern haben, die 
Hilfe bei irgendetwas brauchen, die zu Hause nicht 
gut aufgehoben sind, sondern besser in der Schule, 
die sollen alle in die dann leeren Schulklassen ge-
hen können. 

(Beifall CDU – Zurufe SPD) 

Sie hätten dort die Betreuung der Lehrer, hätten die 
Aufmerksamkeit aller Lehrer, so wie jemand, der 
zu Hause in, wie Sie immer sagen, gut bürgerlichen 
Häusern den Distanzunterricht gut nachvollziehen 
kann. Das wäre für mich sozial gerecht und es wäre 
für mich Teilhabe an Bildung. 

(Beifall CDU – Zurufe SPD) 

Was Sie machen, ist genau das Gegenteil. Die 
Schere wird größer. Ehrlich gesagt, ich wollte ei-
gentlich etwas ganz anderes sagen, aber an der 
Stelle muss ich sagen, es hat kein Mensch behaup-
tet, dass die Lehrer in ihrer Situation jetzt auch 
noch anfangen sollen, die individuellen Leistungs-
stände der Schüler aufzunehmen. Das hat niemand 
gesagt. 

(Zurufe SPD) 

Wir hätten, wenn es hier schnell genug ginge, ein 
IQHB, das dafür da wäre. 

(Zuruf CDU: Ja!) 

Dafür brauche ich kein Gebäude. Wir haben es 
nicht, wir haben LALE 5 und haben LALE 7, dafür 
waren sie da, aber offensichtlich gibt es noch nicht 
genug Menschen, die diese Daten erheben dürfen. 
Frau Dr. Bogedan, Sie haben gleich die Gelegen-
heit, mich vom Gegenteil zu überzeugen, aber bis-
her habe ich an dieser Stelle von diesem Institut 
noch nichts gehört. 

(Beifall CDU) 

Auch ich habe gesehen, dass die Anträge dazu für 
den Bremen-Fonds da sind, eine Menge Geld für 
Stadt und Land zur Behebung von Lernlücken, 
sage ich jetzt einmal, und ich bin sehr gespannt, mit 
welchen Maßnahmen Sie das hinterlegen werden. 
Ich glaube, der erste Aufschlag für dieses Pro-
gramm war im November, und da war nur Geld 
hinterlegt, aber noch keine Inhalte. Von daher bin 
ich sehr gespannt, wenn Sie dazu jetzt gleich etwas 
sagen könnten. 

LALE 5 und LALE 7 wurden eben kurz genannt. 
Ich will gar nicht näher darauf eingehen, das ist 
schon dramatisch genug. Doch ich frage mich tat-
sächlich, wo das Ohr auf der Schiene, das früher 
der SPD und auch den LINKEN bei den Schulen 
gemein war, geblieben ist. Sie bekommen nicht 
mit, dass die Lehrer in den Oberschulen wirklich 
Angst haben, wie sie ihre Leute durch den MSA be-
kommen. Sie machen sich offensichtlich keine Ge-
danken darüber, wie die Kinder, die jetzt sehr 
wahrscheinlich mit ihrem MSA scheitern, weil es 
die Lernlücken gibt, die nicht aufgeholt werden 
konnten, auch nicht mit irgendwelchen Sommer-
camps, die selbst von Gesamtschülervertretungen 
als viel zu niedrig angesetzt kommentiert wurden – 
–. Da wurden die Lernlücken nicht aufgefangen. 
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Wir werden dieses Jahr, das sage ich jetzt schon, 
mehr Kinder haben, die die MSA nicht schaffen, 
und wir werden wieder mehr Kinder haben, die in 
Bremen ohne Schulabschluss dastehen. Ich bin 
sehr gespannt, ob Sie genau für diese Kinder ein 
Anschlussprogramm haben. Denn das ist eine Sa-
che, in die wir sehenden Auges hineingelaufen 
sind. 

(Beifall CDU) 

Ich hatte eine kleine Hoffnung, dass die Grünen 
sich aus dieser, sage ich jetzt einmal, bildungspoli-
tischen Koalition etwas herausnehmen und den 
Blick genau auf das legen, auf das wir ihn auch le-
gen, nämlich auf die sozial Benachteiligten. 

(Zuruf Bündnis 90/Die Grünen) 

Ja, im Gegensatz zu Ihnen, ich habe es vorhin klar 
gemacht. Es wäre in Bremen ein großer Fortschritt, 
wenn wir da zusammenarbeiten könnten, und zwar 
in dem Sinne, wie wir es machen würden, denn Sie 
haben gezeigt, dass Sie es offensichtlich nicht kön-
nen. – Vielen Dank! 

(Beifall CDU) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächste Red-
nerin hat das Wort die Abgeordnete Miriam 
Strunge. 

Abgeordnete Miriam Strunge (DIE LINKE): Sehr 
geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Da-
men und Herren! Ich muss für die Koalition einen 
Punkt ganz eindeutig zurückweisen, und zwar die 
Unterstellung von Frau Averwerser, dass wir uns 
nicht um die sozial benachteiligten Schülerinnen 
und Schüler kümmern. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Das ist einfach völlig falsch, und das muss ich in al-
ler Deutlichkeit zurückweisen. Ihre Argumentation 
kann ich auch überhaupt nicht verstehen. Was wer-
fen Sie uns denn gerade vor? Sie werfen uns vor, 
dass wir die Präsenzpflicht ausgesetzt haben. 

(Zurufe Abgeordnete Yvonne Averwerser [CDU]) 

Ich weiß nicht, ob Sie einmal den MPK-Beschluss 
gelesen haben: Es gibt zwei Möglichkeiten, entwe-
der Schulschließung oder Aussetzung der Präsenz-
pflicht. Jetzt kann man sich entscheiden, was man 
besser findet. Die Fraktion der CDU sagt, wir fin-

den Schulschließungen besser. Das ist auch Ihr gu-
tes Recht, das können Sie ruhig so finden, nur wa-
rum Schulschließungen sozial gerechter sind als 
eine ausgesetzte Präsenzpflicht, das müssen Sie 
mir genauer erklären. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Was mich auch ärgert, ist, dass die ganze Zeit da-
von gesprochen wird, dass durch die ausgesetzte 
Präsenzpflicht ausschließlich die Kinder in Schulen 
kommen, die aus wohlsituierten Familien stam-
men. Das ist schlicht und einfach falsch. Was 
stimmt: Diese Kinder kommen auch in die Schule, 
aber ich muss Ihnen sagen, dass ich glaube, dass es 
auch für die Kinder aus wohlsituierten Stadtteilen 
richtig ist, in die Schule gehen zu können, wenn die 
Eltern das möchten. Denn auch diese Kinder brau-
chen soziale Kontakte und haben die Gefahr, an 
Depressionen zu leiden, wenn sie keine anderen 
Kinder sehen, wenn sie keine Ansprache haben. 
Deswegen ist es natürlich auch für die Kinder aus 
wohlsituierten Stadtteilen gut, in die Schule zu ge-
hen. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Was auch richtig ist, ist, dass Kinder aus nicht so 
wohlsituierten Familien oder Stadtteilen oder wie 
auch immer man das nennen will, auch in die 
Schule gehen, und die Zahlen sind unterschiedlich 
und nicht so schwarz-weiß. Es sind in Gröpelingen 
über 80 Prozent der Kinder in den Grundschulen, 
die jeden Tag dort hingehen. 

(Zurufe Abgeordnete Sandra Ahrens [CDU]) 

Da kann man doch nicht sagen, es ist sozial unge-
recht, dass diese Kinder in die Schule gehen kön-
nen, sondern das ist genau richtig und genau das 
müssen wir in dieser Situation machen: Schülerin-
nen und Schüler die Möglichkeit geben, in die 
Schule zu gehen. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Natürlich weisen wir die Lehrkräfte darauf hin, 
dass sie doch bitte schauen sollen, bei welchen 
Schülerinnen und Schülern es vielleicht besonders 
gut wäre, dass die in die Schule kommen. Das 
klappt vielleicht nicht bei jedem Haushalt. Natür-
lich gibt es da auch Verbesserungsbedarf. Was wir 
gemacht haben, ist, wir haben gesagt, wir gehen 
auf den Wechselunterricht, damit Eltern, die jetzt 
vielleicht noch mehr Sorge haben, ihre Kinder in 
die Schule zu schicken, wissen, ab 1. Februar 2021 
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ist Wechselunterricht. Das heißt, die Abstände wer-
den eingehalten, ich kann mein Kind ruhigen Ge-
wissens in die Schule schicken. 

Damit wollen wir erreichen, dass mehr Kinder in 
Präsenz an der Schule teilnehmen. Trotzdem geben 
wir die Möglichkeit, dass Eltern individuell ent-
scheiden können, auf diese Pandemie zu reagieren. 
Das ist sozial gerecht, und was Sie hier machen, ist 
Augenwischerei, Frau Averwerser. – Vielen Dank! 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Frau Averwerser, 
Sie können eine Kurzintervention machen. Fragen 
können Sie jetzt nicht mehr stellen. Sie hatten sich 
gerade gemeldet. Sie hätten jetzt 90 Sekunden zur 
Kurzintervention. Sie haben das Wort! 

Abgeordnete Yvonne Averwerser (CDU): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin! Ich weiß nicht, wie man 
veranlagt sein muss, um misszuverstehen, was ich 
gesagt habe. 

(Beifall CDU) 

Es ging mir um die Differenz an den weiterführen-
den Schulen. Bei denen verlieren Sie ganz gewal-
tig. Es ging mir nicht um die Grundschulen. Da 
weiß ich, dass die Grundschulen übervoll sind. Die 
sind übervoll, und das ist auch unter Pandemiebe-
dingungen und mit dem, was ich mit Blick auf Ge-
sundheitsschutz und Infektionsschutz für Schüler 
und Lehrer richtig finde, nicht richtig. Pädagogisch 
mag es in der Form richtig sein, aber da müssen wir 
zusammen einen Weg finden, der sozial gerecht ist, 
der den Menschen auch die Möglichkeit gibt, tat-
sächlich arbeiten zu gehen, wenn sie Kinder in der 
Grundschule haben, die sie vielleicht noch be-
treuen müssten. 

Der Wechselunterricht, den Sie vorhaben, im tägli-
chen Wechsel in Halbgruppen, welcher Arbeitge-
ber macht so etwas mit? Was ist daran sozial ge-
recht? Sie verbannen Eltern wieder in die Häuser. 
Klar, Homeoffice ist ab heute ein wenig besser zu 
bekommen, aber nicht alles wird in der Form statt-
finden können. Wir brauchen andere Lösungen. 
Wie gesagt, Distanzunterricht für alle, und die, die 
wirklich Unterstützung brauchen, wirklich – das 
wissen die Lehrer, das weiß das Jugendamt, das 
wissen die Kinder zur Not auch selbst, wenn sie äl-
ter sind –, können problemlos in die Schulen kom-
men. Das ist sozial gerecht, und dann bekommen 
sie dort das beigebracht, was die anderen im Dist-
anzunterricht lernen. 

(Glocke) 

Das wäre ausgewogen. Das ist unsere Meinung, 
und das wäre nach meiner Meinung auch immer 
noch der richtige Weg. – Vielen Dank! 

(Beifall CDU) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächste Red-
nerin hat die Senatorin Dr. Claudia Bogedan das 
Wort. 

Senatorin Dr. Claudia Bogedan: Sehr geehrte Frau 
Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Ich bin ehrlich gesagt etwas überrascht, dass 
ein so ernstes Thema wie die Frage, wie wir in die-
sem Bundesland mit den Folgen der Pandemiebe-
kämpfung im Hinblick auf die Zukunftschancen 
unserer Kinder und Jugendlichen umgehen, zu ei-
nem derartigen Populismus, zu derartigen Falsch-
behauptungen genutzt wird. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Im Kreis der Kultusminister hat in letzter Zeit im-
mer wieder einmal die Frage die Runde gemacht: 
Wozu braucht es eigentlich Bildungsminister, wenn 
eine Kanzlerin am Ende sowieso etwas anderes 
entscheidet? Ich glaube, der heutige Tag hat mir 
geholfen, deutlich zu machen, dass es gut ist, dass 
ich jeden Morgen aufstehe und mich auf eine Koa-
lition verlassen kann, mit der wir einhellig eine Po-
litik unterstützen, bei der eben nicht, liebe Frau 
Averwerser, Kinder gegeneinander ausgespielt 
werden und eine Politik der sozialen Spaltung in 
diesen beiden Städten gemacht wird. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Ich bin auch froh, wenn eine Frau Bergmann hier 
offen am Mikrofon sagt, dass sie gar nicht weiß, wo 
sie bei den Leistungsdefiziten anfangen soll, dass 
ich dem Haus vorstehe, dem ich vorstehe, denn 
dort weiß man es, und wir haben auch die guten 
Fachleute, die es umsetzen können. Vielen Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Jetzt aber zum eigentlichen Thema des Dringlich-
keitsantrags: Ich bin immer wieder überrascht, dass 
hier behauptet wird, man hätte keinen Plan. Bereits 
im Juni 2020 – in der damaligen Debatte habe ich 
es auch schon vorgetragen – hat die Bildungsbe-
hörde ein Rahmenkonzept für das Schuljahr 
2020/21 vorgelegt, aus dem hervorgeht, dass Lern-
standserhebungen eine wichtige Maßnahme sind 
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und daraus abgeleitete kompensatorische Maß-
nahmen zusätzlich finanziert und unterstützt wer-
den. Die Bildungsbehörde hat dafür zentral Tools 
angeschafft, digitale Tools zur Lernstandserhe-
bung, die in Grundschulen, aber auch in den wei-
terführenden Schulen eingesetzt werden. Diese er-
gänzen die bereits im Jahr 2019 erarbeitete Ge-
samtstrategie für ein Mehr an Schülerleistung. 

Also, es mangelt nicht an Strategien und Konzep-
ten, und mittlerweile mangelt es Gott sei Dank 
auch nicht mehr an Instrumenten und Menschen, 
die diese Erhebungen auswerten können. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Von zentraler Bedeutung ist nämlich, dass wir, was 
wir eben von Frau Strunge gehört haben, einerseits 
das Urteil der Lehrkräfte haben, die jeden Tag mit 
Schülerinnen und Schülern zusammenarbeiten, 
und andererseits ergänzend und parallel zentrali-
sierte Lernstandserhebungstools, die uns Auskunft 
darüber geben, wie der Lernstand von unterschied-
lichen Schülerinnen und Schülern, die eigentlich 
den gleichen Lernstand haben sollten, zu einem 
bestimmten Zeitpunkt X vollzogen ist. Wir haben 
deshalb auch in diesem Jahr – und das, was hier 
gerade gesagt wurde, ist eine komplette Falschbe-
hauptung – die Maßnahmen nicht ausgesetzt, son-
dern haben die zentralen Lernstandserhebungen 
durchgeführt, sowohl VERA-3 als auch VERA-8 
wird in diesem Schuljahr wieder stattfinden, LALE 
5 und LALE 7 hat bereits erstmalig im September 
2020 stattgefunden. 

(Beifall SPD) 

Es ist also mitnichten so, dass es keine zentralen Er-
kenntnisse gibt oder dass wir daraus nicht Maß-
nahmen abgeleitet haben und längst in der Umset-
zung sind. Wenn wir so vorgehen würden, wie es 
die Fraktion der FDP in ihrem Dringlichkeitsantrag 
vorgeschlagen hat, dann müsste das erstens vo-
raussetzen, dass es bereits für alle Fächer und für 
jeden Jahrgang solche Diagnosetools gibt. Die gibt 
es aber nicht. Wenn das der Fall wäre – jetzt sind 
wir schon im Hypothetischen –, müsste zweitens 
der Haushaltsgesetzgeber auch noch die Voraus-
setzungen dafür schaffen, dass man all das viele 
Geld ausgeben kann, um permanent solche Erhe-
bungen zu machen. Selbst wenn man das dann ge-
macht hätte, würde das immer noch voraussetzen, 
dass man nicht dabei bleibt, sondern zentral über 
alle Schulen die gleichen Maßnahmen ausrollt. 

Das scheint doch genau nicht die richtige Strategie 
zu sein, wenn unsere Analyse ist, dass wir es bei 
der Schule im 21. Jahrhundert mit einer Schule zu 
tun haben, in der wir insbesondere individualisier-
tes Lernen in den Vordergrund stellen. Das heißt, 
wir brauchen Maßnahmen, die darauf abstellen, in-
dividuelle Lernbegleitung zu machen, und gleich-
zeitig dafür Sorge tragen, dass die Standards, die 
wir setzen wollen, und die Leistungen, die wichtig 
sind, nämlich lesen, rechnen und schreiben kön-
nen, sichergestellt werden. Also haben wir vor dem 
Hintergrund der Pandemiemaßnahmen sicherge-
stellt, dass die Konzentration auf die Kernfächer 
bereits Teil dieses Rahmenkonzepts war und wir 
alle Maßnahmen, die wir in den letzten Wochen 
dank der vielen Schalten, die die Kanzlerin mit den 
Ministerpräsidenten geführt hat, immer wieder 
einmal kurzfristig angepasst haben. 

Ich gehe also davon aus – –. Hätten Sie aufmerksam 
verfolgt, was wir nicht nur im Geheimen getan, 
sondern regelmäßig jeden Tag auf unsere Home-
page gestellt haben, was man dort nachlesen kann, 
worüber wir an vielen Stellen auch gemeinsam dis-
kutiert hatten, dann wäre Ihnen bekannt, dass wir 
mitnichten die Hände in den Schoß legen und ein-
fach die Pandemie Pandemie sein lassen und uns 
mit der Anschaffung von Tablets begnügen. 

Es ist völlig absurd, dass ausgerechnet mir, die ich 
immer hier gestanden und dafür plädiert habe, dass 
die technische Ausstattung allein nicht ausreicht, 
jetzt vorgeworfen wird, dass – –, wenn wir sie end-
lich haben, und nicht nur die technische Ausstat-
tung haben, sondern Tools dafür angeschafft ha-
ben, mit denen man ganz gezielt Schülerinnen und 
Schüler unterstützen kann, jetzt, wo wir eine zent-
rale Unterstützung für alle Abiturientinnen und 
Abiturienten in unserem Bundesland anbieten, 
auch das ist einmalig in der Bundesrepublik! Das 
gibt es in keinem anderen Bundesland, dass für alle 
MSA-Absolventinnen und -Absolventen, für alle 
Abiturientinnen und Abiturienten ein kostenfreies 
Nachhilfeangebot gemacht wird. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Frau Senatorin, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage der Abgeordne-
ten Birgit Bergmann? 

Senatorin Dr. Claudia Bogedan: Nein. 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Tut mir leid, Frau 
Bergmann! 
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Senatorin Dr. Claudia Bogedan: Deshalb bin ich 
wirklich überrascht, dass offensichtlich alle diese 
Maßnahmen an den Kolleginnen und Kollegen aus 
den Oppositionsfraktionen vorbeigelaufen sind. 

Zusammengefasst: Wir haben nicht nur technische 
Voraussetzungen geschaffen, wir haben gute digi-
tale Inhalte geschaffen, und dafür Sorge getragen, 
dass wir in der Präsenz mit Schülerinnen und Schü-
lern und überkompensatorischen Maßnahmen an 
Lerndefiziten arbeiten können. 

Ich will aber auch ganz klar sagen, wir stehen erst 
am Anfang und nicht bereits am Ende des Um-
gangs mit den Folgen der Pandemie. Ich glaube, 
dass die nachfolgenden Generationen noch lange 
damit zu tun haben werden, nicht nur in der Frage 
der Bildungspolitik, sondern in vielen anderen Be-
reichen der Gesellschaft auch. Mich treibt die 
Sorge um, wie es mit den Jugendlichen weitergeht, 
bei denen wir gerade auf dem besten Wege sind, 
ihnen alle Unterstützung zukommen zu lassen, da-
mit es zu einem gelingenden Bildungsabschluss 
kommt. Dass das oberste Priorität hat, darauf haben 
sich die Kultusminister immer verständigt. 

Gleichzeitig sehen wir, wie sich die konjunkturelle 
Lage eintrübt und wir gar nicht sicher sein können, 
dass am anderen Ende ausreichend Ausbildungs-
plätze vorhanden sind, um diesen Jugendlichen 
dann auch ein Arbeitsangebot zu machen. Es wird 
also nicht das erste und auch nicht das letzte Mal 
sein, dass wir hier darüber sprechen müssen, wie 
wir mit den Pandemiefolgen im Bildungsbereich 
umgehen. Wie ich ausgeführt habe, haben wir be-
reits einige Maßnahmen ergriffen, und einen An-
trag der Fraktion der FDP hätte es aus meiner Sicht 
dafür nicht gebraucht. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Wir sind längst daran, die Maßnahmen umzusetzen 
und werden das auch konsequent weiter fortset-
zen, und zwar für eine Politik, die auf Solidarität 
und nicht auf Spaltung setzt. – Vielen Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächste Red-
nerin hat die Abgeordnete Sandra Ahrens für eine 
Kurzintervention das Wort. 

Abgeordnete Sandra Ahrens (CDU): Frau Präsi-
dentin, meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ich möchte hier ein für alle Mal eine Sache klarstel-
len, weil die Statistik dermaßen falsch zitiert wird, 

dass es mich richtig ärgert. Das ist gestern schon 
bei Herrn Güngör der Fall gewesen und eben in 
den Debattenbeiträgen der Koalition ebenfalls. 

Die Präsenzunterrichte nach Stadtteilen, Stand 
21. Januar 2021, aus dem Büro der Senatorin Dr. 
Bogedan weisen Folgendes aus: Weiterführende 
Schulen: Findorff: 58 Prozent, Mitte: 47 Prozent, 
Östliche Vorstadt: 48 Prozent, Schwachhausen: 
50 Prozent, gut situierte Stadtteile. Einziger statis-
tischer Ausreißer der eher nicht so gut situierten 
Stadtteile ist Osterholz mit 49 Prozent. Ansonsten 
Blumenthal: 25 Prozent, Obervieland: 33 Prozent, 
Kattenturm allein würde noch schlechter dastehen, 
Walle: 20 Prozent, Woltmershausen: 18 Prozent. 

Wer die Statistik lesen kann und sie nicht bewusst 
missversteht, der sagt ganz klar, hier werden sozial 
Benachteiligte abgehängt, und das ist das rot-grün-
rote Ergebnis von dem, was Sie hier machen. 

(Beifall CDU, FDP) 

Es ärgert mich, wenn Sie, die Sie vorgeben, für die 
sozial Benachteiligten da zu sein, ganz klare Fak-
ten auf dem Tisch haben und das Gegenteil be-
haupten, meine Damen und Herren, das macht 
mich wütend! 

(Beifall CDU) 

Deswegen bin ich noch einmal nach vorn gegan-
gen und habe das klargestellt. Ich möchte, dass Sie 
das ändern. Ich möchte, dass Sie für die Kinder und 
Jugendlichen in dieser Stadt da sind, denn wenn 
Sie sich die Ergebnisse anschauen sind wir schon 
bis zu drei Jahre im Lernrückstand. Wir sind jetzt 
mit dem vierten Jahr dabei, und die sozial Schwä-
cheren in dieser Stadt werden abgehängt, die wer-
den keine Bildungsabschlüsse haben und hinterher 
in Schwierigkeiten kommen. Diejenigen, die Sie zu 
vertreten vorgeben, genau das aber in Wirklichkeit 
nicht tun. – Danke schön! 

(Beifall CDU) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer diesem Antrag seine Zustimmung geben 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 
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(Dafür CDU, FDP, M.R.F., Abgeordneter Thomas 
Jürgewitz [AfD]) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Dagegen SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den 
Antrag ab. 

Die Zukunft der Sicherheits- und Verteidigungs-
industrie in Bremen  
Große Anfrage der Fraktion der FDP  
vom 20. Juli 2020  
(Drucksache 20/555) 

Dazu 

Mitteilung des Senats vom 25. August 2020  
(Drucksache 20/572) 

Dazu als Vertreter des Senats Staatsrat Sven 
Wiebe. 

Ich gehe davon aus, dass der Senat die Antwort auf 
die Große Anfrage nicht mündlich wiederholen 
möchte, sodass wir direkt in die Aussprache eintre-
ten können. 

Die Aussprache ist eröffnet. 

Als erster Redner hat der Abgeordnete Professor 
Dr. Hauke Hilz das Wort. 

Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz (FDP): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! 
Die Sicherheits- und Verteidigungsindustrie in Bre-
men hat aus unserer Sicht hier eine Zukunft ver-
dient. 

(Beifall FDP) 

Was mich tatsächlich ärgert, ist die Art und Weise, 
wie diese Große Anfrage beantwortet wurde. Herr 
Wiebe, Sie hätten sich tatsächlich die Zeit nehmen 
können, diese Antworten vorzulesen, sie waren 
nämlich überhaupt nicht lang. Das ärgert uns tat-
sächlich, insbesondere wenn wir das vergleichen 
mit anderen Anfragen, die hier gestellt und von an-
deren Ressorts beantwortet werden. Tatsächlich 
hat diese Große Anfrage mit 13 Fragen gerade ein-
mal dreieinhalb Seiten Antworten, das sind 
0,27 Seiten pro Antwort. 0,27 – also weniger als ein 

Drittel Seite, während die letzten Großen Anfra-
gen, die wir hatten, zum Beispiel die Anfrage zur 
maritimen Wirtschaft, die durch das Häfenressort 
beantwortet wurde, neun Fragen, 22,5 Seiten Ant-
worten, also zweieinhalb Seiten pro Antwort hat-
ten. Die Anfrage zur Internationalisierung von 
Hochschulen: 20 Fragen, 126 Seiten für die Ant-
wort, also 6,3 Seiten pro Antwort. Das, was Sie uns 
hier vorlegen als Antwort, ist wirklich, ich muss sa-
gen, peinlich für Sie in der Qualität und im Umfang. 

(Beifall FDP, CDU) 

Zur Sache: Eigentlich ist es auch wieder eine Sache 
der Qualität. Die Fragen 1 bis 5 werden zusammen 
beantwortet, mit zwei Sätzen. Da wird zuerst auf 
die Vorbemerkung verwiesen, und dann, ich zi-
tiere, heißt es: „Nach Kenntnis des Senats gibt es 
derzeit keine umfassende und systematische Bran-
chenerhebung zu der Sicherheits- und Verteidi-
gungsindustrie in Deutschland.“ Wir haben uns na-
türlich vorbereitet und haben geschaut, wie es in 
Deutschland aussieht und was das für Bremen be-
deutet. In der Vorbereitung für unsere Große An-
frage sind wir auf dies hier gestoßen, ich zitiere: 
„Analyse der strukturellen Lage der Verteidi-
gungsindustrie in Deutschland, Studie im Auftrag 
des Bundesministeriums für Wirtschaft und Ener-
gie“, aus 2014, damals Auftraggeber ein Bundes-
minister von der SPD, Sigmar Gabriel. Das kann ich 
Ihnen gern übergeben, Herr Wiebe. Ich mache 
auch gleich weiter mit meiner Rede, aber dann ha-
ben Sie endlich einmal entsprechendes Material 
zur Verfügung. 

(Beifall FDP) 

Entschuldigung, Frau Präsidentin, ich fahre gern 
fort, dass wir auch noch zu inhaltlichen Aspekten 
kommen. Das, Herr Wiebe, findet man mit leichtem 
googeln. Es ist eine Frechheit, hier so eine Antwort 
abzuliefern. 

(Abgeordneter Mustafa Güngör [SPD]: Das hätten 
Sie ihm auch mailen können!) 

Auch die weiteren Antworten sind durchaus dünn. 
Bezeichnend ist, dass die längste Antwort zur Zivil-
klausel hier auf unsere Frage dazu erfolgt ist, aber 
schauen wir doch einmal hin. Die Sicherheits- und 
Verteidigungswirtschaft in Bremen und Bremer-
haven ist durchaus bedeutsam. Aus dieser Studie, 
Herr Wiebe, Sie können das noch nachlesen, geht 
hervor, und ich zitiere: „Den größten Lokalisations-
koeffizienten – schwieriges Wort, erkläre ich gleich 
– weist mit 6,2 Bremen auf. Hier ist fast ein Prozent 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/555
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/572
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aller Beschäftigten in der Verteidigungsindustrie 
tätig.“ Zitatende. Das heißt, wir haben in Bremen 
tatsächlich 4 000 Beschäftigte in der Sicherheits- 
und Verteidigungsindustrie direkt beschäftigt, und 
anhängend indirekt beschäftigt wird diese Zahl so-
gar noch größer. Das sind alles Menschen, die ihren 
Lebensunterhalt hier bei uns in den beiden Städten 
in dieser Industrie verdienen und damit ihre Fami-
lien ernähren und damit auch zum Steueraufkom-
men in diesen beiden Städten beitragen. Das ist 
auch gut so, meine Damen und Herren! 

(Beifall FDP) 

Dieser Lokalisationskoeffizient ist der größte in der 
Bundesrepublik. Es bedeutet, wie viele Beschäftige 
relativ in der Verteidigungsindustrie in einer ge-
wissen Region tätig sind, in diesem Fall in dem 
Bundesland Bremen. 

Ich finde, diese Menschen haben mehr verdient als 
das, was Sie hier auf den knappen dreieinhalb Sei-
ten schreiben. Sie müssen sich vernünftig, seriös 
mit den Bedürfnissen der Sicherheits- und Vertei-
digungsindustrie beschäftigen, denn wir wollen 
auch in diesem Bereich wachsen. Wir können es 
uns in diesem Bundesland nicht leisten, einzelne 
Branchen links oder rechts liegen zu lassen, son-
dern wir brauchen Arbeitsplätze in diesem Land, 
und wir sind froh, dass sie hier bei uns in Bremen 
und Bremerhaven sind. – Vielen Dank so weit! 

(Beifall FDP, CDU) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Robert Bücking. 

Abgeordneter Robert Bücking (Bündnis 90/Die 
Grünen): Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Da-
men und Herren! So kann es kommen bei leichtem 
Gegoogel. Wenn Sie sich die Mühe machen, einmal 
mit der Überschrift der Großen Anfrage zu begin-
nen, so steht hier ja „Zukunft der Sicherheits- und 
Verteidigungsindustrie“. Nun möchte man vermu-
ten, dass das zwei verschiedene Dinge sind, die Si-
cherheitsindustrie und die Verteidigungsindustrie. 
Dann liest man sich den Text durch von vorn bis 
hinten, und dann stellt man fest, für die FDP scheint 
es das Gleiche zu sein. Das können wir im Text im 
Einzelnen nachweisen, bei der Aufzählung der Fir-
men, die am Anfang genannt werden, ATLAS 
ELEKTRONIK GmbH, Rheinmetall Electronics 
GmbH, Fr. Lürssen Werft GmbH & Co. KG, Airbus 
Defence and Space und so weiter, alles richtige 
Rüstungsbetriebe. 

Es gibt aber eben auch noch die Sicherheitsindust-
rie. Die Sicherheitsindustrie ist mitnichten das Glei-
che wie die Rüstungsindustrie. Da geht es zum Bei-
spiel um Themen wie Terrorismusabwehr, Cyber-
sicherheit, also IT, und all diese herrlichen Dinge, 
da geht es darum, Olympia-Veranstaltungen zu 
schützen oder auch Pandemievorbereitung und -
prävention zu betreiben. Das ist die Sicherheitsin-
dustrie. Nun würde man doch erwarten, so als 
schlichter Abgeordneter, die FDP entwickelt in die-
sem Text eigenständige Fragen, die sich auf den 
Komplex Sicherheitsindustrie beziehen. Das findet 
man aber selbst bei intensivstem Studium über-
haupt nicht. Sie kapriziert sich komplett, und das 
hat Herr Professor Dr. Hilz eben hier wieder vor 
dem Mikrofon getan, auf den Aspekt Rüstungsin-
dustrie. Das kann man auch machen, nur dann 
schreibt man doch besser eine Große Anfrage zum 
Thema Rüstungsindustrie statt zum Thema Sicher-
heits- und Verteidigungsindustrie, oder? 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

So viel zum Thema „leichtes Googeln“. 

Da fragt man sich natürlich: Wie kommt es dazu? 
Es kommt deswegen dazu, weil die Bunderegie-
rung im Jahr 2020 ein Strategiepapier vorgelegt hat 
unter diesem Titel „Sicherheits- und Verteidi-
gungsindustrie“. Das ist aber überhaupt nicht der 
Bezugstext von Herrn Professor Dr. Hilz und der 
FDP bei leichtem Googeln, sondern der Bezugstext 
von Herrn Professor Dr. Hilz und leichtem Googeln 
ist ein Text von 2015. Da geht es aber nur um Ver-
teidigungsindustrie. Wenn man den durchgelesen 
hat, findet man Markierungen, das und das sind 
Schlüsselindustrien, die müssen wir fördern, dafür 
haben wir ein paar Gründe, wir haben vielleicht ein 
bisschen unvorsichtig den Verteidigungshaushalt 
eingefroren bei immer nur 40 Millionen, da müssen 
wir ein wenig mehr machen, die Sicherheitslage 
hat sich verkompliziert, die Friedensdividende 
nach dem Fall des Eisernen Vorhangs tritt nicht ein, 
alle wollen noch ein bisschen zulegen, und das 
wird hier im Einzelnen dann ausgeführt bei der 
Bundesregierung. Von Sicherheitsindustrie kein 
Wort. 

(Zuruf Abgeordneter Dr. Thomas vom Bruch 
[CDU]) 

Außer in einem kleinen Satz, darin steht: Zur Si-
cherheitsindustrie nehmen wir einmal extra Stel-
lung. Und siehe da, sie haben es auch gemacht, ein 
Jahr später, 2016, findet man von der Bundesregie-
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rung ein Strategiepapier zum Thema Sicherheitsin-
dustrie. Da wird all das ausgeführt, was Sie eben 
schon vorgetragen haben. Und dann noch ein paar 
Jahre später, im Jahr 2020, werden beide Aspekte 
in einem Papier behandelt. Darauf bezieht sich 
aber die FDP überhaupt nicht. So viel dazu. 

Die Datenlage, auf die sich Herr Professor Dr. Hilz 
bezogen hat, da würde ich ihm Recht geben, denn 
selbstverständlich wissen wir um den Umfang der 
Rüstungsindustrie bundesweit und auch in Bremen 
viel mehr. Was wir aber nicht genau wissen, ist der 
Umfang von Sicherheits- und Rüstungsindustrie, 
weil das nämlich viel komplizierter zu ermitteln ist. 
Das Dumme ist, sie fragen immer nach beidem, 
ohne es zu merken. 

(Heiterkeit Bündnis 90/Die Grünen) 

Deshalb bekommen Sie keine Antwort, so unange-
nehm sind die Verhältnisse bei Großen Anfragen. 

Jetzt, finde ich, lohnt es sich, auch ein wenig zu der 
politischen Ambition, die Sie gezwickt hat, als Sie 
den Text verfasst haben, zu sprechen. Sie reden im 
Einleitungstext davon – –. Kriege ich einen kleinen 
zusätzlichen Teil? Die zweiten fünf Minuten viel-
leicht? Darf ich nicht anreißen? Dann mache ich nur 
diesen ersten Teil. Sie finden einen Hinweis auf 
den Rüstungsexport. Wir sind der Meinung, das ist 
ein sehr delikates Thema. Die FDP behandelt es 
schlicht und einfach unter der Rubrik: Wenn wir 
national und europäisch mehr aufrüsten, müssen 
wir weniger exportieren. Das, muss ich sagen, ist 
auch ziemlich unterkomplex, oder? Zweiter Teil in 
den Antworten des Senats. – Vielen Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Volker Stah-
mann. 

Abgeordneter Volker Stahmann (SPD): Frau Präsi-
dentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! In der Tat 
ist diese Anfrage etwas merkwürdig, das finde ich 
auch, und zwar nicht wegen der Antworten, son-
dern wegen der Fragen. Es geht an der Stelle aus 
Sicht der SPD um drei Teile. Erstens, was wird da 
eigentlich gefragt? Also. mit der Großen Anfrage 
selbst muss man sich noch einmal beschäftigen. 
Dann die Frage Verteidigung und – das hat Robert 
Bücking eben auch schon gesagt – die Frage von 
Rüstung und Rüstungsexport. In der Tat, darin sind 
ein paar Dinge, die ausgesprochen merkwürdig 

sind, wenn solche Sätze darin stehen wie: „Gleich-
zeitig senken höhere Investitionen in die Verteidi-
gungsfähigkeit Deutschlands auch die Notwendig-
keit von Unternehmen aus dem Bereich der Sicher-
heits- und Verteidigungsindustrie, Rüstungsgüter 
zu exportieren.“ Heißt das, „mehr nationale Auf-
träge“ heißt, man muss weniger international an-
bieten? Ich habe in meinem Leben nicht so einen 
Unsinn gehört. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Das würde ja bedeuten, dass die Rüstungsunter-
nehmen oder die Verteidigungsunternehmen sa-
gen, oh, wir haben national genug verdient, deswe-
gen brauchen wir international nicht mehr tätig zu 
werden. Das, glaube ich, ist ein Trugschluss. 

Der Satz danach macht die Sache noch spannen-
der. Da steht nämlich: „Vor diesem Hintergrund 
sind Exporterfolge“, die man eben nicht brauchte, 
aber vor diesem Hintergrund sind Exporterfolge, 
„auf Auslandsmärkten von zentraler Bedeutung für 
die Grundauslastung und den Erhalt der leistungs-
fähigen deutschen Sicherheits- und Verteidigungs-
industrie.“ Zwei Sätze, die zumindest in meiner 
Wahrnehmung im absoluten Widerspruch stehen. 
So weit vielleicht zum Antrag. 

(Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz [FDP]: Das ist 
eine Anfrage!) 

Dass die Antwort zu dem Antrag nicht besonders 
breit ist, das hätten wir uns alle mit logischem Men-
schenverstand denken können, weil es sich hier 
auch nicht um eine homogene Branche oder In-
dustrie handelt. Die allermeisten Firmen – –. Ich 
kenne in Bremen keine Firma, die ausschließlich 
Rüstung macht, sondern alle machen zivile und 
Rüstungsprodukte, manche ein wenig mehr, man-
che ein wenig weniger, aber ausschließliche Rüs-
tungsbetriebe und eine Rüstungsindustrie gibt es 
nicht. 

(Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz [FDP]: Danach 
haben wir auch nicht gefragt, Herr Stahmann!) 

Es wird aber so getan, als würde man darüber kon-
krete Ergebnisse haben und darüber konkrete Zah-
len herausgeben können, das ist ausgesprochen 
schwierig. Wenn Sie gefragt hätten, was mit Rüs-
tungs- und Verteidigungsaufträgen ist. 

(Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz [FDP]: Wir ha-
ben nicht nach Rüstung gefragt! Nehmen Sie das 
doch einmal zur Kenntnis!) 
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Noch bin ich an der Reihe, und wenn Sie eine Zwi-
schenfrage haben, lasse ich die gern zu. 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Augenblick, Herr 
Stahmann. Herr Professor Dr. Hilz, haben Sie eine 
Zwischenfrage? Herr Stahmann, Sie erlauben die, 
davon gehe ich aus. – Dann bitte, Herr Professor 
Dr. Hilz. 

Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz (FDP): Herr 
Stahmann, wer hat denn zu diesem Tagesord-
nungspunkt nach Rüstungsindustrie gefragt? 

Abgeordneter Volker Stahmann (SPD): Sie haben 
– und der Kollege Bücking hat das gerade ausge-
sprochen gut ausgeführt – eine Große Anfrage zur 
Sicherheits- und Verteidigungsindustrie gestellt. 
Machen Sie jetzt, noch einmal meine Frage, einen 
Unterschied zwischen Verteidigungs- und Rüs-
tungsindustrie? 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Ich würde Ihnen 
die Gelegenheit zur Antwort geben, Herr Professor 
Dr. Hilz. 

Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz (FDP): Selbst-
verständlich gibt es einen Unterschied zwischen 
Verteidigungs-, Sicherheitsindustrie und rein ein-
geengt rüstungsherstellender Industrie. 

Abgeordneter Volker Stahmann (SPD): Das ist 
eine sehr interessante Sichtweise. Ich gehe davon 
aus, dass Sie uns das in einem zweiten Beitrag noch 
einmal erklären können. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE – 
Zuruf Abgeordneter Mustafa Güngör [SPD]) 

Es ist so, dass wir als SPD-Fraktion natürlich einen 
Unterschied zwischen Verteidigung und Rüstung 
machen, aber nicht auf dem industriellen Sektor, 
sondern in der politischen Verantwortung, wie man 
damit umgeht. Natürlich ist es so, dass die SPD-
Fraktion zur Verteidigung steht, wie wir das mit 
dem Antrag der Bundeswehr hatten, wie wir zu an-
deren Dingen stehen, weil sie für dieses Land ge-
sellschaftspolitisch auch notwendig sind, aber nicht 
aus den Gründen, weil wir nicht zur Bundeswehr 
stehen, Herr Dr. vom Bruch. 

Wir wollen an der Stelle auch einmal auf die Be-
triebe schauen. Neben dem, was wir hier diskutie-
ren, sind der Antrag und die Antwort jetzt klug ge-
stellt. Man muss ja auch zur Kenntnis nehmen, dass 
in diesen Betrieben, in denen Rüstung gemacht 
wird, in denen diese Produkte hergestellt werden, 

viele Menschen arbeiten. Eines ist mir an der Stelle 
in meinem ersten Teil noch einmal wichtig: Es kann 
nicht zulasten dieser Menschen gehen, dass wir 
darüber eine Debatte führen. Wir haben ganz viele 
Betriebe, die einfach Aufträge abarbeiten. 

Ich will das an einem Beispiel festmachen. Wir ha-
ben eine Werft in Bremen-Nord, BVT, auf dem ehe-
maligen Vulkangelände, die haben eine wunder-
schöne Segelyacht, nämlich die Alexander von 
Humboldt II, gebaut, Großsegler, wunderbar. Zur-
zeit machen sie Stahlbau für Patrouillenboote in 
Ägypten. Ist das jetzt ein Rüstungsbetrieb? Gehö-
ren die zur Rüstungsindustrie oder machen die nur 
einen Stahlbauauftrag, worüber ich persönlich sehr 
froh bin, weil das eine der wenigen Stahlbauwerf-
ten ist, die das überhaupt noch machen und die das 
nicht woandershin geben. Das sichert Arbeitsplätze 
und ist nicht mit Rüstungs- und Verteidigungsin-
dustrie zu vergleichen, sondern es ist ein Auftrag 
von vielen in einem Betrieb, der normalerweise 
ganz andere Produkte herstellt. So müssen wir 
auch damit umgehen. Zum Rüstungsexport sage 
ich etwas im zweiten Beitrag, denn die Zeit ist zu 
Ende. – Danke! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Ingo Tebje. 

Abgeordneter Ingo Tebje (DIE LINKE): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleg*innen! Die Be-
deutung der Rüstungsindustrie im Land Bremen ist 
für uns nicht unbedingt ein Anlass zur Euphorie. 
Das liegt vor allem daran, dass die deutsche Rüs-
tungsindustrie eben keine reine Verteidigungsin-
dustrie ist. Da kommen wir doch genau in diesem 
Thema weiter. 2019 wurden Rüstungsexporte im 
Wert von 8 Milliarden Euro genehmigt, eine abso-
lute Rekordsumme. Für die eigene Beschaffung 
wurden in Deutschland dagegen 6,5 Milliarden 
Euro ausgegeben. Es wird also mehr für den Export 
als für den eigenen Bedarf produziert. Von den ge-
nehmigten Rüstungsexporten entfielen 3,5 Milliar-
den Euro auf so genannte Drittländer, also Länder, 
die weder zur EU noch zur NATO gehören. 

Dass insbesondere von diesen Ländern Rüstungs-
güter nicht zur eigenen Verteidigung eingesetzt 
werden, sondern auch für Angriffskriege oder so-
gar gegen die eigene Bevölkerung, wissen wir. 
Ägypten, ein Hauptabnehmer deutscher Rüstungs-
exporte, führt aktiv Krieg im Jemen. Dasselbe gilt 
für Saudi-Arabien. Daneben gibt es einen grauen 
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Exportmarkt, der unzureichend kontrolliert ist, 
etwa für einen Teil der exportierten Kleinwaffen. 

Mit in Deutschland hergestellten Waffen wird an-
derswo getötet, und nicht nur zur Verteidigung, das 
kann man wohl nicht bestreiten. Es trifft zu, wenn 
in der Antwort des Senats gesagt wird, dass es 
keine verlässlichen Statistiken zur Beschäftigung 
und zum Umsatz in der Rüstungsindustrie gibt, weil 
sie keine eigene Branche darstellt, die statistisch 
erfasst wäre. Schätzungen sagen, im Land Bremen 
sind etwa 4 000 Beschäftigte direkt in der Rüs-
tungsindustrie aktiv. Das wären etwa 5 Prozent der 
bundesweiten Rüstungsarbeitsplätze. 

Zum Rüstungsbereich in Bremen gehören ATLAS 
ELEKTRONIK, Rheinmetall, Unternehmensbereich 
Defence, und anteilig die Lürssen Werft. Da kom-
men wir ein wenig an die Frage, was ist denn was. 
Zur Fr. Lürssen Werft GmbH & Co. KG muss man 
deutlich sagen, dass die Bundesebene endlich da-
für sorgen muss, dass Unternehmen, und schon gar 
Bremer, nach einem Exportstopp nicht noch munter 
Ausbildungsprogramme in betroffenen Ländern 
durchführen dürfen. 

(Beifall DIE LINKE) 

Ebenso mit dem Rüstungsbereich verflochten sind 
Airbus und OHB. Insofern ist Bremen im Bundes-
vergleich überdurchschnittlich ein Rüstungsstand-
ort. 

Die reinen Beschäftigungszahlen lassen erkennen, 
dass die Rüstungsproduktion kein prägendes Ge-
wicht hat oder wegen ihres Beschäftigungseffekts 
unverzichtbar wäre. Anfang der Neunzigerjahre 
waren in Bremen etwa 10 000 Menschen in der 
Rüstungsindustrie beschäftigt, das sind heute mit 
etwa 4 000 Beschäftigten deutlich weniger. 
Schwierig, und ich glaube, da kommen wir einan-
der näher, ist die technologische Seite. Rüstung ist 
vielfach Hightech, und der für Bremen bedeutsame 
Sektor der Luft- und Raumfahrt hat natürlich Über-
schneidungen mit dem Rüstungsbereich. Wenn es 
um Steuerungselektronik, intelligente und auto-
nome Systeme geht, dann lassen sich zivile Produk-
tion und Rüstungsproduktion immer schwerer tren-
nen. Gerade im Bereich der qualifizierten Arbeits-
plätze und der forschungsintensiven Produktion 
nimmt der Rüstungsbereich dann doch eine bedeu-
tende Rolle in Bremen ein. 

Es gibt wenig Möglichkeiten, das auf Landesebene 
einzuschränken oder auszubauen, wie das die 
Fraktion der FDP möchte. Der Taktgeber ist die 

Bundesregierung. Sie vergibt Beschaffungsauf-
träge und erteilt Ausfuhrgenehmigungen. Das soll 
eine Landesregierung auch nicht beeinflussen. Ir-
gendein Lobbying auf Bundesebene, zweifelhafte 
Rüstungsexporte doch zu genehmigen, lehnen wir 
ab. 

(Beifall DIE LINKE) 

Die Briefe allein, um heimlich und exklusiv heimli-
che Rüstungsfirmen zu pushen, halten wir für einen 
Skandal, da ist unsere Haltung ganz deutlich und 
klar. 

(Beifall DIE LINKE, Bündnis 90/Die Grünen) 

Was wir beeinflussen können, ist der Bereich der 
Wirtschafts- und Forschungsförderung. Auch hier 
ist die Haltung dieses Senats klar, Rüstungspro-
jekte werden nicht gefördert, die Zivilklausel der 
Universität ist in Kraft. Der Bereich, in dem das 
Problem der militärischen Nutzung von Forschung 
und Entwicklung kaum diskutiert wird, ist der Be-
reich der Start-up-Unternehmen. Hier sehen wir 
durchaus eine Aufgabe, diese Diskussion zu füh-
ren. Das ist auch eine Frage von Standortpolitik. 
Die wenigsten jungen Leute, die sich in einem Be-
reich von Gründung und Start-up-Unternehmen 
engagieren, wünschen sich, dass ihre Arbeit am 
Ende Rüstungsprojekten zugutekommt. Eine frei-
willige Zivilklausel für Start-up-Unternehmen 
wäre ein sinnvolles Ziel, das Bremen durchaus för-
dern und unterstützen könnte. 

(Beifall DIE LINKE) 

Das wäre aus unserer Sicht auch für eine Stadt und 
ein Bundesland, das Kreative anziehen möchte, ein 
sehr gutes Signal. Das Wichtigste, was man tun 
kann, ist, die ganze Breite von Wachstumsbran-
chen angemessen zu fördern und zu unterstützen, 
damit das relative Gewicht der Rüstungsindustrie 
im Land Bremen weiter sinkt. Denn eines ist klar, 
die Abhängigkeit einer Kommune oder eines Bun-
deslandes von der Rüstungsindustrie ist kein Ziel, 
das man in irgendeiner Weise verfolgen sollte. Das 
wird diese Koalition auch nicht tun. – Ich danke für 
die Aufmerksamkeit! 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Christoph Weiss. 
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Abgeordneter Christoph Weiss (CDU): Frau Präsi-
dentin, sehr verehrte Damen und Herren, lieber Ro-
bert Bücking! Komme ich eigentlich einmal darum 
herum, dass ich Sie bei meiner Rede ansprechen 
muss? Heute schon wieder. Ich höre Ihnen immer 
unheimlich gern zu. 

(Abgeordneter Björn Fecker [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Das geht uns auch so!) 

Herr Fecker sagt, es geht ihm auch so, das finde ich 
gut, das spricht für die gute Stimmung in der Koa-
lition. Aber vorhin, das muss ich sagen, Herr Bü-
cking, ich habe noch nicht genau verstanden, was 
Sie uns mit dem, was Sie vorhin gesagt haben, 
wirklich sagen wollten. 

(Beifall CDU, FDP – Zuruf Abgeordneter Robert Bü-
cking [Bündnis 90/Die Grünen]) 

Aber das kommt vielleicht noch. Im nächsten Ge-
danken habe ich gedacht, ich habe, glaube ich, ver-
standen, dass Sie klarmachen wollten, man kann 
Sachen googeln und stellt dann fest, Sicherheit und 
Verteidigung oder Rüstung sind zwei Themen. 
Wenn das für die Beantwortung der Frage von Be-
deutung gewesen wäre, darf die Frage erlaubt sein, 
warum diese Antwort nicht von der Senatorin ge-
kommen ist. Dann hätte man darauf hinweisen 
können, dass man dort etwas differenzieren 
möchte. Die Antwort, die wir alle gelesen haben, 
war tatsächlich ein wenig unterkomplex, habe ich 
heute gelernt. 

In diesem Jahr wird die Bundeswehr 65 Jahre alt. 
Sie ist eine Armee unserer Demokratie und Frei-
heit, und unser Bundespräsident, Frank-Walter 
Steinmeier, hat dazu bemerkt, die Angehörigen der 
Bundeswehr leisten Herausragendes für unser 
Land. 

(Beifall CDU, Bündnis 90/Die Grünen, FDP) 

Dem ist eigentlich nichts hinzuzufügen und alle 
klatschen, Herr Bücking klatscht auch. Richtig. 
Doch tut man sich in Bremen mit der Sicherheits- 
und Verteidigungsindustrie, die nun einmal un-
trennbar mit der Bundeswehr verbunden ist und für 
die das doch dann auch gelten muss, offenbar sehr 
schwer. Anders lässt sich die eher peinliche Ant-
wort, finde ich, des Senats auf die Große Anfrage 
der Fraktion der FDP kaum werten. Die Bundes-
wehr verteidigt unsere Freiheit und hilft aktuell in 
der Pandemie, obwohl das dem einen oder anderen 
gar nicht so richtig passt, was ich manchmal ziem-
lich beschränkt finde. 

(Beifall CDU) 

Wir brauchen die Bundeswehr und unsere Sicher-
heits- und Verteidigungsindustrie dringend, wie 
auch, aber nicht nur, die Aggression Russlands in 
der Ukraine im Donbas und auf der Krim zeigen. 
Unsere Bedrohung ist leider immer noch real, wie 
die Versuche zeigen, über die sozialen Medien 
durch Social Bots und Cyber-Attacken, zum Bei-
spiel auf den Bundestag, Einfluss auf unsere Politik 
zu nehmen oder das System zu destabilisieren. 
Dann sind da noch die Auftragsmorde in der 
Hauptstadt oder die Mordversuche an russischen 
Oppositionellen. Es wäre jedenfalls naiv zu be-
haupten, es gäbe keine Bedrohung von außen. Ich 
hoffe, ich habe jetzt niemanden aus der persönli-
chen Komfortzone geholt. Wir brauchen unsere Si-
cherheits- und Verteidigungsindustrie und können 
in Bremen stolz darauf sein, dazu einen wichtigen 
Beitrag leisten zu können. 

(Beifall CDU, FDP) 

Fakt ist, dass in Bremen Tausende von sozialversi-
cherungspflichtigen Arbeitsplätzen von der Sicher-
heits- und Verteidigungsindustrie abhängen. Kol-
lege Stahmann würde sagen, gute Arbeit. Ich bin 
froh, dass der Kollege Tebje das noch erkannt und 
bestätigt hat. Auch wenn es vielleicht nur 4 000 Ar-
beitsplätze sind, Herr Tebje, auch die spielen eine 
Rolle. 

(Beifall CDU, FDP) 

Vor allem für jeden Einzelnen dieser 4 000 Arbeit-
nehmer, die direkt beteiligt sind, wird interessant 
sein zu hören, dass Sie das gar nicht so richtig wich-
tig finden. 

Fakt ist auch, dass sich unser Senat noch nie den 
entsprechenden Steuereinnahmen verweigert hat. 
Oder habe ich da etwas überhört? In Bremen 
schafft diese Hightechindustrie mit hoch bezahlten, 
guten Jobs, lieber Herr Stahmann, Hightech, das 
übrigens – Dual Use – auch zum Klimaschutz ein-
gesetzt wird, wenn wir zum Beispiel an Satelliten 
denken, die, und das ist natürlich ärgerlich, auch 
militärisch genutzt werden können. Deswegen 
werden mit dieser Industrie große Chancen ver-
spielt. Die Zivilklausel der Hochschulen, die ge-
rade angesprochen wurde, auf die viele hier wahr-
scheinlich sehr stolz sind, baut eine Chinese Wall 
zwischen zwei für Bremen immens wichtige Clus-
ter, Luft- und Raumfahrt und Hochschulen, wohl-
gemerkt auch für zivile Forschung. Firmen gehen 
dann für ihre Forschung lieber gleich nach Bayern 
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und weihen unter den Augen unseres ehemaligen 
Wirtschaftssenators dort ihre Betriebsstätten ein 
und bezahlen natürlich auch ihre Steuern. Bayern 
freut es. 

Die Sicherheits- und Verteidigungsindustrie und 
deren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben ein 
Anrecht, nicht als Werkstätige zweiter Klasse an-
gesehen zu werden, deren Unternehmen eher ge-
duldet und wenig erwünscht sind. Als Fraktion der 
CDU bekennen wir uns ausdrücklich zu den im 
Land Bremen ansässigen Unternehmen der Sicher-
heits- und Verteidigungsindustrie. 

(Beifall CDU) 

Die Einhaltung bestehender Gesetze, Verträge und 
Exportbestimmungen ist dabei unerlässlich, even-
tuelle Verstöße dagegen müssen hart geahndet 
werden. Ihre Politik, liebe Koalition, gefährdet 
wichtige Arbeitsplätze und Steuereinnahmen von 
Unternehmen, die einen unschätzbaren Beitrag zu 
unserer Sicherheit leisten. Keine gute Idee, keine 
gute Politik. Punkt. – Vielen Dank! 

(Beifall CDU, FDP) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Robert Bücking. 

Abgeordneter Robert Bücking (Bündnis 90/Die 
Grünen): Frau Präsidentin, meine Damen und Her-
ren! Ich hatte mir ja vorgenommen, als Erstes ein 
wenig die FDP zu quälen und als Zweites mit der 
einen oder anderen Bemerkung auch, ich sage ein-
mal, kritisch anzumerken, was der Senat so aufge-
schrieben hat. An der Stelle meines Vorsatzes sind 
wir jetzt. 

(Abgeordneter Thomas Röwekamp [CDU]: Fangen 
Sie doch mit Teil eins an!) 

Damit das besser anschließt an die klugen Überle-
gungen von Christoph Weiss, möchte ich ein paar 
Grundsätze vorweg nennen, die ich sonst am 
Schluss gesagt hätte. Die Bundeswehr ist eine Par-
lamentsarmee und das ist eine riesige Errungen-
schaft vor dem Hintergrund, was Armeen in 
Deutschland alles schon gewesen sind. 

(Beifall CDU, FDP) 

Diese Tatsache bedeutet, dass sie Vertrauen ver-
dient hat, weil sie kontrolliert, ausgestattet und be-
auftragt wird von unseren Volksvertretern in Ber-
lin, zu denen bekanntlich ja nicht nur die FDP und 

die CDU gehören. Das finde ich von Bedeutung. 
Das muss man an den Anfang stellen. Dementspre-
chend ist doch völlig klar, diese Parlamentsarmee 
braucht die Ausrüstung, die erforderlich ist für ih-
ren Auftrag. Der Auftrag wird im Parlament formu-
liert. Darüber, finde ich, ist es absurd zu streiten. 

Diese Ausrüstungsgüter müssen erstellt werden 
und das macht nach menschlichem Ermessen die 
Rüstungsindustrie oder Verteidigungsindustrie o-
der wie immer wir sie am Ende dann nennen. Dem-
entsprechend ist die Rüstungs- und Verteidigungs-
industrie ein legitimer Bestandteil der Unterneh-
menslandschaft unserer Republik. Auch darüber 
müssen wir doch nicht streiten, wenigstens nicht 
aus meiner Perspektive. 

Dann gibt es diesen großen Streit um die Frage des 
Rüstungsexports. Natürlich gibt es Streit um die 
Frage, ist der Auftrag richtig formuliert, ist also die 
entsprechende Bewaffnung auch die richtige? Das 
gehört alles in den großen Aushandlungsprozess 
der parlamentarischen Kräfte, der demokratischen 
Kräfte. Das trage ich hier nicht vor, denn diese De-
batte ist dafür nicht angelegt, aber ich wollte das 
einmal klarstellen. Da kann man sehr unterschied-
licher Meinung sein. 

Wir gehören zu denen, die der Meinung sind, Rüs-
tungsgüter sind keine Waren wie andere, sondern 
Rüstungsgüter sind immanent politische Produkte, 
die man exportiert, um damit in anderen Regionen 
dieser Welt etwas an der Machtbalance zu ändern 
mit den Konsequenzen, dass Menschen zu Scha-
den kommen können, dass Länder verteidigt oder 
auch erobert werden können, alle diese Dinge, 
dass Diktatoren oder auch demokratische Länder 
sich verteidigen können – all das ein eigenes gro-
ßes Thema. 

Wir reden jetzt über unser bremisches Thema. Und 
damit komme ich darauf zurück, was ich mir vorge-
nommen hatte. Wenn ich ganz ehrlich bin, finde ich 
die Antwort des Senats auch bemerkenswert, 
möchte ich ganz freundlich sagen. 

(Heiterkeit CDU, FDP – Beifall FDP) 

Ich zitiere einmal an einer Stelle, da gibt es den 
Punkt 6, da steht: „Welche Bedeutung“, fragt die 
FDP, „hat das Strategiepapier der Bundesregie-
rung zur Stärkung der Verteidigungsindustrie in 
Deutschland vom 8. Juli 2015?“ Das fragt die FDP. 
Es antwortet der Senat, indem er sich auf das Pa-
pier von 2020 bezieht. Das sind offenkundig zwei 
verschiedene Dokumente, die belegen nur meine 
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Meinung, dass sich hier zwei Institutionen mit 
Google geholfen haben. 

(Heiterkeit Bündnis 90/Die Grünen) 

Das aber nur am Rand. Wenn man weiter durch-
schaut, dann geht es der FDP ja um eine Frage. 
Macht eigentlich der Bremer Senat so etwas wie 
eine eigenständige Sicherheits- und Friedenspoli-
tik und hat das Folgen für die Unternehmen, die 
hier Schnellboote bauen oder irgendwelche Droh-
nen oder was immer? Das ist ja eine der Hinter-
grundfragen, die die FDP stellt. Und was antwortet 
der Senat darauf? Ja, nicht wirklich, aber ein wenig 
– wenn ich das einmal so zusammenfassen darf. 

(Heiterkeit FDP) 

Es ist doch völlig klar, wir machen unsere Cluster-
politik, wir fördern unsere großen Technologieun-
ternehmen, das ist natürlich eingeschlossen, Airbus 
inklusive Defence, das ist natürlich eingeschlossen, 
Rheinmetall inklusive, das ist natürlich einge-
schlossen, Lürssen inklusive Schnellboote. Ande-
rerseits nein, es ist nicht die Praxis des Senats, mi-
litärische Güter zu fördern. Ehrlich gesagt, ich 
finde, an der Stelle kann man weiter nach vorn, o-
der? Da geht mehr. 

(Beifall FDP) 

Da geht mehr Nachdenken darüber, was für Bre-
men angemessen ist. Ich finde, dieses Argumentie-
ren hat ein wenig den Charakter von „wasch mir 
den Pelz, aber mach mich nicht nass.“ Ehrlich ge-
sagt, so schwach wie ich den Antrag von der FDP 
fand, so leichtgewichtig finde ich die Antwort. 

Das dramatisch bedeutsame Thema, wie organi-
siert Deutschland seine Sicherheit und Verteidi-
gung und wie stellen wir uns im internationalen 
System auf, das ist doch immer wichtiger und nicht 
weniger wichtig – ist beides nicht wirklich ange-
messen gewesen. Deswegen finde ich, wir haben 
eine zweite Chance, oder? – Vielen Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Volker Stah-
mann. 

Abgeordneter Volker Stahmann (SPD): Frau Präsi-
dentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Gut, Ro-
bert Bücking sagt jetzt auch nichts zum Inhalt des 
Antrags, sondern nur, was er besser gefunden 

hätte. Schade eigentlich, Herr Bücking, schade ei-
gentlich! 

(Abgeordneter Dr. Thomas vom Bruch [CDU]: Goo-
geln Sie doch einmal nach Antrag und Anfrage!) 

Das ist mein Lieblingsthema, Herr Dr. vom Bruch, 
das wissen Sie doch. 

Ich will noch zu zwei Punkten etwas sagen. Ich 
fange einmal mit Christoph Weiss an. Was würden 
Sie sagen, Herr Weiss, wenn wir die Fragen, die da-
rin jetzt von der FDP stehen, Unternehmen stellen 
würden, würden Sie das alles so freimütig beant-
worten können und wollen? Ich glaube, dass es 
schon einen Grund hat, dass die Fragen so dünn 
sind. Sicherlich kann man das immer mit mehr 
Prosa anfüttern, aber dass inhaltlich dazu wenig 
gesagt werden kann, weil ein großer Teil Rüstung 
ist, weil es die Betriebe betrifft und nicht den Senat 
und weil es sozusagen in der Hoheit der Bundesre-
gierung liegt, dafür habe ich schon Verständnis. 
Erster Punkt. 

Zweiter Punkt: Wenn Sie hier am Ende behaupten, 
wir, und damit gehe ich davon aus, dass Sie die Ko-
alition meinen, gefährden Arbeitsplätze, möchte 
ich die Frage beantwortet haben, woher Sie das ei-
gentlich nehmen? Aus der Anfrage der FDP oder 
aus der Antwort des Senats oder aus der Debatte 
hier? Wo haben wir hier in Bremen in den letzten 
Jahren in der Frage Rüstungsindustrie irgendeinen 
Arbeitsplatz gefährdet? Welches Unternehmen ist 
von uns nicht gut behandelt worden und zu wel-
chem Unternehmen haben wir keinen Kontakt ge-
halten? Wie kommen Sie zu so einer Äußerung? 

Dritter Punkt: Ich möchte noch einmal inhaltlich 
darauf eingehen, die SPD macht einen Unterschied 
zwischen Verteidigung. Wir stehen zu der Bundes-
wehr, wir stehen zu der Notwendigkeit der Vertei-
digung und wir stehen zu der Notwendigkeit, dass 
dazu auch die Verteidigungsindustrie gehört. Das 
betrifft zum Beispiel, wenn die Marine erneuert 
wird, dass wir das nicht europäisch ausschreiben, 
sondern national vergeben. 

(Beifall SPD) 

Aber es gibt einen Riesenunterschied in der Frage 
Rüstung und Rüstungsexport. Es gibt einen Riesen-
unterschied zu der Frage, was ist für unsere Sicher-
heit notwendig und was kann produziert werden? 
Wenn Herr Professor Dr. Hilz hier sagt, wir wollen 
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auch in dem Bereich der Rüstung, wie vorhin ange-
sprochen, Wachstum haben, kann ich nur sagen: 
Nein, nicht um jeden Preis! 

(Beifall SPD) 

Darauf muss man doch schon einmal genau 
schauen. Heißt das denn, dass wir um jeden Preis 
produzieren und exportieren? Nein, das heißt es 
nicht für die SPD. Das heißt, Rüstungsexporte sind 
ein kompliziertes Thema, sind ein hohes Gut und 
darauf muss man genau schauen. In der Verant-
wortung für diese Rüstungsexporte steht die Poli-
tik, steht sozusagen die Bundesregierung und dann 
muss festgelegt werden, wohin eigentlich was ex-
portiert wird. Für uns als SPD steht an der Stelle der 
Verteidigungsgedanke an allererster Stelle. Es 
geht nicht darum, alles zu exportieren, was man 
kann, sondern es geht darum, dass man sagt, in 
welche Länder was exportiert wird, ob das der Ver-
teidigung dient und was damit an der Stelle pas-
siert. 

Die Verantwortung liegt bei uns. Die Verantwor-
tung liegt bei den Politikern in Berlin oder hier in 
Bremen. Die Verantwortung können wir nicht, um 
das ganz deutlich zu sagen, den Unternehmen 
überlassen, weil die eben nicht sagen, wir bekom-
men national genug und brauchen international 
nicht mehr zu agieren, weil sie ein Gewinnstreben 
haben. Das liegt in der Natur der Sache. Das kann 
man ihnen auch nicht vorwerfen. Aber die politi-
sche Begrenzung, was gesellschaftspolitisch ak-
zeptiert wird und was verantwortlich gemacht 
wird, liegt bei uns, liegt bei den Politikern. Das 
können wir einerseits den Unternehmen nicht 
überlassen und andererseits den Beschäftigten 
nicht anlasten. – Danke! 

(Beifall SPD – Vizepräsidentin Sülmez Dogan über-
nimmt den Vorsitz.) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Christoph Weiss. 

Abgeordneter Christoph Weiss (CDU): Frau Präsi-
dentin, lieber Volker Stahmann! Ich muss natürlich 
die Frage noch einmal kurz aufgreifen. Ich bin ja 
im Vertrieb und ein bisschen politisch tätig und 
wenn Sie mir eine Frage stellen, kann ich darauf 
ganz lange antworten und ganz viel dazu schrei-
ben, das kann ich Ihnen versprechen. Deswegen 
glaube ich, dass die Antwort, die wir vom Senat be-
kommen haben, ein wenig untergewichtig war, da 
geht noch deutlich mehr, aber es zeigt eben auch, 

welchen Stellenwert die Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik oder -industrie in Bremen für den Se-
nat aktuell haben. 

(Beifall CDU, FDP – Zuruf Abgeordneter Volker 
Stahmann [SPD]) 

Deswegen ist die Antwort schlichtweg peinlich, das 
muss man einfach so sagen. Sie ist einfach peinlich, 
die Antwort ist peinlich, das muss nicht sein. 

Dann war ein Punkt, den Sie auch angesprochen 
haben, die Frage, wo schadet denn diese Politik 
den Unternehmen? Ich möchte es noch einmal 
deutlich machen, wenn eine Firma wie OHB in 
Bayern investiert – –. 

(Zuruf Abgeordneter Martin Günthner [SPD]) 

Das weiß ich sehr viel besser, lieber Martin Günth-
ner, weil wir beide auch sehr gut wissen, wer das 
alles gemacht hat, und Sie wissen das auch besser 
als Sie es gerade sagen. 

(Zuruf Abgeordneter Martin Günthner [SPD]) 

Sie wissen es wirklich besser, Herr Günthner, Sie 
können ja später noch nach vorne kommen. 

Wenn eine Firma wie OHB dann wirklich in Bayern 
investiert und auch in Bayern Steuern zahlt, dann 
sind das alles Arbeitsplätze, lieber Volker Stah-
mann. Gute Arbeitsplätze, die auch in Bremen hät-
ten entstehen können. Das ist das, was man einfach 
nicht vergessen darf. Das liegt auch daran, das ist 
vorhin gesagt worden, die Zivilklausel, die wir in 
Bremen haben, schreckt Firmen einfach ab. 

(Abgeordnete Sascha Karolin Aulepp [SPD]: Ach!) 

Da gibt es ja Leute, die sagen, das kann doch gar 
nicht sein. Da kann ich nur sagen, sprechen Sie 
doch bitte einmal – –. 

(Zuruf Abgeordnete Sascha Karolin Aulepp [SPD]) 

Ja, das ist aber sehr akademisch, liebe Frau 
Aulepp. 

Sprechen Sie doch mit den Firmen, sagen Sie nicht 
einfach, das ist nicht so. Die Firmen sagen, dass es 
genauso ist. Hören Sie doch bitte den Firmen zu, 
die stehen für Arbeitnehmer. 

(Beifall CDU) 
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Es ist einfach so, die Firmen gehen aus Bremen 
weg. 

(Zuruf Abgeordnete Sascha Karolin Aulepp [SPD] – 
Zuruf Abgeordnete Dr. Henrike Müller [Bündnis 
90/Die Grünen]) 

Wir haben Abwanderungstendenzen, das wissen 
wir doch alle, das ist ja jetzt keine Frage der Rüs-
tungs- und Verteidigungspolitik. Es gehen Firmen 
aus Bremen weg, viel mehr als nach Bremen kom-
men. Das ist nicht gut für Bremen. Und wir wollen 
doch in Bremen gute Arbeit haben, lieber Volker 
Stahmann, aber wir müssen die Firmen auch gut in 
Bremen halten. – Vielen Dank! 

(Beifall CDU) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat das Wort Staatsrat Sven Wiebe. 

Staatsrat Sven Wiebe: Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin, meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
Sicherheits- und Verteidigungsindustrie, wenn 
man es so gemeinsam betrachtet, dann ist es tat-
sächlich eine heterogene Industrie, die einer ge-
nauen und differenzierten Betrachtung bedarf. 
Deshalb vorab zur Klarstellung und weil die Große 
Anfrage sehr detaillierte Fragen stellte. Sicherheit 
und Verteidigung stellen, wenn man sie denn über-
haupt als eine Branche bezeichnen will, eine Quer-
schnittsbranche dar, die Unternehmen aus unter-
schiedlichen Wirtschaftszweigen vereint. Es ist also 
vergleichsweise einfach, über ein konkretes Pro-
jekt oder einen konkreten Auftrag zu diskutieren, 
aber es ist dagegen sehr schwierig, Aussagen und 
Bewertungen über die Sicherheits- und Verteidi-
gungsindustrie als Ganzes zu treffen. 

Ich erläutere das. Auch die amtlichen Statistiken 
können keine im ausreichenden Maße aussage-
kräftigen Daten vermitteln. Lediglich zu Teilberei-
chen der Branche werden spezifische Statistiken 
erhoben, die allerdings oft der Geheimhaltung un-
terliegen oder bei denen es sich um Erhebungen 
handelt, die sich mit der zivilen Produktion ver-
mengen. Somit existieren weder auf Bundes- noch 
auf Landesebene gesonderte Erhebungen zu der 
Sicherheits- und Verteidigungsbranche. 

Es gibt Studien zu Teilbereichen dieser Branche, 
wie zum Beispiel die „Analyse der strukturellen 
Lage der Verteidigungsindustrie in Deutschland“ 
im Auftrag des BMWi aus dem Jahr 2015, wovon 
ich dankenswerterweise jetzt noch einmal eine Ko-
pie erhalten habe. Prima, vielen Dank! Es gibt auch 

andere Teilstudien, zum Beispiel von der Hans-
Böckler-Stiftung „Perspektiven der wehrtechni-
schen Industrie in Deutschland“. Ja, die gibt es, die 
sind mir durchaus bekannt. Es ist jetzt nur die 
Frage, ob sich daraus Ihre gestellten Fragen beant-
worten lassen. 

Wir sind auch auf das Strategiepapier aus dem 
März 2020 zur Stärkung der Sicherheits- und Ver-
teidigungsindustrie eingegangen, in dem die Bun-
desregierung versucht, diesen Bereich zu definie-
ren, ich zitiere, „als die Gesamtheit aller Unterneh-
men, die Produkte, Technologien und technische 
Dienstleistungen zum Zwecke der zivilen Sicher-
heit und der militärischen Nutzung entwickeln o-
der produzieren und hierdurch einen Großteil ihres 
Umsatzes erzielen.“ So weit, so gut. Es gibt aber 
keine, zumindest keine bessere, Definition und 
keine Definition, aus der heraus sich statistische 
Daten ableiten ließen. 

Jetzt möchte ich das noch einmal ein wenig detail-
lierter ausführen. Es lässt sich ein Kernbereich die-
ser Branche festhalten. Zu diesem Kernbereich ge-
hören jene Güter, mit denen der Staat seine hoheit-
lichen Sicherheitsaufgaben wahrnimmt. Einige 
Beispiele dafür sind komplette Waffensysteme wie 
Panzer und Kriegsschiffe, militärische Flugzeuge, 
Polizeidienstwaffen, Geschütze der Bundeswehr 
und etwas in der Art. Häufig wird dieser Kernbe-
reich der Branche auch als wehrtechnische oder 
Rüstungsindustrie bezeichnet, um das an dieser 
Stelle auch, weil die Frage aufkam, zu erläutern. 

Zum erweiterten Bereich der Sicherheits- und Ver-
teidigungsindustrie zählen Güter für Prävention 
und Einsatzmanagement wie zum Beispiel Simula-
tionssoftware und -plattformen, Boote der Küsten-
wache, Rettungshubschrauber. Dann haben wir die 
Güter zur Überwachung, Aufklärung und Alarmie-
rung wie zum Beispiel See- und Luftüberwa-
chungssysteme, Feuermeldesysteme, biometrische 
Systeme, Fahrzeug- und Schiffortungssysteme so-
wie Güter für den Schutz von beispielsweise kriti-
schen Infrastrukturen zur IT-Sicherheit, Kryptogra-
fie, Fahrzeugpanzerung. Und wir haben die Güter 
zur Schadensminimierung wie Feuerlöscher, Groß-
pumpen, Hochdruckreiniger. Dieser erweiterte Be-
reich der Branche wird üblicherweise als zivile Si-
cherheitsindustrie beschrieben. Die Grenzen der 
Rüstungsproduktion zu diesen wachsenden Märk-
ten für zivile Sicherheit sind nicht nur teilweise, 
sondern in großen Teilen fließend. Ein Unterneh-
men, das Container herstellt und in nennenswer-
tem Umfang auch die Bundeswehr beliefert, ist 
dann ein Rüstungsunternehmen? 
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Für den Standort Bremen liegen deshalb uns jeden-
falls keine besonderen Erhebungen zum Bereich 
der Sicherheits- und Verteidigungsindustrie vor. 
Insofern können keine in dem Sinne verlässlichen 
Aussagen über die wirtschaftliche Bedeutung der 
Branche, den Umsatz der betroffenen Unterneh-
men und die Anzahl der Arbeitsplätze getroffen 
werden. Das erklärt auch die knappe Beantwor-
tung der Anfrage. Die Länge der Beantwortung 
richtet sich eben auch nach der Art der Fragestel-
lung. Es tut mir Leid, wenn Sie die Beantwortung 
als peinlich bezeichnen. Na ja, ich unterlasse es 
jetzt einmal, Rückschlüsse auf die Fragestellung zu 
ziehen. 

(Beifall SPD, DIE LINKE – Abgeordneter Dr. Mag-
nus Buhlert [FDP]: Das steht Ihnen auch nicht zu. 
Wir können fragen, was wir wollen!) 

Deswegen lasse ich es ja auch. Ich mache nichts 
und ich sage ja auch nichts. 

Dennoch kann man natürlich bestätigen, dass die 
Branche eine hohe wirtschaftliche Bedeutung für 
das Land Bremen hat. Ich gehe davon aus, es ist 
vollkommen klar, dass mehrere Tausend Men-
schen, zumeist hochqualifiziert, in Unternehmen 
beschäftigt sind, die direkt oder indirekt der Ver-
teidigungsindustrie zuarbeiten. Nach Erkenntnis-
sen des Senats sind im Land Bremen neben den 
vier Großunternehmen, die in der Anfrage nament-
lich genannt worden sind, weitere kleine und mitt-
lere Betriebe und Zulieferer in Bremen ansässig, 
die dem Bereich Verteidigungs- und Sicherheitsin-
dustrie zuzurechnen sind. 

Aber alle im Land Bremen ansässigen Unterneh-
men sind überwiegend im erweiterten Bereich der 
Branche beziehungsweise im Bereich zivile Sicher-
heit tätig. Hier handelt es sich nach meiner Kennt-
nis, gerade auch aus den letzten Jahren, um eine 
Entwicklung, einen Trend, den wir auch seitens 
des Senats gern unterstützen wollen, also sprich, 
den Aufbau und Ausbau ziviler Produktion. 

Meine Damen und Herren, Unternehmen wie Air-
bus, Atlas Elektronik, Lürssen und noch viele wei-
tere Betriebe, ich hatte erwähnt, dass es da noch 
einige kleinere und mittlere Unternehmen gibt, 
samt ihren Zulieferern ziehen Tausende hochqua-
lifizierte Menschen aus der ganzen Welt in unsere 
beiden Städte und in die Region. Diese Unterneh-
men sind sehr unterschiedlich. Sie agieren alle 
auch oder in erster Linie auf zivilen Märkten und 
werden unter anderem über die Clusternetzwerke 

unseres Bundeslands insbesondere in den Berei-
chen Luft- und Raumfahrt und maritime Wirtschaft 
und Logistik sowohl industriepolitisch als auch 
wirtschaftspolitisch begleitet und in diversen zivi-
len Projekten unterstützt. Ich betone hier gern die 
zivile Ausrichtung! 

(Beifall SPD, DIE LINKE) 

Die Wirtschaftspolitik unseres Landes stellt auch 
vor allem die zivile maritime Sicherheitstechnik in 
den Fokus und leistet hier Unterstützung für die 
strategische Weiterentwicklung dieses Bereichs. 
Der konnte sich nämlich in den vergangenen Jah-
ren sehr positiv entwickeln, wie dies zuletzt der 
Aufbau des DLR-Instituts für den Schutz maritimer 
Infrastrukturen in Bremerhaven belegt. Hier sind 
wir bundes- und weltweit eine wichtige Instanz ge-
worden. Unterstützung erfährt die Industrie aber 
auch im Bereich des Wissens- und Technologie-
transfers. Auch hier sind wir als Standort sehr gut 
aufgestellt. 

Die Dual-Use-Problematik, also das Phänomen, 
dass wissenschaftliche Erkenntnisse und technolo-
gische Fortschritte nicht nur im zivilen Bereich zum 
Einsatz kommen, sondern auch in solchen Berei-
chen, in denen sie Menschen und Umwelt schädi-
gen, ist etwas, dessen sich der Senat bewusst ist 
und das bei der jeweiligen Unterstützung auch ge-
nau betrachtet werden muss. 

Natürlich wissen wir, dass die Entwicklung von Sa-
telliten, Fahrzeugen, Elektronik oder IT-Produk-
ten, die in Bremen einen wichtigen wirtschaftlichen 
Faktor darstellen, häufig sowohl im zivilen als auch 
im militärischen Bereich angewendet werden. Ich 
möchte an dieser Stelle noch einmal ausdrücklich 
klarstellen, dass sich der Bremer Senat seiner Auf-
gabe bewusst ist, hier mit großer Anstrengung da-
rauf hinzuarbeiten, dass im Rahmen unserer Mög-
lichkeiten auf eine zivile Nutzung hingewirkt und 
somit der Dual-Use-Problematik entgegengearbei-
tet wird. 

Dementsprechend liegt unser Fokus auf Förder-
maßnahmen, die besonders die zivilen Produkti-
onsbereiche der Unternehmen stärken, wie zum 
Beispiel den Küsten- und Umweltschutz oder die 
Krisenprävention und die Bewältigung extremer 
Naturereignisse. Wir fördern eben keine wehrtech-
nischen Aktivitäten von in Bremen angesiedelten 
Unternehmen. Das ist gut und richtig so. 

(Beifall SPD, DIE LINKE) 
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Auch in Bezug auf Rüstungsexporte setzt sich der 
Bremer Senat mit Vehemenz für eine restriktive 
Rüstungsexportpolitik ein. Doch die Entschei-
dungshoheit befindet sich nicht in Bremen. Wir 
wissen, sie liegt beim Bundessicherheitsrat, in dem 
wir als Bundesland kein Mitspracherecht haben. 
Über dessen Entscheidungen zu Rüstungsexporten 
wird selbst der Bundestag erst im Nachgang infor-
miert. 

Abschließend, meine Damen und Herren, möchte 
ich bekräftigen, dass in unserem Bundesland die 
Sicherheits- und Verteidigungsindustrie überaus 
stark vertreten ist und Tausende Arbeitsplätze an 
dieser Branche hängen und dass es dem rot-grün-
roten Senat von hoher Wichtigkeit ist, folgende 
Punkte in Einklang miteinander zu bringen: Den 
Erhalt von Arbeitsplätzen und die Stärkung unse-
rer lokalen Wirtschaft einerseits und die Unterstüt-
zung der zivilen Aspekte andererseits. 

Wichtig ist mir, dass wir als Senat so handeln. Ob 
wir darüber hinaus, lieber Herr Bücking, auch Kon-
zepte brauchen, darüber können wir gern diskutie-
ren, aber erst einmal möchte ich dieses, unser Han-
deln hier noch einmal bekräftigen. – Vielen herzli-
chen Dank! 

(Beifall SPD, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Profes-
sor Dr. Hauke Hilz. 

Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz: Sehr geehrte 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Herr 
Staatsrat Wiebe, ich finde es ja gut, dass Sie die 
Komplexität dieser Sicherheits- und Verteidi-
gungsindustrie auch für den Standort Bremen eben 
zumindest angerissen haben. Ich frage mich trotz-
dem, warum haben Sie das nicht auch ordentlich, 
vernünftig und sauber in einer Antwort auf unsere 
Anfrage aufgeführt. Ich sehe das auch anders als 
Herr Bücking, der sagt, Sie haben nach zwei völlig 
verschiedenen Branchen gefragt, dann bekommen 
Sie eben keine Antwort. Wenn wir nach zwei ver-
schiedenen Branchen fragen, erwarte ich, dass 
auch für zwei verschiedene Branchen geantwortet 
wird. 

(Beifall FDP) 

Lieber Herr Wiebe und lieber Herr Bücking, so ist 
das in einer Demokratie, wir haben übrigens auch 

ein Recht darauf. Nicht, dass wir darauf weiter ein-
gehen würden, aber ich glaube, der Staatsgerichts-
hof würde das auch etwas anders sehen. 

Herr Bücking, ich glaube, da haben wir ein paar 
Punkte, da muss ich sagen, die finde ich gut und 
die finde ich richtig. Ihr Bekenntnis zur Bundes-
wehr war richtig und gut, auch dass wir eine In-
dustrie brauchen, die unsere Bundeswehr entspre-
chend ausrüstet, wenn sie ihre parlamentarischen 
Aufgaben wahrnimmt. Das können wir genau so 
unterschreiben. Wir würden es nur ein wenig wei-
terziehen, das gilt auch für unsere NATO-Partner, 
die im Verteidigungsbündnis für unsere Sicherheit 
garantieren. 

(Abgeordneter Björn Fecker [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Wie die Türkei!) 

Was die Exporte angeht, Herr Stahmann hatte das 
auch angesprochen, die Rüstungsexporte: Als ob 
wir jetzt darauf drängen würden, das steht auch 
nirgendwo, dass wir die Grenzen öffnen und die 
Exporte überall hin befürworten, für jeden, der ir-
gendwelche Waffen aus Deutschland haben will, 
das ist überhaupt nicht der Fall, Herr Stahmann. Ich 
habe sogar Zahlen, die das belegen. In der letzten 
Regierungsbeteiligung der FDP auf Bundesebene, 
das ist ein bisschen her, ganz so lange noch nicht, 
zwischen 2009 und 2013, wurden im Wert von ins-
gesamt 21 Milliarden Euro Rüstungsexporte ge-
nehmigt. Als die SPD dann in den Jahren danach 
eingestiegen ist, zwischen 2014 und 2017, ist das 
Ganze um 21 Prozent gestiegen, wurden Exporte 
im Wert von 25,1 Milliarden Euro genehmigt. 

Das sagt nicht viel, das weiß ich auch. Aber ich 
möchte noch einmal betonen, dass es für uns als 
Freie Demokraten wichtig ist, verantwortungsvoll 
mit Rüstungsexporten insbesondere an Nicht-
Bündnispartner umzugehen, aber auch bei Bünd-
nispartnern muss man darauf achten, wo und wie 
man in welcher Form Exporte genehmigt. 

(Beifall – Glocke) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Herr Professor 
Dr. Hilz, erlauben Sie eine Zwischenfrage der Ab-
geordneten Maja Tegeler? 

Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz (FDP): Sehr 
gern. 

Abgeordnete Maja Tegeler (DIE LINKE): Das freut 
mich, dann bin ich heute einmal nicht zänkisch. Ich 
gehe davon aus, dass Ihnen bewusst ist, dass in 
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Bremen ansässige Unternehmen auch Rüstungsgü-
ter exportiert haben an Krieg führende Staaten wie 
Ägypten, wie Saudi-Arabien. Halten Sie das wirk-
lich für nicht kritikwürdig und für legitim, da keine 
kritische Schraube anzusetzen? Erste Frage. 

Zweite Frage: Glauben Sie nicht, dass es, wie in der 
Antwort des Senats dargestellt, trotzdem ein durch-
aus legitimer und innovativer Gedanke ist, sich um 
Transformation der Wirtschaftsbereiche zu küm-
mern, damit wir hier nicht auf ewig und drei Tage 
diese Debatte führen müssen? 

(Beifall DIE LINKE) 

Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz (FDP): Herr 
Wiebe hat ausgeführt, dass für die Genehmigung 
von Exporten nicht das Bundesland Bremen und 
nicht der Senat zuständig sind, und das halte ich 
auch für entsprechend richtig, dass in Abwägung 
vieler politischer Fragen Exporte im begrenzten 
Rahmen genehmigt werden. Und wenn sie geneh-
migt werden, finde ich es gut, wenn diese Produkte 
in Bremen oder Bremerhaven gebaut werden. 

(Beifall FDP) 

Herr Stahmann, ich bin auch froh über Ihre Einlas-
sung zum Thema Verteidigungs- und Sicherheits-
industrie, Sie nennen das ja immer Rüstungsindust-
rie, in Bremen, dass Sie sich dazu bekennen. Mir ist 
aufgefallen, dass Ihre Jugendorganisation, nun 
kann man für die Jugendlichen nicht immer so viel, 
aber gerade noch im letzten Jahr im Dezember, es 
war am 15. Dezember 2020, stand im Adventska-
lender der Jusos Stadt Bremen, wir wünschen uns 
ein Bremen ohne Rüstungsindustrie. 

(Beifall DIE LINKE) 

Das ist offensichtlich nicht die Haltung der SPD-
Fraktion, das habe ich verstanden und das finde ich 
ausdrücklich gut. Insofern hoffe ich, dass sich das 
auch durchsetzt. 

Aus unserer Sicht, noch einmal, ist es gut, dass wir 
gute Arbeit im Bereich der Sicherheits- und Vertei-
digungsindustrie zivil, aber auch in der Militäraus-
rüstung haben. Ich wünsche mir hier vom Senat tat-
sächlich einen seriöseren Umgang als das, was wir 
hier als Antworten erhalten haben. – Vielen Dank! 

(Beifall FDP) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. 

Die Aussprache ist geschlossen. 

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Antwort 
des Senats, Drucksache 20/572, auf die Große An-
frage der FDP-Fraktion Kenntnis. 

Erinnerungskonzept Novemberrevolution 
1918/19  
Mitteilung des Senats vom 22. Juli 2020  
(Drucksache 20/559) 

Wir verbinden hiermit: 

100 Jahre Novemberrevolution: Startschuss für 
Demokratie, Frauenwahlrecht und Mitbestim-
mung  
Bericht und Antrag des Vorstands der Bremi-
schen Bürgerschaft  
vom 3. September 2020  
(Drucksache 20/589) 

Dazu als Vertreter des Senats Herr Staatsrat Dr. Jan 
Stöß. 

Die gemeinsame Beratung ist eröffnet. 

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete 
Thomas Jürgewitz. 

Abgeordneter Thomas Jürgewitz (AfD): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Kol-
legen! Majestät brauchen Sonne, das war einmal, 
das galt fast 50 Jahre, dann war es vorbei mit dem 
Kaiser. Es kam die Revolution. 

Man muss sich schon wundern, da verlieren die 
Kommunisten 1918 bis 1920 eine Revolution und 
machen heute in der Bürgerschaft ein Heldenepos 
davon, versuchen, die Novemberrevolution mit ih-
ren Folgen für die Demokratie für sich zu instru-
mentalisieren. Die sogenannten demokratischen 
Parteien folgen ihnen unwidersprochen. 

Im Zuge der bolschewistisch-kommunistischen Re-
volution von 1917 hatten sich in Deutschland eine 
Reihe von neuen radikalen linken Gruppierungen 
gebildet, die mit dem Kriegsausgang 1918 im Zuge 
einer Revolution das neue radikale sowjetische 
System auf das Deutsche Reich übertragen wollten. 

Zu diesen demokratiefeindlichen Gruppierungen 
gehörten neben der Abspaltung der SPD die USPD, 
eine Reihe von anarchistischen Gruppierungen wie 
dem Spartakusbund oder Rosa Luxemburg und 
Karl Liebknecht, aus denen Anfang 1919 die KPD 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/572
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/559
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/589
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hervorging, und die heute DIE LINKE als Rechts-
nachfolger der SED heißt. 

Die SPD-Politiker Ebert und Scheidemann hatten 
sich im November 1918 nicht zuletzt deshalb an die 
Spitze der Revolution gesetzt, um eine bürgerlich 
parlamentarische Republik zu schaffen und einen 
weitergehenden Umsturz zu vermeiden. Diesen ra-
dikalen und anarchistischen Kräften USPD, Sparta-
kusbund und KPD genügte die Revolution vom 
9. November 1918 aber bei weitem nicht und sie 
führten vorsätzlich bürgerkriegsähnliche Zustände 
in Deutschland herbei, die der SPD-Kriegsminister 
Gustav Noske nur mit Mühen und mit der Unter-
stützung von nationalen Freikorps niederschlagen 
konnte. Sonst hätten wir in Deutschland schon frü-
her Zustände wie unter Stalin gehabt. 

Eine breite Allianz linksextremer Kräfte unter Ein-
schluss der KPD bildete schon Anfang Januar 1919 
einen provisorischen Revolutionsausschuss, der so-
gleich den Sturz der Regierung Ebert, die Ausru-
fung von Räterepubliken – auch hier in Bremen – 
herbeiführte und mit dem Spartakusaufstand zu ei-
nem bewaffneten Aufstand aufrief, in dem in den 
Folgewochen über eintausend Personen der roten 
Revolution zum Opfer fielen. Bis 1933 bekämpfte 
die KPD weiterhin mit allen Mitteln die Demokratie 
und wollte aus Deutschland eine Sowjetrepublik 
machen. 

Diese Enkel der KPD erdreisten sich nun, die Vor-
züge der Novemberrevolution vom 9. November 
1918 zu preisen, die sie selbst beziehungsweise 
ihre Vorväter radikal und terroristisch, staatszerstö-
rend bekämpft haben. Wie verlogen, wie heuchle-
risch. 

Diese SPD hier und Sie hier, die anderen selbst er-
nannten Demokraten, machen nun gemeinsame 
Sachen mit diesen Umstürzlern. Das ist unglaub-
lich. – Danke schön! 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächste Red-
nerin hat das Wort die Abgeordnete Miriam 
Strunge. 

Abgeordnete Miriam Strunge (DIE LINKE): Sehr 
geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Her-
ren! Ich hatte gar nicht geplant, heute zur Novem-
berrevolution zu sprechen, und das nicht, weil ich 
diese Revolution unwichtig finde, ganz und gar 
nicht, sondern weil diese Thematik vielleicht bes-
ser in einer November-Sitzung aufgehoben wäre. 
Deswegen hatten wir uns als Fraktion entschieden, 
diesen Tagesordnungspunkt heute ohne Debatte 

zu führen. Aber nachdem der Abgeordnete Jürge-
witz dieses Haus wieder einmal mit seinen Äuße-
rungen beschämt hat, muss ich jetzt sprechen, um 
das hier nicht unwidersprochen zu lassen. Ich 
möchte widersprechen. 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 

Da ich tief davon überzeugt bin, dass eine inhaltli-
che Auseinandersetzung mit Herrn Jürgewitz pure 
Zeitverschwendung ist und ich mich nicht auf die-
ses Debattenniveau herablassen möchte, mache 
ich ein paar Klarstellungen, die sich nicht an Herrn 
Jürgewitz und die AfD richten, diese Klarstellun-
gen richten sich an die Fraktionen in diesem Haus, 
damit das Erinnerungskonzept zur Novemberrevo-
lution hier entsprechend gewürdigt wird. 

Die Novemberrevolution des Jahres 1918 stellt in 
der deutschen Geschichte ein einschneidendes Er-
eignis dar und ist ein Meilenstein in der Entwick-
lung der Demokratie in Deutschland. Erst die Re-
volution beendete den grausamen Weltkrieg und 
verhinderte, dass weitere Soldaten sinnlos auf das 
Schlachtfeld geschickt wurden. 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 

Sie ermöglichte damit einen Waffenstillstand, zu 
dem die konservativen und monarchischen Kräfte 
nicht Willens waren. Schon allein deswegen ver-
dient sie, dass ihrer gedacht wird, weil sie erst Frie-
den in Europa ermöglicht hat. Die Novemberrevo-
lution verdient es aber auch, als eigenständiges de-
mokratisches Ereignis betrachtet zu werden und 
dass daran erinnert wird. So war der Aufbruch in 
die erste Republik in Deutschland möglich, ein 
Aufbruch in eine Verfassung, in der erstmalig das 
Frauenwahlrecht und weitreichende soziale Rechte 
verwirklicht wurden. 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 

Heute, am Tag der Befreiung von Auschwitz, steht 
uns natürlich vor allem das schreckliche Scheitern 
der Weimarer Republik vor Augen. Sie mündete in 
eine nationalsozialistische Diktatur, in einen zwei-
ten Weltkrieg und in die Shoah. Über diesen Schre-
cken darf man nicht vergessen, was die Republik in 
der Zwischenkriegszeit auch für Möglichkeiten de-
mokratischen Lebens, moderner Kultur und gesell-
schaftlicher Freiheit geboten hat. Gerade deswe-
gen ist das nun vorgelegte Konzept des Senats gut 
und wird die Erinnerungskultur im Land Bremen 
positiv nach vorne bringen. Die Senatorin für Kin-
der und Bildung hat dieses Konzept federführend 
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mit der Landeszentrale für politische Bildung erar-
beitet. Das Konzept wird in unterschiedlichen Mo-
menten an die Revolution erinnern und die Vielfalt 
des demokratischen Aufbruchs der Jahre 1918 und 
1919 betonen. Mein Dank gilt der Landeszentrale 
für politische Bildung, die das Konzept so geplant 
hat, dass sich hier viele zivilgesellschaftliche Ak-
teure wiederfinden und gestärkt werden. 

Zur Weimarer Republik gehörte auch, dass sie von 
Anfang an gnadenlos von rechts bekämpft wurde. 
Diese Demokratieverachtung, dieser Wunsch, de-
mokratische Freiheiten nicht für alle zu gewähren, 
das ist die Verbindungslinie von den Kreisen des 
rechten Spektrums der Weimarer Republik hin zur 
AfD heute. Nicht ohne Grund beziehen sich die 
AfD-Parteiströmungen um Björn Höcke positiv auf 
die sogenannte konservative Revolution während 
der Weimarer Republik. 

(Zuruf CDU) 

Sie beziehen sich positiv auf diejenigen, die ge-
meinsam mit den Nazis die Republik zerstört ha-
ben. Damit Rechtsradikale nie wieder die Demo-
kratie zerstören, ist das Erinnern an den demokra-
tischen Aufbruch und an die Republik so wichtig. 
Ein zweites Scheitern der Demokratie in Deutsch-
land werden wir nicht zulassen. – 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Herzlichen Dank! 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Claas Rohmeyer. 

Abgeordneter Claas Rohmeyer (CDU): Frau Präsi-
dentin, meine Damen und Herren! Ja, wir wollten 
heute eigentlich keine Debatte führen. Es ist er-
staunlich, dass gerade eine solche Debatte in die 
aktuelle parteipolitische Diskussion führt und 
beide Vorredner gerade die Hufeisentheorie, wa-
rum man von der Mitte nach links und rechts eben 
doch Abstand halten sollte, vorgeführt haben, 
meine Damen und Herren. Sowohl was Herr Jürge-
witz als auch was Frau Strunge vorgetragen 

(Beifall CDU – Abgeordneter Falk-Constantin 
Wagner [SPD]: Das ist eine Schweinerei!) 

haben, hat nichts mit Demokratie zu tun. Ich sage 
Ihnen jetzt Folgendes: 

Die Bremer Räterepublik – und wir haben vor zwei 
Jahren einmal darüber gesprochen, damals hieß 
der Fraktionsvorsitzende der SPD noch Herr 
Tschöpe, der das alles vorangetrieben hat –, war 
keine demokratische Glanztat, das hatte nichts mit 
Demokratie zu tun, das war der Versuch, hier eine 
Diktatur einzurichten. Ja, es war auch unter heuti-
gen Maßstäben unvorstellbar, wie sie dann mit 
Freikorpstruppen und Ähnlichem aufgelöst wurde. 
Aber, meine Damen und Herren, der Versuch die-
ser Arbeiter- und Räterepublik hier war keine de-
mokratische Glanztat, das hatte nichts mit Demo-
kratie zu tun. 

Die Weimarer Republik ist von Rechts- und Links-
extremisten zerstört worden. Sie ist von der NSDAP 
und der KPD zerschlagen worden. Ernst Thälmann 
ist kein demokratischer Glanztäter, sondern hat die 
KPD mit stalinistischen Methoden genauso gegen 
die Weimarer Verfassung geführt wie Hitler und 
Göbbels, meine Damen und Herren. Wir demokra-
tischen Fraktionen sollten die Weimarer Republik 
und ihre Prinzipien hochhalten, wir haben zu ande-
ren Zusammenhängen darüber schon gesprochen. 
Wir haben, was die Bremer Räterepublik angeht, 
als CDU eine klare Haltung, wir haben Sie gewarnt 
davor, das zu glorifizieren, wir werden dem Bericht 
des Vorstandes der Bürgerschaft heute nicht zu-
stimmen, wir sind gegen das Flaggenhissen. Die 
Erinnerung, die gilt der Weimarer Republik. Sie gilt 
nicht der Tatsache, dass hier manch kleine Grüpp-
chen vor über einhundert Jahren versucht haben, 
Demokratie auszuhebeln, das Kaisertum und die 
undemokratische vorrepublikanische Zeit durch 
etwas abzulösen, das eben auch keine demokrati-
sche Gleichheit, keine demokratische Verfassung 
wie heute hatte. Es ist seinerzeit auf beiden Seiten 
mit Blut bezahlt worden. Der Opfer muss man erin-
nern, aber nicht der Motivation dieser Leute seiner-
zeit. 

Dass Sie heute genau beides erlebt haben, meine 
Damen und Herren, das, was Herr Jürgewitz un-
säglich vorgetragen hat, aber auch die Verherrli-
chung von Frau Strunge, das können wir nicht un-
widersprochen und einfach passieren lassen, da-
rum die Wortmeldung. Diese Glorifizierung, die Sie 
machen, ist falsch. Es ist richtig, dass wir dieses Ka-
pitel der deutschen Geschichte in den Schulen wei-
ter behandeln, Schülerinnen und Schüler werden 
da klüger sein als die beiden Vorredner von mir. 
Darum, meine Damen und Herren, hoffe ich, dass 
wir weiter die Demokratie hochhalten, aber nicht 
absurde Abwandlungen oder Versuche, die Demo-
kratie vor über einhundert Jahren in Deutschland 
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eben nicht einzuführen. Bolschewisten waren ge-
nauso wenig Demokraten wie Nationalsozialisten. 
– Vielen Dank! 

(Beifall CDU) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Dr. Magnus 
Buhlert. 

Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert (FDP): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! 
Ja, es ist notwendig, immer wieder an solche ge-
schichtlichen Ereignisse zu erinnern, damit man 
sich mit ihnen auseinandersetzt. Es ist, glaube ich, 
auch gut, wenn wir uns abweichend von dem, was 
vereinbart war, damit auseinandersetzen und uns 
dessen bewusst sind, was damals passiert ist. 

Die Bremische Bürgerschaft hat das im Auftrag des 
vormaligen Präsidenten Weber aufgearbeitet be-
ziehungsweise aufarbeiten lassen. Wer die Ge-
schichte Bremens verfolgt, weiß, dass die Bürger-
schaft damals – nach unserem heutigen Verständ-
nis auch noch nicht demokratisch gewählt – schon 
auf dem Weg in die Demokratie war. Am Tag, als 
die Räte die Macht ergriffen, war es so, dass über 
das Frauenwahlrecht diskutiert wurde, was die 
Räte erst einmal verhindert haben, denn das war 
mitnichten eine Organisation, die dafür stand, dass 
jeder Mensch seine Interessen in freien und gehei-
men Wahlen gleichberechtigt durchsetzen konnte. 
Es war eine bolschewistische Truppe, die dort 
männlich dominiert entscheiden wollte. Sie hat ei-
nen Verdienst gehabt, das ist von Frau Strunge zu 
Recht gewürdigt worden, nämlich dazu beigetra-
gen, dass der Krieg endgültig zu Ende ging, weil 
die Soldaten sowie die Bevölkerung vom Krieg ge-
nug hatten. 

Insofern hatte sie auch ihren historischen Moment 
und dem muss auch gedacht werden, aber man 
darf sie doch nicht glorifizieren und überhöhen und 
man muss aller Opfer der damaligen Gewalt ge-
denken. 

In unserer Familie ist noch lange darüber berichtet 
worden, sodass ich es als spät nach dem Zweiten 
Weltkrieg Geborener immer noch gehört habe, 
dass meine Großtante damals angeschossen wurde 
und andere mit dem Tode bezahlt haben. Wer das 
verkennt, dass es Opfer auf allen Seiten gab und 
auch Opfer, die eher unbeteiligt waren, der ver-
kennt, dass das eben keine friedliche Revolution 
war, keine demokratische Veranstaltung, sondern 
der Versuch, die Macht an sich zu reißen. Es gab 

natürlich auch in Bremen Kräfte, die versuchten, 
friedliche Lösungen herbeizuführen, die aber von 
vielen damals nicht gewollt waren. Die liberalen 
Senatoren der damaligen Zeit, die ihre Rolle auch 
noch in der Weimarer Zeit und viel später danach 
spielten, sind damals aufgebrochen, wollten ver-
mitteln und dafür sorgen, dass Frieden einkehrt 
und eine solche Revolution eben nicht mit Gewalt 
versucht oder niedergeschlagen wird. 

Was man auch sehen muss: Erst nachdem die Räte-
republik in Bremen zu Ende war und, zugegebe-
nermaßen mit Hilfe der Finanzwelt, auch am Regie-
ren gehindert wurde, ist es doch so gekommen, 
dass die Bremische Bürgerschaft darüber entschei-
den konnte, was in Bremen an Demokratie etabliert 
wird: Gleiches, allgemeines Wahlrecht, Senatoren, 
die nicht mehr auf Lebenszeit im Amt sind und 
auch das Frauenwahlrecht. Das heißt, wir haben 
festzuhalten: Demokratie wurde nicht wegen der 
Räterepublik und der Revolution möglich, sondern 
erst nach ihr. – Herzlichen Dank! 

(Beifall FDP) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächste Red-
nerin hat das Wort die Abgeordnete Miriam 
Strunge. Nein, keine Kurzintervention, es gilt die 
Geschäftsordnung. Da wir nichts vereinbart haben, 
darf Frau Strunge noch einmal. Sie auch, im Übri-
gen. 

(Abgeordneter Thomas Röwekamp [CDU]: Und die 
Grünen auch!) 

Abgeordnete Miriam Strunge (DIE LINKE): Sehr 
geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Her-
ren! Ich mache es ganz kurz. 

Ich bin persönlich schockiert, Herr Rohmeyer. Ich 
hätte von Ihnen nicht erwartet, dass Sie mich und 
meine Rede mit Herrn Jürgewitz und dessen Rede 
in einen Topf werfen. Ich kann das nicht nachvoll-
ziehen, ich möchte das ganz entschieden zurück-
weisen, 

(Zuruf Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]) 

und ich finde es auch sehr platt, diesen Vorwurf zu 
machen und dann aus meiner Rede keinen einzi-
gen inhaltlichen Punkt herauszugreifen, den Sie 
kritisieren, weil es so gar nicht möglich ist, dass ich 
mit Ihnen eine inhaltliche Auseinandersetzung 
führe. Das finde ich sehr schade. – Danke! 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
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Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat das Wort Herr Staatsrat Dr. Jan Stöß. 

Staatsrat Dr. Jan Stöß: Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin, meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist 
schon darauf hingewiesen worden, dass wir heute 
gar nicht mehr darauf eingestellt waren, über die-
ses Thema zu berichten. Gleichwohl bin ich in Ver-
tretung von Frau Senatorin Dr. Bogedan gern in die 
Bürgerschaft und gleich an dieses Pult geeilt, um 
die Gelegenheit zu nutzen, Ihnen das Konzept vor-
zustellen, wie wir uns ein Erinnerungskonzept für 
die Novemberrevolution 1918/19 vorstellen, auch 
wenn dieses Thema eigentlich schon in der No-
vember-Sitzung aufgerufen werden sollte. 

Ich bin der Meinung und sehe mich, ehrlich gesagt, 
durch den Verlauf der Debatte auch darin bestätigt, 
dass wir in Zeiten von antidemokratischen Tenden-
zen, populistischen Vereinfachungen und Angrif-
fen auf die demokratischen Institutionen und ihre 
Vertreterinnen und Vertreter das historische Wis-
sen und den Wert der Errungenschaften der Demo-
kratie hochhalten sollten. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Ja, es gilt, in Teilen durchaus kritisch und selbstkri-
tisch, ein Erbe hochzuhalten, das ein zentrales Fun-
dament für unsere demokratische Kultur im Land 
Bremen bildet. Ich sage das mit umso größerer 
Überzeugung heute, am Jahrestag der Befreiung 
des Konzentrations- und Vernichtungslagers 
Auschwitz-Birkenau, das uns vor Augen führt, wie 
wichtig es ist, uns unserer historischen Verantwor-
tung bewusst zu sein. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Halten wir uns zunächst noch einmal die histori-
schen Ereignisse in Bremen und Bremerhaven vor 
Augen: Am 6. November 1918 traf eine Abordnung 
Kieler Matrosen auf der Werft der AG Weser ein 
und forderte von den dortigen Arbeiterinnen und 
Arbeitern Unterstützung für den Arbeiter- und Sol-
datenrat in Kiel sowie für die Befreiung von 230 im 
Gefängnis Oslebshausen inhaftierten Angehörigen 
der Marine. Sogleich verweigerten rund einhun-
dert Soldaten das Ausrücken aus der Neustädter 
Kaserne, um den Aufstand der Matrosen niederzu-
schlagen. Noch am Abend des 6. Novembers rief 
der gelernte Schuhmacher, Kriegsgegner und das 
USPD-Mitglied Adam Frasunkiewicz vom Balkon 
des Bremer Rathauses die Bildung eines Arbeiter- 

und Soldatenrates aus und kündigte dessen Macht-
übernahme an. Das war das zentrale Ereignis der 
Novemberrevolution in Bremen. 

Das Ihnen nun vorliegende Konzept zur Erinne-
rung vereint zentrale Elemente einer lebendigen 
Erinnerungskultur, deren Beispiele ich Ihnen kurz 
skizzieren möchte. Mit dem Erinnerungskonzept 
knüpfen wir an die spezifischen lokalen histori-
schen Ereignisse an. Wir schlagen vor, den 6. No-
vember eines jeden Jahres als Datum zur Würdi-
gung der Novemberrevolution im Land Bremen 
festzulegen. Die entsprechenden historischen Er-
eignisse an diesem Tag habe ich gerade referiert. 

Wir setzen bei dem Erinnerungskonzept außerdem 
auf gelebte Partizipation. Die Abgeordnete Strunge 
hat schon darauf hingewiesen: Wir laden ausdrück-
lich dazu ein, dass sich vielfältige Akteurinnen und 
Akteure unserer Gesellschaft am Gedenken betei-
ligen. Zivilgesellschaftliche Gruppen sollen dazu 
ihre Veranstaltungen und Formate weiterhin ei-
genständig und in großer thematischer Vielfalt 
durchführen. Gleichzeitig wird zusätzlich mit einer 
jährlichen zentralen Gedenkveranstaltung, an der 
sich auch der Senat und die Bremische Bürger-
schaft beteiligen, ein öffentlich gut wahrnehmba-
res Ereignis definiert, das den historischen Anlass 
angemessen ins Licht der öffentlichen Wahrneh-
mung rückt. 

Bei der Würdigung der Novemberrevolution setzen 
wir dabei auf Kontinuität, denn diese Würdigung 
soll jährlich stattfinden. Ein Gremium bei der Lan-
deszentrale für politische Bildung soll dies organi-
sieren. Hier haben wir mit einer gut vernetzten, 
fachlich kompetenten und erfahrenen neutralen 
Stelle jemanden an unserer Seite, der gemeinsam 
mit interessierten Akteurinnen und Akteuren ein 
Veranstaltungsprogramm erstellen kann. Dieses 
Programm soll die zentrale Gedenkveranstaltung 
umrahmen und den zivilgesellschaftlichen Akteu-
ren erhöhte Aufmerksamkeit garantieren. 

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, der Senat sieht in dem 
Konzept eine große Chance, in unserer Stadtgesell-
schaft in Bremen und Bremerhaven eine Vielzahl 
von Akteuren miteinander in den Dialog zu brin-
gen und das Erbe der Vergangenheit für eine de-
mokratische Zukunft fruchtbar zu machen. – Ich 
danke für die Aufmerksamkeit! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 
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Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Claas Rohmeyer. 

Abgeordneter Claas Rohmeyer (CDU): Frau Präsi-
dentin, meine Damen und Herren! Liebe Frau Kol-
legin Strunge, wir kennen uns jetzt schon eine 
Weile und nur wegen Ihrer Äußerung bin ich jetzt 
noch einmal hier vorne. Auch wenn Sie Zwischen-
fragen stellen wollen, werde ich mir die Zeit neh-
men. Die Redezeit läuft zwar noch nicht, jetzt aber, 
sodass ich versuche, es Ihnen Schritt für Schritt na-
hezubringen. 

Das ist vielleicht die Erklärung dieser Hufeisenthe-
orie, warum beide extremistischen Ränder die De-
mokratie in der Mitte bedrohen. Was Sie hier ge-
macht haben, ist eine kritiklose Glorifizierung der 
Räterepublik. Das habe ich kritisiert. 

(Beifall CDU) 

Ich habe in der Debatte, in der wir dieses Konzept, 
das Sie heute beschließen wollen, auch schon ab-
gelehnt haben, die einzelnen Kritikpunkte sehr 
deutlich vorgetragen, das will ich nicht alles wie-
derholen: Warum wir der Auffassung sind, natür-
lich der menschlichen Opfer dieser Räterepublik 
auf beiden Seiten zu gedenken, warum wir aber die 
Räterepublik an sich, außer im abschreckenden 
Sinne, für nichts Gedenkwürdiges halten. 

Die Weimarer Republik ist von links und rechts ka-
puttgemacht worden. 

(Abgeordnete Sascha Karolin Aulepp [SPD]: Buh!) 

Dazu gehört auch die Gruppe – jemand hat vorhin 
diese ganze Aufteilung vorgetragen – also es gab 
die MSPD, die USPD, dann gab es Abspaltungen, 
das mit dem Spartakusbund war auch schon gesagt 
worden – –. Es war seinerzeit so, dass sich auf die-
ser Seite Radikalisierungen entwickelt haben, die 
KPD ist daraus entstanden. Ich will hier nicht die 
ganze Ableitung vorgetragen. Die haben auch 
dazu beigetragen, dass die Weimarer Republik ge-
scheitert ist, meine Damen und Herren, und das, 
finden wir, muss man als abschreckenden Beispiel 
immer wieder vortragen. Aber es ist nichts, was in 
irgendeiner Form 

(Zuruf Abgeordneter Arno Gottschalk [SPD]) 

glorreich war und dessen man hier großartig erin-
nern sollte, meine Damen und Herren. 

(Abgeordnete Sascha Karolin Aulepp [SPD]: Viel-
leicht sollten Sie einmal auf so eine Veranstaltung 
gehen, um etwas dazuzulernen!) 

Was wir machen müssen ist, die Demokratie und 
ihre Institutionen zu stärken. Dafür gibt es bessere 
Beispiele als die Räterepublik, die hier in Bremen 
gescheitert ist. Die Münchener Räterepublik ist ge-
nauso gescheitert und in Berlin hat es noch viel blu-
tigere Ausschreitungen und Aufstände gegeben. 

Meine Damen und Herren, der Opfer gedenken 
wir, aber nicht der Motivation dieser Leute, eine im 
Aufbruch befindliche Demokratie gleich zu zerstö-
ren und undemokratisch weitermachen zu wollen, 
wozu es dann nicht kam. 

Haben Sie noch Fragen, Frau Strunge? 

(Abgeordnete Miriam Strunge [DIE LINKE]: Ich 
habe nicht um ein Proseminar gebeten!) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Bitte keine bilate-
ralen Gespräche, wer etwas zu sagen hat, der sollte 
nach vorne kommen. 

Abgeordneter Claas Rohmeyer (CDU): Noch stehe 
ich hier, ich will unser zumindest gutes persönli-
ches Verhältnis nicht aufs Spiel setzen. 

In den Ansichten, was demokratisch ist oder nicht, 
haben wir vielleicht sehr unterschiedliche Auffas-
sungen, aber wie gesagt, darum stehe ich noch 
hier. Dann, meine Damen und Herren, beende ich 
es an dieser Stelle. – Danke für Ihre Aufmerksam-
keit! 

(Beifall CDU) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächste Red-
nerin hat das Wort die Abgeordnete Dr. Hen-
rike Müller. 

Abgeordnete Dr. Henrike Müller (Bündnis 90/Die 
Grünen): Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Es ist nach einer grünen 
Haltung gefragt worden, die teile ich ihnen gern 
mit, obwohl die, glaube ich, unstrittig ist, weil wir 
schon einmal eine ausführliche Debatte zu dieser 
Thematik hatten. Ich finde es sehr schade, dass, ob-
wohl interfraktionell zu diesem Tagesordnungs-
punkt das Vorgehen „ohne Debatte“ vereinbart 
wurde, so viele Fraktionen über ein Stöckchen ei-
nes Einzelabgeordneten springen. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 
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Nun führen wir die Debatte und sehen, dass sie für 
ideologische Grabenkämpfe hervorragend geeig-
net ist – leider! Für die Hufeisentheorie, finde ich, 
ist sie überhaupt nicht geeignet. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Ich habe Frau Strunge nicht die Räterepublik ver-
herrlichen hören, ich habe Frau Strunge über das 
Licht der Novemberrevolution sprechen hören, den 
Schatten hat sie nicht so beleuchtet, das hole ich 
gern nach. 

(Beifall CDU) 

Mit einer Mahnung, wenn man so will, denn ich 
habe sehr darauf gedrungen, diesen Tagesord-
nungspunkt ohne Debatte abzuhandeln. Erstens, 
weil sich der Antrag, der daran hängt, nämlich die 
Beflaggung der Bürgerschaft, erledigt hat, also ehr-
lich – nach drei Monaten nicht mehr! Für das 
nächste Mal dann? 

(Zuruf Abgeordnete Antje Grotheer [SPD]) 

Gut, dann machen wir das für das nächste Mal. 

Aber ich finde, dass die Senatsantwort in der Tat 
einer kritischen Würdigung bedarf. Ich finde, es ist 
überhaupt nichts Ehrenrühriges daran, einem his-
torischen Ereignis mit viel Licht und viel Schatten 
zu gedenken. Gedenken und erinnern heißt nicht, 
dass man es feiert, Herr Rohmeyer. 

(Abgeordneter Claas Rohmeyer [CDU]: Manche 
feiern auch!) 

Ja, manche feiern mehr, als andere anmahnen und 
so eine Erinnerungskultur und Gedenkveranstal-
tung nutzen, um auch kritisch und reflektierend auf 
historische Ereignisse zu schauen, die sich in Bre-
men, in Deutschland und europaweit abgespielt 
haben. Deswegen komme ich zu meinen Punkten, 
von denen ich mir wünschen würde, dass der Senat 
bei der Entwicklung eines Erinnerungskonzeptes – 
–. Was in diesem Falle extrem schnell ging, bei an-
deren Angelegenheiten dauert es leider länger. 
Hier ging es extrem schnell und es werden wich-
tige Punkte vernachlässigt. Die würde ich gern zu 
Protokoll geben, damit sie vielleicht noch eingear-
beitet werden. 

In der Tat finde ich, der Staatsrat hat recht, wenn 
er sagt, wir wollen das Gedenken nutzen, um mit 
so vielen Akteurinnen und Akteuren der Stadtge-
sellschaft gemeinsam zu erinnern, was im Rahmen 

der Novemberrevolution stattgefunden hat. Dann 
würde ich aber darum bitten, dass man genauer 
hinschaut, denn für mein Empfinden sind da sehr 
viele Akteure wie die DKP, MLDP, dabei, von de-
nen ich denke, mit denen müsste man sehr kritisch 
in einen Erinnerungsdialog einsteigen. 

(Beifall CDU) 

Das habe ich bisher im Konzept leider nicht ver-
nommen. Ich bin aber sicher, dass der Senat das 
vorhat. 

Der zweite Punkt: Eine rein bremische Perspektive 
fände ich extrem verkürzt. Man kann die Novem-
berrevolution nicht historisch aufarbeiten, ohne die 
Einordnung in europäische Prozesse. Wenn man 
das tut, kommt am Ende auch nicht Heldenvereh-
rung heraus, Herr Rohmeyer. Da würde ich mir 
keine Sorgen machen. 

(Zuruf Abgeordneter Claas Rohmeyer [CDU]) 

Der letzte Punkt: Da freue ich mich, dass das in dem 
Senatskonzept so stark vorgekommen ist, daran 
haben wir alle gemeinsam, finde ich, auch hier im 
Haus, unseren Anteil gehabt, nämlich die Fokus-
sierung auf eine wirklich demokratische Leistung 
dieser Beteiligten um die Novemberrevolution 
herum, nämlich die Einführung des Frauenwahl-
rechtes. Das darf in Erinnerungsveranstaltungen 
zur Novemberrevolution ruhig gefeiert werden. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Von mir aus auch jährlich zum 6. November. Das 
würde ich gern auch noch zu Protokoll geben: Viel-
leicht finden wir dann auch die eine oder andere 
Frau aus der ersten Generation der aktiven Politi-
kerinnen, nach der wir Straßen benennen können, 
anstatt nach Revolutionären zu suchen, die auf ir-
gendwelchen Balkonen herumgesprungen sind. – 
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Dr. Mag-
nus Buhlert. 

Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert (FDP): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! 
Wir sehen, dass hier noch viel Diskussionsbedarf 
besteht und es ist auch gut, wenn der ausgetragen 
wird. Nicht, weil irgendein Abgeordneter einer 
Gruppe, die wir hier nicht gern sehen, oder einer 
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Splitterpartei, die hoffentlich bald der Geschichte 
angehört, 

(Beifall SPD) 

etwas angeregt hat, sondern weil wir an der Stelle 
ein unterschiedliches Geschichtsverständnis ha-
ben. 

Darüber müssen wir uns auseinandersetzen. Es 
gibt eben nicht die rein bremische Sicht, es gibt 
auch eine europäische Sicht. Aber diese Rätere-
publik kann auch nicht ohne die Ereignisse in Ber-
lin diskutiert werden, die zu der Zeit stattgefunden 
haben. Frau Müller, es gibt auch eine andere Sicht 
zu der Frage, welche Rolle die Räte bei der Einfüh-
rung des Frauenwahlrechts hatten. Ich glaube nach 
wie vor nicht, dass die Räterepublik was das Frau-
enwahlrecht anging führend war, ich glaube, da 
waren viele Frauen schon vorher sehr aktiv und 
sehr engagiert. 

(Abgeordnete Dr. Henrike Müller [Bündnis 90/Die 
Grünen]: Ja, aber sie durften nicht wählen!) 

Aufgrund ihrer Rolle, die sie in der Kriegswirtschaft 
des ersten Weltkrieges eingenommen haben, ha-
ben sie dieses Recht auch zu Recht durchsetzen 
können. 

(Zuruf Abgeordnete Sascha Karolin Aulepp [SPD]) 

Daran hat die Bremische Bürgerschaft auch gear-
beitet, dazu hätte es der Räte, meiner Meinung 
nach, nicht bedurft. Wer das in den Protokollen 
nachliest, der kann das sagen. Dass es in Folge des-
sen passiert ist, ist anzuerkennen. Genauso wie zu 
achten ist, welche große Rolle die Räterepublik ge-
spielt hat, um wirklich einen Schlussstrich unter 
den ersten Weltkrieg zu ziehen, weil die Soldaten 
nicht mehr kämpfen wollten und es leid waren, für 
das Vaterland in den Krieg zu ziehen, wie man es 
damals nannte. Das kann man nicht aus der Welt 
bringen, das ist eine historische Leistung. 

Insofern haben wir noch vieles zu diskutieren. 
Wenn wir aber noch so viel zu diskutieren haben, 
haben wir uns in der FDP-Fraktion gesagt, ist es 
vielleicht das falsche Signal, dass wir hier und 
heute schon sagen, wir wollen am 6. November ge-
meinsam als Bremische Bürgerschaft eine Flagge 
hissen. Das sollten wir uns in der Tat noch einmal 
überlegen. Wir haben bis zum November noch 
Zeit, das zu tun und können das dann auch gemein-

sam machen. Vielleicht arbeiten wir an einem ge-
meinsamen Geschichtsverständnis, bevor wir ge-
meinsame Symbole hissen. – Herzlichen Dank! 

(Beifall FDP, CDU) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächste Red-
nerin hat das Wort die Abgeordnete 
Antje Grotheer. 

Abgeordnete Antje Grotheer (SPD): Sehr geehrte 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Re-
gierung und Parlament sind nicht die Orte, an de-
nen historische Wahrheiten definiert werden. Das 
sind wir nicht, nein, das sind wir nicht. Das wird die 
Geschichtswissenschaft tun, wie wir spätestens seit 
der Auseinandersetzung, die auch aufgrund der 
Beratung, die die Bremische Bürgerschaft mit der 
Landeszentrale für politische Bildung durchgeführt 
hat, geführt worden ist, wissen. 

Ich kann allen die daraus entstandene Publikation 
nur empfehlen. Die ist keinesfalls undifferenziert, 
geschichtsklitternd oder wahrheitsverschweigend, 
sondern ausgesprochen differenziert. Wenn Sie 
wollen, können Sie sich das gern einmal an-
schauen. In dem Bericht des Vorstandes der Bremi-
schen Bürgerschaft steht sogar die ISBN-Nummer, 
falls Ihnen das etwas sagt. 

(Abgeordneter Dr. Thomas vom Bruch [CDU]: Was 
soll das denn?) 

Allen des Lesens Kundigen ist durchaus zugäng-
lich, sich anzusehen, was wir auf dieser Fachta-
gung im Jahr 2018 diskutiert haben. 

Wir haben damals eine sehr differenzierte Diskus-
sion darüber geführt, wie Menschen heute, mit 
dem Blick von heute, auf die Ereignisse im Jahr 
1918 schauen. Wir müssen feststellen, dass es ohne 
den Aufstand ein Ende des Krieges nicht gegeben 
hätte, jedenfalls nicht zu dem Zeitpunkt. Dass das 
eines der Ereignisse war – und soweit dachte ich, 
wären wir uns einig –, das dazu beigetragen hat, 
dass der Krieg ein Ende gefunden hat. 

(Beifall SPD) 

Ich will deutlich sagen, dass ich mit den Arbeiter- 
und Soldatenräten nicht zwingend verbinde, dass 
das, insbesondere was Wahlen anbelangt, die ab-
solut demokratische Antwort auf das vorherige 
Stadtaristokratierecht gewesen ist. Das war es 
nämlich auch nicht. Das hat das Wahlrecht auf ganz 
wenige beschränkt, auch wenn es rein rechnerisch 
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ungefähr die doppelte Menge an Personen war, die 
danach das Wahlrecht hatten. Trotzdem denke ich, 
dass es richtig ist. Dass es einen Beitrag dazu ge-
leistet hat, darüber nachzudenken, wer in einer 
Stadtdemokratie ein Wahlrecht haben muss und 
soll. Deswegen bin ich sehr wohl davon überzeugt, 
dass es einen wesentlichen Beitrag dazu geleistet 
hat. 

Nun geht es heute gar nicht um meine Überzeu-
gung, es geht auch nicht darum, irgendetwas zu 
feiern, sondern der Tag ist als Gedenktag geplant. 
So steht es deutlich in der Vorlage, die der Vor-
stand der Bremischen Bürgerschaft beschlossen 
hat. Deswegen ist der 6. November gewählt wor-
den: Damit er nicht andere Gedenktage verwäs-
sert, untergehen lässt oder eine Bedeutung be-
kommt, die anderen Gedenktagen zukommt et 
cetera. Deswegen, um sich davon auch zeitlich ab-
zugrenzen, haben wir den 6. November gewählt. 
Der 6. November ist der Tag, an dem die Delega-
tion hier angekommen ist und um Unterstützung 
gebeten hat. Ich finde das eine richtige Entschei-
dung. 

Ich sage Ihnen auch deutlich, dass nach meiner 
Auffassung Gedenken und Erinnern gar nicht statt-
finden kann, indem man eine Flagge hochzieht. 
Diese Flagge ist nur Ausdruck dessen, dass wir an 
dem Tag gedenken und erinnern wollen. Viel 
wichtiger sind die Diskussionen, die sich darum 
ranken. 

Deswegen hat es auch den Bericht in der Deputa-
tion für Kinder und Bildung gegeben, weil wir ge-
nau darüber reden, was die Erwachsenen von Mor-
gen heute mitnehmen, was sie an Wissen über un-
sere Geschichte mitnehmen, was sie an Auseinan-
dersetzung über unsere Geschichte mitnehmen. 
Dazu stehe ich. Ich will, dass sie sich mit der Frage 
beschäftigten, dass sie unterschiedliche Positionen 
dazu hören. Genau wie wir hier bei diesen Themen 
immer wahrnehmen, mit welchen unterschiedli-
chen Erfahrungen wir hier alle sitzen, was wir für 
Erfahrungen mit bestimmten Systemen, mit be-
stimmten geschichtlichen Ereignissen gemacht ha-
ben. Es ist verblüffend, wie unterschiedlich zum 
Beispiel Frau Dr. Müller und ich auf bestimmte Er-
eignisse schauen. Einfach aufgrund unserer per-
sönlichen Geschichte. 

(Zuruf CDU) 

Das macht ihre Geschichtswahrnehmung nicht we-
niger wertvoll als meine. Das macht meine auch 
nicht weniger wertvoll als ihre, sondern es führt 

dazu, dass wir darüber gemeinsam diskutieren. Wir 
können es sehr wohl aushalten, unser beider Wahr-
nehmung nebeneinander stehen zu lassen. Wir ha-
ben unterschiedliche Wahrnehmungen. 

Hier geht es heute nicht um die Wahrheit, sondern 
es darum, einen Antrag zu beschließen, mit dem 
wir sagen, wir wollen angesichts eines geschichtli-
chen Ereignisses eine Flagge hissen. Für die einen 
vielleicht zum Feiern, das will ich mir gar nicht an-
maßen zu beurteilen, für die anderen zum Geden-
ken. Aber der gesamte Beschluss des Vorstandes 
der Bremischen Bürgerschaft atmet das Gedenken, 
die inhaltliche Auseinandersetzung mit dem, was 
damals in Bremen passiert ist. Die halte ich absolut 
für richtig und deswegen werbe ich für diesen An-
trag. – Vielen herzlichen Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung. 

Wer dem Antrag des Vorstands der Bremischen 
Bürgerschaft seine Zustimmung geben möchte, 
den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür SPD, Bündnis 90/Die Grünen, Die LINKE) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Dagegen CDU, FDP, M.R.F., Abgeordneter Peter 
Beck [parteilos], Abgeordneter Thomas Jürgewitz 
[AfD] 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt die-
sen Antrag ab, da die Zweidrittelmehrheit nicht er-
reicht wurde. 

(Beifall CDU, M.R.F.) 

Im Übrigen nimmt die Bürgerschaft (Landtag) von 
der Mitteilung des Senats, Drucksache 20/559, und 
dem Bericht des Vorstands der Bremischen Bürger-
schaft, Drucksache 20/589, Kenntnis. 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/559
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/589
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Sachstandsbericht an die Bürgerschaft zum 
Thema: Assistenz im Krankenhaus für Menschen 
mit Behinderung sicherstellen  
Mitteilung des Senats vom 18. August 2020  
(Drucksache 20/567) 

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Senatorin 
Anja Stahmann. 

Die Beratung ist eröffnet. 

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete 
Ilona Osterkamp-Weber. 

Abgeordnete Ilona Osterkamp-Weber (Bündnis 
90/Die Grünen): Sehr geehrte Frau Präsidentin, 
sehr geehrte Damen und Herren! Es geht heute 
noch einmal um die Mitteilung des Senats zum 
Thema „Assistenz im Krankenhaus für Menschen 
mit Behinderung sicherstellen“. Das war ein An-
trag, den wir im letzten Jahr am 27. Februar, kurz 
bevor die Coronakrise kam, beraten haben, in dem 
es darum ging, sich dafür einzusetzen – der Antrag 
der Fraktion der CDU hieß damals so –, dass Men-
schen mit Behinderungen während eines Kranken-
hausaufenthalts eine Assistenz bekommen, und 
zwar die, die sie über den Träger auch in der Häus-
lichkeit bekommen, sodass es dabei nicht zu Unsi-
cherheiten kommt. 

Es gab einen Beschluss, dass wir eine Bundesrats-
initiative starten. Das ist auch passiert, und das 
wurde auch beraten. In dieser Initiative wurde das 
Thema an das entsprechende Ministerium auf Bun-
desebene weitergegeben, und es liegt dort noch 
zur Beratung vor. Es hat ein Treffen mit Trägern 
aus der Wohlfahrtspflege, aus der freien Träger-
schaft und auch mit Vertretern der Krankenhäuser 
gegeben, in dem dieses Thema weiterhin beraten 
wird und von dem ich hörte, dass es gerade heute 
eine zweite Beratung dazu gibt. Das begrüße ich 
sehr und verbuche das als Erfolg für diese Initiative 
aus Bremen heraus. Ich möchte noch einmal in aller 
Deutlichkeit klarstellen, dass es gerade für Men-
schen mit einer Beeinträchtigung, mit einer Behin-
derung und – hervorzuheben! – sicherlich auch mit 
einer geistigen Behinderung unabdingbar ist, dass 
sie während eines Krankenhausaufenthalts eine Si-
cherheit bekommen, die ihnen Routine, die ihnen 
Sicherheit vermittelt und dass die Pflege dort nicht 
nur SGB V-Leistungen beinhaltet, die vom Kran-
kenhauspersonal geleistet werden. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Ich hatte im letzten Jahr auch deutlich gemacht, 
und ich möchte dieses Signal noch einmal senden, 
dass ich es für sehr wichtig halte, dass es eine Lö-
sung gibt, die auf Bundesebene entschieden wird 
und die für alle Bundesländer Gültigkeit hat, so-
dass man sich darauf verlassen kann, egal, in wel-
chem Bundesland man eine Krankenhausbehand-
lung bekommt, dass wir eine einheitliche Lösung 
haben und diese Menschen Sicherheit bekommen, 
dass der Krankenhausaufenthalt für sie einfacher 
wird. Das ist gerade für den Stadtstaat Bremen 
wichtig, weil es schnell sein kann, dass eine Kran-
kenhausbehandlung in Niedersachsen stattfindet. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen – Präsident Frank 
Imhoff übernimmt wieder den Vorsitz.) 

Ich werbe sehr dafür, dass die SGB V-Leistungen 
im Krankenhaus abgeschafft werden, dass es wei-
ter eine Regelung mit den Krankenhäusern und mit 
den Trägern der Assistenzhilfen gibt, die sich im 
Bereich des SGB IX befinden, und dass geregelt 
wird, wer dann diese Kosten für diesen Aufenthalt 
übernimmt. – Vielen Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Sigrid Grönert. 

Abgeordnete Sigrid Grönert (CDU): Sehr geehrter 
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Der 
Sachstandsbericht der Deputation für Gesundheit 
und Verbraucherschutz befasst sich nicht nur mit 
der Assistenz im Krankenhaus, sondern mit ganz 
konkreten Vorschlägen, die die CDU-Fraktion ge-
macht hat, damit Menschen mit Behinderungen, 
die Patienten in Bremer Krankenhäuser sind, unab-
hängig vom Thema Assistenz und der Bundespoli-
tik in Bremen noch besser unterstützt werden kön-
nen. 

(Beifall CDU) 

Der Bremer Senat hat vor einigen Monaten als sei-
nen Beitrag zum Thema Assistenz einen Entschlie-
ßungsantrag im Bundesrat eingebracht, um eine 
Kostenübernahme für Assistenzkräfte im SGB V 
beziehungsweise SGB IX zu klären, wir haben es 
eben gehört. Die Ergebnisse dazu liegen noch nicht 
vor. Ich werde nicht alles wiederholen, was wir im 
letzten Jahr dazu gesagt haben, sondern gleich auf 
die Stellungnahme der Gesundheitssenatorin zu 
unseren Forderungen eingehen. 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/567
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Unsere erste Forderung zielte darauf ab, das Bre-
mische Krankenhausgesetz in Anlehnung an das 
Thüringer Krankenhausgesetz zu konkretisieren. 
Die Senatorin erwidert, dass dies mit der Novellie-
rung des Bremischen Krankenhausgesetzes zum 
1. Januar dieses Jahres geschehen sei, doch das 
sehe ich nicht. Bremen bleibt weit hinter den Aus-
sagen Thüringens zurück, und damit Sie sich selbst 
einen Eindruck machen können, lese ich die Aus-
züge aus beiden Gesetzen einmal vor: 

§ 20 a Krankenhausgesetz Thüringen, Belange von 
Menschen mit Behinderung: „Den besonderen Be-
langen und Bedürfnissen von Menschen mit Behin-
derung ist bei der medizinischen Behandlung so-
wie im Rahmen der sonstigen Betreuung im Klinik-
alltag in angemessener Weise Rechnung zu tragen. 

Menschen mit Behinderung haben ein Recht da-
rauf, Krankenhausleistungen unter Achtung ihrer 
Würde und Persönlichkeit in Anspruch zu nehmen. 
Das Krankenhaus koordiniert erforderliche Unter-
stützungsleistungen, insbesondere technische und 
persönliche Hilfen. Es stimmt sich hierzu insbeson-
dere bei Menschen mit eingeschränkter Kommuni-
kationsfähigkeit mit Betreuern, Angehörigen oder 
Einrichtungen ab. 

Das Krankenhaus ist verpflichtet, in regelmäßigen 
Abständen sein Personal über Ziele und Inhalte der 
in Absatz 1 genannten Vorgaben schulen zu lassen. 
Hierbei sollen Interessenvertretungen von Men-
schen mit Behinderung einbezogen werden. Es er-
stellt einen Handlungsleitfaden, der wesentliche 
Grundprinzipien des Umgangs mit Menschen mit 
Behinderung im Krankenhaus enthält.“ 

Das war lang, es tut mir leid, aber jetzt folgt der 
Bremer Abschnitt aus § 22: „Die Krankenhäuser 
sind verpflichtet, den Belangen behinderter, alter, 
hochbetagter und dementer Patienten und Patien-
tinnen mit ihrem Bedürfnis nach Fortführung eines 
selbstbestimmten Lebens Rechnung zu tragen und 
angemessene Behandlungskonzepte vorzuhalten.“ 
Ich finde nicht, dass es so schwer gewesen wäre, 
mit Thüringen gleichzuziehen, und es hätte behin-
derten Menschen viel bedeutet. 

Unsere zweite Forderung zielte darauf ab, dass 
zwischen einer Einrichtung der Eingliederungs-
hilfe, weiteren Diensten und den Krankenhäusern 
zum Wohle eines behinderten Menschen möglichst 
eng kooperiert wird, doch die Senatorin antwortet 
lediglich mit dem Hinweis, dass im Pflegeüberlei-
tungsbogen, der möglichst – also nicht einmal si-
cher, sondern möglichst! – auch dem Sozialdienst 

vorliegen sollte, wichtige Informationen stünden 
und dass diese Patienten bei ihrer Ankunft persön-
lich durch die Eingliederungshilfeeinrichtungen an 
das Pflegepersonal übergeben werden. Nun ja! Ich 
verstehe Informationen auf Papier und ein persön-
liches Abgeben behinderter Menschen im Kran-
kenhaus noch nicht als „möglichst eng zu koope-
rieren“. Da sind Sie eindeutig mit weniger zufrie-
den. 

Auch auf die dritte Forderung, die Konzepte der 
bremischen Krankenhäuser, aus denen der ange-
strebte Umgang mit behinderten Patienten hervor-
gehen soll, wenigstens teilweise öffentlich zu ma-
chen, gibt es nur eine vertröstende, ich möchte fast 
sagen, Wischiwaschi-Antwort, vielleicht, weil Sie 
nicht geradeaus zugeben möchten, dass diese Kon-
zepte wohl niemals öffentlich werden. 

Zu Punkt vier, mit Blick auf das Anliegen Barriere-
freiheit in den Krankenhäusern bei Neu-, Um- und 
Erweiterungsbauten sicherzustellen, wollte ich 
doch nicht mit einem Hinweis auf Nebenbestim-
mungen von § 10 des Krankenhausgesetzes abge-
speist werden. Sicherstellung geschieht bestimmt 
nicht durch eine Aufnahme in ein Gesetz. Sicher-
stellung bedeutet auch, dass die gesetzlich gefor-
derte Barrierefreiheit am Bau überprüft und einge-
fordert wird, weil das Gesetz sonst nicht immer ein-
gehalten wird, meine Damen und Herren. 

Warum ich bei unserer fünften Forderung lediglich 
auf Ihre Bundesratsinitiative verwiesen werde, er-
schließt sich mir nicht. Warum versuchen Sie nicht 
einmal ansatzweise zu erklären, warum Sie nicht 
bereit sind, den nach § 2 Krankenhausentgeltge-
setz vorhandenen Anspruch auf eine Assistenz in 
der Einzelfallregelung vermehrt zu nutzen? Diese 
Möglichkeit besteht doch! Auf das Desaster um das 
Medizinische Zentrum für Erwachsene mit Behin-
derung, das MZEB, kann ich jetzt leider nicht mehr 
eingehen, das wäre auch eine eigene Debatte wert. 

Dass mich die Antworten der Gesundheitssenatorin 
nicht zufriedenstellen können, das dürfte deutlich 
geworden sein. Eine Bundesratsinitiative einzu-
bringen ist recht einfach, doch in Bremen selbst das 
zu tun, was nötig und auch möglich ist, anschei-
nend nicht. Das finde ich schade. – Danke schön! 

(Beifall CDU) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Olaf Zimmer. 
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Abgeordneter Olaf Zimmer (DIE LINKE): Herr 
Präsident, werte Abgeordnete! Ich muss das eben 
sagen: Ich finde, dass es an einem Tag, an dem wir 
morgens hier stehen und der Befreiung von 
Auschwitz gedenken, so eine Debatte gibt, wo bis 
weit in die Fraktion der CDU hinein die Shoah re-
lativiert wird, das ist wirklich erstaunlich. Das ist 
wirklich sehr erstaunlich, das musste ich jetzt sa-
gen! 

(Abgeordneter Thomas Röwekamp [CDU]: Wer re-
lativiert die Shoah? – Abgeordneter Rainer Bensch 
[CDU]: Das ist ja ungeheuerlich!) 

Die Hufeisentheorie relativiert natürlich die Shoah, 
was denn sonst? 

Präsident Frank Imhoff: Herr Abgeordneter Zim-
mer, wir reden jetzt zum Tagesordnungspunkt 
„Sachstandsbericht an die Bürgerschaft zum 
Thema Assistenz im Krankenhaus“! Ich bitte Sie, 
dieses Thema auch fortzuführen! 

Abgeordneter Olaf Zimmer (DIE LINKE): Wir, die 
Bremische Bürgerschaft, haben den Senat im Feb-
ruar letzten Jahres aufgefordert, im Rahmen einer 
Bundesratsinitiative das Problem der mangelnden 
Finanzierung der Assistenzkräfte im Krankenhaus 
für Menschen mit Behinderung zu bearbeiten. Das 
ist geschehen. 

Im Oktober 2020 hat sich der Bundesrat geäußert 
und unter anderem Folgendes beschlossen: „Der 
Bundesrat fordert die Regierung auf, eine Klärung 
der Kostenübernahme für Assistenzkräfte im Kran-
kenhaus sowie in Rehabilitationsmaßnahmen für 
behinderte Menschen herbeizuführen und eine 
entsprechende Änderung oder Ergänzung des 
SGB V beziehungsweise SGB IX vorzunehmen.“ 
Begründung: „Derzeit stellt sich die Situation so 
dar, dass lediglich Assistenznehmer*innen, die ihre 
Assistenz über das Arbeitgebermodell sicherstel-
len, ihre Assistenzleistung während eines Kran-
kenhausaufenthalts beziehungsweise einer Reha-
bilitationsmaßnahme weiter erhalten.“ Dies hängt 
damit zusammen, dass die Assistenznehmer*innen 
ihren Beschäftigten nicht während eines vorüber-
gehenden Krankenhausaufenthalts kündigen kön-
nen, die Bezahlung läuft also weiter. 

Die Empfehlung des Bundesrates lautet, dass die 
Finanzierung der Assistenzleistungen während ei-
nes Krankenhausaufenthalts aus SGB V-Leistun-
gen erfolgt, unabhängig davon, wer die Assistenz 
im Einzelfall leistet. Dabei sollte unbeachtet blei-
ben, ob es sich um eine pflegerische oder sonstige 

behinderungsbedingte Assistenzleistung handelt. 
Am sinnvollsten ist es, wenn Assistenzkräfte aus 
der Behindertenhilfe diese Leistungen erbringen, 
denn sie kennen – so der Bundesrat – gerade bei 
kognitiv beeinträchtigen Menschen die Bedarfe 
und die Art der Kommunikation mit ihnen. 

(Beifall DIE LINKE) 

Parallel zur Klärung der finanziellen Zuständigkeit 
soll aber auch die Schulung des Pflegepersonals in 
den Krankenhäusern ausgebaut werden, damit sie 
den Umgang mit kognitiv beeinträchtigten, de-
menziell erkrankten, suchterkrankten sowie psy-
chisch erkrankten Menschen besser kennenlernen. 
Das klingt erst einmal gut und nicht schlecht und 
scheint deshalb richtig und nicht falsch zu sein. 
Trotzdem ist es wichtig, noch einmal Grundsätzli-
ches zum Thema Behinderung, Inklusion und den 
Assistenzkräften zu sagen. 

Eine inklusive Gesellschaft, wie wir sie als DIE 
LINKE fordern, geht von dem Gedanken der egali-
tären Differenz, Gleichheit im Ungleichen und 
Vielfältigen aus. Egalitäre Differenz ist die grund-
legende empirisch und theoretisch begründete 
Idee der Pädagogik, der Vielfalt, die ein nicht hie-
rarchisches, freiheitliches und entwicklungsoffenes 
Miteinander der Vielfältigen anstrebt. Ausgehend 
von diesem Gedanken ist es folgerichtig, bei der 
Begriffsdefinition der Behinderung nicht auf den 
einzelnen Menschen zu schauen, wann er wo eine 
vorgegebene Norm erfüllt beziehungsweise nicht 
erfüllt, sondern den Blick auf gesellschaftliche Be-
dingungen zu werfen, die Menschen konkret be-
hindern, in ihrer Möglichkeit selbstbestimmt auto-
nom zu leben. 

Woran bemisst sich Normalität? In einer auf Kon-
kurrenz und Leistung aufbauenden Gesellschaft 
ermisst sich der Grad der Normalität daran, wie 
verwertbar der Einzelne ist. Am normalsten ist, wer 
unauffällig und kostenarm eine durchschnittliche 
bis überdurchschnittliche Leistung erbringt. Ab-
weichungen von dieser Norm werden im Prinzip 
kritisch gesehen. Menschen, die im Produktions-
prozess aufgrund ihrer körperlichen Eigenschaften 
weniger Profit erwirtschaften können, da die Be-
dingungen – sei es die Beschaffenheit des Arbeits-
platzes, die sich an der Norm orientiert, oder die 
vorgegebenen Schlagzahl –, nicht inklusiv sind, 
sondern sich ausschließlich am Win-win bemessen 
gelten als behindert. Dieser exklusive Charakter 
der kapitalistischen Gesellschaft erfasst alle Berei-
che des täglichen Lebens, wir sind Weltmeister im 
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Aussortieren, titelte im November die Wochenzeit-
schrift „Jungle World“ zum Thema Inklusion, und 
sie traf damit den traurigen Kern. 

Im besten Fall wird über persönliche Unterstützung 
und persönliche Optimierung versucht, den Men-
schen an das bestehende System anzupassen, das 
reicht von der Brille bis zur persönlichen Assistenz. 
Das bedeutet für den Krankenhausaufenthalt ei-
gentlich, dass es selbstverständlich sein muss, dass 
ich meine persönliche Assistenz mitnehmen darf 
und diese auch weiterbezahlt wird, unabhängig 
davon, welcher Geldgeber zuständig ist. Gerade in 
einer Situation, in der ich krank und sowieso auf 
Hilfe angewiesen bin, ist es notwendig, dass ich 
meine eigene Autonomie weitestgehend erhalte, 
gerade vor dem Hintergrund, dass Krankenhäuser 
unter einem extremen Personalmangel leiden. 

Der Landesbehindertenbeauftragte, Herr Dr. Fran-
kenstein, sagte, dass die Coronavorgabe, nur eine 
Person außerhalb des eigenen Hausstands treffen 
zu können, für Menschen problematisch ist, die 
wegen Alter, Krankheit, Pflegebedürftigkeit oder 
Behinderung auf eine Assistenzperson angewiesen 
sind. 

(Glocke) 

Gehört diese Assistenzperson einem anderen 
Hausstand an, würden soziale Kontakte für die Be-
troffenen über das allgemeine Maß hinausgehen. 
Die persönliche Assistenz ist also weniger als ei-
gene Person zu betrachten, sondern vielmehr als 
externer Arm oder externes Bein, und das brauche 
ich selbstverständlich auch im Krankenhaus. – 
Danke sehr! 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Holger Welt. 

Abgeordneter Holger Welt (SPD): Sehr geehrter 
Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren! 
Viele Themen des Landesteilhabebeirats sind uns 
nicht neu, aber die Diskussion um die Assistenz im 
Krankenhaus für Menschen mit Behinderung und 
die damit verbundene Ungleichbehandlung haben 
uns im letzten Jahr sehr betroffen und nachdenk-
lich gemacht. Das war ein Grund für uns, tiefer in 
die Materie einzusteigen, und deshalb haben wir 
im letzten Jahr hier im Parlament einen Antrag zu 
diesem Problem eingebracht. Es hat sich gelohnt, 
und ich habe mich seinerzeit sehr darüber gefreut, 
dass dieser Antrag einstimmig beschlossen wurde. 

(Beifall SPD) 

Wir haben uns mit der Frage beschäftigt, wie es 
diesen Menschen im Krankenhaus ergeht, den 
Menschen mit andauernden, chronischen Ein-
schränkungen, Menschen mit geistigen Behinde-
rungen, Menschen, die sich nicht richtig artikulie-
ren können, die vielleicht gar nicht verstehen, wa-
rum sie im Krankenhaus sind, Patienten, die auf 
eine externe Vertrauensperson, auf eine Assistenz, 
angewiesen sind. Genau das ist der Punkt, dem wir 
uns in unserem Antrag gewidmet haben und den 
wir verbessert haben wollen. 

Derzeit können Menschen mit Behinderung ihre 
persönliche Assistenz nur über das Arbeitgebermo-
dell mit in das Krankenhaus oder in die Reha-Maß-
nahme nehmen, das wurde schon gesagt, Men-
schen, die ihre Assistenz über das Dienstleistungs-
modell oder über Pflege- und Assistenzdienste be-
ziehen, können dies nicht. Das ist nicht nur eine 
große Ungerechtigkeit im System, sondern einfach 
nur falsch, und auch falsch, soweit es die Gesund-
heitsversorgung betrifft. 

In den besonderen Wohnformen sowie den ambu-
lanten Wohnangeboten für Behinderte ist eine ge-
nerelle Begleitung der Assistenzkräfte während ei-
nes Krankenhausaufenthalts aus den SGB-Leistun-
gen generell nicht vorgesehen. Bei Bedarf erfolgt 
die Begleitung punktuell durch Angehörige oder 
Assistenzkräfte, wobei die Finanzierung dabei völ-
lig unklar geregelt ist, einiges ist gar nicht geregelt. 
Das führt nicht selten dazu, dass Menschen mit Be-
hinderungen und chronischen Krankheiten, die oh-
nehin leiden und wegen der Einschränkungen auf 
persönliche Assistenz angewiesen sind, teilweise 
große Angst davor haben, in ein Krankenhaus zu 
müssen, weil sie dort ihre lebensnotwendigen As-
sistenzen nicht bekommen und deshalb auch schon 
einmal notwendige Behandlungen nicht vorneh-
men lassen. Die Menschen bleiben zu Hause, und 
das darf so nicht sein, meine Damen und Herren! 

(Beifall SPD) 

Das wollen wir ändern, und das werden wir ändern. 
Wir wollen, dass die Finanzierung der Assistenz-
leistungen während eines Krankenhausaufenthalts 
oder in einer Reha-Maßnahme aus den SGB V-
Leistungen gesetzlich abgesichert wird, unabhän-
gig davon, wer im Einzelfall die Assistenz leistet. 
Ob es sich dann um Pflegepersonal aus dem Kran-
kenhaus, Unterstützungsbegleitung aus der beson-
deren Wohnform, Angehörige oder andere Formen 
handelt, das ist dabei nicht das Thema, und dabei 
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ist es egal, ob es sich um pflegerische oder sonstige 
behinderungsbedinge Assistenzleistungen han-
delt. 

Der Senat hat deshalb am 27. Februar dieses Jahres 
von uns mit unserem Antrag den Auftrag ange-
nommen, das, was ich eben genannt habe, und das, 
was sich in unserem Antrag wiederfindet, auf Bun-
desebene einzubringen. Der Senat hat sich bereits 
wenige Tage später, am 3. März, damit befasst, und 
ihn, verlässlich, wie er ist, anschließend an die ver-
antwortlichen Stellen auf Bundesebene gegeben. 
Dafür bedanke ich mich recht herzlich! 

(Beifall SPD, DIE LINKE) 

Der Bundesrat hat sich am 6. November mit unse-
rem Antrag befasst – das wird unseren Landesbe-
hindertenbeauftragten, Herrn Dr. Frankenstein, si-
cher besonders freuen, wenn er jetzt zuhört –, und 
hat eine Entschließung für eine Klärung der Kos-
tenübernahme für Assistenzkräfte im Krankenhaus 
sowie bei Reha-Maßnahmen für behinderte Men-
schen formuliert. In dieser Entschließung fordert 
der Bundesrat die Bundesregierung auf, für behin-
derte Menschen eine Klärung der Kostenüber-
nahme für Assistenzkräfte im Krankenhaus sowie 
in Reha-Maßnahmen herbeizuführen und eine ent-
sprechende Änderung oder Ergänzung des SGB V 
beziehungsweise des SGB IX vorzunehmen. In der 
Begründung dazu hat der Bundesrat unsere Aus-
führungen fast in Gänze übernommen. Der Bun-
desrat empfiehlt im Beschlusstenor die Annahme 
des Antrags und vertritt genau wie wir – das habe 
ich schon ausgeführt – die Auffassung, dass die Fi-
nanzierung der Assistenzleistungen während eines 
Krankenhausaufenthalts aus SGB V-Leistungen 
erfolgen muss, unabhängig davon, wer im Einzel-
fall die Assistenz leistet. 

(Beifall SPD) 

Dazu erklärt der Bundesrat weiter: „Eine Konkreti-
sierung in den Sozialgesetzbüchern für die Assis-
tenzen im Krankenhaus und in den Rehamaßnah-
men ist erforderlich, um den besonderen Belangen 
der behinderten Menschen Rechnung zu tragen.“ 
Ich bedanke mich beim Landesteilhabebeirat für 
die Initiative, beim Senat für seine Arbeit, und ich 
hoffe, dass die Bundesregierung – und da bin ich 
guter Dinge! – genau wie hier die Bremische Bür-
gerschaft im Sinne der Menschen mit Behinderung 
zeitnah zu einer Umsetzung kommt, damit diese 
Gerechtigkeitslücke endlich geschlossen wird. 

An die Fraktion der CDU habe ich noch die Bitte: 
Setzen Sie sich bitte dafür ein – vielleicht durch 
Frau Motschmann –, dass unser Antrag, den Sie 
mittragen, auch beim Bund beschleunigt bearbeitet 
und abgestimmt wird! – Vielen Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE – 
Zuruf CDU) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Dr. Magnus Buhlert. 

Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert (FDP): Sehr ge-
ehrter Herr Präsident, meine Damen und Herren! 
Wir reden über einen Aspekt der Teilhabe, wobei 
man erst einmal keinem wünscht, dass er daran 
teilhaben muss, weil es nämlich darum geht, dass 
jemand in ein Krankenhaus muss. Wir wünschen 
uns alle als Erstes Gesundheit, aber wenn wir 
krank sind, wollen wir Gleichbehandlung, und die 
Behindertenrechtskonvention, hinter der wir uns 
als demokratische Fraktionen alle versammeln, 
glaube ich, sagt nichts anderes, als dass wir Men-
schen dort gleiche Rechte und Möglichkeiten ein-
räumen wollen und sehen müssen, welche Benach-
teiligungen es für einige Menschen gibt. 

In der Tat ist das, was wir uns im Krankenhaus als 
Ziel gesetzt haben, noch nicht so weitgehend, wie 
wir uns das als Liberale, als Fraktion der FDP, wün-
schen würden, denn eines ist doch klar: Es ist doch 
nicht nur eine Frage, ob ich meine Assistenzkraft, 
die ich als Mensch mit Behinderung schon habe, 
mitnehmen darf. Das darf nicht davon abhängen, 
welches Arbeitgebermodell ich habe, ob ich selbst 
Arbeitgeber bin oder ob ich jemand anderen habe, 
der diese Assistenzkraft stellt. Das ist nicht Gleich-
behandlung. Diese Gleichbehandlung müssen wir 
erreichen, und da ist es aller Ehren wert, sich dafür 
einzusetzen, dass wir dieses erreichen. Ob jemand 
dauerhaft jemanden von der Assistenzgenossen-
schaft oder wen auch immer als Assistenz hat oder 
sie selbst einstellt, das kann keinen Unterschied 
machen. 

(Beifall FDP) 

Ich muss mich korrigieren: Das darf keinen Unter-
schied machen, denn leider macht es den, und das 
ist eben nicht Gleichbehandlung, das widerspricht 
meiner Meinung auch dem Gleichheitsgrundsatz 
im Grundgesetz. 

Der nächste Punkt, den wir uns überlegen müssen, 
ist, wie lange dauert es eigentlich, bis ich solche 
Fragen geklärt habe. Wenn ich in ein Krankenhaus 
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muss, muss die Assistenz, wenn es ein Notfall ist 
und das nicht geplant werden kann, schnell orga-
nisiert sein und zur Verfügung gestellt werden. Aus 
all den Schilderungen, die ich von Menschen mit 
Behinderungen bekomme, die im Krankenhaus 
sind, kann ich sagen, dass die Assistenz, die sie ha-
ben, in den meisten Fällen für den Krankenhaus-
aufenthalt nicht ausreicht, denn die meisten haben 
keine 7 Tage-/24-Stunden-Betreuung, die sie mal 
eben so in das Krankenhaus beordern können, 
denn es ist im Krankenhaus weitaus aufwendiger. 

Ich erinnere mich an den Fall eines Menschen, der 
ähnlich alt war wie ich, der Herzprobleme hatte 
und der Autismus hat. Er musste eine Herzopera-
tion im Krankenhaus Links der Weser haben und 
ihm war überhaupt nicht bewusst, was da passiert. 
Natürlich muss, wenn er aus einer Narkose auf-
wacht und lauter Schläuche hat, jemand da sein, 
und zwar für mehr, als es das Intensivpersonal leis-
ten kann, der sagt, daran kannst du jetzt nicht her-
umziehen, das ist nichts Schlimmes, das ist zu dei-
nem Besten, und der dem Menschen das näher-
bringt. Da hat man einen weit höheren Assistenz- 
und Betreuungsbedarf. In dem Fall konnte das dan-
kenswerterweise durch die Mitarbeitenden der 
Einrichtung und die Familie 7 Tage/24 Stunden si-
chergestellt werden, auch, weil das Krankenhaus 
entsprechend kooperativ war, was es aber im Mo-
ment wegen der Pandemiebedingungen vielleicht 
nicht sein kann. 

Aber das ist eine Regelung, die wir auch für gene-
relle Zeiten brauchen, unabhängig davon, dass ich 
der Meinung von Herrn Frankenstein bin, der sagt, 
eine Assistenz kann und darf nicht mitzählen, 
wenn wir Kontakte unter Coronabedingungen be-
trachten. Das machen wir auch, glaube ich, nicht 
mehr, da haben wir die entsprechende Verordnung 
geändert. 

Auch andere Menschen mit Beeinträchtigungen 
brauchen weitaus mehr Assistenz, und auch dafür 
braucht es Verfahren wie die der Sozialdienste, die 
das schnell entscheiden können, damit die Kran-
kenhäuser schnell wissen, ob sie Unterstützung fin-
den und dort entsprechende Regelungen möglich 
sind. Es muss auch regelmäßig sein, das ist hier 
richtig dargestellt, damit die Menschen in den 
Krankenhäusern entsprechend informiert sind. Es 
kann nicht sein, dass eine Mutter nur per Zufall je-
manden trifft, der sagt, mein Kind hat auch diese 
oder jene Behinderung – –. In meinem Fall berichte 
ich jetzt, dass die Mutter zufällig jemanden trifft, 
während sie das Kind zur OP begleitet, der auch ei-
nen Verwandten mit Autismus hat und sagt, in 

Ordnung, ich sorge dafür, dass du in den OP mit 
hineindarfst und wir das entsprechend regeln. Das 
darf kein Zufall sein! Solche Dinge müssen wir re-
gelmäßig klären, dort brauchen wir mehr Schulun-
gen in den Krankenhäusern, mehr Sensibilität und 
kurzfristige Entscheidungsprozesse. Dafür müssen 
wir uns aufstellen und kämpfen. 

Deswegen ist es mir ein Anliegen, dass wir uns als 
Sozialpolitiker, aber auch als Gesundheitspolitiker 
weiter engagieren, denn das ist ein wesentlicher 
Punkt der Gleichberechtigung. Dadurch zeigen 
wir, dass wir eine soziale Gesellschaft sind, dass wir 
so etwas organisieren und schaffen und uns am 
Ende nicht im Klein-Klein der Paragrafen verirren, 
denn das sind die Lösungen und Antworten, die 
Leute geben, die etwas nicht wollen. Es geht nicht 
darum, zu schauen, was nicht geht und warum es 
nicht geht, sondern zu schauen, wie es geht, und es 
möglich zu machen. In dem Sinne freue ich mich, 
wenn wir als Bremische Bürgerschaft und als Senat 
gemeinsam dafür eintreten, Dinge möglich zu ma-
chen. – Herzlichen Dank! 

(Beifall FDP) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
das Wort Senatorin Anja Stahmann. 

Senatorin Anja Stahmann: Herr Präsident, sehr 
verehrte Damen und Herren! Ich spreche auch zu 
dem Antrag „Assistenz im Krankenhaus für Men-
schen mit Behinderung sicherstellen“, und möchte 
mich zu Beginn meiner Rede erst einmal für diese 
kenntnisreiche und sehr interessante Diskussion 
bedanken, in deren Mittelpunkt steht, dass wir 
Menschen mit Behinderung stärker unterstützen, 
wenn sie in ein Krankenhaus kommen, egal, woher 
sie kommen. Ob sie aus einem Pflegeheim kom-
men, aus der eigenen Häuslichkeit oder aus einer 
Einrichtung der Eingliederungshilfe, es muss si-
chergestellt werden, dass sich Menschen im Kran-
kenhaus um Menschen mit Behinderungen küm-
mern. Das muss sich zu dem Istzustand noch deut-
lich verbessern, das heißt, es geht am Ende des Ta-
ges auch immer um das Geld, wer übernimmt wel-
che Kosten. Dadurch hinkt die Versorgung von 
Menschen mit Behinderung im Krankenhaus im 
Augenblick auch noch, während sie dort mit ganz 
unterschiedlichen Krankheitsbildern und pflegeri-
schen Erfordernissen behandelt werden. 

Der Bremer Senat hat das zum Anlass genommen, 
dieses Thema auch im Bundesrat zu platzieren, und 
er hat Unterstützung erfahren: Rheinland-Pfalz ist 
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Mitantragsteller geworden bei dem Entschlie-
ßungsantrag, den wir gestellt haben. Dieser wurde 
im Oktober 2020 in einem Umfrageverfahren in 
den Ausschuss für Arbeit, Integration und Sozial-
politik eingebracht und hatte zum Ergebnis, dass 
der Ausschuss dem Bundesrat empfiehlt, die Ent-
schließung zu fassen. Der Entschließungsantrag ist 
im Bundesrat noch einmal am 6. November 2020 
aufgerufen worden, und die Empfehlung des Aus-
schusses ist dort bestätigt worden. 

Ich fand es sehr erfreulich, dass die Befassung im 
Bundesrat dazu geführt hat, dass das Bundesminis-
terium für Arbeit und Soziales parallel zu Fachge-
sprächen zum Thema Assistenz im Krankenhaus 
eingeladen hat. Heute findet ein weiteres Treffen 
statt, das zweite, an dem unser Haus mit dem Fach-
referat beteiligt ist. An dem Fachgespräch nehmen 
auch noch Vertreterinnen und Vertreter der Bun-
desarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrts-
pflege, der Fachverbände für Menschen mit Behin-
derung, der Bundesbehindertenbeauftragte und 
der GKV-Spitzenverband teil. Ziel dieses Aus-
tauschs ist eine Verständigung zu einer konkreten 
Problembeschreibung sowie die Klärung offener 
Fragen. 

Frau Grönert hat den Finger richtig in die Wunde 
gelegt. Im weiteren Verlauf der nächsten Fachge-
spräche sollen gesetzliche und untergesetzliche 
Lösungen ausgelotet werden, um in den konkret 
beschriebenen Fällen zu einer Klärung der Kosten-
trägerschaft zu gelangen. Ich finde, es ist wichtig, 
dass wir dort gesetzgeberisch tätig werden. Es darf 
eben nicht dazu führen – da teile ich die Ungeduld 
und auch die Kritik der Abgeordneten, die sich 
dazu geäußert haben – dass, wie im Augenblick, 
Menschen mit einer Behinderung nicht optimal im 
Krankenhaus gepflegt werden, weil die Kosten-
frage nicht geklärt ist und wir über zu wenig Per-
sonal in den Krankenhäusern verfügen, das diese 
Aufgaben übernehmen muss. Das wird nicht ohne 
mehr Geld für den wichtigen Gesundheitsbereich 
gehen. Weder im Krankenhaus, noch in den Pfle-
geeinrichtungen, noch in den Einrichtungen der 
Eingliederungshilfe. Es geht nicht ohne Menschen, 
und es geht nicht ohne anständig bezahlte Arbeit. 
Das geht nicht zum Nulltarif, das ist aber Geld, das 
wir gesellschaftlich in die Hand nehmen müssen, 
weil die Menschen einen Anspruch darauf haben, 
gut gepflegt zu werden. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Menschen mit Behinderung haben deshalb wäh-
rend der Zeit keinen Anspruch auf zusätzliche Pfle-
geleistungen, wenn sie im Krankenhaus sind – das 
ist bei der Anhörung auch noch einmal deutlich ge-
worden –, weil die nicht Leistungsbestandteil der 
krankenhäuslichen Krankenpflege sind. Es besteht 
damit kein Anspruch auf häusliche Pflege wie zum 
Beispiel Sachleistungen der ambulanten Dienste. 
Im Übrigen umfassen die Leistungen der gesetzli-
chen Krankenversicherung bei stationärer Kran-
kenhausbehandlung auch die Mitaufnahme einer 
Begleitperson der Patientin oder des Patienten. 
Herr Dr. Buhlert hat es gesagt, bei Autisten ist es 
wichtig, dass vertraute Personen im Krankenhaus 
dabei sind, oder wenn ein Patient schwerhörig ist, 
ist es oft auch wichtig, dass da auch die Angehöri-
gen, nicht nur die Angehörigen, aber Menschen 
eingebunden werden, die sich damit nicht nur ein 
bisschen, sondern ganz besonders auskennen. 

Ich habe das eben geschildert, wir sagen, die Rea-
lität in den Krankenhäusern im Umgang mit behin-
derten Menschen entspricht oft nicht den Vorstel-
lungen des Gesetzgebers. Da muss aus unserer 
Sicht nachgebessert werden, da gibt es ganz deut-
lichen Nachholbedarf. Unabhängig von der Aus-
gangslage eines Menschen – ob ein alter Mensch 
aus dem Pflegeheim kommt, ein geistig behinder-
ter Mensch aus einer besonderen Wohnform oder 
ein suchtkranker Mensch aus einer Suchteinrich-
tung – ist das Krankenhaus meines Erachtens für 
die umfängliche Pflege und Unterstützung zustän-
dig. 

(Vizepräsidentin Antje Grotheer übernimmt den 
Vorsitz.) 

Aufgrund des Versorgungsauftrags des Kranken-
hauses sollten die Krankenhäuser daher so ausge-
stattet werden, dass sie ihren pflegerischen Auftrag 
der Versorgung aller Patienten gewährleisten kön-
nen, und ich sage das jetzt zum zweiten Mal, weil 
das wirklich auch ein Streitpunkt zwischen dem 
Bereich Gesundheit und Soziales war: Diese De-
batte ist ganz stark auch vom Bereich Soziales in 
den Bundesrat hineingetragen worden, man 
musste die Spitzenverbände auch darauf aufmerk-
sam machen, dass sie sich zuständig fühlen müs-
sen. 

Wir haben uns jetzt so positioniert, dass wir gesagt 
haben – das möchte ich als Schlussbemerkung sa-
gen –, uns ist es als Land egal, wo das geregelt 
wird, entweder im SGB V oder im SGB IX, aber es 
muss für eine gute und ordentliche Versorgung von 
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Menschen mit Behinderung im Krankenhaus gere-
gelt werden. – Vielen Dank für die Aufmerksam-
keit! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Mittei-
lung des Senats Kenntnis. 

Ökonomische Bildung darf keine Nebensache 
sein – Junge Menschen auf ein selbstständiges 
Leben vorbereiten!  
Antrag der Fraktion der FDP  
vom 3. September 2020  
(Drucksache 20/588) 

Dazu als Vertreterin des Senats Senatorin Dr. Clau-
dia Bogedan. 

Die Beratung ist eröffnet. 

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete 
Professor Dr. Hauke Hilz. 

Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz (FDP): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Ökonomische Bildung darf keine 
Nebensache sein. Nur wer Wirtschaft versteht und 
ein Basiswissen in Wirtschaft hat, kann auch in un-
serer sozialen Marktwirtschaft sein Leben selbstbe-
stimmt gestalten. 

Das ist die Triebfeder bei unserem Antrag, und 
wenn wir in unsere beiden Städte schauen, viel-
leicht noch mehr nach Bremerhaven, denn Bremer-
haven ist in jedem Schuldenatlas wieder die Stadt, 
die Spitzenreiter ist, bei der Anzahl der Menschen, 
die überschuldet ist. Das ist zu verbessern. Ein Bau-
stein dafür ist eine solide ökonomische Bildung in 
unserem Schulsystem – zu etablieren, will ich gar 
nicht sagen –, sondern die bestehenden Formen 
weiter zu verbessern und weiter auch verbindlicher 
zu gestalten. 

Warum ist das so wichtig? Es geht hier nicht darum 
– auch, aber nicht ausschließlich –, Firmen zu grün-
den, Unternehmen zu führen. Das ist für jeden 
Handwerker tatsächlich irgendwann im Laufe sei-
nes Lebens eine Frage, die sich ergibt, die dort in 
der Meisterausbildung vielleicht mit abgedeckt 
wird. Aber es geht vielmehr darum, selbstständig 

zu leben. Das hat etwas zu tun mit einem Verständ-
nis für Versicherungen, das hat etwas zu tun mit ei-
nem Verständnis für Mieten und Mietverträge. Was 
ist der Unterschied zwischen einer Warmmiete und 
einer Kaltmiete? Es hat damit zu tun, wie man seine 
Altersvorsorge gestaltet und ganz banal: Wie ist es 
mit den Einnahmen, die ich habe, welche Ausga-
ben kann ich machen, wie sind Kredite gestaltet, 
was bedeutet es, wenn ich Zinsen habe, wenn ich 
meine Waschmaschine kaufe und sie in Raten 
zahle? Das alles sind Fragen unseres täglichen Le-
bens, auf die wir aus unserer Sicht die Schülerin-
nen und Schüler zu wenig bisher vorbereiten. Das 
muss besser werden. 

(Beifall FDP) 

Das haben wir uns nicht selbst ausgedacht, sondern 
in 2018 zum Beispiel hat das Marktforschungsinsti-
tut GfK Schülerinnen und Schüler in der Bundesre-
publik gefragt, wie finden sie sich eigentlich im 
Wirtschaftsunterricht vorbereitet. 71 Prozent davon 
haben gesagt: Ich habe wenig bis so gut wie gar 
nichts aus der Schule für Wirtschaft mitgenommen 
und gleichzeitig 84 Prozent haben gesagt, sie hät-
ten in der Schule gern mehr über Wirtschaft ge-
lernt. Das muss doch Ansporn für uns sein, diese 
jungen Menschen besser durch unsere Schule auf 
das Leben vorzubereiten. 

(Beifall FDP) 

Das Ganze wurde im letzten Jahr bestätigt durch 
die SINUS-Studie, und auch die Bundesschülerver-
tretung hat letztes Jahr erklärt, dass sie sich 
wünscht, dass der Wirtschaftsunterricht bundes-
weit überarbeitet und evaluiert wird. Das meine 
Damen und Herren, schlagen wir Ihnen mit unse-
rem Antrag heute vor, sowie es als Initiative in die 
Kultusministerkonferenz hineinzutragen. Hier 
mehr zu tun für den Wirtschaftsunterricht in Schu-
len, ihn verbindlicher festzulegen, als auch das 
Ganze flankiert mit der Fortbildung von Lehrerin-
nen und Lehrern entsprechend in weiter qualitativ 
bessere Formen zu bringen, um den Lehrinnen und 
Lehrern, die in dem Bereich Wirtschaft, vom 
Grundschulbereich bis zur berufsbildenden Schule 
unterwegs sind, da weiteres Handwerkszeug mit 
auf den Weg zu geben, um stetig den Unterricht 
entsprechend zu verbessern. 

Wir sind der Meinung, wir sollten auch die Curri-
cula überarbeiten. Da haben wir tatsächlich einmal 
einen etwas innovativeren Vorschlag, nämlich im 
Zuge der Digitalisierung das Curriculum für die 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/588
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Wirtschaftsfächer zu überarbeiten, mehr Verbind-
lichkeit zu schaffen, aber gleichzeitig das Ganze 
stärker zu digitalisieren und dort Möglichkeiten 
der Selbstfortbildung auch mit einzubauen, sodass 
wir hier in einem großen Schritt in eine neue Bil-
dungszeit gehen können. 

Wir haben uns in allen Details mit den bestehenden 
Curricula, insbesondere mit dem Fach Wirtschaft, 
Arbeit und Technik auseinandergesetzt, hatten 
eine Berichtsbitte in der Bildungsdeputation An-
fang letztes Jahres und sind nach der Analyse zu 
der Erkenntnis gekommen, dass wir relativ viel 
Freiraum und relativ wenig Verbindlichkeit in die-
sem Bereich haben. Es hat also viel mit Zufall zu 
tun, welchen Lehrer, welche Schule, welcher Stadt-
teil gerade der ist, wo ein Schüler zu Hause ist, ob 
er viel oder wenig über Wirtschaft und Arbeit er-
fährt. Da sind tatsächlich viele Spielräume. Die 
Frage ist auch, ob Technik tatsächlich angesiedelt 
ist oder gehört Technik nicht eher zu dem natur-
wissenschaftlichen Bereich? Die MINT-Fächer, das 
ist ja immer das Schlagwort, vielleicht sollte man 
mehr Raum bei Wirtschaft und Arbeit einräumen o-
der die Technik zu den naturwissenschaftlichen 
Fächern bringen. Es besteht auf jeden Fall, meine 
Damen und Herren, Handlungsbedarf. Wir müssen 
unsere Schüler besser vorbereiten auf ein Leben in 
einer sozialen Marktwirtschaft und deswegen tun 
wir gut daran, die Curricula hier zu überarbeiten 
und mehr Wirtschaft in unseren Schulen zu veran-
kern. – Vielen Dank! 

(Beifall FDP) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächste Red-
nerin hat das Wort die Abgeordnete Miriam 
Strunge. 

Abgeordnete Miriam Strunge (DIE LINKE): Sehr 
geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Her-
ren! Die FDP fordert also die ökonomische Bildung 
zu stärken und möchte am liebsten ein eigenes 
Fach Wirtschaft etablieren. 

Mir ist dabei allerdings unklar, ob es sich nun um 
ein eigenständiges Online-Curriculum mit diesem 
Titel handelt oder ob das ein eigenes Fach oder ein 
Extraangebot sein soll oder ob es Teil des regulären 
Unterrichts ist. Mir ist das gerade schleierhaft. 

Mir ist auch nicht klar, wie es denn gelingen soll, 
dass durch die Etablierung eines neuen Lernange-
botes Fachkräfte eingespart werden, statt Arbeits-
kraft von Lehrkräften und Behörden zu binden. Ich 
glaube, es ist eher der Wunschglaube der FDP-

Fraktion, als dass es der schulischen Praxis tatsäch-
lich entspricht. 

Aber schauen wir uns einmal an, warum denn die 
FDP überhaupt etwas ändern will. Als erste Be-
gründung für die Notwendigkeit eines solchen Fa-
ches führen Sie an, dass es in Bremen besonders 
viele Privatinsolvenzen gibt. Ihre sehr einfache 
Vorstellung lautet, dass man den Kindern nur früh 
genug das Sparen beibringen müsse, dann gingen 
sie in ihrem späteren Leben auch nicht insolvent. 

(Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert: So naiv sind 
wir auch nicht, aber wenn Sie das glauben!) 

Aber warum haben wir denn in Bremen die höchste 
Insolvenzquote, Herr Dr. Buhlert? Das liegt doch 
nicht an den Inhalten des Schulunterrichts. 

(Abgeordnete Sandra Ahrens [CDU]: Nein!) 

Das liegt doch daran, dass wir in Bremen die 
höchste Armutsgefährdung haben. 

(Zuruf Abgeordnete Sandra Ahrens [CDU]) 

Das zur Verfügung stehende Einkommen reicht in 
vielen Haushalten einfach nicht aus, um die für den 
täglichen Bedarf notwendigen Konsumausgaben 
zu leisten. Wer von Hartz IV lebt, hat doch über-
haupt keine Ressourcen zur Verfügung, um zu spa-
ren oder gegebenenfalls Rücklagen für unerwar-
tete Ausgaben zu bilden. 

(Glocke) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Frau Strunge, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage der Abgeordneten 
Sandra Ahrens? 

Abgeordnete Miriam Strunge (DIE LINKE): Ja! 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Bitte sehr, Frau 
Ahrens! 

Abgeordnete Sandra Ahrens (CDU): Frau Präsi-
dentin, liebe Frau Strunge! Erinnern Sie sich noch 
an die Debatte, die wir zum Thema Armutsgefähr-
dungsquote hatten, insbesondere von Frauen und 
von Kindern, die, wenn ich es richtig erinnere, bis 
zum Jahr 2007 auf 19,8 gesunken ist und jetzt ak-
tuell, mit linker Beteiligung, bei 25 Prozent liegt? 
Das heißt, statt jedem vierten Kind ist es jetzt jedes 
dritte Kind. Wollen Sie mir tatsächlich sagen, dass 
die rot-grün-rote Politik nichts damit zu tun hat, 
hier im Lande Bremen? 
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Abgeordnete Miriam Strunge (DIE LINKE): Ich 
will Ihnen tatsächlich sagen, dass ich davon über-
zeugt bin, dass die Überschuldung von Menschen 
sehr viel mehr mit der tatsächlichen Armut, mit der 
wir im Land Bremen zu tun haben, zu tun hat, als 
mit der Frage, ob im Schulunterricht Wirtschaft an-
gemessen vermittelt wurde oder nicht. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Frau Ahrens, wir 
führen keinen Dialog, es heißt eine Zwischenfrage. 
Sie können sich aber gern zu Wort melden. 

Abgeordnete Miriam Strunge (DIE LINKE): Was 
mich an diesem Antrag stört ist, dass die FDP eben 
nicht die Fragen nach den gesellschaftlichen Ursa-
chen von Armut stellt, sondern einfach sagt: Ja gut, 
wir müssen ein bisschen mehr Wirtschaft im Schul-
unterricht machen und dann gibt es auch keine Pri-
vatinsolvenzen mehr in Bremen. Dieser Zusam-
menhang, der erschließt sich mir einfach nicht. Ich 
glaube, Sie wollen Kindern schon früh internalisie-
ren, dass sie an ihrer Armut selbst schuld sind, frei 
nach dem Motto: Wenn das Geld zum Heizen nicht 
reicht, dann muss eben ein dickerer Pullover ange-
zogen werden. Das teilen wir aber nicht. 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 

Gleichzeitig, und jetzt wird es auch ein bisschen in-
teressant oder auch lustig, kommt eine weitere Be-
gründung von Ihnen. Sie sagen, es fehle am Grün-
dungsgeist. Viel zu wenige Start-ups würden ge-
gründet, dabei trieben diese doch die technologi-
sche Innovation voran. Ich glaube auch, dass Sie 
wissen, dass international neun von zehn Start-ups 
innerhalb der ersten drei Jahre Pleite gehen, das 
sagt zumindest das „Manager Magazin“ von 2019. 

Das heißt, während Sie einerseits vor der Verschul-
dung und der Privatinsolvenz durch vermeintlich 
falschen Konsum warnen, folgen Sie andererseits 
danach sofort mit der Aufforderung an die jungen 
Menschen, sich doch in waghalsige Unterneh-
mensgründungen zu stürzen. Ich glaube, solche 
absurden Gleichzeitigkeiten entstehen eben dann, 
wenn man Menschen ausschließlich als Verbrau-
cher*innen und Unternehmer*innen am Markt 
versteht, anstatt sie in ihrer ganzen sozialen und 
ökonomischen Vielschichtigkeit zu begreifen. 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 

Deswegen bin ich auch froh, dass es in Bremen ak-
tuell bereits ein etabliertes Unterrichtsfach gibt, 

welche sich diesen Herausforderungen stellt und 
Ökonomie als Geflecht von Wirtschaft, Arbeit und 
Technik versteht. Schüler*innen werden in diesem 
Fach darauf vorbereitet, später in verantwortlicher 
Weise am gesellschaftlichen Leben teilzunehmen. 
Dabei werden aber alle Rollen adressiert, die sie 
später einnehmen können: Verbraucher*innen, 
Arbeitnehmer*innen oder Gründer*innen. 

Die Dinge, die Sie fordern, die stehen doch bei 
Wirtschaft, Arbeit, Technik längst im Lehrplan. 
Kredit, Wirtschaftsplan, Unternehmensgründung, 
das sind alles Themengebiete, die angesprochen 
werden. Aber selbstverständlich werden auch sol-
che Themengebiete angesprochen wie Arbeits-
recht oder Mitbestimmung im Betrieb. Weil, natür-
lich werden mehr Schüler*innen am Ende der 
Schullaufbahn Arbeiternehmer*innen werden, als 
dass sie Start-up-Gründer*innen werden und des-
wegen ist es wichtig, dass eben auch Arbeitsrecht 
und Mitbestimmung im Betrieb hier eine wichtige 
Rolle spielen. 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 

Was wir auch nicht vergessen dürfen ist, dass Öko-
nomie heutzutage natürlich nicht mehr ohne Öko-
logie gedacht werden darf. Die Auswirkungen un-
seres Wirtschaftens für die Zukunft von Klima und 
Erde sind so desaströs, dass wir natürlich dringend 
einen tiefgreifenden wirtschaftlichen Wandel brau-
chen, um die Lebensfähigkeit auf unserem Plane-
ten zu erhalten. Diese Zusammenhänge sind bei 
Wirtschaft, Arbeit und Technik längst in das Fach 
integriert, aber im FDP-Antrag sind sie das nicht. 

Ich komme zum Schluss: Natürlich müssen wir 
auch das Unterrichtsfach Wirtschaft, Arbeit und 
Technik beständig weiterentwickeln, aber wir kön-
nen die Weiterentwicklung nicht damit lösen, dass 
wir auf ökonomische Verkürzungen zurückgreifen, 
die in der Welt der FDP so existieren. Deswegen 
lehnen wir Ihren Antrag ab. – Herzlichen Dank! 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Christopher 
Hupe. 

Abgeordneter Christopher Hupe (Bündnis 90/Die 
Grünen): Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr ge-
ehrte Damen und Herren! Immer wenn es eine ge-
sellschaftliche Diskussion über einen Fachbereich 
gibt, in dem ein vermeintlicher Mangel an Wissen 
in der Gesellschaft besteht, kommt auch schnell der 
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Ruf nach einem eigenständigen Schulfach auf. Eine 
unvollständige Liste umfasst Programmieren, 
Nachhaltigkeit, Klimaschutz, Datenkunde, Medi-
enmündigkeit, erste Hilfe, Ernährung und natür-
lich den Evergreen ökonomische Bildung. 

Die aktuelle Bundeslandwirtschaftsministerin, Ju-
lia Klöckner, hat übrigens auch einmal Schlagzei-
len mit einer Forderung nach einem Schulfach ge-
macht, erstaunlicherweise aber nicht mit einem 
Fach Landwirtschaft – diese Forderung gibt es al-
lerdings von anderen Kreisen –, sondern nach ei-
nem Fach namens Alltagswissen, das alles von Er-
nährung bis Altersvorsorge umfassen sollte. Aber 
wenn wir einmal ehrlich sind, dann ist es eine Illu-
sion, dass wir mit neuen Fächern eine Vollständig-
keit in der schulischen Bildung erreichen würden. 
Eine Atomisierung der Stundentafel hilft uns da 
wirklich nicht weiter. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

In dem vorliegenden Antrag fordert die FDP den 
Ausbau der ökonomischen Bildung und reiht sich 
damit in eine lange Tradition der Stimmungsmache 
für ein Schulfach Wirtschaft von wirtschaftsnahen 
Interessensverbänden und Unternehmen ein. 
Hauke Hilz hat dabei folgerichtig dazu Untersu-
chungen von Interessensverbänden genannt, die 
zeigen, dass gefühlt zu wenig ökonomische Bil-
dung unterrichtet wird. Diese Wahrnehmung und 
Studienergebnisse wundern mich aber nicht be-
sonders, wenn man bedenkt, wie häufig der Ruf 
nach einem eigenen Fach Wirtschaft und dem ver-
meintlichen Mangel an ökonomischem Wissen bei 
Schüler*innen Schlagzeilen macht. Erwiesen ist 
dieses vermeintliche Wissensdefizit im Übrigen 
nicht. 

Als kleiner Exkurs dazu: Als die aktuelle schwarz-
gelbe Regierung in Nordrhein-Westfalen zu Be-
ginn ihrer Legislaturperiode die Einführung des 
Fachs Wirtschaft aus der gleichen Überlegung her-
aus angekündigt hat, hat der Sozialwissenschaftler 
Professor Hedtke von der Universität Bielefeld sich 
einmal die Lehrpläne und Stundentafeln des Lan-
des vorgenommen. Und siehe da, wirtschaftliche 
Inhalte hatten einen mehr als doppelt so hohen An-
teil als politische Inhalte und einen drei- bis vier-
fach so großen Anteil als soziale Themen. Die 
Wahrnehmung trifft sich also nicht unbedingt mit 
der Realität. 

Die entscheidende Frage, die sich jetzt hier in Bre-
men stellt, ist aus meiner Sicht aber, ob es ein eige-
nes Fach ökonomische Bildung überhaupt braucht, 

oder ob der Bereich auch wie bisher gut in den Be-
reichen Sachkunde an Grundschulen oder an wei-
terführenden Schulen Gesellschaft und Politik so-
wie Wirtschaft, Arbeit und Technik aufgehoben ist. 
Ich finde, das ist es, denn das Ziel unserer Schulen 
sollte nicht sein, unseren Schüler*innen reibungs-
los in ein bestehendes Wirtschaftssystem einzufü-
gen, sondern ihnen vielmehr die Fähigkeit dazu 
mitzugeben, diese zu erlernen, aber gleichzeitig 
auch kritisch hinterfragen zu können. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Meine Damen und Herren, Schulen sollten nicht 
vergängliches Spezialwissen in einem Fachbereich 
lehren, sondern vielmehr gesellschaftliche Zusam-
menhänge aufzeigen. Wirtschaftliche Kompeten-
zen dürfen daher nicht nur einseitig betrachtet, 
sondern müssen unbedingt im Zusammenhang mit 
politischen und sozialen Zusammenhängen gese-
hen werden. Ich nenne hier einmal ein Beispiel: 
Hungerkatastrophen in Ländern des südlichen 
Erdballs können zwar auch rein ökonomisch be-
trachtet werden, beispielweise mit Marktasymmet-
rien, aber richtig verstanden und durchdrungen 
werden sie erst, wenn dazu auch die Kolonialge-
schichte, die Marktmacht einiger multinationaler 
Konzerne und die Agrarsubventionspolitik der EU 
mit einbezogen werden. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Das Beispiel zeigt, warum die Verknüpfung von 
Wirtschaft und Politik im schulischen Kontext mehr 
als sinnvoll ist und nicht aufgebrochen werden 
sollte, zumal ich persönlich in diesem Kontext erst 
auch einen ganz anderen Aspekt stärken würde. In 
der aktuellen Zeit mit Fake News und Verschwö-
rungstheorien, sogenannten Querdenkern und 
Menschen, die Deutschland in einer Diktatur ver-
orten, sind Demokratiebildung und Medienmün-
digkeit Lernfelder, die im Sinne des gesellschaftli-
chen Zusammenhalts unbedingt gestärkt werden 
sollten. Aber welche Bereiche man auch immer 
stärken will, in Anbetracht voller Bildungspläne 
und Stundentafeln sollte dabei immer mitbenannt 
werden, in welchen Fächern und Lernfeldern In-
halte dafür gestrichen werden sollen. Das haben 
Sie, Herr Hilz, eben soweit ich mitgehört habe, 
nicht genannt. Den Antrag der FDP lehnen wir ab. 
– Herzlichen Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 
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Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächste Red-
nerin hat das Wort die Abgeordnete Gönül 
Bredehorst. 

Abgeordnete Gönül Bredehorst (SPD): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Die gesellschaftlichen Herausfor-
derungen werden zunehmend komplexer. Der Kli-
mawandel bewegt die jungen Menschen auf den 
Straßen und die Coronapandemie hat uns einmal 
mehr vor Augen geführt, wie hoch das Gut Ge-
sundheit für uns alle ist. Wir als Politik müssen in 
der Pandemie rasche Antworten auf wirtschaftliche 
Notlagen finden und durch Gesetzgebung Rah-
menbedingungen setzen. 

Warum erzähle ich Ihnen das? 

(Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz [FDP]: Das fra-
gen wir uns auch!) 

Weil ich Ihnen verdeutlichen will, welche Vielzahl 
an Themen und komplexen Strukturen unsere Zeit 
prägt. Das Verknüpfen von verschiedenen Erfah-
rungen, Sichtweisen und Erlerntem führt dazu, 
Entscheidungen im Sinne der Allgemeinheit zu 
treffen. Sie fordern nun in Ihrem Antrag, liebe FDP, 
ein Fach Wirtschaft für den Elementar-, Sekundar- 
sowie die berufsbildenden Schulen einzuführen. 
Doch würde dies nicht gleichzeitig bedeuten, dass 
wir weitere drängende Fragen unserer Zeit außer 
Acht lassen? Denn müssten wir dann nicht auch ein 
Unterrichtsfach Gesundheit, ein Unterrichtsfach 
Umweltschutz oder ein Unterrichtsfach Demokratie 
einführen? 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Wir sind der Meinung, dass die in Bremen angebo-
tenen Querschnittsfächer unsere jungen Mitbürge-
rinnen und Mitbürger sehr gut auf die gesellschaft-
lichen und vielschichtigen Herausforderungen un-
serer Zeit vorbereiten. Die Wirtschaft ist ein sehr 
wichtiger Pfeiler unserer Gesellschaft. Wir sind 
aber auch der Meinung, dass es weitere wichtige 
Pfeiler gibt. Wirtschaft kann nicht isoliert betrach-
tet werden, sie muss im Kontext von Gesellschaft 
und Politik eingeordnet und aus verschiedenen 
Blickwinkeln betrachtet werden. Komplexe Sach-
verhalte verlangen komplexe Fächer und keine Re-
duktion auf ökonomische Sichtweisen. 

Zwar erwähnen Sie in Ihrem Antrag, dass wirt-
schaftliche Inhalte in einigen Lernbereichen in Bre-
men unterrichtet werden, offensichtlich kennen Sie 

die Bildungspläne unserer Schülerinnen und Schü-
ler im Land Bremen aber nicht im Detail. 

(Zuruf Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz [FDP]) 

Deswegen möchte ich Ihnen einen Einblick in den 
Bildungsplan geben, der Ihren Antrag damit, wen 
würde es wundern, obsolet macht. 

In den berufsbildenden Schulen wird in allen Bil-
dungsgängen das Fach Politik einschließlich Wirt-
schaft unterrichtet. In der Sekundarstufe II gibt es 
zudem das Fach Wirtschaftslehre, welches sich ex-
plizit mit den wirtschaftlichen Grundlagen unserer 
Gesellschaft befasst. Im Sekundarbereich I wird in 
der Oberschule das Fach Wirtschaft, Arbeit, Tech-
nik angeboten, in dem unter anderem Konsum, Un-
ternehmen und Produktion oder auch Lebenspla-
nung thematisiert werden. Wirtschaften im priva-
ten Haushalt, in Familie und Betrieb sind dabei 
ebenso Teil des Unterrichts wie der geschlechter-
neutrale Blick auf Berufsfelder und Fragen des 
nachhaltigen Wirtschaftens. Auf dem Gymnasium 
kann ebenfalls das Fach Wirtschaft, Arbeit, Tech-
nik belegt werden. Im Bereich Unternehmen und 
Produktion lernen die Schülerinnen und Schüler 
hier die unterschiedlichen Wirtschaftsbereiche 
kennen, den Aufbau, die Aufgaben und Funktion 
von Betrieben und Unternehmen. Sie lernen etwas 
über ökonomisch Handelnde, ihre Funktion, ihre 
Ziele und Interessen. Aber, und das ist entschei-
dend, sie lernen eben auch etwas über Ursachen 
und Folgen von Arbeitslosigkeit, Veränderungen 
von Berufsbildern oder über wirtschaftspolitische 
Handlungsstrategien. Im Übrigen sind wirtschaftli-
che Entwicklungen und Erklärungsmuster auch in 
den Fächern Geschichte, Geografie, Mathematik o-
der Philosophie vertreten. 

In Ihrem Dringlichkeitsantrag zitieren Sie zudem 
zahlreiche Studien, die alle zu demselben Ergebnis 
kommen: Die schulische Bildung im Bereich der 
wirtschaftlichen Themen ist mangelhaft. Sie zitie-
ren hier aus der aktuellen Jugendstudie der GfK-
Marktforschung, die im Auftrag des Bundesver-
bandes deutscher Banken durchgeführt wurde. 
Wenn Sie also nicht wollen, dass Sie selbst den Vor-
wurf des Lobbyismus an Schulen unterfüttern, 
dann sollten Sie, als gut gemeinter Rat, für die Zu-
kunft beim nächsten Mal Ihre Quellen mit etwas 
mehr Bedacht wählen. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Zudem zeigt sich in einer empirischen Studie aus 
NRW ein ganz anderes Bild: Wirtschaftliche Inhalte 
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waren bereits vor der geplanten Einführung des 
Fachs Wirtschaft stärker vertreten als politische o-
der gesellschaftliche Inhalte. Auch außerhalb der 
einzelnen Fächer findet auch in Bremen verstärkt 
ökonomische Bildung statt. Die Berufsorientierung 
durch Berufspraktika und Bewerbungstrainings o-
der die Gründung sogenannter Schülerfirmen un-
ter dem Dach der Schulen ist ein wichtiger Baustein 
der wirtschaftlichen Bildung junger Erwachsener. 

Zusammenfassend lässt sich sagen: Es geht eben 
nicht nur darum, liebe FDP, das eigene Konsumver-
halten zu bewerten und wirtschaftliche Zusam-
menhänge reflektieren zu können; nein, es geht 
auch darum, wirtschaftliches Handeln in einen ge-
sellschaftlichen und politischen Kontext zu stellen, 
die Folgen abzuschätzen und eine soziale Wirt-
schaftsordnung zu etablieren, von der nicht nur der 
Einzelne, sondern alle profitieren. Deswegen leh-
nen wir Ihren Antrag ab. – Vielen Dank. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächste Red-
nerin hat das Wort die Abgeordnete Yvonne Aver-
werser. 

Abgeordnete Yvonne Averwerser (CDU): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! 
Ökonomische Bildung soll mehr Bedeutung in den 
Schulen finden. Das fordert in regelmäßigen Ab-
ständen nicht nur die aktuelle Jugendstudie der 
Marktforschungsgesellschaft GfK. Das Thema Ver-
braucherbildung und das Bewusstsein hierfür ste-
hen innerhalb der Gesellschaft ganz oben. Wer 
ökonomisch gebildet ist, trifft bessere Sparent-
scheidungen, verschuldet sich seltener und küm-
mert sich häufiger um eine eigene Altersvorsorge. 
Zudem hilft das Wissen Schülerinnen und Schülern 
bei der Berufsorientierung. Wissenschaftler des In-
stituts der deutschen Wirtschaft haben verschie-
dene Studien und eigene Umfragen zur ökonomi-
schen Bildung ausgewertet. Die Analyse darüber 
macht deutlich: Nicht nur Schülern, auch Erwach-
senen fehlt es oft an ökonomischer Bildung. 

Nicht nur die Jugendlichen, wie im Antrag be-
schrieben, auch 76 Prozent der Erwachsenen sind 
der Meinung, dass Schülern nicht ausreichend bei-
gebracht wird, wie man richtig mit Geld umgeht. 
Deshalb überrascht es wenig, wenn man hört, dass 
in weiten Teilen der deutschen Bevölkerung die 
Einführung des zusätzlichen Schulfachs Wirtschaft 
oder ökonomische Bildung Anklang findet. Einige 
Länder, es wurde schon gesagt, wie zum Beispiel 
Baden-Württemberg 2016 und zuletzt NRW, haben 

für ihre Schulen beschlossen, Wirtschaft dort nicht 
mehr als Mischfach – wie es zum Beispiel in Bre-
men der Fall ist – zu unterrichten, sondern als 
selbstständiges Fach innerhalb der Stundentafeln. 

Sie, liebe Kollegen von der FDP, fordern nun in Ih-
rem Antrag, dass sich Bremen bei der Kultusminis-
terkonferenz, KMK, dafür einsetzt, dass ökonomi-
sche Bildung als verpflichtendes Unterrichtsfach 
verankert wird. Seit 2001 beziehungsweise 2006 
gibt es eine gemeinsame Richtlinie der Länder zum 
Thema wirtschaftliche Bildung und seit 2013 spezi-
ell zum Thema Verbraucherbildung. Die KMK ist 
sich der Wichtigkeit des Themas bewusst und da-
mit ist das Thema eigentlich auch schon erledigt 
und der Ball liegt bei den Ländern. Wie schon ge-
sagt, in Bremen findet sich dieses Fach in der Regel 
als Mischform Wirtschaft, Arbeit und Technik, 
WAT, und einigen anderen Mischungen wieder. Es 
wurde auch schon gesagt, dass es in der Sekundar-
stufe I in allen Schulformen das Fach WAT gibt. 
2016 haben dort die Schuljahreswochenstunden 
noch zwischen vier und sieben Stunden gelegen, in 
der Sekundarstufe II, gymnasiale Oberstufe, gibt es 
in Bremen keine flächendeckende Verankerung 
der ökonomischen Bildung, einige Oberstufen bie-
ten es jedoch als Leistungskurs an. 

Das klingt einigermaßen solide, zumindest auf dem 
Papier. Und wie wir alle jetzt wissen, das Papier ist 
geduldig und wie wir noch viel besser wissen, 
meine Damen und Herren, erst recht im Bildungs-
bereich in Bremen. Denn der WAT-Unterricht – ich 
verkürze das einmal so – wird seit Jahren überwie-
gend fachfremd erteilt und was das Problem mit 
den fachfremden Lehrkräften betrifft, so haben wir 
dieselben Probleme wie die Länder, die Wirtschaft 
als separates Schulfach anbieten. Die Zeit wird dies 
dort doch heilen, da zahlreiche Bundesländer Wirt-
schaft zum Lehramt als Studium anbieten. 

(Zuruf Abgeordnete Gönül Bredehorst [SPD]) 

Bremen wird es da weiter schwer haben, denn die 
Universität hat den Studiengang eingestellt. Ich 
muss Ihnen nicht sagen, dass es sehr schwer ist, 
Lehrkräfte von außerhalb für Bremen zu begeis-
tern, das wissen wir zur Genüge von anderen Fä-
chern. Stattdessen wurden und werden vermehrt 
Quereinsteiger, Berufsschullehrer oder Lehrkräfte 
unter anderem aus dem Schwerpunkt Politik ein-
gestellt. Allen gemein ist, dass ihnen Inhalte der 
Volkswirtschaftslehre, aber auch der Didaktik feh-
len. 
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Deshalb ist Ihre Forderung nach kontinuierlicher 
Fortbildung in diesem Bereich zu unterstützen, 
wollen wir denn hier auch tatsächlich kurzfristige 
bis mittelfristige Verbesserungen für Bremen er-
halten. Was Ihre Forderung nach einem Modellver-
such digitale Lehre im Fach ökonomische Wirt-
schaft zu entwickeln betrifft, mit dem Schülerinnen 
und Schüler auch Inhalte selbstständig erarbeiten 
können, muss ich Ihnen ganz ehrlich sagen: Da fal-
len mir gerade jetzt, wo wir versuchen einigerma-
ßen Distanzunterricht in Schulen zu organisieren, 
was noch lange nicht auch nur annähernd befriedi-
gend gelingt, die Hauptfächer ein, für die ich mir 
ein solches Vorgehen vielleicht wünschen würde. 

Alles in allem: Die Idee ist gut, kommt aber leider 
zur Unzeit, liebe Kolleginnen und Kollegen der 
FDP. Auch einig sind wir uns darin, dass man das 
Curriculum zeitnah auf Aktualität und Relevanz 
überarbeiten könnte. Alles in allem weist Ihr An-
trag richtigerweise auf viele Defizite im Bereich der 
ökonomischen Bildung in Bremen hin, jedoch sind 
für mich Ihre Forderungen nur auf den ersten Blick 
bestechend einfach und richtig. Tatsächlich zeigen 
Sie hier keine nachhaltige Verbesserung der Situ-
ation für das Unterrichtsfach ökonomische Bildung 
unter den aktuellen Rahmenbedingungen in Bre-
men auf. Trotzdem haben Sie mit Ihrem Hinweis 
recht, dass sich etwas ändern muss und deshalb 
werden wir uns bei Ihrem Antrag enthalten. – Vie-
len Dank! 

(Beifall CDU) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Professor 
Dr. Hauke Hilz. 

Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz (FDP): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Da-
men und Herren, liebe Vorredner aus der Koalition! 
Man kann sich auch am Problem vorbeireden, was 
Sie hier geboten haben. Es ist doch Fakt, dass es 
Privatinsolvenzen in höherem Maße im Land Bre-
men gibt und es ist auch Fakt – das hatte ich auch 
in meiner Rede gesagt –, dass im Schuldenatlas 
Bremerhaven immer wieder Listenplatz eins bei 
der Überschuldung seiner Bürgerinnen und Bürger 
ist. Das können und wollen wir zumindest als Freie 
Demokraten so nicht weiter hinnehmen. 

(Beifall FDP) 

Deswegen müssen wir die Menschen auf ein Leben 
in der Wirtschaft vorbereiten. Sie haben viele blu-
mige Worte gewählt von sozialer Verantwortung 

bis Nachhaltigkeit, aber es fehlen die pragmati-
schen, die handfesten Inhalte. Das, was ich gesagt 
hatte: Was ist denn der Unterschied zwischen einer 
Warmmiete und einer Kaltmiete? Das kann in eine 
Insolvenz führen, wenn man sich dem nicht klar ist. 

(Zuruf Abgeordnete Gönül Bredehorst [SPD]) 

Welche Versicherung brauche ich denn, was ist 
denn der Unterschied zwischen Hausrat-, Haft-
pflichtversicherung, ist das Teil des Unterrichtsfa-
ches und in welcher Tiefe ist es Teil des Unter-
richtsfaches? Das ist aus unserer Sicht zu wenig. 
Wir müssen – und das sind wir den jungen Men-
schen schuldig –, wir müssen sie auf eine Wirtschaft 
vorbereiten, wir leben in einer sozialen Marktwirt-
schaft. Teile von der Koalition finden das auch gut 
und richtig, habe ich vernommen, andere vielleicht 
nicht ganz so. Aber wir leben darin. Die soziale 
Marktwirtschaft hat viel geschaffen für Deutsch-
land und in Deutschland nach dem Krieg bis heute 
in der Bundesrepublik. Und die Menschen, die in 
ihr leben, hatten tatsächlich schon mehr wirtschaft-
lichen Sachverstand als heute. Insofern müssen wir 
etwas tun. Dann hilft es auch nicht zu sagen, Ihre 
Umfragen, die Sie alle anführen, die sind zwar alle 
vom Ergebnis her ähnlich, aber sie sind ja in Auf-
trag gegeben von irgendwelchen Wirtschaftsver-
bänden und so weiter. Das mag so sein, aber das 
Gegenteil, dass es eine Studie gibt, die etwas an-
deres behauptet, das bleiben Sie hier schuldig. Wa-
rum? Weil diese Umfragen repräsentativ sind. 

(Glocke) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Herr Abgeordne-
ter, gestatten Sie eine Zwischenfrage der Abgeord-
neten Miriam Strunge? 

Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz (FDP): Sehr 
gern, Frau Präsidentin. 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Bitte, Frau 
Strunge! 

Abgeordnete Miriam Strunge (DIE LINKE): Vielen 
Dank, Herr Professor Hilz. Ich wollte noch einmal 
nachfragen, auf welcher Grundlage Sie denn die 
Vermutung haben, dass es diesen Zusammenhang 
zwischen Privatinsolvenz und dem fehlenden 
Schulfach Wirtschaft gibt? Ich habe gerade einmal 
gegoogelt zu den Ursachen für Überschuldung: Da 
kommt Arbeitslosigkeit, Krankheit, Unfall, Tren-
nung, Scheidung, Alkohol, andere Suchterkran-
kungen, Zahlungen von Schadensersatz vor. Kein 
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Wirtschaftsunterricht in der Schule ist hier jetzt 
noch nicht aufgeführt. 

(Heiterkeit, Beifall DIE LINKE, SPD) 

Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz (FDP): Frau 
Strunge, ich weiß nicht, wie Sie Arbeitslosigkeit, 
ein vermindertes Einkommen und wirtschaftlichen 
Sachverstand nicht zusammenbekommen können. 
Das kann Ihnen nur als LINKE passieren, glaube 
ich. 

(Beifall FDP, CDU) 

In dem Moment, wo Sie in eine Arbeitslosigkeit 
kommen, in dem Sie Einkommen einbüßen, dann 
müssen Sie auf der Ausgabenseite etwas tun, sonst 
geraten Sie in eine Privatinsolvenz. Das können 
selbst Sie nicht abstreiten, Frau Strunge. 

(Beifall FDP, CDU) 

Insofern nehme ich zur Kenntnis, dass die Koalition 
keinen Handlungsbedarf sieht, wir und die CDU – 
ich gebe zu, dass unser innovativer Vorschlag viel-
leicht für die etwas konservativere CDU etwas zu 
innovativ ist – sind uns im Kern aber einig. Wenn 
Sie unseren Antrag genau lesen, geht es auch da-
rum, die bestehenden Fächer zu überarbeiten und 
dort stärker den Bereich ökonomische Bildung zu 
verankern. Ich wünsche mir, dass Sie diesen Hin-
weis zumindest aufnehmen und das in Zukunft 
weiter vorantreiben, denn wir sind es – das habe 
ich schon ein paar Mal gesagt – unseren Schülerin-
nen und Schülern schuldig, dass sie in eine gute 
wirtschaftliche Zukunft schauen können. – Vielen 
Dank! 

(Beifall FDP) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Arno Gottschalk. 

Abgeordneter Arno Gottschalk (SPD): Frau Präsi-
dentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich habe 
mich spontan gemeldet, als Frau Averwerser noch 
einmal darauf hingewiesen hat, wie wichtig das ist, 
dass im Privatleben die Menschen auch finanziell 
gebildet sind. 

Ich bin ja nun gut 25 Jahre bei der Verbraucher-
zentrale in Bremen und habe dort den Bereich Fi-
nanzdienstleistungen aufgebaut. Ich glaube, ich 
verstehe etwas von der Frage. Ich möchte Ihnen sa-
gen, dass in dieser Diskussion um die ökonomische 
Bildung immer zwei Sachen vollständig und heillos 

durcheinandergeworfen werden. Das eine, das mit 
solchen Verweisen die privaten Haushalte und die 
privaten Verbräuche angeht – –. Da geht es um so 
etwas wie finanzielle Allgemeinbildung, dass man 
sich auskennt, wie das so ist. Ganz wichtig ist da-
bei, dass man auch weiß, wo man sich beraten las-
sen kann, wie die Schutzvorkehrungen sind und 
was man machen kann, wenn es darum geht, sich 
zu entscheiden für einen Vertrag für Altersvorsorge 
oder Ähnlichem. 

Das ganze andere, was mit ökonomischer Bildung 
gemeint wird, das sind volkswirtschaftliche oder 
betriebswirtschaftliche Sachen. Die befähigen in 
keiner Weise dazu, sich im Alltagsleben mit diesen 
Fragen auszukennen. 

(Beifall SPD, DIE LINKE) 

Es ist einmal ein Test gemacht worden mit Be-
triebswirtschaftsstudenten, wie sie sich denn ent-
scheiden würden bei ihrer privaten Altersvorsorge 
– das Ergebnis war genauso gut wie bei völlig Un-
gebildeten. 

(Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz [FDP]: Das war 
an der Universität Bremen, oder wo?) 

Nein, das war nicht an der Universität Bremen. 

(Unruhe) 

Soll ich jetzt sagen Bremerhaven oder in dem Be-
reich? Nein, es ist schlicht und einfach das, Herr 
Professor Hilz, was Sie auch hier gar nicht ausei-
nanderhalten können. Das sind völlig verschiedene 
Sachen. Und wenn ich von ökonomischem Sach-
verstand rede, habe ich auch mit zwei verschiede-
nen Sachen zu tun, die einen sind vielleicht Be-
triebswirte, die anderen sind Volkswirte. Wer den 
Unterschied nicht kennt – ich weiß nicht, ob Sie den 
kennen –, der wird auch feststellen, das sind Ge-
biete, bei denen man sich ziemlich einarbeiten 
muss, aber wo man über Altersvorsorge, über Geld-
anlage, über Versicherungen mitnichten irgendet-
was lernen kann und wenn man dann einen Antrag 
hier vorstellt, dann sollte man wenigstens wissen, 
wie die Gebiete denn eigentlich strukturiert sind, 
für die man eine Veränderung haben will. Denn ei-
nes brauchen wir nicht: Eine nochmalige Konfusion 
irgendwo in der Bildung, in den Schulen, ohne dass 
man das Ziel, das man anstrebt, tatsächlich über-
haupt im Blickwinkel hat. 

(Zuruf Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz [FDP]) 
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Insofern, Herr Hilz, ich biete Ihnen einen kleinen 
Kurs für finanzielle Allgemeinbildung im Unter-
schied zum volkswirtschaftlichen Sachverstand an, 
ganz persönlich für Sie, sodass wir da schon einmal 
kleine Fortschritte erzielen können. – Danke! 

(Beifall SPD, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächste Red-
nerin hat das Wort Senatorin Dr. Claudia Bogedan. 

Senatorin Dr. Claudia Bogedan: Sehr geehrte Frau 
Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Ich hatte eine Rede vorbereitet und bin jetzt 
angesichts der Debatte, in welche Richtung die sich 
entwickelt hat, doch etwas überrascht. Mir ist im 
Moment nicht ganz klar: Sprechen wir darüber, tat-
sächlich ein zusätzliches Schulfach einzuführen, 
sprechen wir darüber, tatsächlich Bildungspläne zu 
revolutionieren oder sprechen wir über ein Grund-
anliegen, das im Schulgesetzt verankert ist, dass es 
die oberste Aufgabe von Schule ist, Menschen zu 
Demokratiebürgerinnen und -bürgern zu erziehen, 
die genau auch in der Lage sind, sich orientierend 
in ihrem Leben bewegen zu können? Sprechen wir 
über das zweite, gibt es keinen Dissens, sprechen 
wir über das erste, müsste ich Ihnen jetzt sagen, wir 
brauchen auch offensichtlich ein Schulfach in Inter-
netrecherche, denn meine Google-Suche hat lauter 
andere Informationen ergeben als die, die eben 
vorgetragen worden sind. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE – 
Präsident Frank Imhoff übernimmt wieder den Vor-
sitz.) 

Das allererste, was ich gefunden habe, wenn man 
auf die schöne Homepage unseres Landesinstitutes 
für Schule, LIS, geht, das ganze Thema, was hier 
angesprochen worden ist und die große Sorge von 
Professor Hilz, dass man sich womöglich überschul-
det, wenn man den Unterschied zwischen Warm-
miete und Kaltmiete nicht auseinanderhalten kann, 
ist, dass genau dazu eine Lehrerfortbildung ange-
boten wird, eine Verbraucherbildung, die heißt: 
„Der eigene Haushalt, die eigene Wohnung.“ Ich 
gehe fest davon aus, dass dazu auch das Thema 
Miete gehört, weil die meisten Menschen nun ein-
mal zur Miete wohnen. 

(Beifall SPD) 

Dazu gibt es, und die kann man auch auf der 
Homepage einsehen, umfangreiche Unterrichts-
materialien, dann gibt es ein großes Konzept zur 

Verbraucherbildung, was über die Berufsorientie-
rungskräfte an den Schulen verbreitet wird. Das 
heißt, unsere Verpflichtung zur Berufsorientierung 
ist auch Teil dieser Art von Bildung und wir haben 
eine Fortbildung. „Spiel das Leben“ heißt das. Wir 
machen das auch auf eine Art und Weise, dass tat-
sächlich Schülerinnen und Schüler praktisch erfah-
ren können, wie es im praktischen Leben nach-
empfunden wird durch ein Planspiel. 

Dann haben wir das ganze Handlungsfeld, das Sie 
auch noch einmal deutlich gemacht haben, was Sie 
als Grundlage von wirtschaftlichem Handeln se-
hen, dass es wichtig ist, auch für sich Erfahrungen 
zu machen, wie unternehmerische Selbstständig-
keit funktionieren könnte. Allein das LIS begleitet 
in Bremen über 60 Schülerfirmen, die sich einmal 
im Jahr auch zu einem großen Kongress einer 
Schülerfirmenmesse im Bundesland Bremen tref-
fen und wenn man allein da einmal die Gelegen-
heit nutzt, dort an den Ständen vorbei zu schlen-
dern, dann kann man – glaube ich – gut erfahren, 
dass sehr praktisch für diese Schülerinnen und 
Schüler erfahrbar wird, was es bedeutet, eine ei-
gene Unternehmung erstens zu gründen, eine Idee 
zu haben, die zu promoten, die zu entwickeln, aber 
tatsächlich auch Verantwortung für echtes Geld – 
die nehmen echtes Geld ein und müssen das auch 
bewirtschaften – zu übernehmen. Das heißt, da 
geht es ganz handfest zur Sache. Das ist praktisch 
an fast jeder Schule mittlerweile etabliert, dass es 
solche Schülerfirmen gibt. 

Dann haben wir einen Gründerpreis, den wir jähr-
lich ausloben und diverse Gründerwettbewerbe, 
die auf Bundesebene stattfinden und die auch über 
die Homepage des LIS beworben werden. 

Dann ist hier gesagt worden, dass der Unterricht 
WAT im Moment häufig fachfremd ist, das hatte 
Frau Averwerser vorgetragen. Da bietet das LIS, 
auch das kann man auf der Homepage dort einse-
hen, eine zweijährige Qualifizierungsreihe „WAT 
fachfremd unterrichten“ an. Die genau dazu dient, 
fachfremden Unterricht zu begleiten. 

Es ist im Übrigen auch eine Falschbehauptung, 
wenn immer wieder gesagt wird, es würde uns 
nicht gelingen, Menschen aus anderen Bundeslän-
dern als Lehrkräfte nach Bremen zu holen, 50 Pro-
zent – nageln Sie mich nicht fest, einmal sind es 48, 
einmal sind es vielleicht auch 51 Prozent –, aber un-
gefähr 50 Prozent unserer Referendarinnen und 
Referendare kommen aus anderen Bundesländern 
zu uns. Das ist stabil seit mehreren Jahren. Auch 
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das haben wir schon einhundertmal in der Bil-
dungsdeputation referiert, etwa 75 Prozent der Re-
ferendarinnen und Referendare im Schuldienst 
bleiben. 

Jetzt zur ökonomischen Bildung: Ich würde sagen, 
bei 25 Prozent haben wir eine Haltequote, mindes-
tens, die von woanders hier nach Bremen gekom-
men sind. 

Dann haben wir das ganze Handlungsfeld, das hier 
aufgeführt worden ist zur Frage der digitalen Un-
terrichtung. Auch dort – das haben wir schon ge-
hört – haben wir die technische Ausstattung, das 
hatte ich heute Nachmittag schon referiert. Wir ha-
ben eine ganze Reihe von Tutorials bereits initiiert 
und die Plattform itslearning, darüber haben wir 
jetzt auch schon oft genug hier an dieser Stelle ge-
sprochen, ist absolut integraler Bestandteil der 
Lehrkräfte, denn sie gibt es nicht erst seit der 
Coronapandemie, sondern bereits seit fünf Jahren 
ist sie ein etabliertes Instrument in der schulischen 
Bildung im Bundesland Bremen. 

(Beifall SPD) 

Um auch dort die wirtschaftlichen Themen und In-
halte zu transportieren, befinden sich auch in Zu-
sammenarbeit mit Schulbuchverlagen und mit 
mehreren digitalen Tutorials zu allen möglichen 
Fächern, aber auch zu dem Thema Wirtschaft in 
Vorbereitung und werden deshalb dann auch in 
Kürze darüber abrufbar sein. So, und das ist immer 
die Zielsetzung bei uns gewesen zur Nutzung von 
itslearning, dass Schülerinnen und Schülern dabei 
ermöglicht wird, sich Fachinhalte selbstständig zu 
erarbeiten. 

Jetzt habe ich noch gar nicht über all die vielen 
Dinge gesprochen, die gar nicht formal verankert 
sind oder von uns zentral angeboten werden, son-
dern wo tatsächlich die Schulen in eigener Verant-
wortung, wie wir das auch vorhin schon gehört ha-
ben, in allen Unterrichtsfächern natürlich diese In-
halte auch unterstreichen. Deshalb kann ich immer 
nur davor warnen, zusätzliche Fächer zu fordern, 
um irgendwelche gesellschaftlichen Probleme zu 
lösen, denn wer sagt, ein zusätzliches Fach soll 
etabliert werden, der muss auch immer die Frage 
beantworten: Auf was möchte man denn stattdes-
sen verzichten, was nicht mehr unterrichtet werden 
soll? 

Last but not least, erlauben Sie mir auch – Politik-
wissenschaftlerin bin ich von der Ausbildung her – 

den Verweis auf die föderale Struktur der Bundes-
republik Deutschland, denn so machen Sie Ihren 
Antrag auf: Wir sollen doch bitte in der Kultusmi-
nisterkonferenz dafür sorgen, dass es eine bundes-
länderübergreifende Verpflichtung zu einem ein-
heitlichen Konzept geben wird. Aber genau das ist 
ja in der föderalen Struktur genau anders angelegt. 
Es sind genau die Bundesländer, die die Verant-
wortung für die inneren Schulangelegenheiten tra-
gen. Das heißt, sie sollen Stundentafeln und Bil-
dungspläne erlassen, was konkret in einzelnen 
Jahrgangsstufen bezogen auf welche Inhalte und 
in welchem Zusammenhang bestimmte Bildungs-
inhalte auch in Bezug auf die ökonomische Bildung 
ermöglicht wird. 

Recht würde ich Ihnen allerdings geben, Herr Pro-
fessor Hilz, wenn Sie gesagt haben, dass die Orien-
tierung auf die soziale Marktwirtschaft ein ganz 
wichtiges Anliegen ist. Ich habe es gesagt, wenn 
wir eingangs schon über den zweiten Punkt spre-
chen, wie werden Schülerinnen und Schüler zu gu-
ten Demokratiebürgerinnen und -bürgen erzogen, 
dann ist genau diese Orientierung auf die soziale 
Marktwirtschaft ein ganz elementarer Bestandteil. 
Mehr Wissen über Mitbestimmung, über Arbeit-
nehmerrechte, das glaube ich, habe ich bislang 
nicht ausführlich referiert, können wir sicherlich 
weiter vertiefen. Dazu gehört auch die Erfahrung 
zu machen, was es bedeutet, Teil einer Organisa-
tion und dort nicht hilflos ausgesetzt zu sein über-
mächtigen Arbeitgebern in einer Situation, wo 
viele Schülerinnen und Schüler Angst davor haben, 
auf dem Ausbildungsmarkt nicht genügend zu 
sein. Ich glaube, auch hier können wir unsere 
Schülerinnen und Schüler stärken und darüber will 
ich auch gern, das ist ja gefordert worden, in der 
Deputation berichten. Wir werden, glaube ich, dar-
über vital streiten können, ob das Ihrem Verständ-
nis von ökonomischer Bildung entspricht. Meinem 
Verständnis von sozialer Marktwirtschaft ent-
spricht es vollumfänglich. – Vielen Dank! 

(Beifall SPD) 

Präsident Frank Imhoff: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. 

Die Beratung ist damit geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer diesem Antrag seine Zustimmung geben 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür FDP, M.R.F.) 
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Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Dagegen SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Stimmenthaltungen? 

(CDU, Abgeordneter Peter Beck [parteilos]) 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den 
Antrag ab. 

Wir sind damit für heute am Ende der Tagesord-
nung angekommen und ich bedanke mich ganz 
herzlich für Ihre Aufmerksamkeit und freue mich, 
Sie alle morgen wiederzusehen. Ich schließe die 
Sitzung. 

(Unterbrechung der Sitzung um 18:09 Uhr) 

 

Präsident Frank Imhoff eröffnet die Sitzung der 
Bürgerschaft (Landtag) wieder um 10:00 Uhr. 

Präsident Frank Imhoff: Einen wunderschönen gu-
ten Morgen, meine Damen und Herren! Die unter-
brochene Sitzung der Bürgerschaft (Landtag) ist 
wiedereröffnet. 

Fragestunde 

Für die Fragestunde der Bürgerschaft (Landtag) lie-
gen 21 frist- und formgerecht eingebrachte Anfra-
gen vor. 

Anfrage 1: Reform des Betreuungsgesetzes: Wel-
che Auswirkungen hat sie auf ehrenamtliche Be-
treuerinnen/Betreuer im Land Bremen?  
Anfrage der Abgeordneten Birgitt Pfeiffer, Mus-
tafa Güngör und Fraktion der SPD  
vom 10. Dezember 2020 

Frau Kollegin, Sie haben das Wort! 

Abgeordnete Birgitt Pfeiffer (SPD): Wir fragen den 
Senat: 

1. Wie viele ehrenamtliche Betreuerinnen und Be-
treuer, ohne Angehörigenbetreuerinnen/Angehö-
rigenbetreuer, werden aktuell durch die Betreu-
ungsbehörde sowie das Projekt „Ehrensache“ un-
terstützt, und worin besteht die Unterstützung kon-
kret? 

2. Welche Auswirkungen wird die Reform des Be-
treuungsgesetzes auf die Gewinnung und Beglei-
tung ehrenamtlicher Betreuungspersonen haben, 
und inwiefern sind hier die ehrenamtlichen Betreu-
erinnen und Betreuer der Betreuungsbehörde so-
wie des Projektes „Ehrensache“ betroffen? 

3. Wie ist mit Blick auf die anstehende Reform des 
Betreuungsgesetzes eine Kooperation der Betreu-
ungsvereine mit der Betreuungsbehörde im Hin-
blick auf die Gewinnung, Unterstützung und Be-
gleitung bereits aktiver ehrenamtlicher Betreuerin-
nen/Betreuer sowie zukünftiger ehrenamtlicher 
Betreuungspersonen geplant? 

Präsident Frank Imhoff: Diese Anfrage wird beant-
wortet von Frau Senatorin Anja Stahmann. 

Senatorin Anja Stahmann: Herr Präsident, liebe 
Abgeordnete, für den Senat beantworte ich die An-
frage wie folgt: 

Zu Frage 1: Derzeit werden 152 ehrenamtliche Be-
treuerinnen und Betreuer durch das Angebot inten-
siver Einzelberatungen sowie monatlicher Erfah-
rungsaustauschtreffen unterstützt. Circa 15 bis 20 
der 152 durch das Projekt geworbenen Ehrenamtli-
chen nehmen regelmäßig an den Austauschtreffen 
teil. Darüber hinaus können diese zusammen mit 
circa 1 000 weiteren, nicht durch das Projekt ge-
worbenen Ehrenamtlichen sowie Vorsorgebevoll-
mächtigten an Fortbildungsveranstaltungen teil-
nehmen, die jedes Jahr von der Landesarbeitsge-
meinschaft Betreuungsangelegenheiten angeboten 
werden. 

2021 finden in diesem Rahmen 17 Veranstaltungen 
in der Stadtgemeinde Bremen statt, zwei davon in 
Bremen-Nord. 14 dieser Veranstaltungen werden 
von den drei Betreuungsvereinen angeboten, drei 
von der örtlichen Betreuungsbehörde. In Bremer-
haven bietet der dortige Betreuungsverein Fortbil-
dungen und Beratungen für Ehrenamtliche an, die 
dortige örtliche Betreuungsbehörde ausschließlich 
Beratungen. 

Zu Frage 2: Ziele der Reform des Betreuungsrechts 
sind insbesondere die Vermeidung rechtlicher Be-
treuung durch verstärkte Vermittlung anderer Hil-
fen sowie neuer Angebote direkter Unterstützun-
gen im Vorfeld von Betreuungen, die Verbesserung 
der Qualität beruflicher Betreuungsführungen und 
drittens die Verbesserung der Qualität ehrenamtli-
cher Betreuungen. Der Gesetzentwurf erweitert 
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dafür die Zuständigkeiten der örtlichen Betreu-
ungsbehörden in den ersten beiden Bereichen er-
heblich. 

Die Zuständigkeit für die Gewinnung und Unter-
stützung Ehrenamtlicher sieht der Entwurf zukünf-
tig bei den Betreuungsvereinen. Ehrenamtliche 
sollen zukünftig mit einer Vereinbarung an Betreu-
ungsvereine angebunden werden. Für Familienan-
gehörige, Betreuerinnen und Betreuer wird eine 
solche Anbindung freiwillig sein. 

Die örtlichen Betreuungsbehörden haben zukünf-
tig im Bereich der Gewinnung und Begleitung Eh-
renamtlicher die Aufgabe, die von den Vereinen 
Geworbenen den Gerichten vorzuschlagen, deren 
Namen und Anschrift einem Verein mitzuteilen so-
wie bei der Kontaktaufnahme und der Anbindung 
an die Vereine zu unterstützen. Dies gilt gleicher-
maßen für die derzeit im Projekt „Ehrensache“ an-
gebundenen Betreuerinnen und Betreuer. 

Eine Gewährleistung von Begleitung und Unter-
stützung Ehrenamtlicher durch örtliche Betreu-
ungsbehörden sieht der Gesetzentwurf nur in Fäl-
len vor, in denen im Zuständigkeitsbereich der Be-
hörde kein Betreuungsverein zur Verfügung steht. 

Für die Erfüllung aller zukünftigen Aufgaben wer-
den Vereine und örtliche Betreuungsbehörden zu-
sätzliches Personal einstellen müssen. Für die Ver-
eine sieht der Gesetzentwurf erstmalig einen An-
spruch auf eine bedarfsgerechte finanzielle Aus-
stattung vor. 

Zu Frage 3: Zur Vorbereitung der Umsetzung der 
Reform führt die Senatorin für Soziales, Jugend, In-
tegration und Sport seit 2019 mit den örtlichen Be-
treuungsbehörden und den Betreuungsvereinen 
ein Projekt zur Überprüfung und Weiterentwick-
lung der bisherigen Beratungs- und Weiterbil-
dungsangebote durch. Darüber hinaus ist ein Pro-
jekt für die zukünftige Gewinnung von ehrenamt-
lichen Fremdbetreuerinnen und -betreuern in Pla-
nung, das im Laufe des Jahres 2021 starten soll. 
Vorgesehen ist, hierfür eine Projektstelle in einem 
Betreuungsverein zu schaffen. Hier wird eine enge, 
möglicherweise auch räumliche Zusammenarbeit 
mit der örtlichen Betreuungsbehörde stattfinden. 
Insbesondere wird eine enge Kooperation zwi-
schen Projekt und Behörde die Vermittlung der ge-
wonnenen Ehrenamtlichen an die Gerichte betref-
fen. Die bisher durch das Ehrenamtsprojekt betreu-
ten Ehrenamtlichen werden sich im Übergang von 
dem neuen Projekt unterstützen lassen können, al-
ternativ stehen ihnen die Angebote der Vereine zur 

Verfügung. – So weit die ausführliche Antwort des 
Senats! 

Präsident Frank Imhoff: Haben Sie eine Zusatz-
frage ? – Bitte sehr! 

Abgeordnete Birgitt Pfeiffer (SPD): Ich habe zwei 
bis drei Zusatzfragen, ich mache es schnell. Frau 
Senatorin, vielen Dank für die Beantwortung! Ich 
konnte nicht herausfinden, wie viele Angehörigen-
betreuer*innen es gibt. Neben den rechtlichen Be-
treuern gibt es eben noch diese beiden anderen eh-
renamtlichen, einmal die Angehörigen und dann 
die, die nicht durch ein Verwandtschaftsverhältnis 
verbunden sind. Haben Sie da eine Zahl für mich? 

Senatorin Anja Stahmann: Die Frage habe ich mei-
nem Haus auch gestellt. Wir würden das in der De-
putation nachliefern, das ließ sich so aus dem Stand 
nicht beantworten. 

(Abgeordnete Birgitt Pfeiffer [SPD]: Das ist super, 
denn das neue Gesetz behandelt diese beiden 
Gruppen ja unterschiedlich. Das würde mich noch 
interessieren.) 

Präsident Frank Imhoff: Haben Sie eine weitere 
Zusatzfrage? – Bitte sehr! 

Abgeordnete Birgitt Pfeiffer (SPD): Würden Sie mir 
zustimmen, dass die jetzigen ehrenamtlichen 
rechtlichen Betreuer*innen durch das Projekt „Eh-
rensache“ sehr gut und hervorragend begleitet und 
unterstützt wurden, und teilen Sie meine Sorge, 
dass sich in diesem Übergang mit dem neuen Ge-
setz dann vielleicht einige der ehrenamtlichen Be-
treuer*innen schwer damit tun zu wechseln und 
dann möglicherweise ihre Betreuung abgeben? 
Das jedenfalls ist meine große Sorge. 

Senatorin Anja Stahmann: Erst einmal teile ich die 
Auffassung, dass gute Arbeit geleistet wird. Wir ha-
ben diesen Themenkomplex natürlich bei den 
Haushaltsberatungen angemeldet, ich habe ja 
eben auch vorgelesen, dass das ein großes Reform-
vorhaben der Bundesregierung ist, das auch perso-
nelle Folgewirkungen entfalten wird. Der Sorge 
müssen wir entgegentreten, auch durch eine gute 
Personalausstattung und eine enge Begleitung der 
Reformen, die laufen, aber ich glaube, wir müssen 
uns da gemeinsam auf den Weg machen, und sollte 
es Probleme geben, dann müssen wir überlegen, 
wie wir diese lösen können. 
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Präsident Frank Imhoff: Weitere Zusatzfragen lie-
gen nicht vor. – Ich bedanke mich für die Beantwor-
tung. 

Anfrage 2: Ist die stationäre Pflege für Schnell-
tests und Impfungen gerüstet?  
Anfrage der Abgeordneten Birgitt Pfeiffer, Ute 
Reimers-Bruns, Prof. Dr. Eva Quante-Brandt, 
Mustafa Güngör und Fraktion der SPD  
vom 10. Dezember 2020 

Frau Kollegin, Sie haben das Wort! 

Abgeordnete Birgitt Pfeiffer (SPD): Wir fragen den 
Senat: 

1. Wie viele stationäre Pflegeeinrichtungen haben 
von Coronaschnelltests Gebrauch gemacht, und 
wie viele Bewohnerinnen/Bewohner, Pflegende 
und Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter sind bisher ge-
testet worden? 

2. Hat der Senat Kenntnis darüber, inwieweit aus-
reichend Schnelltests und entsprechend fachkun-
diges Personal für alle Häuser zur Verfügung ste-
hen? 

3. Wie wird für die Bewohnerinnen/Bewohner der 
stationären Pflegeeinrichtungen der Zugang zu 
den freiwilligen Impfangeboten gewährleistet? 

Man merkt, die Frage ist schon etwas älter. 

Präsident Frank Imhoff: Das ist nicht schlimm! 
Diese Anfrage wird beantwortet von Frau Senato-
rin Anja Stahmann. 

Senatorin Anja Stahmann: Herr Präsident, sehr 
verehrte Damen und Herren, für den Senat beant-
worte ich die Anfrage wie folgt: 

Zu den Fragen 1 und 2: Bis zur 23. Coronaverord-
nung des Landes Bremen oblag es den Einrichtun-
gen selbst, wie häufig sie Testungen durchführten. 
Es liegen deshalb keine genauen Angaben über 
die Anzahl der getesteten Personen vor. Es gab 
aber die Möglichkeit, sich die Kosten für die PoC-
Antigen-Schnelltests von den Pflegeversicherun-
gen erstatten zu lassen, wenn ein von den Gesund-
heitsämtern genehmigtes einrichtungsbezogenes 
Testkonzept vorlag. Nur einige wenige Einrichtun-
gen haben davon keinen Gebrauch gemacht. 

In der 23. Coronaverordnung wurde zum 16. De-
zember 2020 eine zweimal wöchentliche Testung 

des gesamten Personals in stationären Pflegeein-
richtungen verpflichtend eingeführt. Die Träger 
sind nun verpflichtet, diese Testungen selbst zu or-
ganisieren und zu dokumentieren. 

Mit einem Beschluss der Konferenz der Minister-
präsidentinnen und Ministerpräsidenten vom 5. Ja-
nuar 2021 sind Bund und Länder aufgefordert, 
mehrmalige wöchentliche Schnelltests in den Ein-
richtungen der Altenpflege zu unterstützen. Die 
Träger hatten zeitgleich der Senatorin für Soziales, 
Jugend, Integration und Sport ein Konzept mit der 
Bitte um Unterstützung vorgelegt. Daraus geht her-
vor, dass die mehrmalige wöchentliche Testung die 
meisten Einrichtungen überfordert und dies nur 
durch kaum noch zumutbare Mehrarbeit und Leih-
arbeit zu schaffen sei. 

Um die Einrichtungen bei der Durchführung der 
Schnelltests zu unterstützen, hat die Senatorin für 
Soziales, Jugend, Integration und Sport für die 
Stadt Bremen mobile Testteams organisiert. Das 
betrifft circa 5 000 Beschäftige und 92 Einrichtun-
gen der Altenpflege. Bei der Unterstützung handelt 
es sich um ein zeitlich befristetes Angebot. Die 
Pflegeeinrichtungen sollen damit die notwendige 
Zeit gewinnen, um die regelmäßige Testung eigen-
ständig organisieren zu können. In einem zweiten 
Schritt soll geprüft werden, wie in den vorhande-
nen stationären Testzentren weitere Testmöglich-
keiten für Beschäftigte und für Besuchende ge-
schaffen werden können. 

Zu Frage 3: Die stationären Pflegeeinrichtungen 
werden zur Durchführung sowohl der ersten als 
auch der Wiederholungsimpfung durch mobile 
Impfteams angefahren. Im Vorfeld werden die not-
wendigen Aufklärungsunterlagen und Einver-
ständniserklärungen übersandt und der Impfter-
min mit den Einrichtungen abgestimmt. 

Die rechtlichen Betreuungen werden für die einzel-
nen zu impfenden Personen über die Einrichtun-
gen informiert, die Informationsmaterialien sind 
über die örtlichen Betreuungsbehörden im Vorfeld 
an die Rechtsbetreuerinnen und -betreuer gesandt 
worden. In Kooperation mit der Kassenärztlichen 
Vereinigung gibt es zudem die Möglichkeit der te-
lefonischen Aufklärung durch einen Arzt speziell 
für die rechtlichen Betreuerinnen und Betreuer. – 
So weit die Antwort des Senats! 

Präsident Frank Imhoff: Frau Kollegin Pfeiffer, ha-
ben Sie eine Zusatzfrage? ─ Bitte sehr! 
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Abgeordnete Birgitt Pfeiffer (SPD): Frau Senatorin, 
ich bin sehr froh, dass Ihr Haus der Unterstützungs-
bitte der Träger sehr schnell gefolgt ist, das war, 
glaube ich, eine gute Entscheidung. In Kürze sind 
ja die Bewohner*innen der Pflegeheime so gut wie 
alle durchgeimpft. Welche Auswirkungen wird das 
auf die Testungen haben? 

Senatorin Anja Stahmann: Diese Frage haben wir 
am Montag auch in der Videokonferenz mit den 
Trägern erörtert. Dazu kann ich sagen, dass es im 
Augenblick noch zu früh ist, um jetzt schon sagen 
zu können, wir testen dann weniger. Das hat auch 
das Gesundheitsamt gesagt. Ich erinnere mich, 
dass auch Frau Osterkamp-Weber schon in einer 
der letzten Debatten als Fachfrau aus der Praxis da-
rauf hingewiesen hat, dass der Zeitpunkt noch zu 
früh ist. 

Wir haben gestern auch noch einmal im Senat ge-
hört, wie schwierig sich im Augenblick die Be-
schaffung des Impfstoffes bei den Herstellern durch 
die EU gestaltet. Also, es hängt jetzt sehr vieles da-
ran, wie schnell der Impfstoff verfügbar ist. Für den 
Senat gilt, wir möchten möglichst viel Impfstoff ha-
ben und schnell verimpfen. Gestern auf dem Weg 
zur Bürgerschaft bin ich mit einem Taxifahrer hier-
hergekommen, der im Augenblick ältere Leute 
zum Impfzentrum begleitet. Er hat noch einmal ge-
sagt, wie wichtig das ist und dass die Menschen 
auch darauf warten und dankbar dafür sind, dass 
wir es machen. Ich wäre froh, wenn wir eine noch 
höhere Durchimpfungsrate bekämen. 

Präsident Frank Imhoff: Frau Kollegin, haben Sie 
eine weitere Zusatzfrage? ─ Bitte sehr! 

Abgeordnete Birgitt Pfeiffer (SPD): Im Hinblick auf 
die mobilen Teams noch einmal die Frage: Ich 
nehme wahr, dass auch die Einrichtungen der Ein-
gliederungshilfe sagen, sie würden ihre Mitarbei-
tenden gern mehr testen. Ist es denkbar, dass die 
mobilen Teams auch da unterstützen können? 

Senatorin Anja Stahmann: Ja, das werden wir! 
Frau Pfeiffer, das ist ein wichtiger Punkt, das wol-
len wir auch auf den Weg bringen. Ich glaube, dass 
wir uns gerade auch jetzt vor dem Hintergrund der 
Mutation B.1.1.7 darauf einstellen müssen, dass es 
sehr wichtig sein wird, dass wir testen, testen, tes-
ten, gerade in den Strukturen, in denen es um die 
besonders schutzbedürftigen Personen und Men-
schen mit Vorerkrankungen geht. Deswegen wird 
der Senat da auch noch einmal nachlegen. Dazu 
laufen jetzt auch gerade Gespräche, dass wir die 

Teststruktur auch für Angehörige noch einmal 
deutlich ausweiten. 

Präsident Frank Imhoff: Weitere Zusatzfragen lie-
gen nicht vor. ─ Vielen Dank für die Beantwortung! 

Anfrage 3: IT-Sicherheit im Homeoffice und beim 
mobilen Arbeiten  
Anfrage der Abgeordneten Mustafa Öztürk, 
Björn Fecker und Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen  
vom 10. Dezember 2020 

Bitte, Herr Kollege Öztürk! 

Abgeordneter Mustafa Öztürk (Bündnis 90/Die 
Grünen): Wir fragen den Senat: 

1. Welchen Sicherheitsrisiken sind Unternehmen 
derzeit ausgesetzt, deren Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter im Homeoffice tätig sind beziehungs-
weise mobil arbeiten, und welche Schäden können 
hieraus für die Unternehmen und die Allgemein-
heit entstehen? 

2. Welche Maßnahmen, beispielsweise Beratung, 
Information, Förderung, können helfen, um für die 
Unternehmen in dieser Krise ein sicheres mobiles 
Arbeiten beziehungsweise Arbeiten aus dem 
Homeoffice zu ermöglichen, wie kann der Senat 
dies gegebenenfalls fördern, und welche Maßnah-
men wurden ergriffen? 

3. Wie stellen sich die Sicherheitsrisiken für die öf-
fentliche Verwaltung dar, und welche Maßnahmen 
werden seitens des Senats getroffen, um diese zu 
mindern? 

Präsident Frank Imhoff: Diese Anfrage wird beant-
wortet von Staatsrat Kai Stührenberg. 

Staatsrat Kai Stührenberg: Sehr geehrter Herr Prä-
sident, meine Damen und Herren, für den Senat 
beantworte ich die Anfrage wie folgt: 

Zu Frage 1: Die Sicherheitsrisiken, denen Unter-
nehmen aktuell durch die vermehrte Tätigkeit ih-
rer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Home-
office ausgesetzt sind, sind vielfältig. Die Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter wählen sich aus der Ferne 
in die Systeme ihrer Arbeitgeberinnen und Arbeit-
geber ein, wodurch sie sich außerhalb der Firewall 
befinden. Zudem kommt es immer wieder vor, dass 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter schlecht abgesi-
cherte WLAN-Netzwerke für ihre Arbeit nutzen. 
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Durch diese Sicherheitslücken bieten sich für Au-
ßenstehende derzeit vermehrt Möglichkeiten, auf 
Firmennetzwerke zuzugreifen und dadurch Scha-
den anzurichten. In der Regel sind mit den Angrif-
fen finanzielle Interessen, Sabotageabsichten, In-
formationsbeschaffung oder politische Interessen 
verbunden. Für Unternehmen entstehen dadurch 
konkrete Schäden, beispielsweise durch System-
ausfälle oder fehlerhafte und gefälschte Informati-
onen. Ebenso kann die Infrastruktur Ziel von An-
griffen sein, sei es zur gezielten Sabotage eines Un-
ternehmens oder bestimmter Einrichtungen der Lo-
gistik oder der öffentlichen Versorgung. 

Der jährliche Schaden, der der deutschen Wirt-
schaft durch Angriffe von Hackern entsteht, wird 
auf rund 100 Milliarden Euro beziffert. Es ist davon 
auszugehen, dass dieser Schaden für das Jahr 2020 
durch die vermehrten Angriffe während der 
Coronakrise höher beziffert werden muss. Kon-
krete Zahlen für das Land Bremen liegen nicht vor. 

Zu Frage 2: Unbeabsichtigtes Fehlverhalten von 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern stellt eine der 
häufigsten Ursachen für erfolgreiche Cyber-An-
griffe dar. Der regelmäßigen Sensibilisierung von 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sowie der fort-
laufenden Information über neue Risiken und An-
griffsmethoden kommt daher eine besondere Be-
deutung zu. 

Der Senat unterstützt verschiedene Angebote für 
Bremer und Bremerhavener Unternehmen, zum 
Beispiel durch das Mittelstand 4.0-Kompetenzzent-
rum Bremen, die Digitallotsen, den Branchenver-
band bremen digitalmedia oder direkt über die 
Wirtschaftsförderungen von Bremen und Bremer-
haven. Darüber hinaus gibt es in Bremen und Bre-
merhaven für kleine und mittlere Unternehmen 
verschiedene Förderungsmöglichkeiten etwa über 
den Digitalisierungs-Beraterpool oder die RKW 
Bremen GmbH. 

Um die Angebote und Unterstützungen an die klei-
nen und mittleren Unternehmen weiter auszu-
bauen, haben im Rahmen des Maßnahmenpakets 
„Bremen Digital 2018 bis 2021“ unter Rückgriff auf 
das Know-how von Instituten und Unternehmen in 
Bremen und Bremerhaven verschiedene Veranstal-
tungen und Formate zum Themenkomplex Cyber-
sicherheit in der Wirtschaft stattgefunden, und wei-
tere sind geplant. 

Zu Frage 3: Die öffentliche Verwaltung ist grund-
sätzlich den gleichen Risiken ausgesetzt wie Unter-
nehmen. Diesen Risiken wird umfangreich und auf 

unterschiedlichen Ebenen begegnet. Handlungs-
anweisungen für Beschäftigte im Land und der 
Stadtgemeinde Bremen legen beispielsweise fest, 
welche Arten von Daten im Homeoffice bearbeitet 
werden dürfen. Die Arbeit im Homeoffice ist seit 
dem 21. September 2020 im Rahmen der Dienstver-
einbarung „Mobile Arbeit“ geregelt. Zudem wer-
den die Beschäftigten des Landes und der beiden 
Stadtgemeinden laufend auf verschiedene Art und 
Weise für die Gefahren sensibilisiert und über den 
Umgang damit instruiert. Darüber hinaus werden 
die Zugänge zu den IT-Diensten und den Fachan-
wendungen durch die zentralen IT-Dienstleister 
der FHB, Dataport, beziehungsweise das BIT für 
Bremerhaven betrieben und auf dem Stand der 
Technik abgesichert. Auf diese Weise stehen für 
das Land und die Stadtgemeinde Bremen derzeit 
circa 5 000 verschlüsselte Verbindungen zur Verfü-
gung, für die Stadt Bremerhaven sind das circa 650. 

Die Beschäftigten der öffentlichen Verwaltung be-
nutzen zudem für die Arbeit im Homeoffice aus-
schließlich dienstliche Geräte, die für den Zugang 
zu den Verwaltungsnetzen durch eine Kombina-
tion aus Besitz und Wissen abgesichert sind. – So 
weit die Antwort des Senats! 

Präsident Frank Imhoff: Haben Sie eine Zusatz-
frage? – Bitte sehr! 

Abgeordneter Mustafa Öztürk (Bündnis 90/Die 
Grünen): Herr Staatsrat, Sie hatten zu Frage 2 und 
zu Frage 3 ausführlich geantwortet. Ich würde gern 
eine Frage formulieren, die beides zusammenfasst. 
Das Thema verschlüsselte Kommunikation haben 
Sie für die bremische Verwaltung unter Frage 3 be-
antwortet. Zu Frage 2, in der es um die Wirtschaft 
geht: Beschäftigte, die im Homeoffice tätig sind, 
können vielfach nicht auf verschlüsselte Kommuni-
kation zugreifen, wenn die Unternehmen das, ab-
gesehen von sicherem oder unsicherem WLAN, 
nicht bereitstellen. Welche Möglichkeit sieht der 
Senat in Zusammenarbeit mit den Kammern, den 
Beschäftigten Unterstützung zukommen zu lassen, 
aber auch die Unternehmen zu motivieren, ihre Be-
schäftigten im Homeoffice besser zu schützen. 

Staatsrat Kai Stührenberg: Das ist genau die Situ-
ation, wir sind im Jahr 2020 durch die zunehmende 
Nutzung von Homeoffice und die ganzen Video-
konferenzen in eine Situation geraten, auf die ei-
nige Unternehmen noch nicht vorbereitet sind. 
Deswegen werden die Angebote der Beratungsin-
stitutionen ausgeweitet. Das heißt, wir haben ein 
umfangreiches Netz von Institutionen, wo ich mich 
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als Unternehmer beraten lassen kann, wo ich ge-
nau erfahren kann, welche Technologien kann ich 
zum Einsatz bringen, zu welchen Kosten, mit wel-
chen Ressourcen muss das gemacht werden, und so 
gibt es ein umfangreiches Beratungsangebot. 

Dieses Beratungsangebot wird gefördert, das heißt, 
wir haben in verschiedenen Bereichen, sei es im 
Land, aber auch beim Bund, beispielsweise das 
Programm „Go digital“. Hier kann man sich ent-
sprechende Beratungsinstanzen einkaufen. Die 
technologischen Möglichkeiten sind bekannt, sie 
werden auf verschiedenste Art und Weise an die 
Unternehmen herangetragen, und es ist letztend-
lich natürlich auch die Aufgabe der Arbeitge-
ber*innen, dafür zu sorgen, dass diese Einrichtun-
gen für die Mitarbeiter*innen zur Verfügung ge-
stellt werden. 

Präsident Frank Imhoff: Herr Staatsrat, eine Zu-
satzfrage durch die Abgeordnete Lencke Wisch-
husen! – Bitte sehr, Frau Kollegin! 

Abgeordnete Lencke Wischhusen (FDP): Herr 
Staatsrat, habe ich Sie richtig verstanden, dass wir 
für das Homeoffice dienstliche Geräte zur Verfü-
gung stellen, also keine eigenen Geräte verwendet 
werden? 

Staatsrat Kai Stührenberg: Ja, im Bereich der öf-
fentlichen Verwaltung ist das so. Wir haben hohe 
Quoten, dass alle Mitarbeiter, die im Homeoffice 
sein möchten, mit einem Laptop ausgerüstet wer-
den und dann über die gesicherten Zugänge arbei-
ten können. 

Präsident Frank Imhoff: Frau Kollegin, haben Sie 
eine weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr! 

Abgeordnete Lencke Wischhusen (FDP): Ich habe 
tatsächlich eine anschließende Frage: Sie haben 
eben das Wort Laptop benutzt. Laut Arbeitsstätten-
verordnung sind Laptops im Homeoffice nicht ge-
stattet, sondern nur Geräte, bei denen zum Beispiel 
Bildschirm und Tastatur getrennt sind. Wie stellt 
die Verwaltung sicher, dass die Arbeitsstättenver-
ordnung eingehalten wird? 

Staatsrat Kai Stührenberg: Ich kann mir vorstellen, 
dass es hier – –. Wir haben in der Situation und der 
Schnelligkeit, in der reagiert werden musste, natür-
lich nicht in allen Haushalten die Situation geschaf-
fen, dass dort komplette mobile Arbeitsplätze ein-
gerichtet werden konnten. In solch einer Krisenzeit 
wie jetzt ist der Umgang mit Laptops durchaus zu-
zumuten, wobei es sich mittlerweile nicht mehr um 

eine besondere Art und Weise der Arbeit handelt, 
sondern um eine sehr gängige. Ich halte es nicht für 
ein großes Risiko, zu Hause mit dem Laptop zu ar-
beiten. Natürlich ist es für die Zukunft angedacht, 
noch weitere Plätze zu schaffen, aber jetzt geht es 
erst einmal darum, dass Homeoffice möglich ist und 
die Mitarbeiter*innen entsprechend geschützt 
sind. Die Arbeit damit funktioniert wunderbar. 

Präsident Frank Imhoff: Frau Abgeordnete Wisch-
husen, haben Sie eine weitere Zusatzfrage? – Bitte 
sehr! 

Abgeordnete Lencke Wischhusen (FDP): Auch 
gern anschließend: Es freut mich, dass Sie das so 
unkompliziert und unbürokratisch sehen. Könnten 
Sie sich vor dem Hintergrund vorstellen, eine Initi-
ative auf den Weg zu bringen, die Arbeitsstätten-
verordnung dementsprechend zu ändern, damit 
dieses flexible Arbeiten, so wie Sie es eben be-
schrieben haben, auch rechtlich möglich ist? 

Staatsrat Kai Stührenberg: Ja, das wird durchaus 
eine Option sein, die zu prüfen ist, wie so viele Fra-
gen, die durch die geänderte Situation arbeits-
rechtlich abgeprüft werden müssen. Zurzeit geht es 
darum, flexibel Lösungen zu finden. Im weiteren 
Schritt ist es notwendig, die gesetzlichen Rahmen-
bedingungen gegebenenfalls anzupassen, keine 
Frage. 

Präsident Frank Imhoff: Herr Staatsrat, es gibt eine 
weitere Zusatzfrage durch den Abgeordneten 
Thomas Röwekamp. – Bitte schön! 

Abgeordneter Thomas Röwekamp (CDU): Herr 
Staatsrat, haben Sie einen Überblick darüber, in 
welchem Umfang in den einzelnen Ressorts von 
dieser Möglichkeit zum mobilen Arbeiten nach der 
Dienstvereinbarung vom 20. September 2020 Ge-
brauch gemacht wird? Was ist die Ursache dafür, 
dass in der Dienstvereinbarung selbst eine Sollvor-
schrift vorhanden ist, wonach der Anteil der mobi-
len Arbeit nicht mehr als 20 Prozent der Gesamtar-
beitszeit betragen soll? 

Staatsrat Kai Stührenberg: Das ist eine gute Frage! 
Zum Thema Anteile kann ich für das Wirtschafts-
ressort sagen, er liegt bei etwa 60 Prozent, für die 
anderen Häuser, müssten wir das noch einmal 
nachprüfen. Wieso das in der Dienstvereinbarung 
mit den 20 Prozent festgelegt ist, kann ich zurzeit 
nicht beantworten, das müssten wir noch einmal 
prüfen und nachliefern. 
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Präsident Frank Imhoff: Herr Kollege Röwekamp, 
haben Sie eine weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr! 

Abgeordneter Thomas Röwekamp (CDU): Darf ich 
noch einmal fragen: Das ist eine Regelung, die aus-
drücklich in den Zeiten der Pandemie getroffen 
worden ist. Kann ich das so verstehen, dass Ihr Res-
sort zurzeit gegen die Dienstvereinbarung verstößt, 
wenn Sie 60 Prozent Heimarbeit haben? 

Staatsrat Kai Stührenberg: Nein, das muss ich mir 
noch einmal anschauen. Wir haben zurzeit für so 
viele Mitarbeiter*innen wie möglich die Möglich-
keit geschaffen, im Homeoffice arbeiten zu kön-
nen, wie das mit der Dienstvereinbarung ist, müs-
sen wir noch einmal prüfen. 

Präsident Frank Imhoff: Herr Staatsrat, es gibt eine 
weitere Zusatzfrage durch den Abgeordneten Ingo 
Tebje. – Bitte schön! 

Abgeordneter Ingo Tebje (DIE LINKE): Herr 
Staatsrat Stührenberg, Sie haben gerade ausge-
führt, dass das kurzfristige Reagieren, das Arbeiten 
mit dem Laptop zu Hause, eine Maßnahme ist, um 
das sichere Arbeiten für die Beschäftigten sicher-
zustellen. Würden Sie mir für die Zukunft recht ge-
ben, dass arbeitsschutzrechtliche oder gesund-
heitsschutzrechtliche Vorkehrungen getroffen wer-
den müssen, damit die Kollegen geschützt sind? 
Vernünftig sitzen zu können, eine vernünftige Be-
leuchtung zu haben, eine angemessene Ausstat-
tung der Arbeitsplätze zu haben, damit ihre Ge-
sundheit nicht gefährdet wird? 

Staatsrat Kai Stührenberg: Das ist keine Frage! Die 
Schutzverordnung hat ihren Sinn, und natürlich 
müssen Arbeitsplätze geschaffen werden, die die 
Gesundheit nicht gefährden. Das sind Aufgaben 
und Herausforderungen, die in den nächsten Mo-
naten angegangen werden müssen. 

Präsident Frank Imhoff: Herr Staatsrat, weitere Zu-
satzfragen liegen nicht vor. – Ich bedanke mich für 
die Beantwortung. 

Anfrage 4: Welche Pläne verfolgt der Senat im 
Bereich der Ausbildung zur staatlich anerkannten 
Erzieherin/Erzieher für das Schuljahr 2021/2022  
Anfrage der Abgeordneten Dr. Solveig Eschen, 
Christopher Hupe, Björn Fecker und Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen  
vom 10. Dezember 2020 

Frau Kollegin, Sie haben das Wort! 

Abgeordnete Dr. Solveig Eschen (Bündnis 90/Die 
Grünen): Wir fragen den Senat: 

1. In welcher Form und in welchem Umfang wird 
es auch im Schuljahr 2021/2022 die Möglichkeit für 
Interessierte in Bremen geben, sich auf einen Platz 
im Rahmen der in 2020 bereits im dritten Durchlauf 
angebotenen „Praxisorientierten Ausbildung“, 
PiA, zu bewerben? 

2. Wie konkret sind die Planungen des Senats für 
das Schuljahr 2021/2022, die „Integrierte Re-
gelausbildung“, InRA, für Interessierte mit dem 
Ziel einer Ausbildung zum beziehungsweise zur 
staatlich anerkannten Erzieherin/Erzieher zu be-
ginnen? 

3. Welche Parallelen und welche Unterschiede be-
stehen zwischen den beiden Bildungswegen PiA 
und InRA, und wie bewertet der Senat diese? 

Präsident Frank Imhoff: Diese Anfrage wird beant-
wortet durch Senatorin Dr. Claudia Bogedan. 

Senatorin Dr. Claudia Bogedan: Sehr geehrter 
Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Für den Senat beantworte ich die Anfrage 
wie folgt: 

Zu Frage 1: Der Senat strebt an, die Praxisinte-
grierte Ausbildung auch zum Schuljahr 2021/2022 
im Umfang von zwei Klassenverbänden mit jeweils 
25 Teilnehmenden durchzuführen. Zurzeit wird ge-
prüft, ob der bisherige Modellversuch verlängert 
werden kann oder die Überführung in ein Regelan-
gebot möglich ist. Nach erfolgter Prüfung werden 
hierzu die Gremien befasst. 

Interessierte sollen, wie in den Vorjahren, einen 
Arbeitsvertrag mit einem Kitaträger abschließen 
können, sofern sie auch die Voraussetzungen zur 
Aufnahme an die Fachschule erfüllen. 

Zu Frage 2: Der Senat strebt an, mit einer praxisin-
tegrierten Form der Regelausbildung zum Schul-
jahr 2021/2022 zu beginnen. Aktuell werden kon-
zeptionelle Fragen erörtert und verschiedene Lö-
sungsvarianten geprüft: Personen, die grundsätz-
lich einen Anspruch auf BAföG geltend machen 
können, sollen diesen Anspruch in vollem Umfang 
wahrnehmen können. Aufgrund von Veränderun-
gen im BAföG-Recht muss die vorgesehene Ver-
zahnung von Theorie und Praxis derzeit überarbei-
tet werden, um den Kreis an BAföG-Berechtigten 
nicht einzuschränken. Darüber hinaus werden wei-
tere Möglichkeiten finanzieller Unterstützung, wie 



2678 Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 20. Wahlperiode – 21. Sitzung am 27.01.2021 und 28.01.2021 

Prämien, geprüft, die nicht auf die BAföG-Leistun-
gen angerechnet werden müssen und damit einen 
finanziellen Anreiz schaffen. Mit den Ergebnissen 
dieser Prüfung werden die Gremien entsprechend 
befasst werden. 

Zu Frage 3: Sowohl PiA als auch jede andere Form 
praxisintegrierter Ausbildung führen zum Ab-
schluss „Staatlich anerkannte Erzieherin“ bezie-
hungsweise „Staatlich anerkannter Erzieher“. Sie 
haben jeweils einen Umfang von mindestens 2 400 
Stunden Theorie und 1 200 Praxisstunden. Alle 
praxisintegrierten Weiterbildungsformate qualifi-
zieren für den Einsatz in allen sozialpädagogischen 
Arbeitsfeldern. Grundsätzlich bestehen alle praxis-
integrierten Weiterbildungsformate aus einer Ver-
knüpfung von Theorie- und Praxiselementen vom 
ersten Tag an. 

Während das angestrebte praxisintegrierte Modell 
an den öffentlichen Fachschulen ein fachschuli-
sches Angebot inklusive BAföG-Berechtigung und 
Schulferien darstellen soll, sind die Teilnehmenden 
an PiA gleichzeitig bei einem Kitaträger angestellt, 
werden nach Tarifrecht bezahlt und haben den ta-
rifvertraglichen Urlaubsanspruch. Die angestrebte 
praxisintegrierte Weiterbildung soll damit eine 
vollwertige Weiterbildung für alle Einsatzfelder der 
pädagogischen Arbeit darstellen, die auf eine noch 
stärkere beziehungsweise früher beginnende Ver-
zahnung von Theorie und Praxis, eine finanzielle 
Unterstützung ähnlich einer Vergütung und eine 
Ausschöpfung aller Möglichkeiten zur zeitlichen 
Verkürzung zielt. Zielgruppe sind insbesondere 
junge Menschen. PiA soll insbesondere lebenser-
fahrenere Menschen mit der Bereitschaft zur beruf-
lichen Umorientierung ansprechen. 

Es ist geplant, die unterschiedlichen Wege in den 
Beruf für die vielfältigen Zielgruppen klarer zu ge-
stalten, um sie besser ansprechen und für diese 
Karriere interessieren zu können. – So weit die Ant-
wort des Senats! 

Präsident Frank Imhoff: Haben Sie eine Zusatz-
frage? – Bitte sehr! 

Abgeordnete Dr. Solveig Eschen (Bündnis 90/Die 
Grünen): Was wären die Voraussetzungen für eine 
Überführung von PiA in ein Regelangebot? 

Senatorin Dr. Claudia Bogedan: Wir werden dazu 
eine hoffentlich nicht ganz so umfangreiche Anpas-
sung der Fachschulverordnung machen müssen, 
die dann der Deputation vorgelegt werden wird. 

Ansonsten liegt das alles im Bereich der Fachschu-
len. Das sind Umorganisationen, die Verzahnung 
von Theorie und Praxis zu machen, das heißt, das 
sind organisatorische, keine formaljuristischen 
Hürden. 

Präsident Frank Imhoff: Frau Senatorin, es gibt 
eine weitere Zusatzfrage des Abgeordneten Ingo 
Tebje. – Bitte sehr! 

Abgeordneter Ingo Tebje (DIE LINKE): Frau Sena-
torin, Sie haben gerade ausgeführt, dass Sie prüfen, 
PiA in die Regelausbildung zu integrieren. Wäre es 
dann in Zukunft denkbar, dass auch in einzelnen 
Klassenverbänden an öffentlichen Schulen die PiA 
stattfinden könnte? 

Senatorin Dr. Claudia Bogedan: Das ist eine der im 
Moment noch in der Debatte und in der Prüfung 
stehenden Fragen, wie die rechtliche Konstruktion 
so sein kann, dass man das Format weiterführen 
kann. Das möchte ich im Moment nicht abschlie-
ßend beantworten, weil es eine der Fragen ist, die 
in der Prüfung sind, und ich habe das Ergebnis 
noch nicht vorliegen. 

Präsident Frank Imhoff: Weitere Zusatzfragen lie-
gen nicht vor. – Ich bedanke mich für die Beantwor-
tung. 

Anfrage 5: Wie steht der Senat zur Mehrwertsteu-
eranpassung für den Busfernverkehr?  
Anfrage der Abgeordneten Thore Schäck, Lencke 
Wischhusen und Fraktion der FDP  
vom 10. Dezember 2020 

Bitte schön, Herr Kollege Schäck, Sie haben das 
Wort! 

Abgeordneter Thore Schäck (FDP): Wir fragen den 
Senat: 

1. Wie ist die Haltung des Senats zu der ungleichen 
Besteuerung der Verkehrsträger im Fernverkehr – 
Bahn und Bus –? 

2. Wie bewertet der Senat die Verzerrung des Wett-
bewerbs und die negativen Klimafolgen durch die 
ungleiche Besteuerung? 

3. Inwieweit plant der Senat eine eigene Bundes-
ratsinitiative zur Mehrwertsteuersenkung für den 
Fernbusverkehr? 
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Präsident Frank Imhoff: Diese Anfrage wird beant-
wortet von Frau Bürgermeisterin Dr. Maike Schae-
fer. 

Bürgermeisterin Dr. Maike Schaefer: Sehr geehr-
ter Herr Präsident, meine Damen und Herren, für 
den Senat beantworte ich die Anfrage wie folgt: 

Zu Frage 1: Sowohl die Bahn als auch der Fernbus 
weisen eine deutlich bessere Klimabilanz im Fern-
verkehr auf als der Pkw oder das Flugzeug. Daher 
wird die Schaffung attraktiver Rahmenbedingun-
gen für die beiden erstgenannten Verkehrsmittel 
unterstützt. 

Im Schienenfernverkehr wurde im Zuge des 
Klimapakets die Mehrwertsteuer zur Stärkung der 
umweltfreundlichen Bahn von 19 Prozent auf sie-
ben Prozent reduziert. Der Steuersatz für den Fern-
busverkehr wurde nicht angepasst. Bei der Be-
trachtung der Besteuerung des Schienenfernver-
kehrs und des Busfernverkehrs müssen auch wei-
tere unterschiedliche Kostenaspekte berücksichtigt 
werden: Während die Bahnunternehmen Trassen-
gebühren und Stationspreise entrichten müssen, 
profitieren die Fernbusanbieter noch von den Privi-
legien der Etablierung dieses neuen Mobilitätsan-
gebots. Fernbusse sind von der Maut befreit, müs-
sen nur in wenigen Städten für die Nutzung von 
Fernbusstationen bezahlen und profitieren durch 
vergleichsweise laxe Kundenrechte bei Verspätun-
gen. Vor diesem Hintergrund wäre bei einer An-
gleichung der Besteuerung auch die Schaffung 
gleicher Rahmenbedingungen in den anderen ge-
nannten Bereichen erforderlich. 

Zu Frage 2: Wie in der Antwort zu Frage 1 darge-
stellt, weisen die beiden Verkehrsalternativen 
Bahn und Bus im Fernverkehr zwar unterschiedli-
che Belastungen in einzelnen Kostensegmenten 
auf, eine Wettbewerbsverzerrung entsteht dadurch 
jedoch nicht. 

Während der Fernbus und die Eisenbahn auf län-
geren Strecken nach Aussagen des Umweltbun-
desamtes die ökologischsten Verkehrsmittel sind, 
verursachen insbesondere der Pkw und der Luft-
verkehr verhältnismäßig starke negative Klimafol-
gen. So emittiert der Pkw-Verkehr rund fünfmal 
und der Luftverkehr über siebenmal so viel Treib-
hausgase je Personenkilometer wie die Bahn bezie-
hungsweise der Fernbus. Daher müssen zur Redu-
zierung der negativen Klimafolgen insbesondere 
die bestehenden Wettbewerbsverzerrungen zum 
Pkw- und Luftverkehr korrigiert werden. 

Zu Frage 3: Der Senat plant keine Bundesratsiniti-
ative zur Absenkung der Mehrwertsteuer im Fern-
busverkehr. – So weit die Antwort des Senats! 

Präsident Frank Imhoff: Herr Kollege Schäck, ha-
ben Sie eine Zusatzfrage? – Bitte sehr! 

Angeordneter Thore Schäck (FDP): Vielen Dank 
für die aufschlussreichen Antworten! Ich habe noch 
eine Rückfrage zu der konkreten Frage, die ja über 
diesen Einzelfragen schwebt. Ganz konkret: Wie 
stehen Sie zu einer Mehrwertsteueranpassung be-
ziehungsweise einer Mehrwertsteuersenkung für 
den Busfernverkehr? 

Bürgermeisterin Dr. Maike Schaefer: Wie ich vor-
hin schon ausgeführt habe, gibt es ja noch eine Be-
vorteilung des Busfernverkehrs, weil die Unterneh-
men keine Trassenpreise und keine Maut zahlen. 
Ich glaube, wenn wir da eine Anpassung hätten, 
ähnlich wie bei der Bahn, dann finde ich es auch 
gerechtfertigt, über eine Absenkung der Mehr-
wertsteuern nachzudenken. Solange aber Fernbu-
sunternehmen das nicht bezahlen müssen, ist es 
nur gerecht, auch gegenüber der Bahn, dass wir die 
Mehrwertsteuer im Moment noch nicht absenken. 

Präsident Frank Imhoff: Weitere Zusatzfragen lie-
gen nicht vor. – Ich bedanke mich für die Beantwor-
tung. 

Anfrage 6: Evangelikale Sexualpädagogik an 
Bremer Schulen?  
Anfrage der Abgeordneten Kai-Lena Wargalla, 
Christopher Hupe, Björn Fecker und Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen  
vom 10. Dezember 2020 

Bitte, Frau Kollegin Wargalla! 

Abgeordnete Kai-Lena Wargalla (Bündnis 90/Die 
Grünen): Wir fragen den Senat: 

1. An welchen öffentlichen und privaten Schulen 
im Land Bremen wurden in den Schuljahren 
2018/2019, 2019/2020 und 2020/2021 in welchen 
Schulstufen, in welchem Umfang und mit welchen 
Inhalten Unterrichtseinheiten unter Beteiligung 
des evangelikalen Vereins „Christliche Eltern-Ini-
tiative e. V.“ durchgeführt? 

2. Wie bewertet der Senat die Mitwirkung eines 
evangelikalen Vereins, der Schwangerschaftsab-
brüche, Homosexualität und Sex vor der Ehe ab-
lehnt, an der Sexualerziehung an Bremer Schulen? 
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3. Welche Ziele, Inhalte und Formen hatten diese 
Unterrichtseinheiten insbesondere in Bezug auf 
Schwangerschaftsabbrüche und das sogenannte 
Post Abortion Syndrom, und inwieweit entsprechen 
die unter Beteiligung des genannten Vereins ver-
mittelten Unterrichtsinhalte dem Landesaktions-
plan gegen Homo-, Trans- und Interphobie? 

Präsident Frank Imhoff: Diese Anfrage wird beant-
wortet durch Senatorin Dr. Claudia Bogedan. 

Senatorin Dr. Claudia Bogedan: Sehr geehrter 
Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Für den Senat beantworte ich die Anfrage 
wie folgt: 

Zu Frage 1: Die „Christliche Eltern-Initiative e. V.“ 
ist nur in der Stadtgemeinde Bremen aktiv, in Bre-
merhaven ist dieser Verein nicht bekannt. Der Ver-
ein bietet Unterrichtseinheiten zu diesen drei The-
men an: „Wer bin ich? Ich bin wer!“ für den sechs-
ten Jahrgang, „Mobbing – mit mir nicht!“ für den 
siebten und achten Jahrgang und „Schwanger 
schaf(f)t Konflikt“ für den neunten und zehnten 
Jahrgang. 

Im Schuljahr 2018/2019 haben diese Angebote fol-
gende Schulen in Anspruch genommen: Einmal die 
Werkschule Huchting mit der neunten Jahrgangs-
stufe, achtmal die Oberschule In den Sandwehen 
mit der neunten und mit der sechsten Jahrgangs-
stufe, zweimal die Privatschule Mentor mit der 
neunten und mit der sechsten Jahrgangsstufe, 
zehnmal die Freie Evangelische Bekenntnisschule 
mit der neunten Jahrgangsstufe und mit der sechs-
ten Jahrgangsstufe. 

Im Schuljahr 2019/2020 haben diese Angebote fol-
gende Schulen in Anspruch genommen: Einmal die 
Werkschule Huchting mit der neunten Jahrgangs-
stufe, fünfmal die Oberschule In den Sandwehen 
mit der neunten Jahrgangsstufe, fünfmal die Pri-
vatschule Mentor mit der neunten, achten und 
sechsten Jahrgangsstufe, zehnmal die Freie Evan-
gelische Bekenntnisschule mit der neunten, achten 
und sechsten Jahrgangsstufe. 

Im noch laufenden Schuljahr 2020/2021 wurden 
bislang fünf Projekttage an der Freien Evangeli-
schen Bekenntnisschule Habenhausen in der 
sechsten Jahrgangsstufe durchgeführt. 

Zu Frage 2: Laut Artikel 1 Absatz 1 des Grundge-
setzes ist die Würde des Menschen – und nicht des 
heterosexuellen, deutschen oder christlichen Men-

schen – unantastbar. Dazu steht der Senat unver-
brüchlich und lehnt dementsprechend die Beteili-
gung aller Vereine, die dieses Grundrecht missach-
ten, an der Unterrichtsgestaltung ab. Gestützt wird 
dies durch Paragraf 5 Absatz 1 des Bremischen 
Schulgesetzes, der die Verpflichtung ausspricht, 
dass schulische Bildung und Erziehung nach den 
allgemeinen Menschenrechten und den im Grund-
gesetz und der Landesverfassung formulierten 
Werten auszurichten ist. Die Schule hat den Bil-
dungsauftrag gefährdenden Äußerungen religiö-
ser, weltanschaulicher oder politischer Intoleranz 
entgegenzuwirken. 

Nach Paragraf 5 Absatz 2 des Schulgesetzes soll 
Schule insbesondere erziehen zur Bereitschaft, sich 
für die Gleichberechtigung der Geschlechter ein-
zusetzen und Minderheiten in ihren Eigenarten zu 
respektieren, sich gegen ihre Diskriminierung zu 
wenden und Unterdrückung abzuwehren. 

Vereine, die auf Einladung der Schulen die Unter-
richtsgestaltung unterstützen, haben den sich dar-
aus ergebenden Verpflichtungen nachzukommen; 
sie müssen zudem vom Land Bremen anerkannt 
sein sowie von einem menschenrechtsbasierten 
Ansatz und der Überparteilichkeit geleitet sein. 
Der Verein Christliche Eltern-Initiative e. V. gehört 
zum Dachverband der Diakonie und ist in Bremen 
öffentlich anerkannt. Dafür, dass der Verein die Bil-
dungs- und Erziehungsziele und die Grundrechte 
missachten würde, liegen dem Senat keine An-
haltspunkte vor, um eine Einladung an Schulen zu 
unterbinden. Die Schulaufsicht wird die Einhaltung 
der rechtlich vorgegebenen Bindungen aber weiter 
überprüfen. 

Zu Frage 3: Die angebotene Unterrichtseinheit 
„Schwanger schaf(f)t Konflikt“ geht den Fragen 
nach „Wie schütze ich mich vor Geschlechtskrank-
heiten“, „Welche Verhütungsmethoden gibt es“ 
sowie „Welche rechtlichen Möglichkeiten beste-
hen im Umgang mit einer ungewollten Schwanger-
schaft“. Ziel dieser Unterrichtseinheit ist es nach 
Auskunft des Vereins, dass die Schüler*innen 
selbstkritisch Position beziehen. Eine Bewertung 
der in der Regel sehr unterschiedlichen Schüler*in-
nenpositionen seitens der Mitarbeitenden des Ver-
eins erfolgt ausweislich der Auskunft des Vereins 
nicht. 

Es wird weiter nachzuhalten sein, dass im Rahmen 
derartiger Unterrichtsangebote über die angesto-
ßenen Diskussionen die Pluralität gewahrt bleibt 
und die Inhalte nicht im Widerspruch zum Antidis-
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kriminierungsgebot im Allgemeinen und dem Lan-
desaktionsplan gegen Homo-, Trans- und Interpho-
bie im Besonderen stehen. Das sogenannte Post 
Abortion Syndrom ist in Deutschland wie auch von 
der WHO nicht anerkannt oder klassifiziert und 
kommt in den hier benannten Unterrichtseinheiten 
nach schulaufsichtlicher Überprüfung nicht vor. – 
So weit die Antwort des Senats! 

Präsident Frank Imhoff: Frau Kollegin, haben Sie 
eine Zusatzfrage? – Bitte sehr! 

Abgeordnete Kai-Lena Wargalla (Bündnis 90/Die 
Grünen): Der evangelikale Verein spricht öffent-
lich von sechs Bremer Schulen, an denen er regel-
mäßig Sexualerziehungsunterricht gibt, Sie spre-
chen in Ihrer Antwort von vier Schulen. Ich kann 
mir vorstellen, dass das die Eltern in Bremen ver-
unsichert. Was stimmt denn nun? 

Senatorin Dr. Claudia Bogedan: Wir haben den 
Verein aufgefordert, uns seine Äußerung darzule-
gen, damit wir das im Einzelfall nachprüfen kön-
nen. Ich muss mich an dieser Stelle erst einmal auf 
die schulaufsichtliche Abfrage an den stadtbremi-
schen Schulen stützen, die dieses Bild ergeben hat. 

Präsident Frank Imhoff: Haben Sie eine weitere 
Zusatzfrage? – Bitte sehr! 

Abgeordnete Kai-Lena Wargalla (Bündnis 90/Die 
Grünen): Bei der Antwort auf Frage 1 haben Sie die 
Themen der drei Unterrichtseinheiten aufgeführt 
und welche Schulen das wie oft in Anspruch ge-
nommen haben. Sie haben aber nicht aufgeführt, 
welche der drei Unterrichtseinheiten jeweils in An-
spruch genommen wurden. Können Sie das noch 
nachreichen? 

Senatorin Dr. Claudia Bogedan: Das kann ich auf 
jeden Fall gern nachreichen. 

Präsident Frank Imhoff: Frau Kollegin Wargalla, 
haben Sie eine weitere Zusatzfrage zu diesem 
Thema? – Bitte sehr! 

Abgeordnete Kai-Lena Wargalla (Bündnis 90/Die 
Grünen): Sie sagen in Ihrer Antwort, dass allein die 
Freie Evangelische Bekenntnisschule Bremen, 
FEBB, in den vergangenen zwei Schuljahren je-
weils zehnmal den evangelikalen Verein zu sich 
eingeladen hat und dass es in diesem Schuljahr bis-
her fünf Projekttage gab. Was sind denn diese Pro-
jekttage, und inwiefern unterscheiden die sich von 
den Unterrichtseinheiten, und welche Inhalte wur-
den dort vermittelt? 

Senatorin Dr. Claudia Bogedan: Diese Frage ist so 
detailliert, da muss ich passen, und das muss ich 
Ihnen nachliefern! Die Schulaufsicht für die Schu-
len in freier Trägerschaft ist genau zu diesen Fra-
gen in engem Austausch mit der FEBB, und ich bin 
mir sehr sicher, dass sie das sehr schnell beantwor-
ten kann. 

Präsident Frank Imhoff: Eine weitere Zusatzfrage, 
Frau Kollegin? – Bitte sehr! 

Abgeordnete Kai-Lena Wargalla (Bündnis 90/Die 
Grünen): Wir haben ja nachgefragt, wie der Senat 
die Mitwirkung des Vereins an der Sexualerzie-
hung an Bremer Schulen bewertet, und Sie antwor-
ten erstens mit dem Grundgesetz, zweitens mit 
dem Schulgesetz, und drittens sagen Sie, dass die-
ser Verein ein eingetragener Verein ist. Aber das 
allein qualifiziert ja nicht für Sexualerziehung. Es 
gibt sehr viele Vereine in Bremen, die dem Grund-
gesetz verpflichtet sind, die ich aber nicht unbe-
dingt in der Sexualerziehung unserer Kinder sehen 
würde. Was qualifiziert denn diesen Verein dafür? 

Senatorin Dr. Claudia Bogedan: Im Grundsatz ha-
ben wir das Gebot, dass wir in den Schulen tatsäch-
lich auch gern mit außerschulischen Trägern ko-
operieren. Unsere Schulen haben sozusagen die 
Rahmensetzung dafür zu beachten, die ich vorge-
tragen habe. Insofern ist die Frage erst einmal, ob 
der Verein zugelassen ist oder nicht, nicht die alles 
entscheidende Frage, sondern die Frage ist, haben 
die Schulleitungen überprüft, dass die vorgetrage-
nen Unterrichtseinheiten den grundsätzlichen An-
sprüchen der Bildung in der Schule Rechnung tra-
gen. 

Das haben wir ja in ganz vielfältigen Kontexten, 
auch beispielsweise in Bereichen der politischen 
Bildung, wo darüber hinaus noch auf den Beutels-
bacher Konsens abgestellt wird, der jetzt auch 
keine formaljuristische Hürde ist, aber wo klar ist: 
Anbieter in den Schulen müssen sich bestimmten 
Spielregeln unterwerfen, und es kann nicht jeder 
den Zugang zu Schülerinnen und Schülern haben. 

Die Verantwortung liegt in allererster Hand in der 
Schule, die die Möglichkeiten nutzt, die wir ihr in 
der Rahmengesetzgebung zur Verfügung stellen. 
Die Überprüfung muss auch an allererster Stelle 
vor Ort gestaltet werden, und dann kommt die 
Schulaufsicht zum Tragen, die natürlich, wenn es 
einen Anlass gibt, dass es Hinweise gibt, dass dort 
etwas nicht entsprechend diesen Grundsätzen er-
folgt, dann in die Überprüfung eintritt, wie wir es 
jetzt getan haben. 
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Präsident Frank Imhoff: Frau Wargalla, haben Sie 
eine weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr! 

Abgeordnete Kai-Lena Wargalla (Bündnis 90/Die 
Grünen): Dann frage ich noch einmal deutlicher: 
Inwiefern sind Sie wirklich der Meinung, dass eine 
evangelikale Initiative, die es zum ausdrücklichen 
Ziel hat, Schwangerschaftsabbrüche zu verhin-
dern, einen neutralen, ausgewogenen Unterricht 
anbieten kann, ausgerechnet zum Thema unge-
wollte Schwangerschaften? 

Senatorin Dr. Claudia Bogedan: Der Anspruch ist 
nicht, dass der Verein neutral ist, der Anspruch ist, 
dass der Verein sich im Rahmen der vorgetragenen 
Rechtsgrundsätze bewegt. Außerschulische Ak-
teure kommen ja genau deshalb in die Schulen, um 
die Pluralität sicherzustellen, und das ist auch die 
Ausführung, die ich gemacht habe. Das Entschei-
dende ist, dass in der Vor- und Nachbereitung im 
Unterricht darauf geachtet wird, dass alle Positio-
nen zum Tragen kommen und nicht einseitig argu-
mentiert wird und sich eine Diskussion in nur eine 
Richtung entwickelt. Das soll der grundsätzliche 
Auftrag sein, den die Schule hat. 

Präsident Frank Imhoff: Frau Kollegin Wargalla, 
haben Sie eine weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr! 

Abgeordnete Kai-Lena Wargalla (Bündnis 90/Die 
Grünen): Sie beziehen sich in Ihrer schriftlichen 
Antwort und auch hier ausschließlich auf die 
Selbstauskunft des Vereins, und ich habe ja auch 
explizit danach gefragt, ob dieser Verein, so, wie er 
das in der Presse und Öffentlichkeit selbst sagt, 
über das sogenannte Post Abortion Syndrom unter-
richtet, das ja wissenschaftlich nicht anerkannt ist. 
Nun finde ich es ein bisschen schwierig, wenn Sie 
sagen, es werde nicht unterrichtet, und Sie berufen 
sich dabei auf die Selbstauskunft des Vereins, der 
aber öffentlich etwas anderes sagt. Da würde ich 
gern fragen: Gab es denn noch andere schulauf-
sichtliche Überprüfungen, oder nur diese Anfrage 
beim Verein selbst? 

Senatorin Dr. Claudia Bogedan: Frau Abgeordnete 
Wargalla, da haben Sie mich missverstanden. Was 
ich vorgetragen habe, sind die Ergebnisse der Ab-
fragen der Schulaufsichten, und deshalb ergibt sich 
ja genau der Widerspruch. Wir haben jetzt ergän-
zend zu unserer Recherche, in deren Rahmen na-
türlich eine Überprüfung durch eine Innenabspra-
che der Schulaufsichten mit den jeweiligen Schu-
len stattgefunden hat, ob solche Inhalte vorgetra-
gen worden sind, die offenbar im Widerspruch zu 
dem stehen, wie sich der Verein öffentlich geäußert 

hat, also ergänzend zu dem, was wir schulaufsicht-
lich getan haben, die Abfrage bei dem Verein, da-
mit wir die Lücke aufklären und dem nachgehen 
können. 

Präsident Frank Imhoff: Frau Kollegin, haben Sie 
eine weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr! 

Abgeordnete Kai-Lena Wargalla (Bündnis 90/Die 
Grünen): In Anbetracht dieser nicht ganz gesicher-
ten Aussagen, an wie vielen Schulen das jetzt statt-
findet, würde ich gern wissen, woher denn Eltern 
wissen können, von wem ihre Kinder sexualpäda-
gogischen Unterricht bekommen. In welcher Form 
werden die Eltern informiert, oder müssen jetzt alle 
Eltern heute Nachmittag zum Telefonhörer greifen 
und die Schulleitungen anrufen? 

Senatorin Dr. Claudia Bogedan: Das wäre, glaube 
ich, nicht sinnhaft. Ich gehe davon aus, dass Eltern-
arbeit grundsätzlich – und in diesem Schuljahr un-
ter Coronabedingungen sicherlich deutlich er-
schwerter – immer darauf setzt, dass Eltern über 
solche Aktivitäten in der Schule informiert werden. 
Das ist der übliche Umgang, dass berichtet wird, 
was für das Schuljahr geplant ist, welche Akteure 
eingeladen werden sollen, welche besonderen un-
terrichtlichen Aktivitäten es gibt. Das gehört zum 
ganz normalen pädagogischen Handeln dazu. 

Wir gehen davon aus, dass sich unsere Lehrkräfte 
und die Schulleitungen auch daran halten, dass zu 
Beginn eines Schuljahres bei Elternversammlun-
gen darüber entsprechend gesprochen wird und 
Eltern selbstverständlich auch einbezogen werden 
und zum Beispiel über Mitbestimmungsrechte die 
Möglichkeit haben, in den Schulkonferenzen sol-
che Fragen zu stellen und darüber Statistiken zu 
bekommen. Genauso, wie ich das hier vortrage, hat 
jeder gewählte Elternbeirat die Möglichkeit, in je-
der Schulkonferenz, genau diese Fragen zu stellen, 
diese kritisch zu stellen und womöglich an der ei-
genen Schule auch eine Verabredung zu treffen, 
dass man bestimmte Anbieter dort nicht haben will. 
Es gibt nur keine Grundlage, auf der die Behörde 
das pauschal untersagen könnte, wenn wir keinen 
Anlass haben zu glauben, dass dort gegen die be-
stehenden Grundsätze verstoßen wird. 

Präsident Frank Imhoff: Frau Kollegin, haben Sie 
noch eine weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr! 

Abgeordnete Kai-Lena Wargalla (Bündnis 90/Die 
Grünen): Frau Senatorin, würden Sie Ihre Kinder 
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bei einem evangelikalen Verein, der Homosexuali-
tät und Schwangerschaftsabbrüche ablehnt, in die 
Sexualerziehung geben wollen? 

(Zuruf Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert [FDP] – 
Unruhe) 

Senatorin Dr. Claudia Bogedan: Sehr geehrte Frau 
Abgeordnete, ich stehe hier und beantworte die 
Fragen für den Senat. Das dürfte eine Frage sein, 
die wir gern einmal bei einem Kaffee erörtern kön-
nen, da sie mich persönlich betrifft, aber nicht hier 
in Antwort des Senats gegeben werden kann. 

(Beifall) 

Präsident Frank Imhoff: Frau Senatorin, es gibt 
eine weitere Zusatzfrage durch die Abgeordnete 
Sigrid Grönert. – Bitte sehr! 

Abgeordnete Sigrid Grönert (CDU): Die meisten 
Fragen, die ich hatte, hat die Senatorin eigentlich 
schon beantwortet. Ich möchte trotzdem noch ein-
mal wissen, was eigentlich evangelikale Sexualpä-
dagogik ist und ob es das überhaupt gibt. 

(Beifall CDU, FDP) 

Senatorin Dr. Claudia Bogedan: Das ist jetzt ein 
bisschen schwierig, weil ich nicht wüsste, auf wel-
cher Basis ich diese Frage für den Senat beantwor-
ten soll. Es gibt in unseren Schulbüchern keine 
evangelikale Sexualpädagogik, die ausgewiesen 
ist, sondern es ist ja gerade eine Anfrage gewesen, 
ob es da einen Zusammenhang gibt. Ich weiß ehr-
lich gesagt nicht, wie ich diese Frage beantworten 
soll. Vielleicht könnten Sie sie noch einmal anders 
formulieren, damit ich es verstehe. 

Präsident Frank Imhoff: Frau Kollegin Grönert, 
können Sie das vielleicht etwas anders formulieren 
oder eine andere Frage stellen? – Bitte sehr! 

Abgeordnete Sigrid Grönert (CDU): Die Über-
schrift dieser Anfrage für die Fragestunde setzt ja 
evangelikale Sexualpädagogik voraus, und Sie 
müssen doch wissen, was Sie da heute beantwortet 
haben, was der Begriff implizieren soll und warum 
man das dieser Initiative unterstellt. 

(Beifall CDU) 

Senatorin Dr. Claudia Bogedan: Sehr geehrte Frau 
Abgeordnete Grönert, ich habe meine Aufgabe tat-
sächlich anders verstanden. Wir sind hier in der 
Fragestunde verpflichtet, Ihnen als Abgeordnete 

umfänglich Auskunft über die Sachverhalte zu ge-
ben und nicht irgendwelche engen Interpretatio-
nen vorzunehmen, und wenn ich auch die Ausei-
nandersetzung zum Beispiel in der letzten Legisla-
turperiode richtig in Erinnerung habe, können wir 
uns nicht darauf berufen, dass wir uns irgendeinen 
Begriff heraussuchen und sagen, dass es den nicht 
gibt und die Anfrage deshalb nicht beantwortet 
wird, sondern wir sollen im Sinne der Fragesteller 
die Anfragen so umfänglich beantworten, wie es 
Ihren Rechten als Abgeordnete auch angemessen 
ist. 

Präsident Frank Imhoff: Frau Kollegin Grönert, ha-
ben Sie eine weitere Zusatzfrage. – Bitte sehr! 

Abgeordnete Sigrid Grönert (CDU): Ja, abschlie-
ßend noch! Ich gehe jetzt davon aus, dass Sie diese 
Frage selbst irgendwie interpretieren mussten, um 
darauf zu antworten? 

Senatorin Dr. Claudia Bogedan: Die Anfrage war 
aus meiner Sicht doch an vielen Stellen sehr präzise 
gestellt, und diese präzisen Auskünfte habe ich 
doch jetzt auch in einer sehr umfänglichen Antwort 
dargestellt, und es ist – aus meiner Sicht noch ein-
mal! – die Aufgabe des Senats, in der Fragestunde 
zu Fragen der Abgeordneten die Dinge und Sach-
verhalte aufzuklären, die wir aufklären können. 

Präsident Frank Imhoff: Frau Senatorin, es gibt 
eine weitere Zusatzfrage durch die Abgeordnete 
Dr. Solveig Eschen. – Bitte sehr! 

Abgeordnete Dr. Solveig Eschen (Bündnis 90/Die 
Grünen): Frau Senatorin, eine weitere Zusatzfrage 
habe ich, und ich glaube, danach wahrscheinlich 
noch eine. Sie erwähnten eben die Pluralität, die 
durch Externe, zum Beispiel Vereine, dann auch 
über Unterrichtseinheiten eingebracht wird. Gibt 
es denn dann eine Sicherstellung, dass an Schulen 
die Unterrichtseinheiten von Vereinen wie der 
Christlichen Elterninitiative, oder jetzt heißen sie, 
glaube ich, „Menschenskinners!“, durchgeführt 
werden, damit auch dort dann eine Pluralität in der 
Sexualerziehung vorhanden ist und gegebenen-
falls auch noch durch andere Vereine, die möglich-
erweise eine andere Sicht auf Sexualerziehung ha-
ben, ergänzt werden? 

Senatorin Dr. Claudia Bogedan: Jetzt komme ich 
tatsächlich in schweres Fahrwasser, weil ich eben 
das Wort Plural benutzt habe, aber die Pluralität hat 
ja bei genau dem Thema sehr enge Grenzen, die 
ich ja durch das Grundgesetz und das Schulgesetz 
vorgetragen habe. Das heißt, es ist nicht so, dass 
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jede Meinung gleichberechtigt im Unterricht statt-
finden kann, sondern sie muss sozusagen im Rah-
men dessen stattfinden, was das Grundgesetz und 
das Schulgesetz vorgeben, das ja noch einmal 
deutlicher formuliert, was unsere Haltung dazu ist, 
welche Haltung wir auch bei Schülerinnen und 
Schülern befördern müssen. Das muss grundsätz-
lich erfüllt sein, dass dazu beigetragen wird. 

Innerhalb dieses Spektrums, glaube ich, gibt es 
aber immer noch verschiedene Arten, die Dinge zu 
betrachten, insbesondere im Hinblick darauf, wie 
Schülerinnen und Schüler bei solchen lebenswelt-
lichen Fragen auch unterstützt werden können. Da 
ist es natürlich sehr wichtig, dass unterschiedliche 
Sichtweisen auch angesprochen werden, und na-
türlich haben wir auch viele Schülerinnen und 
Schüler, die wegen unterschiedlicher Herkünfte, 
aus unterschiedlichen Familien auch wieder ihre 
jeweils eigenen Ansichten haben. Jede Familie hat 
ja auch zu bestimmten lebensweltlichen Fragen ei-
gene Haltungen, die entweder auf religiösen oder 
anderen Fragen basieren. Das muss im Klassen-
raum alles Geltung haben, indem Schülerinnen 
und Schüler dort ihren Ort haben, diese Fragen los-
zuwerden, aber auch wissen, wie eine Meinungs-
bildung im Rahmen einer Demokratie vonstatten-
geht. 

Präsident Frank Imhoff: Frau Kollegin, haben Sie 
eine weitere Zusatzfrage. – Bitte sehr! 

Abgeordnete Dr. Solveig Eschen (Bündnis 90/Die 
Grünen): Ich habe eine weitere Zusatzfrage, und 
zwar erwähnten Sie ebenfalls schon die Schulauf-
sicht und dass abgesichert wird, dass, wie Sie eben 
auch noch einmal ausführten, die Unterrichtsein-
heiten dem Grundgesetz und dem Schulgesetz ent-
sprechen. Da wollte ich noch einmal nachhaken, 
wie denn diese Unterrichtseinheiten dann im Vor-
wege genau geprüft werden, ob sie tatsächlich die-
ser Entsprechung geltend ausgestaltet sind und in-
wiefern sie auch evaluiert werden. 

Senatorin Dr. Claudia Bogedan: Tatsächlich ist es 
so, dass wir nicht im Vorwege alles von Vereinen 
und Anbietern prüfen, die in der Schule als außer-
schulische Partner auftreten, sondern es gibt eine 
anlassbezogene Prüfung. Immer dann, wenn wir 
Hinweise entweder aus der Elternschaft oder aus 
den Medien oder aus öffentlichen Debatten be-
kommen oder sich eine Schule oder eine Lehrkraft 
meldet und den Eindruck hat, dass das nicht ange-
messen ist, dann gibt es anlassbezogen die Über-
prüfung. Dem wird dann nachgegangen, und dann 
erfolgt in enger Abstimmung der Schulaufsichten, 

aber auch mit dem ordnenden Teil bei mir in der 
Behörde, also denjenigen, die die Ordnungsregeln 
aufstellen, eine Überprüfung, ob die Inhalte so an-
gemessen sind. 

Präsident Frank Imhoff: Frau Kollegin, haben Sie 
eine weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr! 

Abgeordnete Dr. Solveig Eschen (Bündnis 90/Die 
Grünen): Eine letzte Frage habe ich dann noch, 
nämlich ob bei diesen Unterrichtseinheiten, die von 
Externen durchgeführt werden, generell auch die 
reguläre Lehrkraft, die den Unterricht normaler-
weise gestaltet, mit anwesend ist und ob es dazu 
Regularien gibt, oder ob die Lehrkraft dann in den 
Unterrichtseinheiten mit anderen Aufgaben be-
schäftigt ist. 

Senatorin Dr. Claudia Bogedan: Nein, die Lehr-
kraft hat zwingend anwesend zu sein, um genau 
dann die unterrichtliche Vor- und Nachbereitung 
auch angemessen durchführen zu können. 

Präsident Frank Imhoff: Frau Senatorin, es gibt 
eine weitere Zusatzfrage durch die Abgeordnete 
Maja Tegeler. – Bitte sehr! 

Abgeordnete Maja Tegeler (DIE LINKE): Frau Se-
natorin, können Sie bestätigen, dass in Grundsatz-
dokumenten evangelikaler Verbände wie zum Bei-
spiel der Evangelischen Allianz relativ klar be-
nannt wird, dass Homosexualität, Schwanger-
schaftsabbrüche und sexuelle Handlungen außer-
halb der Ehe fundamental abgelehnt werden, und 
wäre das in Ihren Augen eine Antwort auf die 
Frage der Kollegin Frau Grönert? 

Senatorin Dr. Claudia Bogedan: Also, das wird ja 
noch schwieriger, weil zur Debatte stand ja bislang 
Unterrichtsmaterial und ob wir das überprüft ha-
ben und ob dort irgendwelche Inhalte zum Tragen 
kommen, die nicht mit dem Schulgesetz und unse-
ren Rahmenbedingungen konform sind. Ich habe 
die Debatte heute nicht zum Anlass genommen, 
mir sonstige Dokumente durchzulesen, deshalb 
wäre ich jetzt sehr, sehr vorsichtig, dass mit einem 
freien, ja, selbstverständlich, zu beantworten. 

Aber natürlich verschließe ich meine Augen nicht 
vor gesellschaftlichen Diskussionen, und wir haben 
ja gerade in jüngerer Zeit verschiedene Auseinan-
dersetzungen auch mit evangelikalen Gruppierun-
gen, die sich eben genau nicht mehr auf dem Bo-
den des Grundgesetzes bewegen, und da ist es na-
türlich immer die Frage der Überprüfung, ob etwas 
eine Aktivität ist, die aus dem Schulbereich heraus 
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entfaltet werden muss. Da würde ich sagen, nein, 
Aktivität aus dem Schulbereich heraus muss dann 
entfaltet werden, wenn das in den Schulbereich 
hineinschwappt und dort nicht mehr den Ansprü-
chen, die wir an die Schule haben, Sie als Gesetz-
geber und wir als ordnende Behörde, gerecht wird. 

Präsident Frank Imhoff: Frau Kollegin, haben Sie 
eine weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr! 

Abgeordnete Maja Tegeler (DIE LINKE): Im ver-
gangenen Jahr waren wir bekanntlich mehrfach 
mit Vorwürfen von Mobbing und schwerem Miss-
brauch in der Freien Evangelischen Bekenntnis-
schule konfrontiert. Ich frage das nur ungern, aber 
nach den Interventionen hier: Gibt es Hinweise da-
rauf, dass die Elterninitiative, um die es da geht, 
Teil des Problems oder Teil der Vorfälle an der 
FEBB waren? 

Senatorin Dr. Claudia Bogedan: Dazu kann ich ak-
tuell nichts sagen, weil ich diese Frage in meinem 
Haus nicht in Vorbereitung zur Beantwortung die-
ser Anfrage gestellt habe. 

Präsident Frank Imhoff: Frau Kollegin, haben Sie 
eine weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr! 

Abgeordnete Maja Tegeler (DIE LINKE): Ja, das 
kann ich nachvollziehen. Wenn es da neue Er-
kenntnisse gibt, würden Sie diese dann mit uns tei-
len? 

Senatorin Dr. Claudia Bogedan: Das habe ich ja 
schon gesagt. Ich sehe es als meine Aufgabe an, 
dass ich Ihnen als Abgeordnete über alles das, was 
uns an Sachverhalten bekannt wird, zur Auskunft 
verpflichtet bin und dieser Auskunftspflicht auch 
gern nachkomme, und das gehört selbstverständ-
lich dazu. 

Präsident Frank Imhoff: Frau Senatorin, eine wei-
tere Zusatzfrage durch den Abgeordneten Dr. 
Magnus Buhlert! – Bitte sehr! 

Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert (FDP): Die 
Frage von eben aufgreifend: Für mich war neu, 
dass es dort auch Missbrauchsfälle an der entspre-
chenden Schule geben soll. Von den Mobbingvor-
würfen hingegen habe ich Kenntnis. Könnten Sie 
die Missbrauchsvorwürfe bestätigen? Dann wür-
den wir natürlich gern intern weiter darüber reden, 
aber ich will das hier nicht so im Raum stehen las-
sen, wenn es für mich neu ist. 

Senatorin Dr. Claudia Bogedan: Nein, wir hatten 
nach meiner Erinnerung ja vor geraumer Zeit hier 
schon einmal eine Anfrage in der Fragestunde 
dazu, wo wir deutlich gemacht haben, dass wir in 
der Sachverhaltsaufklärung sind, auch mit der 
Schule, und auch die Schulaufsicht dort überprüft, 
weil diese Vorwürfe ja tatsächlich im Raum stehen. 
Es wäre jetzt völlig falsch, dass ich in einer so 
schwerwiegenden Frage etwas beantworte, auf das 
ich heute nicht vorbereitet bin. Deshalb habe ich 
eben gesagt, ich kann das noch nicht beantworten, 
weil ich mich auf diese Frage für die heutige Fra-
gestunde nicht vorbereitet habe. 

Präsident Frank Imhoff: Herr Abgeordneter Dr. 
Buhlert, haben Sie noch eine weitere Zusatzfrage 
dazu? – Bitte sehr! 

Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert (FDP): Ja, nach-
dem ich darum gebeten habe, uns da weiter auf 
dem Laufenden zu halten! Die gruppenbezogene 
Einordnung des Vereins als evangelikal, ist das 
eine Herangehensweise, wie die Beurteilung sol-
cher Arbeit läuft, oder muss das nicht auf Basis der 
konkreten Einzelfallunterrichtung erfolgen? 

Senatorin Dr. Claudia Bogedan: Ich habe es ja vor-
hin schon versucht, deutlich zu machen: Aus-
schlaggebend für uns sind die Rahmenbedingun-
gen, die das Schulgesetz, das Grundgesetz für Ko-
operationen von Schulen mit außerschulischen 
Partnern setzen, weil wir uns im Grundsatz wün-
schen, dass Schulen auch mit außerschulischen 
Partnern – ich formuliere das jetzt bewusst weit, 
weil das ja nicht nur Vereine sein können – zusam-
menarbeiten. Deshalb kann auch nur, nicht perma-
nent für alle Klassen, für alle Jahrgangsstufen, für 
jede Schule im Bundesland im Vorhinein überprüft 
werden, ob irgendwelches Unterrichtsmaterial ge-
nutzt wird, sondern wir müssen uns darauf verlas-
sen, dass das in einem ersten Schritt Schulen und 
Lehrkräfte in ihrem jeweiligen Unterricht zu ver-
antworten haben. Bekommen wir allerdings Hin-
weise darauf, dass es Zweifel daran gibt, ob das 
entsprechend der Rahmensetzung erfolgt ist, dann 
muss man schulaufsichtlich aktiv werden, und das 
ist in dem hier vorliegenden Fall auch erfolgt. Die 
Schulaufsicht hat sich die Dinge angeschaut und ist 
zu dem Ergebnis gekommen, dass das so in Ord-
nung ist und sich nicht gegen die bestehenden Re-
geln wendet. 

Präsident Frank Imhoff: Herr Kollege Dr. Buhlert, 
haben Sie noch eine weitere Zusatzfrage zu dem 
ursprünglichen Thema? – Bitte sehr! 
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Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert (FDP): Welche 
Vereine und Institutionen sind neben dem besag-
ten in dem Bereich in Bremen tätig, und waren sie 
auch tätig an den Schulen, in denen dieser besagte 
Verein tätig war? 

Senatorin Dr. Claudia Bogedan: Das kann ich 
Ihnen nicht genau sagen. Wir führen keine Statistik 
darüber, welche Vereine und Organisationen zu 
welchen Themen auch immer in der Schule präsent 
sind. 

(Zuruf Bündnis 90/Die Grünen: Das wäre aber gut!) 

Es ist sicherlich eine politische Frage, ob man sich 
das zukünftig wünschen würde oder ob das über-
haupt leistbar ist. Das ist aber nicht die bestehende 
Grundlage des Handelns der Schulbehörde, son-
dern wir haben darüber keine Übersichten, son-
dern im konkreten Fall, wenn es einen Anlass gibt, 
dies zu überprüfen, dann werden wir aktiv. Wenn 
es eine erweiterte Frage ist, dann kann ich Ihnen 
gern an dieser Stelle sagen, das können wir gern 
abfragen und Ihnen das zur Sitzung der Deputation 
vorlegen, aber ich habe jetzt keine Erkenntnisse 
darüber. 

Präsident Frank Imhoff: Herr Kollege, haben Sie 
noch eine weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr! 

Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert: Ja, ich weiß ja 
nur und habe es selbst als Schüler in Bremen ge-
nossen, welche hervorragende Arbeit „pro familia“ 
in dem Bereich macht und kann mir vorstellen, dass 
sie an der Stelle sehr viel mehr machen. Die Frage, 
die ich an der Stelle noch anschließen möchte, ist: 
Ist dem Senat bekannt, welche Arbeit der Verein 
„Menschenskinners!“ hauptsächlich macht und 
dass es ihm ein Anliegen ist, alleinerziehenden 
Frauen in Schwangerschaftskonflikten beizu-
stehen, wenn sie sich für das Kind entschieden ha-
ben, und dass das vielleicht hilfreich ist bei dem 
Unterricht in den Schulen? 

Senatorin Dr. Claudia Bogedan: Das ist eine Sug-
gestivfrage. 

(Abgeordnete Sandra Ahrens [CDU]: Hatten wir ja 
schon einige!) 

Die Frage ist doch, haben wir überprüft, ob die Un-
terlagen den von uns verfolgten Bildungszielen 
dienlich sind, und ich kann nur noch einmal wie-
derholen: Die Schulaufsicht ist zu dem Ergebnis ge-
kommen, ja, das ist auf diesem Wege möglich. Ich 
habe ja auch vorgetragen, dass insbesondere diese 

Unterrichtseinheit zu „Schwanger schaf(f)t Kon-
flikt“ dazu gedacht ist, unterschiedliche Sachver-
halte in einer bestimmten Altersgruppe mit Schüle-
rinnen und Schülern zu erörtern, die sich auch um 
den Themenkomplex von ungewollter Schwanger-
schaft ranken. 

Wenn Ihre Frage darauf abgestellt war, dann ist ja 
die Beantwortung, dass offensichtlich die Schulen, 
die das eingesetzt haben oder die den Verein an-
gefragt haben und die entsprechenden Unterrichts-
einheiten zusammen mit dem Verein gestaltet ha-
ben, zu der Überzeugung gekommen sind, dass das 
ein hilfreiches Angebot ist, das ihren Schülerinnen 
und Schülern eine gute Orientierung bietet. Das 
muss ich ja unterstellen, sonst gehe ich davon aus, 
dass Schulen Dinge einsetzen, die sie eher hinder-
lich finden im Umgang mit einer bestimmten le-
bensweltlichen Thematik. 

Präsident Frank Imhoff: Frau Senatorin, es gibt 
eine weitere Zusatzfrage durch die Abgeordnete 
Sandra Ahrens. – Bitte sehr! 

Abgeordnete Sandra Ahrens (CDU): Frau Senato-
rin, ich habe das richtig verstanden, dass die Schul-
aufsicht zu dem Ergebnis gekommen ist, dass der 
hier mehrfach in negativem Kontext und in Sug-
gestivfragen schon negativ konnotierte Verein sich 
vollumfänglich auf dem Boden des Grundgesetzes 
bewegt, sich vollumfänglich auf dem Grundsatz 
des Schulgesetzes bewegt, sich vollumfänglich auf 
der Grundlage von auf allen anderen Gesetzen be-
wegt, die als Rechtsgrundlage herangezogen wer-
den könnten? Teilen Sie meine Auffassung, dass 
hier also einem Träger, der alle rechtlichen Voraus-
setzungen erfüllt, im Laufe dieser Debatte ein ganz 
negativer Duktus angehängt worden ist, der aus 
meiner Sicht so nicht stehen bleiben kann? 

Senatorin Dr. Claudia Bogedan: Sehr geehrte Frau 
Abgeordnete, wie ich mich schon die ganze Zeit 
hier so schwertue: Es ist nicht meine Aufgabe hier 
subjektive Einschätzungen abzugeben, 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

sondern ich kann mich doch nur darauf berufen – –
. Zu welcher Wertung ich als Person komme, hat für 
den Sachverhalt, den ich hier zu vertreten habe, 
nämlich ob an den Schulen des Bundeslandes Bre-
men irgendwelche Inhalte zum Tragen kommen, 
die sich eben nicht im Rahmen unserer Rahmenset-
zung bewegen, das ist das, was ich hier zu vertre-
ten habe, und das ist auch nur das, was ich vortra-
gen kann – –. Ich bitte also wirklich um Nachsicht, 
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dass ich alle diese subjektiven Einschätzungen, zu 
denen ich gern bei jedem Kaffee eine private Mei-
nung äußere, wenn ich sie am Morgen danach 
nicht in der Zeitung lesen muss, weil ich dann als 
Privatperson und nicht als Senatorin Claudia Boge-
dan spreche, hier nicht abgeben werde. 

Hier spreche ich für den Senat und muss das wie-
dergeben, wie ich es in der Antwort auch getan 
habe: Haben wir unserer Verantwortung Genüge 
getan? Gibt es aus unserer Sicht Anlass, etwas pau-
schal zu unterbinden oder zu verbieten? Das muss 
ich erst einmal verneinen. 

(Beifall SPD) 

Präsident Frank Imhoff: Frau Abgeordnete, haben 
Sie eine weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr! 

Abgeordnete Sandra Ahrens (CDU): Frau Senato-
rin, habe ich Sie richtig verstanden, dass der Senat 
also objektiv feststellt, dass es keinerlei Schwierig-
keiten mit diesem Verein gibt und dass die hier 
subjektiv von mehreren Abgeordneten vorgetrage-
nen Äußerungen sich für den Senat nicht als stich-
haltig erwiesen haben? 

(Zuruf SPD: Nicht aufgeben, Frau Senatorin! – Hei-
terkeit) 

Senatorin Dr. Claudia Bogedan: Nein, ich will gar 
nicht aufgeben, sondern – –. Ich glaube, man kann 
das nicht objektiv bewerten, sondern man kann es, 
und das ist der Job meiner Behörde, intersubjektiv 
bewerten, das heißt, mit mehreren Augen darauf 
schauend. Das kann immer nur der Job sein. 

Schule funktioniert nicht objektiv oder neutral. Das 
ist das, was ich vorhin schon deutlich gemacht 
habe. In einer Demokratie kann Schule kein neut-
raler Ort sein und auch kein Ort, an dem es ver-
meintliche Objektivitäten gibt, sondern wir haben 
es mit Subjekten, mit unterschiedlichen Ansichten 
zu tun. Wir müssen immer wieder überprüfen, und 
das geht nur in der Anschauung von mehreren 
Menschen in einem Austausch, in einem Mei-
nungsbildungsprozess, in einer auch kollegialen 
Beratung, ob man etwas so oder anders sieht. Da 
gibt es leider kein Schwarz oder Weiß, und das gilt 
für ganz viele Fragen, die uns in der Schule – –. 

Weil wir diese große Verantwortung haben, junge 
Menschen unseres Bundeslandes zu guten – und 
das habe ich gestern schon gesagt – Demokratie-
bürgerinnen und -bürgern zu erziehen, das ist der 
Job in einer pluralen Gesellschaft, die genau davon 

lebt, dass es auch verschiedene Meinungen gibt, 
die aber ihre Grenzen links und rechts hat, wo sie 
den Rahmen des demokratischen Spektrums und 
der gemeinsamen Wertehaltung verlassen, die wir 
in der freiheitlich-demokratischen Grundordnung 
haben, überall dort müssen wir dem natürlich Ein-
halt gebieten, aber innerhalb dessen kann es aus 
meiner innersten Überzeugung heraus keine Ob-
jektivität oder Neutralität geben. Jetzt spreche ich 
aber tatsächlich von meiner innersten Überzeu-
gung, weil ich – –. Ich schaue einmal hilflos in die 
Runde meiner Senatskollegen, denn ich glaube, sie 
vertreten das auch so. Wir haben es aber im Vorfeld 
nicht erörtert. 

Präsident Frank Imhoff: Frau Kollegin Ahrens, ha-
ben Sie eine weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr! 

Abgeordnete Sandra Ahrens (CDU): Frau Senato-
rin, ich habe Sie also richtig verstanden, dass Sie 
als Senat objektiv feststellen mussten, dass sich der 
Verein im demokratischen Spektrum bewegt und 
alle Gesetze und Vorschriften, die zielführend ge-
wesen wären oder einen Widerspruch ausgelöst 
hätten, eingehalten hat? Habe ich Sie da richtig 
verstanden? 

(Abgeordneter Martin Günthner [SPD]: Stellen Sie 
doch nicht immer Suggestivfragen, dann werden 
Sie auch verstanden!) 

Senatorin Dr. Claudia Bogedan: Also, ich habe es 
vorhin vorgelesen und wiederhole es gern noch 
einmal: Nach schulaufsichtlicher Überprüfung ha-
ben die betroffenen Unterrichtsinhalte nicht statt-
gefunden, deshalb gibt es keinen Hinweis darauf, 
dass Inhalte vermittelt worden sind, die sich nicht 
innerhalb unserer demokratischen Rahmensetzung 
im Rahmen von Schulgesetz und Grundgesetz be-
wegen. 

(Beifall SPD) 

Präsident Frank Imhoff: Frau Senatorin, weitere 
Zusatzfragen liegen zu diesem Thema nicht vor, 
und wir bedanken uns für die vielen Antworten. 

Mit der Beantwortung dieser Anfrage sind wir am 
Ende der Fragestunde angekommen. Die vom Se-
nat schriftlich beantworteten Anfragen der Frage-
stunde finden Sie im Anhang zum Plenarprotokoll 
ab Seite 2763. 
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Für Artenvielfalt, Tierschutz und Pandemieprä-
vention: Lebendimporten, Internethandel und 
Exotenbörsen ein Ende setzen!  
Antrag der Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen, 
der SPD und DIE LINKE  
vom 26. Januar 2021  
(Neufassung der Drucksache 20/706 vom 11. No-
vember 2020)  
(Drucksache 20/790) 

Dazu als Vertreterin des Senats Bürgermeisterin 
Dr. Maike Schaefer. 

Die Beratung ist eröffnet. 

Als erster Redner hat der Abgeordnete Philipp 
Bruck das Wort. 

Abgeordneter Philipp Bruck (Bündnis 90/Die Grü-
nen): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleg*in-
nen! Wir beantragen, dass Bremen sich auf Bun-
desebene dafür einsetzt, Importe von Wildfängen 
sowie den Handel von Wildtieren auf Börsen und 
im Internet zu verbieten. 

Eine besondere Aktualität hat diese Initiative durch 
die Coronaviruspandemie. Wir wissen nicht sicher, 
ob es sich hier um eine zoonotische Krankheit, also 
um eine von Tieren auf Menschen übergesprun-
gene Krankheit handelt, auch wenn es als wahr-
scheinlich gilt. Wir wissen, dass drei Viertel der bei 
Menschen neu auftretenden Infektionskrankheiten 
Zoonosen sind. Ebolafieber, SARS, HIV, Vogel- 
und Schweinegrippe sind nur einige Beispiele. Ob 
das Coronavirus dazugehört oder nicht, ist zweit-
rangig dafür, dass bei uns alle Alarmglocken schril-
len sollten, wenn es um die Prävention zukünftiger 
neuer Epidemien geht, um die Verbreitung weite-
rer Zoonosen zu verhindern. 

Wissenschaftler*innen gehen davon aus, dass es 
noch 700 000 – ich weiß nicht, wie sie auf die Zahl 
kommen –, etwa 700 000 bislang unidentifizierte 
Viren mit zoonotischem Potenzial gibt, von denen 
uns einige gefährlich werden können. Faktoren da-
für, dass sie uns tatsächlich gefährlich werden, sind 
die Tierhaltung zur Lebensmittelproduktion, die 
globale Flächeninanspruchnahme, das Zurück-
drängen von Natur- und Lebensräumen wildleben-
der Tiere auf immer kleinere Gebiete und eben die 
Haltung von Tieren in Privathand. 

(Vizepräsidentin Antje Grotheer übernimmt den 
Vorsitz.) 

Um hier das Risiko von Infektionskrankheiten zu 
minieren, soll der Import von Wildfängen in die EU 
verboten werden. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Diese Maßnahme trägt auch zum Artenschutz bei, 
denn noch immer stellen Naturentnahmen eine er-
hebliche Gefahr für den Erhalt der Biodiversität 
dar. 

Zwei Wochen nach unserem Antrag haben CDU, 
CSU und SPD im Bund ebenfalls einen Antrag zu 
diesem Themenkomplex in den Bundestag einge-
bracht, der Aspekte enthält, die zumindest in die 
richtige Richtung gehen. So etwas wie die Reduk-
tion der Nachfrage nach privater Haltung von 
Wildtieren oder auch ein Verkaufsverbot von Wild-
fängen auf Tierbörsen im Sinne von Pandemieprä-
vention und Artenschutz ist definitiv ein Schritt 
nach vorne, aber dieser Schritt ist nicht groß genug. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Auch andere Aspekte sind unzureichend und des-
wegen ist es wichtig, dass wir hier aus Bremen ein 
klares Zeichen setzen. Das betrifft vor allen Dingen 
den Internethandel von Tieren und diese soge-
nannten Exotenbörsen. Bei beiden möchte die Bun-
desregierung nur die Regeln verschärfen, mehr 
kontrollieren, Anforderungen hochschrauben. 

Wir in Bremen sagen stattdessen mit unserem An-
trag: Wildtiere sollen überhaupt nicht mehr über 
das Internet oder über Exotenbörsen gehandelt 
werden dürfen. Aus Tierschutzsicht müssten wir si-
cher diskutieren, ob Wildtiere überhaupt in Privat-
hand gehören. Wildtiere sind nun einmal wilde 
Tiere, es sind keine Kuscheltiere oder Dekoratio-
nen für das Wohnzimmer. Diese Diskussion können 
wir gern noch ein anderes Mal führen. 

In diesem Antrag geht es zunächst darum, den 
Handel mit Wildtieren einzuschränken, um Wild-
tiere wenigstens nicht mehr auf diesen Börsen, we-
nigstens nicht mehr über das Internet zu handeln. 
Warum? Beide erschweren es erheblich, vor dem 
Handel als Käufer*in die Herkunft der Tiere und 
die Einhaltung von Tierschutzanforderungen und 
als Verkäufer*in die Eignung der zukünftigen Hal-
ter*in für diese Aufgabe zu überprüfen. 

Beide fördern es, spontan lebende Tiere zu kaufen, 
ohne sich vorher mit den Konsequenzen und den 
Anforderungen auseinanderzusetzen. Tiere sollten 
aber nicht spontan gekauft werden, schon gar 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/706
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/790
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keine Wildtiere, die nicht domestiziert sind, die 
nicht an private Haltung gewöhnt sind, denen man 
häufig nicht ansehen kann, wie es ihnen geht. 

Daher wenden wir uns mit diesem Antrag an den 
Bund, für Tierschutz, für Artenschutz und um einen 
Beitrag dazu zu leisten, dass wir von zukünftigen 
Pandemien verschont bleiben. Ich freue mich sehr, 
dass sich neben der Koalition auch die CDU-Frak-
tion diesem Vorhaben angeschlossen hat, gerade 
weil es ja die CDU/CSU-SPD-Bundesregierung ist, 
die wir mit unserer Initiative zum Handeln auffor-
dern. Vielen Dank für die Unterstützung! – Danke! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächste Red-
nerin hat die Abgeordnete Janina Brünjes das 
Wort. 

Abgeordnete Janina Brünjes (SPD): Sehr geehrte 
Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Sie sind bunt, selten, außergewöhnlich. Die Rede 
ist von exotischen Tieren, die sich immer wieder in 
den heimischen Wohnzimmern wiederfinden. Das 
Problem daran: Zum einen ist das der Handel, wel-
cher eine Gefahr für die Tiere, für die Gesundheit 
und die Natur darstellt. Das ist vor allem nicht in 
Ordnung, wenn Wildtiere als Naturentnahmen ge-
fangen, aus ihrer gewohnten Lebenswelt gerissen 
und in ferne Länder importiert werden. Für den Ar-
tenschutz ist das katastrophal, denn Tierarten sind 
so schneller vom Aussterben bedroht und das Ein-
dringen in die Tierwelt des entsprechenden Im-
portlandes kann zu einer Ausbreitung invasiver Ar-
ten führen. 

Zum anderen ist die Haltung exotischer Tiere nicht 
zu unterschätzen. Da sie aus einer fremden Umge-
bung stammen, stellen sie besondere Haltungsan-
forderungen. Eine mögliche Konsequenz: Die Tiere 
landen im Tierheim. Das kann es nicht sein. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Unserer Meinung nach leisten Exotenbörsen und 
Internethandel keinen positiven Beitrag für das 
Wohl exotischer Tiere. Die Bilder haben Sie sicher-
lich alle im Kopf: Menschenmengen tummeln sich 
auf Messen um die kleinen Plastikboxen mit über 
Stunden eingepackten Tieren. Auch ohne Vor-
kenntnisse über die Tierarten und entsprechende 
Haltungsbedingungen können hier wie auch im In-
ternet Verkäufe spontan abgewickelt werden. Ver-
käufer*innen können anonym bleiben und die Hal-

tungsbedingungen der Exoten können im Nach-
hinein, also im neuen Zuhause, kaum überprüft o-
der kontrolliert werden. 

Wir möchten nicht, dass noch weitere Tiere solch 
einen Umgang erfahren müssen. Aus diesem 
Grund fordern wir, dass grundsätzlich keine Wild-
fänge importiert werden dürfen. Zusätzlich sagen 
wir, Exoten gehören auch nicht in jedermanns 
Hände. Darum wollen wir Tiere schützen, indem 
wir den Internethandel und die Exotenbörsen ver-
hindern. 

(Beifall SPD) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie uns 
zum Wohle der Tiere ein Signal aus Bremen sen-
den. – Vielen Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächster Red-
ner hat der Abgeordnete Olaf Zimmer das Wort. 

Abgeordneter Olaf Zimmer (DIE LINKE): Frau 
Präsidentin, werte Abgeordnete! Bei unserem An-
trag für Artenvielfalt, Tierschutz und Pandemieprä-
vention dreht es sich um drei Botschaften. Es geht 
bei diesem Antrag zum einen um den Erhalt der Ar-
tenvielfalt, zum anderen um die Frage des Tier-
schutzes – das meint hier Fang, Transport, Ver-
marktung, Haltung von Wildtieren und damit ver-
bundene ethische Fragen – und drittens um die In-
fektionsrisiken, die mit dem Wildtierhandel zusam-
menhängen. 

Wir fordern ausdrücklich kein generelles Verbot 
des Haltens von Wildtieren, gerade weil wir wis-
sen, wie viel durch Wildtierhaltung in Menschen-
hand für den Artenschutz geleistet werden kann 
und wird. Uns geht es zum Beispiel um die Inter-
netbörsen, auf denen Tiere aller Art zum Kauf an-
geboten werden beziehungsweise um den zum 
großen Teil illegal organisierten Wildtierhandel. 
Eine aktuelle Studie von Pro Wildlife zeigt, dass 
dieser weitgehend unreguliert ist. Der verbotene 
Handel mit geschützten Tier- und Pflanzenproduk-
ten rangiert weltweit an vierter Stelle in der orga-
nisierten Kriminalität hinter Drogenhandel, Men-
schenhandel und Produktpiraterie. 

Der Umsatz wird auf mindestens zehn Milliarden 
US-Dollar im Jahr geschätzt. Wir wissen, dass er 
stark von Wildfängen abhängig ist und dass er für 
viele Reptilien- und Amphibienarten unterdessen 
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als Hauptbedrohung gilt, selbst für Arten, die in ih-
rem Herkunftsland einen Schutzstatus haben. Wir 
haben mehr als 2 000 verschiedene Arten im Han-
del nachgewiesen. Drei Viertel von ihnen unterlie-
gen in der EU bislang keinerlei Schutzbestimmun-
gen. Selbst stark bedrohte Arten oder solche, die in 
ihrem Ursprungsland geschützt werden, können 
ungehindert in die EU importiert und hier gehan-
delt werden, berichtet Projektleiterin Dr. Sandra 
Altherr von Pro Wildlife. 

Die EU und insbesondere Deutschland sind hierbei 
ein Hauptumschlagplatz für illegalen und legalen 
Handel mit Wildfängen. Der Grund für die „Exo-
tenschwemme“ ist der einfache Zugang zu diver-
sen Wildtieren als Haustiere. Jeder kann sich auf 
einer Exotenbörse ein Wildtier kaufen und das 
ohne jegliche Vorkenntnisse. So findet zum Bei-
spiel viermal im Jahr in Hamm die weltweit größte 
Reptilienbörse Terraristika statt. Tausende emp-
findliche Reptilien, Amphibien, Insekten und exo-
tische Säugetiere werden dort wie auf einem Floh-
markt verramscht, viele von ihnen eingepfercht in 
winzige Plastikboxen. 

Die Börse steht nicht nur wegen des Vorwurfs der 
Tierquälerei in der Kritik, sondern auch weil in den 
Zentralhallen in Hamm und in deren Umkreis im-
mer wieder mit streng geschützten Arten gehandelt 
wird. Viele der angebotenen Tiere sind Wildfänge, 
und so werden die letzten Regenwälder und Savan-
nen geplündert, um auf der Terraristika die Nach-
frage der Reptilienszene zu bedienen. 

Spontan gekaufte Wildtiere werden ihren Haltern 
allerdings schnell lästig, wenn sie etwa zu groß o-
der zu teuer werden. Häufig werden diese Tiere 
einfach durch Aussetzen entsorgt, Zoos und bota-
nische Gärten sind beliebte Orte, um unbeliebte 
Tiere loszuwerden. Geeignete Auffangstationen 
und Tierheime sind selten und aufgrund der gro-
ßen Anzahl der Fundtiere heillos überfordert. 
Längst schlagen Tierschützer*innen Alarm, immer 
mehr exotische Tiere landen in den deutschen Tier-
heimen und Auffangstationen und bringen diese 
an den Rand ihrer Kapazität. Nur sehr wenige an-
passungsfähige fremdländische Wildtiere können 
die hiesigen Winter in freier Natur überstehen und 
sich mitunter sogar vermehren, wodurch unser 
ökologisches Gleichgewicht gefährdet wird und 
heimische Tierarten verdrängt werden. 

In unserem Antrag weisen wir ganz ausdrücklich 
auf die Gesundheitsaspekte des Wildtierhandels 
hin. Wildtiere werden aus ihrem ursprünglichen 

Lebensraum vertrieben oder sterben aus. Der Ver-
lust der Biodiversität begünstigt die Verbreitung 
von Krankheitserregern, diese Erreger oder Viren 
bergen das Potenzial, Menschen zu infizieren, Zo-
onosen und bisher unbekannte, schwer einzudäm-
mende Krankheiten zu verursachen. Auch Pande-
mien können damit ausgelöst werden, wie das Bei-
spiel des Coronavirus zeigt, das bekanntlich die Er-
krankung COVID-19 verursacht. 

Mehr als 70 Prozent aller zoonotischen Erkrankun-
gen stammen von Wildtieren. Zu den bekanntesten 
gehören neben der Vogelgrippe AIDS, Ebola und 
so weiter. 2019 gab es in Deutschland 100 000 po-
tenzielle zoonotische Erkrankungen, eine der häu-
figsten gemeldeten zoonotischen Erkrankungen 
war dabei die Borreliose. Das Vordringen von Men-
schen in bisher unberührte oder kaum berührte 
Gegenden und damit verbundene Kontakte zu 
neuen Infektionserregern sowie die menschenge-
machte Zerstörung der Umwelt, das Artensterben 
sowie der legale und illegale Welttierhandel ver-
stärken diese Risiken. 

Wir brauchen also ein striktes Regelwerk und wir 
müssen es sofort organisieren. Leider gilt es wohl 
als schick, Exoten zu halten, deshalb geht es auch 
um sehr viel Geld. 

(Glocke) 

Artenschutz, tierschutzgerechter Transport oder 
tiergerechte Haltung werden da schnell zur Ne-
bensache. Arten- und Tierschutz sind aber unsere 
ethische Verantwortung und ähnlich wie der 
Schutz des Klimas auch eine Frage unseres eigenen 
Überlebens. – Danke! 

(Beifall DIE LINKE, Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächste Red-
nerin hat die Abgeordnete Silvia Neumeyer das 
Wort. 

Abgeordnete Silvia Neumeyer (CDU): Frau Präsi-
dentin, sehr geehrte Kollegen und Kolleginnen! 
Zuerst muss ich etwas tun, das ich nicht so gern ma-
che, ich muss meinen Präsidenten, der gerade noch 
hier saß, verbessern. Es ist natürlich ein Antrag der 
Regierungsfraktionen und der CDU. 

(Beifall CDU) 

Zuerst möchte ich mich bei den tierschutzpoliti-
schen Sprechern der Regierungsfraktionen bedan-
ken, bedanken dafür, dass wir dieses gemeinsame 
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Ziel nicht aus den Augen verloren haben und dass 
dieser gemeinsame Antrag hier und heute so vor-
liegt. Dass es für diesen Antrag viele Gründe gibt, 
haben meine Kollegen schon gesagt, Tierschutz, 
Artenschutz und nach der Pandemie auch Pande-
mieprävention. 

Viele Menschen schaffen sich Exoten an, ohne dar-
über nachzudenken, dass diese Tiere besondere 
Bedingungen brauchen, um artgerecht zu leben. 
Wir konnten gestern lesen, wie viele Exoten allein 
in unserem Tierheim leben und dass es im Tierheim 
großer Anstrengungen bedarf, zum Beispiel große 
Schlangen unterzubringen, damit sie einigermaßen 
artgerecht bei uns leben können. Ich möchte hier 
aber auch erwähnen, dass wir noch andere Tier-
exoten in Bremen haben, die wir unterbringen. 

Zum Beispiel möchte ich hier vom Papageien-
schutz-Centrum Bremen e. V. sprechen. Hier sind 
im Moment 49 Papageien im Fluggehege und es 
können zurzeit keine weiteren mehr aufgenommen 
werden. Papageien sind Schwarmtiere, aber leider 
werden sie oft in viel zu kleinen Käfigen in Einzel-
haft gehalten, genau wie viele andere Exoten, die 
in zu kleinen Terrarien leben. Ein trostloses Dasein. 
Die Dunkelziffer ist hoch. Was passiert, wenn Exo-
ten aus anderen Ländern hier in die Natur entwei-
chen? Das sieht man zum Beispiel gut an der 
Nutria, die auf der EU-Liste der invasiven Arten 
steht und ursprünglich aus Südamerika kommt, 

(Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert [FDP]: Wasch-
bären auch!) 

von wo sie sich sicherlich nicht allein auf den Weg 
gemacht hat, sondern als Pelzlieferant hier einge-
führt wurde. Nun wird sie gejagt, weil sie Deiche 
gefährdet. Dies ist nur ein Beispiel, ich könnte hier 
noch viele andere nennen. 

70 Prozent der Exoten, viele von ihnen Wildfänge, 
sterben bereits beim Transport. Die Überlebenden 
sind oft sehr geschwächt oder krank und können 
als Überbringer von Zoonosen ein Risiko sein. Lei-
der gehört Deutschland trotz vieler Hinweise im-
mer noch zu einem der Schlüsselländer, was den 
Handel mit Exoten im Internet und auf Börsen be-
trifft. Dies wollen und müssen wir dringend ändern. 
Wir von der CDU-Fraktion Bremen wissen das und 
stehen einstimmig hinter diesen Forderungen. – 
Vielen Dank! 

(Beifall CDU) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächster Red-
ner hat der Abgeordnete Dr. Magnus Buhlert das 
Wort. 

Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert (FDP): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! 
Wir Freien Demokraten stehen eins a hinter den 
Zielen des Antrages, 

(Abgeordneter Robert Bücking [Bündnis 90/Die 
Grünen]: Eins a!) 

nämlich Tierschutz voranzubringen und Arten-
schutz hochzuhalten. Das Einzige, wozu wir Fragen 
haben, 

(Abgeordneter Robert Bücking [Bündnis 90/Die 
Grünen]: Zwei b?) 

ist nicht die Nummerierung, Herr Bücking, sondern 
ist die Frage der Maßnahmen, die hier vorgeschla-
gen werden, deshalb werden wir uns als Freie De-
mokraten wohlwollend enthalten, denn bei der 
Zielsetzung, 

(Abgeordneter Robert Bücking [Bündnis 90/Die 
Grünen]: Wenn ich Sie mit einer Schlange sehe!) 

da kann es kein Vertun geben, dass es nämlich da-
rum geht, Artenschutz, Tierschutz und Gesund-
heitsschutz – das ist deutlich geworden, auch nach 
dem, was Herr Bruck gesagt hat – hochzuhalten 
und zu erreichen. Umweltministerkonferenz und 
Bundestag haben im November 2020 entspre-
chende Beschlüsse gefasst, und die sind auch rich-
tig und gut. Wir sind hier insofern mit der Debatte 
etwas hinterher. 

Was aber getan werden muss, darüber kann man 
sich streiten. Was wir auf jeden Fall schon einmal 
feststellen können, ist, dass die heutigen Rechts-
grundlagen überhaupt nicht kontrolliert werden, 
denn wir sind uns doch alle einig, dass das, was bei 
Tierschutzbörsen heutzutage häufig läuft, über-
haupt nicht dem Tierschutz entspricht, dass es not-
wendig ist, Halterinnen und Halter oder potenzielle 
Halterinnen und Halter darüber aufzuklären, wel-
che Anforderungen das hat. 

Das Beispiel mit den Papageien, das ist ja nun sehr 
deutlich. Die werden meistens in zu kleinen Käfi-
gen – Frau Neumeyer hat zu Recht gesagt: in Ein-
zelhaft – gehalten und fehlgeprägt und überhaupt 
nicht artgerecht ausgeprägt. Das sind nun einmal 
Schwarmtiere, die Schwärme brauchen, um nicht 
fehlgeprägt zu sein. Fehlgeprägte Tiere, das sind 
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nämlich die, die dann am Ende sprechen können 
und so weiter und so fort. Das mag ja für manche 
Menschen possierlich sein, für die Tiere ist es eine 
Qual, was da häufig passiert, und das gehört abge-
stellt! 

(Beifall FDP, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Es muss natürlich auch endlich eine Registrierung 
und Erfassung all dieser Tiere geben. Nur dann 
können wir auch verfolgen, welche Krankheiten da 
eingeschleppt werden, wie das Ganze abläuft. 
Wenn wir das aber alles illegal machen, verdrän-
gen wir es in die Illegalität, kontrollieren es viel-
leicht noch weniger und die Frage, die wir haben: 
Ist dann tatsächlich gewährleistet, dass das erreicht 
wird, was wir als Ziele erreichen wollen? Ist es nicht 
einfach nur verboten – aus den Augen, aus dem 
Sinn – und am Ende knallt das Problem hoch? 

Ich glaube, wir sind gut beraten, zu schauen, wie 
wir einen legalen Markt für die Tiere, die wir dann 
noch für handelbar halten, erhalten, wie wir es 
schaffen, das entsprechend zu kontrollieren, wie 
wir eine Rückverfolgbarkeit der Tiere erreichen, 
entsprechende Plattformen schaffen und wie wir 
natürlich die Menschen aufklären, was alles erfor-
derlich ist, um solche Tiere zu halten, Sachkunde-
nachweise einführen, damit eben nicht Unkundige 
Tiere kaufen können und damit leben können, und 
dass wir entsprechend Kontrollen ausweiten, denn 
daran, wie gesagt, hapert es. 

Auch müssen wir, glaube ich, am Ende hingehen 
und klar definieren, was wir als Wildtiere und Exo-
ten und was wir als Heimtiere ansehen. Ich glaube 
auch, da sind wir noch nicht endgültig am Ende der 
Definition und der Auseinandersetzung, denn das 
müssen wir auch ganz genau tun, um zu wissen, 
welche Tiere hier von den Verboten, die von Ihnen 
angeregt sind, oder von den Regulierungen, wie 
wir es sehen, betroffen sind. Auch da ist noch vieles 
notwendig. 

Kurzum: Die Freien Demokraten unterstützen die 
Zielsetzung des Antrages, aber sie stimmen mit den 
Maßnahmen, die hier gefordert werden, nicht zu 
100 Prozent überein. Deswegen enthalten wir uns 
und unterstützen Sie im Geiste. 

(Beifall FDP – Abgeordneter Rainer Bensch [CDU]: 
Das wird helfen! – Heiterkeit Bündnis 90/Die Grü-
nen) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächste Red-
nerin erhält Bürgermeisterin Dr. Maike Schaefer 
das Wort. 

Bürgermeisterin Dr. Maike Schaefer: Sehr geehrte 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Am 
20. Januar ging es durch die Medien, dass der ehe-
malige Drogenbaron Pablo Escobar in Kolumbien 
eigentlich eine ökologische Katastrophe verursacht 
hat, indem er nämlich illegal für seinen Privatzoo 
vier Nilpferde importiert hatte. Sein Imperium ist 
untergegangen – ich würde sagen, zum Glück –, 
aber die Konsequenz ist, dass aus diesen vier Nil-
pferden jetzt eine Population von über 100 Nilpfer-
den entstanden ist, die im Rio Magdalena leben, 
sich dort auch sehr gut vermehren, aber dadurch 
alle originären Arten verdrängen. 

Da sieht man, meine Damen und Herren, was pas-
siert, wenn Tiere, die nicht heimisch sind, illegal 
eingeführt werden. Ich sage Ihnen ganz klar, wir 
brauchen ein Importverbot für Wildtiere ebenso 
wie ein Verbot des Internethandels von Wildtieren 
und exotischen Tieren. Exotenbörsen braucht auch 
kein Mensch. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen – Abgeordnete Sil-
via Neumeyer [CDU]: Und auch kein Tier!) 

Und auch kein Tier, wohl wahr. Ob Krokodile in 
Postpaketen, giftige Spinnen im Kofferraum, ob Ti-
ger, Kobra, Fledermaus oder seltene Froscharten, 
im Internet lassen sich lebende exotische Tiere aus 
aller Welt erwerben, und neben dem Drogen-, Waf-
fen- und Menschenschmuggel ist der Wildtierhan-
del mit bedrohten Arten das größte illegale Ge-
schäft weltweit, und das gilt es zu stoppen, meine 
Damen und Herren! 

Deutschland ist einer der Hauptabsatzmärkte in 
der EU, und das finde ich ehrlich gesagt erschre-
ckend. Hier wurden im Zeitraum von 2014 bis 2018 
mehr als 1,3 Millionen lebende Reptilien legal im-
portiert, da für drei Viertel der in Deutschland ge-
handelten Wildtierarten keine internationalen 
Schutzbestimmungen gelten. Ich finde, das geht 
gar nicht! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Dieser Tierhandel und die damit verbundene Plün-
derung wildlebender Tier- und Pflanzenarten für 
den legalen und den illegalen Handel ist eine der 
größten Bedrohungen für die Artenvielfalt, denn 
diese Naturentnahme der Exoten fördert den Ar-
tenschwund in der Natur. 
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Ein weiterer Aspekt ist die Haltung von exotischen 
Tieren, darauf sind ja viele von Ihnen auch gerade 
schon in ihren Redebeiträgen eingegangen. In 
Deutschland gibt es kein einheitliches Gesetz, dass 
die Haltung exotischer Tiere regelt oder entspre-
chend kontrolliert. Es ist nahezu unmöglich, diesen 
anspruchsvollen Wildtieren ein artgerechtes Leben 
zu ermöglichen, und es gibt oftmals nur wenige 
ethologische Erkenntnisse über das Verhalten in 
der natürlichen Umgebung. 

Oft werden die Ansprüche der Tiere, ihre spätere 
Größe, zum Beispiel bei Schildkröten, und da kann 
ich aus meinem Freundeskreis berichten, Frau 
Neumeyer, Sie als Vegesackerin, – –. Eine Freun-
din von mir aus Vegesack hat in einem kleinen 
Teich im Stadtgarten mitten im Winter eine halb 
eingefrorene kleine Schildkröte entdeckt, der geht 
es jetzt sehr gut, die hat das alles überlebt, aber sie 
wurde ausgesetzt von den ehemaligen Besitzern, 
weil offensichtlich einmal als Geschenk gekauft, 
aber dann doch irgendwie zu groß geworden und 
auf jeden Fall nicht artgerecht gehalten. Dann den-
ken die Menschen, dass sie dem Tier, ich weiß 
nicht, ob einen Gefallen tun, aber wenn man es in 
die freie Natur aussetzt, dass das Tier dann eine 
Überlebenschance hat, und das ist Tierquälerei. Da 
auch die Ansprüche der Tiere oder ihre hohe Le-
benserwartung zum Beispiel bei Papageien und 
Landschildkröten unterschätzt werden, ist das ein 
Problem. 

Der Bewegungsradius wird in der Gefangenschaft 
stark eingeschränkt, die Klimagestaltung der Ge-
hege ist äußerst schwierig, eine artgerechte Fütte-
rung kaum umsetzbar, gerade wenn es eine Le-
bendtierfütterung ist. Das führt dazu, dass die Tiere 
entweder ein qualvolles Dasein fristen müssen oder 
vom überforderten Halter ausgesetzt werden und 
das dann auch nicht nur eine Qual für das Tier ist, 
sondern oftmals mit schwerwiegenden Folgen für 
unsere Natur verbunden, wie das Beispiel der 
Nutrias zeigt, aber auch die Nymphensittiche in 
London und Köln und, und, und. Der Waschbär 
wurde von Herrn Buhlert vorhin genannt. Da kön-
nen wir, glaube ich, viele Beispiele finden. 

(Vizepräsidentin Sülmez Dogan übernimmt den 
Vorsitz.) 

Oder die Exoten landen im städtischen Tierheim, 
was wiederum – auch das wurde schon gesagt – die 
Tierheime vor große finanzielle Schwierigkeiten 
stellt. Ich finde, es ist ein sehr zeitgemäßer Antrag, 
denn das Coronavirus ist nach bisherigem Stand 
der Erkenntnisse in China von Wildtieren auf den 

Menschen übergesprungen. Die Coronapandemie 
zeigt uns drastischer denn je, dass der Handel mit 
Wildtieren nicht nur Arten aus aller Welt und sogar 
unsere heimischen Arten bedroht, sondern durch 
das mögliche Einschleppen von Zoonosen auch für 
uns Menschen eine Gefahr birgt. 

Etwa 60 Prozent der Krankheitserreger stammen 
ursprünglich aus dem Tierreich: HIV, Ebola, Vogel-
grippe, MERS, da wurde schon getitelt, MERS sei 
dann die nächste Pandemie, Herr Professor Drosten 
will sich vermehrt darum kümmern, das wird von 
Kamelen übertragen. Es gibt viele Infizierte in Süd-
korea, aber auch in der arabischen Welt durch 
SARS. All diese gefährlichen Infektionskrankhei-
ten wurden ursprünglich von Wildtieren auf den 
Menschen übertragen. 

Laut dem Bundesamt für Risikobewertung werden 
fast zwei Drittel aller Erreger, die bei Menschen In-
fektionskrankheiten auslösen, von diesen Tieren 
übertragen, und dabei spielt die Artenvielfalt eine 
größere Rolle, als vielen bewusst ist, denn in einem 
intakten Ökosystem leben viele verschiedene Ar-
ten. Das heißt, Krankheitserreger können sich dann 
deutlich schwerer ausbreiten. Wenn die Artenviel-
falt aufgrund menschlicher Eingriffe wie Lebens-
raumzerstörung und Ausbeutung stark abnimmt, 
dann leben weniger Arten in einem bestimmten 
Gebiet und dann können sich Krankheitserreger 
auch wieder stärker ausbreiten. Die Wahrschein-
lichkeit, dass sich die Viren auf andere Tierarten o-
der sogar auf den Menschen übertragen, steigt 
deutlich an. 

Eine große Artenvielfalt stabilisiert nicht nur ein 
Ökosystem, sondern verringert auch das Risiko, 
dass Infektionen auf den Menschen übertragen 
werden. Abhilfe kann die Bundesregierung schaf-
fen, denn die gesetzlichen Regelungen sind Bun-
desangelegenheit. Die Bilanz ist eher erdrückend, 
auch das wurde vorhin schon kritisiert. Im Koaliti-
onsvertrag 2013 wurde festgehalten, man wolle ge-
werbliche Börsen für exotische Tiere untersagen. 
So richtig viel passiert ist ehrlicherweise nicht, und 
das erhofft man sich jetzt wirklich noch einmal an-
ders. 

Die Abwicklung – und dann komme ich zum 
Schluss – des Handels mit lebenden Wildtieren 
über das Internet und Börsen mit überregionalem 
Einzugsgebiet sind derzeit kaum kontrollierbar. Es 
ist notwendig, eine rechtsverbindliche, bundesweit 
einheitliche Verordnung für Tierbörsen inklusive 
des Ausschlusses von Wildfängen sowie ein Verbot 



2694 Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 20. Wahlperiode – 21. Sitzung am 27.01.2021 und 28.01.2021 

für den Internethandel zu erarbeiten und zu erlas-
sen. Über eine Bundesrats- oder Umweltminister-
konferenzinitiative sowie über die Fachebene der 
LANA, das ist die Länderarbeitsgemeinschaft Na-
turschutz, Landschaftspflege und Erholung, kann 
und wird sich der Senat auf Bundesebene diesbe-
züglich gern einbringen. – Herzlichen Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, CDU, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer dem Antrag der Fraktionen Bündnis 90/Die 
Grünen, der SPD, DIE LINKE und der CDU – das 
wurde vorhin vergessen zu sagen, deswegen 
nenne ich das hier – seine Zustimmung geben 
möchte, den bitte ich jetzt um das Handzeichen. 

(Dafür CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, Abgeordneter Peter Beck [parteilos], Abge-
ordneter Jan Timke [BIW]) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

Stimmenthaltungen? 

(FDP, M.R.F.) 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt 
dem Antrag zu. 

Eine Erhöhung des Anspruchs auf Freistellung 
von der Erwerbsarbeit zur Betreuung eines kran-
ken Kindes ist dringend geboten!  
Antrag der Fraktionen DIE LINKE, der SPD und 
Bündnis 90/Die Grünen  
vom 26. Januar 2021  
(Drucksache 20/734) 

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Senatorin 
Claudia Bernhard. 

Die Beratung ist eröffnet. 

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete 
Sofia Leonidakis. 

Abgeordnete Sofia Leonidakis (DIE LINKE): Sehr 
geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Die Coronapandemie hat Eltern und Kin-
der durch Kita- und Schulschließungen oder auch 

Kohorten-Quarantänen ans Limit gebracht. Die Fa-
milien mussten vom letzten März bis jetzt zwischen 
zehn und 18 Wochen auf Kita und Schule verzich-
ten, wenn sie nicht in Quarantäne waren. Dazu 
kommen die jetzt noch anstehenden Kita- und 
Schulschließungen. Das hat dazu geführt, dass im 
Wesentlichen die Mütter zu Hause bleiben muss-
ten, dass sie sich zwischen Homeoffice, Betreuung, 
Beschulung von teilweise mehreren Kindern und 
deren Bewegungsbedarfen in teils beengten 
Wohnverhältnissen zerreiben mussten, oder ab-
hängig waren vom Goodwill ihrer Arbeitgeber*in-
nen, wenn die Arbeit nicht ins Homeoffice verla-
gert werden konnte. 

Dass die Ministerpräsidentenkonferenz, MPK, am 
5. Januar beschloss, die Kinderkrankentage zu er-
höhen, kann man vor diesem Hintergrund gut fin-
den, man kann es aber auch reichlich spät finden, 
liebe Kolleginnen und Kollegen. Zudem steht zu 
befürchten, dass die Ausweitung schon die pande-
miebedingten Bedarfe nicht abdecken könnte. 
Wenn Eltern sich entschieden haben, die Aufhe-
bung der Präsenzpflicht im Januar zu nutzen und 
ihre Kinder zu Hause zu lassen und danach jeden 
zweiten Tag Präsenzunterricht wahrnehmen, dann 
haben sie zwischen dem 11. Januar, als die Ferien 
aufgehört haben und dem 14. Februar, bis wohin 
unserer Maßnahmen jetzt reichen, schon 20 Kin-
derkrankentage aufgebraucht. Das sind nur die 
Maßnahmen, von denen wir bis jetzt wissen. Es 
wird vermutlich ab dem 15. Februar in irgendeiner 
Form weitergehen. 

Da haben wir noch nicht einmal die pandemieun-
abhängigen Kinderkrankentage, also die, wofür 
die Kinderkrankentage eigentlich da sind, nämlich 
die Krankheit von Kindern, abgedeckt. Berufstä-
tige Eltern stehen wenn das Kind erkrankt, immer 
vor der Herausforderung, von jetzt auf gleich akut 
die Arbeit um- oder wegzuorganisieren. Eltern-
paare können sich das immerhin aufteilen, aber es 
ist immer noch so, dass in circa 80 Prozent der Fälle 
von Kinderkrankheit die Frauen zu Hause bleiben 
und das Kind versorgen. Alleinerziehende stehen 
jedes Mal allein vor der Herausforderung, ihre Kin-
der zu versorgen mit allem Stress, der dazu gehört. 

Mit unserem Antrag können wir der Tatsache 
Rechnung tragen, dass Eltern zum Teil mehr Kin-
derkrankentage benötigen, denn zehn Tage pro 
Kind und Arbeitnehmer*in, wie wir es bisher hat-
ten, reichen einfach nicht und zwar auch ohne Pan-
demie, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall DIE LINKE, Bündnis 90/Die Grünen) 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/734
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Der Vollständigkeit halber muss man sagen, dass 
Eltern die Kinderkrankentage, die man bis zum 
zwölften Lebensjahr des Kindes in Anspruch neh-
men kann, nicht voll ausschöpfen. Man braucht ein 
ärztliches Attest und laut einer Studie der Kranken-
kasse AOK von 2017 nehmen Eltern im Durch-
schnitt je Krankheitsfall 2,3 Kinderkrankentage in 
Anspruch. Wie gesagt, das sind nur Durchschnitts-
werte. Wenn die Kinder älter werden, sind sie meis-
tens auch seltener krank. Aber gerade bei kleine-
ren Kindern mit häufigen Infektionen, wenn sie ge-
rade in die Kitas eingewöhnt werden, noch nicht so 
viele Antikörper haben oder eine Kinderkrankheit 
hinzukommt, die durchaus auch einmal mehrere 
Wochen einen schweren Verlauf haben kann, von 
längeren Erkrankungen und Krankenhausaufent-
halten ganz abgesehen, reichen die Kinderkran-
kentage ganz schnell nicht aus. Es kann nicht an-
gehen, dass Eltern in so einer Situation allein ge-
lassen werden oder dass sie sich selbst krankmel-
den müssen, weil die Kinderkrankentage aufge-
braucht sind. 

Schweden macht es an dieser Stelle vor. Das Land 
ist im Bereich Familie und Gleichstellung sowieso 
sehr häufig Vorreiter. Hier haben Eltern zur Be-
treuung ihrer Kinder einen Anspruch bis zu 120 Ta-
gen im Jahr. Natürlich werden die 120 Tage in sel-
tensten Fällen voll in Anspruch genommen. 

Der Bundesgesetzgeber hat, das hatte ich gerade 
schon gesagt, pandemiebedingte Kinderkranken-
tage ab dem 5. Januar auf 20 Tage pro Elternteil 
beziehungsweise 40 Tage für Alleinerziehende 
verdoppelt. Das gilt aber nur für dieses Jahr, für das 
Jahr 2021, das ist befristet bis Ende des Jahres. Wir 
fordern mit unserem Antrag, den wir schon davor 
eingereicht haben, aber bei dieser Forderung bleibt 
es, diese Regelung zu verstetigen, denn auch un-
abhängig von einer Pandemie reichen zehn Tag 
nicht aus, das habe ich gerade verdeutlicht. 

(Beifall DIE LINKE, Bündnis 90/Die Grünen) 

Darüber hinaus wollen wir weitere Reformen im 
Bereich der Kinderkrankentage. Wir fordern, dass 
die Lücke bei der Betreuung schwerstkranker Kin-
der geschlossen wird, denn bisher ist es so, dass 
eine unbegrenzte Anzahl von Kinderkrankentagen 
dann in Anspruch genommen werden kann, wenn 
die Kinder unter zwölf sind und sie unter einer gra-
vierenden oder lebensbedrohlichen Krankheit lei-
den. Es gibt aber eine Lücke von 12 bis 18. Ab 18 
gibt es wieder Freizeiten für pflegebedürftige er-
wachsene Angehörige, aber zwischen zwölf und 18 
gibt es keinerlei Regelung und das ist aus unserer 

Sicht eine enorme Lücke, denn auch ein Kind zwi-
schen 12 und 18 kann man selbstverständlich nicht 
allein lassen. Diese Lücke muss dringend geschlos-
sen werden und darauf zielen wir mit unserem An-
trag ab. Deswegen werbe ich für eine Zustimmung 
zu unserem Antrag und wünsche dem Senat viel 
Glück beim Einsatz auf der Bundesebene. – Vielen 
Dank! 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächste Red-
nerin hat das Wort die Abgeordnete Birgitt Pfeiffer. 

Abgeordnete Birgitt Pfeiffer (SPD): Sehr geehrte 
Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Es ist ein komplizierter Gesetzestitel, mittlerweile 
gibt es kürzere: Der Anspruch auf Freistellung von 
der Erwerbsarbeit zur Betreuung eines kranken 
Kindes, ich nenne es kurz die Kinderkrankentage, 
ist unzweifelhaft eine familienpolitische Errungen-
schaft. 

(Beifall SPD) 

Seit ihrer Einführung im Jahr 1974 ermöglicht die-
ser Anspruch berufstätigen Vätern und Müttern, 
man müsste es umdrehen, Müttern und Vätern, 
weil häufig tatsächlich die Mütter das tun, wie Frau 
Leonidakis erörterte, also, es ermöglicht den Müt-
tern und Vätern, sich um ihr krankes oder behin-
dertes Kind zu kümmern, ohne sich um Gehaltsein-
bußen sorgen zu müssen. 

2017 haben fast 2,5 Millionen Eltern die Kinder-
krankentage in Anspruch genommen. Ihre Zahl hat 
sich seit 2007 verdoppelt und das dokumentiert, 
dass diese Leistung tatsächlich sehr relevant ist. Im 
Sinne der Vereinbarkeit von Familie und Beruf sind 
sie ein wichtiger, geradezu unerlässlicher Baustein, 
und, wie wir lernen, in der Pandemie eben auch ein 
integraler Bestandteil zur Bewältigung der aktuel-
len Herausforderungen. 

Mit dieser familienpolitischen Leistung befinden 
wir uns im Kontext unserer europäischen Nachbarn 
nunmehr nur noch im Mittelfeld könnte man sagen. 
Zu Schweden hat die Kollegin Frau Leonidakis et-
was gesagt, Frankreich hat 22 Kinderkrankentage 
pro Kind, und Polen, das fand ich interessant, ist mit 
60 Tagen Freistellung bei voller Bezahlung dabei. 
Hier gilt es aus unserer Sicht anzuschließen. 

In Deutschland mehren sich seit geraumer Zeit die 
Stimmen, die sich für eine Anpassung der Kinder-
krankentage stark machen und das hat mehrere 
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Gründe, die ich nur kursorisch nennen möchte, 
weil Frau Leonidakis das, glaube ich, schon ganz 
ausführlich getan hat. Drei möchte ich nennen. Bei 
der häufigen Anzahl der Infektionen im Kleinkind-
alter reichen diese zehn bezahlten Betreuungstage 
oft nicht aus. Auch Berichte aus Kitas belegen im 
Übrigen, dass Kinder oft in die Kita gebracht wer-
den, obwohl sie noch krank sind, weil die bisheri-
gen Kinderkrankentage schon aufgebraucht sind. 
Eine Erzieherin berichtete mir, dass einem Kind 
Fieberzäpfchen verabreicht worden wären, weil 
die Mutter so in Not war. Ich finde, das können wir 
uns in unserem Land nicht leisten. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Insbesondere bei schweren Krankheitsverläufen, 
machen wir uns nichts vor, braucht auch ein 13- 
und ein 14-jähriges Kind noch Zuspruch von Eltern, 
und, auch darauf hatte Frau Leonidakis verwiesen, 
bei Kindern, die chronische Krankheiten, sehr 
schwere Erkrankungen oder Behinderungen ha-
ben, müssen wir festhalten, dass auch sie im ju-
gendlichen Alter in der Krankheitskrise natürlich 
noch ein Mehr an elterlicher Betreuung brauchen. 

Zum Thema Anpassung, wir wollen eine Reihe von 
Dingen vorschlagen: Viele Eltern beklagen das et-
was lustige, komplizierte Verfahren der Anpassung 
und allen von Ihnen, die schon einmal angestellt 
beschäftigt waren, ist das sicherlich auch aufgefal-
len, Sie brauchen eine Bescheinigung des Arztes, 
dass Sie wegen der Krankheit des Kindes nicht ar-
beiten können und müssen nachweisen, dass keine 
andere Betreuungsperson zur Verfügung steht. Das 
alles senden Sie an die Krankenkasse. Außerdem 
müssen Sie der Krankenkasse auch noch eine Ver-
dienstbescheinigung vorlegen. Das muss vielleicht 
alles so sein, die Folge dieser komplizierten Übung 
ist aber, dass viele Eltern weiter arbeiten gehen 
und Notlösungen für die Kinder finden. Oder sie 
melden sich selber krank, und das kann fatale Fol-
gen haben, wenn sie nämlich selbst erkranken. 
Von daher glaube ich, dass wir Grund genug ha-
ben, für etwas Entlastung im bürokratischen Sys-
tem zu sorgen. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Die Pandemie zeigt uns aktuell, wo wir in unserem 
sozialen Sicherungssystem Schwachstellen haben. 
Bei den Kinderkrankentagen hat die Bundesregie-
rung nachjustiert, um Familien in dieser dramati-
schen Situation ein Mehr an Sicherheit zu geben. 
Allerdings, das muss man sagen, die Anzahl der 

Kinderkrankentage war auch schon vor der Pande-
mie in der Debatte. Nach meiner Wahrnehmung 
hat sich der DGB zum Beispiel dafür eingesetzt, 
mindestens 15 Tage nehmen zu können und auch 
aus verschiedenen Parteien, unter anderem übri-
gens auch aus meiner Partei, gab es schon vor der 
Coronakrise Vorschläge, die Kinderkrankentage 
um fünf oder zehn zu erweitern. 

Dem möchten wir uns nun als SPD-Fraktion mit 
dem Koalitionsantrag anschließen. Kinderkranken-
tage sind eine zentrale familienpolitische und ar-
beitsmarktpolitische Errungenschaft, sie werden es 
in Zukunft bleiben. Wir müssen an europäische 
Nachbarn heranrücken, um Eltern die Vereinbar-
keit deutlich leichter zu machen. Von daher freuen 
wir uns besonders über diesen Antrag, tragen die-
sen sehr gern mit und würden uns sehr freuen, 
wenn auch die Kolleginnen und Kollegen der Frak-
tionen der CDU und der FDP zumindest kurz erwä-
gen, ob sie vielleicht den einen oder anderen For-
derungspunkt mittragen können. – Vielen Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächste Red-
nerin hat das Wort die Abgeordnete Sandra 
Ahrens. 

Abgeordnete Sandra Ahrens (CDU): Sehr geehrte 
Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Ich halte die Debatte heute für meine er-
krankte Kollegin Frau Hornhues. 

Die aktuelle Coronakrise zeigt deutlich, vor wel-
chen Herausforderungen Familien im Alltag ste-
hen. Die Vorrednerinnen haben es schon benannt. 
Ganz besonders erwerbstätige Eltern mit kleinen 
Kindern, aber auf der anderen Seite auch ihre Ar-
beitgeber, die darf man auch nicht vergessen. 

Um Erwerbstätigkeit und Kinderbetreuung in 
Coronazeiten verbessern zu können, wurde vor 
zwei Wochen im Deutschen Bundestag eine Aus-
weitung des Kinderkrankengeldes verabschiedet. 
Das halten wir als CDU-Fraktion gerade in Pande-
miezeiten für eine richtige und wichtige Unterstüt-
zung von Familien und ich glaube, das wird frakti-
onsübergreifend getragen. 

(Beifall CDU) 

Ab sofort hat jeder Elternteil bis zu 20 Arbeitstage, 
an denen er Kinderkrankengeld erhalten kann, bei 
mehreren Kindern 45 Tage je Elternteil, bei Allein-
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erziehenden verdoppelt sich das auf 40, bei mehre-
ren Kindern auf 90 Arbeitstage. Eine gute und 
wichtige Entlastung in Pandemiezeiten. 

Der Antrag, der vorgelegt wird, geht über das hin-
aus und möchte eine generelle Veränderung der 
Kinderkrankentage haben. Nicht nur in Pandemie-
zeiten, sondern regelmäßig. 

Wenn man sich diesen Themenkomplex ansieht, 
muss man sich alle Seiten der Medaille ansehen. 
Die eine ist, wie schon ausgeführt wurde, die Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf, völlig klar. Ich 
bin selbst Mutter, mein Sohn wird zwölf und fällt 
damit demnächst aus den Kinderkrankentagen 
heraus, ab Vollendung des zwölften Lebensjahres 
ist es vorbei. Wenn er 40 Grad Fieber hat, werde 
ich selbstverständlich zu Hause an seinem Bett sein 
und nicht arbeiten gehen. Genauso, wie sich ganz 
viele andere Eltern entscheiden würden. 

Die zweite Seite der Medaille ist die Arbeitgeber-
seite und auch diese muss betrachtet werden, denn 
Personensorgearbeit wird nach wie vor vorrangig 
von Frauen erbracht, 80 Prozent. Gerade in Pande-
miezeiten verstärkt, wir sprechen was Frauen an-
geht schon wieder von Zeiten aus dem vorherigen 
Jahrhundert. Genau vor diesem Hintergrund müs-
sen wir sehr genau betrachten, wie sich eine wie 
auch immer geartete gesetzliche Regelung auf 
Frauen auswirkt. Wenn man sich das ansieht, stellt 
man fest, dass Arbeitgeber in der Gesamtbetrach-
tung eine wirtschaftliche Abwägung vornehmen 
müssen. Wenn sie mehrere Bewerber haben die 
gleich gut sind, und feststellen, dass der eine so 
und so viel mögliche Krankentage mitbringt und 
mit 80 prozentiger Wahrscheinlichkeit auch in An-
spruch nehmen wird, das ist leider die Realität, die 
wir derzeit haben, und ein anderer gleichrangiger 
Bewerber da ist, kann das dazu führen, dass Frauen 
benachteiligt werden und zwar strukturell. 

Das sorgt dafür, dass ein gut gemeinter Antrag, der 
Frauen eigentlich unterstützen soll, in seiner Wir-
kung das genaue Gegenteil auslöst und das, meine 
Damen und Herren macht mir Sorge, das macht uns 
als CDU-Fraktion Sorge. Das ist die Realität, die 
eintreten wird, denn Arbeitgeber werden nach wie 
vor nach betriebswirtschaftlichen Grundsätzen ar-
beiten und beide Seiten der Medaille betrachten. 
Aus diesem Grund kann ich Ihnen ganz deutlich 
sagen, müssen wir als CDU-Fraktion Ihren Antrag 
hier ablehnen. 

Das heißt nicht, dass wir uns nicht sehr genau an-
schauen werden, wie sich die Erweiterung der 

Krankentage jetzt, in Pandemiezeiten, auswirkt 
und ob wir vielleicht doch feststellen, dass es eine 
Veränderung geben kann und wir uns für eine Er-
weiterung einsetzen können. 

Ich möchte auch auf Bremen eingehen, denn in 
Pandemiezeiten kann man das auch in Anspruch 
nehmen, wenn die Schule oder der Kindergarten 
geschlossen ist. Sie haben sich für einen Präsen-
zunterricht in den Schulen entschieden, das bedeu-
tet ganz klar, dass diese Kinderkrankentage eben 
nicht für diesen Bereich in Anspruch genommen 
werden können, weil man theoretisch in die Schule 
gehen kann. 

(Abgeordnete Sascha Karolin Aulepp [SPD]: Nein, 
das ist falsch, Frau Ahrens!) 

Nein, das ist nicht falsch, wir haben in Bremen 
schon entsprechende Fälle gehabt, wo es nicht zu 
einer Auszahlung gekommen ist, weil theoretisch 
die Möglichkeit besteht, in die Schule zu gehen, 
auch wenn die Eltern sagen, dass sie das aus Ge-
sundheitsgründen für die Familie nicht wollen, weil 
zum Beispiel zu pflegende Angehörige da sind oder 
Angehörige mit Vorerkrankungen und man vor ei-
ner Infektion Angst hat. Deswegen haben wir uns 
als CDU-Fraktion immer für eine Aussetzung stark 
gemacht. Ich will die Debatte von gestern und den 
vorherigen Tagen nicht wieder aufgreifen, 

(Zuruf Abgeordnete Sascha Karolin Aulepp [SPD]) 

aber trotzdem hat jede Handlung, Frau Aulepp, die 
hier vorgenommen wird, immer auch eine Auswir-
kung auf die Menschen in Bremen und Bremer-
haven, und das ist nicht immer die von Ihnen ge-
wünschte Auswirkung, sondern manchmal kommt 
das Gegenteil dabei heraus. 

(Beifall CDU, FDP) 

Gut gemeint ist nicht immer gut gemacht. Das ha-
ben Sie im Bereich der Schule gezeigt, wo Sie ge-
sagt haben, Sie wollen für die sozial Benachteilig-
ten einstehen, Sie haben hier in Bremen das Ge-
genteil ausgelöst. 

(Abgeordnete Sascha Karolin Aulepp [SPD]: Ich 
dachte, Sie wollen die Debatte nicht wiederhaben!) 

Das haben Sie bei den Kinderkrankentagen ge-
nauso vor und es wird wahrscheinlich, nach meiner 
langjährigen Erfahrung mit hoher Wahrscheinlich-
keit, das Gegenteil auslösen. Deswegen können 
wir nicht mit ruhigem Gewissen zustimmen, meine 
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Damen und Herren! Das können Sie anders bewer-
ten, das ist Meinungsfreiheit. Wir bewerten es so, 
weil wir die Fakten nicht ausblenden. – Danke 
schön! 

(Beifall CDU) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Dr. Magnus 
Buhlert. 

Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert (FDP): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! 
Aufgrund der Pandemie ist die Regelung getroffen 
worden, dass die Tage, die gesetzlich krankenver-
sicherte Eltern in Anspruch nehmen können, wenn 
ihre Kinder krank sind, ausgeweitet werden. Das 
ist gut so und wird breit mitgetragen, das wurde 
von uns Freien Demokraten auch gefordert, denn 
die Eltern haben Urlaub und Überstunden aufge-
zehrt, haben große Betreuungsprobleme und man 
kann dem Ganzen damit ein wenig begegnen. Re-
gelungen für Kinder von Privatversicherten, von 
Beamtinnen und Beamten und Selbständigen sind 
schon schwieriger zu treffen, aber es trifft die große 
Gruppe der gesetzlich Versicherten und für die ist 
eine Lösung gefunden worden. 

Mit Ihrem Antrag wollen Sie das nicht etwa unter-
stützen und zustimmen, sondern Sie wollen diese 
Ausnahmeregelung über 2021 hinaus perpetuie-
ren. An der Stelle muss man in der Tat fragen: Ist 
das angebracht? Ist es wirklich richtig, das zu ma-
chen, insbesondere wenn man sich die Frage stel-
len muss, wie sich das auf die Krankenversiche-
rungsbeiträge auswirkt, welche Folgen das hat, 
welche Folgen das bei Arbeitgeberinnen und Ar-
beitgebern bei der Entscheidung wen sie einstellen 
hat, die sie natürlich völlig diskriminierungsfrei 
treffen müssen. Hat das nicht doch zur Folge, dass 
einige sich schwerer tun werden, Menschen mit 
kleinen Kindern einzustellen? Wir haben doch ge-
rade in dem Bereich hohe Arbeitslosenzahlen. Wol-
len wir da eine weitere Hürde aufbauen? Ich be-
fürchte, das täten wir, wenn wir Ihrem Antrag ein-
fach zustimmen würden. 

Solche weiteren Regelungen können wir, glaube 
ich, nicht gebrauchen, gerade mit der hohen Ar-
beitslosigkeit in diesem Segment. Wie Sie das 
Ganze für die anderen Gruppen regeln wollen, die 
auch entsprechende Nöte und Sorgen haben, für 
Beamte und Beamtinnen mit privater Krankenver-
sicherung beispielsweise, haben Sie gar nicht dar-
gelegt, vielleicht tun Sie das auch nicht, weil Sie 
eine Einheitsversicherung wollen und das insofern 

gar nicht für nötig erachten, für diese, in Ihren Au-
gen privilegierten, Menschen Lösungen zu finden. 

Ich glaube, es muss Lösungen für alle geben und 
wir müssen auch schauen, was am Ende dabei her-
auskommt. 40 Tage für ein Kind bei Alleinerzie-
henden, das ist, wenn es dieselbe Krankheit ist, 
weit mehr als die sechs Wochen, die Lohnfortzah-
lung gewährt wird. Insofern geht das auch zu Las-
ten der Krankenkassenbeiträge. Also, es gibt viele 
Fragen, die das Ganze bei uns Freien Demokraten 
hinterlässt und natürlich die Notwendigkeit, hier 
etwas zu tun. Natürlich wollen wir, dass Eltern und 
gerade alleinerziehende Menschen ihre Kinder be-
treuen, ihren Pflichten nachkommen können. Frau 
Ahrens hat es deutlich gemacht, wo das Herzen der 
Eltern schlägt, ist, glaube ich, jedem klar. 

Aber wir müssen auch die andere Seite sehen und 
dabei eine gute Lösung finden. Wir finden, bisher 
ist die Lösung, die mit den Elterntagen die es gibt 
gefunden worden ist die richtige. Es muss nicht 
diese Ausweitung perpetuiert werden, deshalb leh-
nen wir den Antrag ab. – Danke! 

(Beifall FDP) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächste Red-
nerin hat das Wort die Abgeordnete Dr. Henrike 
Müller. 

Abgeordnete Dr. Henrike Müller (Bündnis 90/Die 
Grünen): Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Es ist jetzt schon mehrfach 
gesagt worden und das ist auch unsere Erfahrung 
im letzten Jahr, dass die Pandemie wie ein Brenn-
glas auf verschiedene unterschiedliche Bereiche in 
der Gesellschaft wirkt. Unter anderem auch auf 
den Tatbestand, dass die Kinderkrankentage für 
die Betreuung von kranken Kindern sehr oft nicht 
ausreichen. Deswegen finde ich die Initiative, die 
im Antrag beschrieben wird, sehr gut und sehr rich-
tig, die grüne Fraktion hat das sehr gern unter-
stützt. 

Weil ich finde, dass meine beiden Kolleginnen aus 
der Koalition alle Argumente genannt haben, die 
dafürsprechen und alles sehr detailliert und nach-
vollziehbar erläutert haben, will ich das nicht alles 
wiederholen, sondern mich auf die Argumente der 
Oppositionsfraktionen konzentrieren. 

Ich finde es sehr schade, dass sowohl CDU-Frak-
tion als auch FDP-Fraktion sich nicht anschließen 
können. Bei der FDP-Fraktion bin ich nicht so 
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wahnsinnig überrascht, auch nicht über die Argu-
mentation: Man muss die andere Seite der Medaille 
sehen und die Arbeitgeber und so. Das überrascht 
mich nicht und ich will mich auch nicht lang daran 
abarbeiten. 

Bei der CDU-Fraktion fällt mir das schon schwerer, 
angesichts der vielen Debatten, die auch Sie in den 
letzten Monaten hier zur Erhöhung der Frauener-
werbstätigkeit, zur Armutsquote von Alleinerzie-
henden angeregt haben. Heute, wo es wirklich da-
rum geht, Erleichterungen zu schaffen, um Frauen 
in Arbeit zu halten und ihnen die Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf zu erleichtern, sind Sie nicht 
mehr an unserer Seite. Sehr schade, liebe CDU-
Fraktion. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Wie absurd die Argumentation von Frau Ahrens ist, 
will ich an einem anderen Beispiel deutlich ma-
chen. Sie haben gesagt, wenn wir jetzt die Kinder-
krankentage erhöhen, würde das zu einer struktu-
rellen Benachteiligung von Frauen auf dem Ar-
beitsmarkt führen. Wenn man das konsequent zu 
Ende führt, müssten wir den Mutterschutz abschaf-
fen, weil Frauen schwanger werden können. Mut-
terschutz zu nehmen führt zu strukturellen Diskri-
minierungen auf dem Arbeitsmarkt. Ja, es führt zu 
Diskriminierung. Deswegen nehmen wir Frauen 
aber Schutzmaßnahmen und erleichternde Maß-
nahmen zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
nicht weg, sondern wir erlassen sie trotzdem, weil 
es wichtig ist und werben dafür, dass Arbeitgeber 
und Arbeitgeberinnen das nicht vor allem zum 
Nachteil von Frauen und Müttern ausweiten und 
natürlich ist es so, dass Kinderkrankentage auch 
von Vätern genommen werden können. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Wir rufen sehr herzlich dazu auf, dass Väter eine 
höhere Verantwortung für ihre erkrankten Kinder 
übernehmen. 

(Zuruf SPD: Genau!) 

Genau, aus der SPD-Fraktion. Vielen Dank für die 
Unterstützung! 

Ein letzter Hinweis, weil es einfach faktisch falsch 
war, das müssen wir korrigieren: Frau Ahrens hat 
auch behauptet, dass die Bremer Regelung zur 
Aufhebung der Präsenzpflicht dazu führe, dass 
man Kinderkrankentage nicht nehmen könne. Ein 
Blick in den Musterantrag vom Bundesministerium 

für Familie, Senioren, Frauen und Jugend zeigt, 
dass man sehr wohl, hier als letzten Punkt, Kinder-
krankentage beantragen kann. Ich zitiere: „auf-
grund einer Aufhebung der Präsenzpflicht aus 
Gründen des Infektionsschutzes.“ – Das zur Klar-
stellung. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Ich bin sicher, es hilft nicht, aber trotzdem, weil ich 
noch eineinhalb Minuten Zeit habe, möchte ich die 
CDU-Fraktion sehr herzlich auffordern, noch ein-
mal darüber nachzudenken, ob Sie Ihren Ansatz, 
den Sie letztes Jahr sehr stark vertreten haben, 
nämlich sich für die Erhöhung der Frauenerwerbs-
tätigkeit einzusetzen, ob Sie den heute nicht wei-
terverfolgen wollen und dem Antrag der Koalition 
Ihre Zustimmung geben. – Vielen Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächste Red-
nerin hat das Wort die Abgeordnete Sofia Leonida-
kis. 

Abgeordnete Sofia Leonidakis (DIE LINKE): Sehr 
geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Meine Kolleginnen aus der Koalition ha-
ben mir vieles vorweggenommen. Ich hatte eben 
den Eindruck, dass man doch vor allem seitens der 
CDU-Fraktion relativ verzweifelt nach Gründen 
gesucht hat, diesen Antrag abzulehnen. Diese Ver-
zweiflung drückt sich auch in wirklich unsachge-
mäßen und unzutreffenden Aussagen aus, dass ge-
sagt wurde, dass die Bremer Linie bei der 
coronabedingten Kita- und Schulpolitik die Inan-
spruchnahme der zusätzlichen Kinderkrankentage 
nicht ermöglicht. Das ist nicht zutreffend. Ich 
möchte deswegen noch einmal aus dem Schreiben 
der Senatorin für Kinder und Bildung, das an alle 
Eltern von Kita- und Schulkindern gegangen ist, 
vorlesen. 

Hier steht: „Diese Empfehlung“ – also die Einrich-
tung nicht zu besuchen – „gilt auch für das Land 
Bremen. Soweit die Möglichkeit besteht, ihr Kind 
zu Hause selbst zu betreuen, empfehlen wir, diese 
Möglichkeit zu nutzen.“ Das ist bezogen auf die zu-
sätzlichen Kinderkrankentage. Dieses Schreiben 
begründet den Antrag an die Krankenkasse, die 
Kinderkrankentage in Anspruch zu nehmen. Inso-
fern, dieser angebliche Grund, unserem Antrag 
nicht zuzustimmen, ist wirklich an den Haaren her-
beigezogen. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
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Auch die inhaltliche Begründung, man würde mit 
zusätzlichen Kinderkrankentagen die strukturelle 
Benachteiligung von Frauen möglicherweise noch 
verstärken, ist, ehrlich gesagt, das Pferd von hinten 
aufzäumen. Soweit ich weiß, ist nach der Einfüh-
rung der Kinderkrankentage im Jahr 1974, wie die 
Kollegin Pfeiffer vorhin dargestellt hat, die Er-
werbsbeteiligung von Frauen gestiegen, 

(Abgeordnete Dr. Henrike Müller [Bündnis 90/Die 
Grünen]: Gestiegen!) 

und zwar aufgrund von gesellschaftlichem Wandel 
kontinuierlich gestiegen und Frauen kämpfen für 
Gleichstellung. Insofern, glaube ich, kann man 
nicht sagen, dass bisher die Einführung von Kin-
derkrankentagen dazu geführt hat, dass Frauen 
strukturell benachteiligt werden. Im Gegenteil, es 
war eine Errungenschaft für mehr Erwerbsbeteili-
gung, es war eine Errungenschaft für die Gleichbe-
rechtigung von Frauen auf dem Arbeitsmarkt und 
für die bessere Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf. An diesem Punkt von 1974 stehenzubleiben 
und nicht für eine weitere bedarfsgerechte Auswei-
tung der Kinderkrankentage zu kämpfen, finde ich 
tatsächlich eine Begründung, 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

die weder der Sache entspricht, noch vorwärts-
schauend, noch zukunftsgerichtet ist, sondern tat-
sächlich den Frauen signalisiert: Bitte, löst doch 
eure Probleme privat, wenn die Kinderkranken-
tage aufgebraucht sind, schickt das Kind irgendwie 
kränkelnd in die Kita, meldet euch selbst krank 

(Abgeordnete Dr. Henrike Müller [Bündnis 90/Die 
Grünen]: Gib deinen Arbeitsplatz auf!) 

und gefährdet damit euren eigenen Arbeitsplatz. 
Also dieser „Möchtegern“-Lösung, der können wir 
uns überhaupt nicht anschließen. Im Gegenteil, wir 
glauben, dass im Moment Frauen auf dem Arbeits-
markt, was Erwerbsbeteiligung angeht, was Löhne 
angeht, was Altersarmut angeht immer noch struk-
turell benachteiligt sind – insbesondere Alleiner-
ziehende – und hier müssen wir die Frauen und die 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit Rechten 
ausstatten und gern auch dafür sorgen und dafür 
werben, dass mehr Väter die häusliche Sorgear-
beit, die Kindererziehung und die Kinderbetreu-
ung im Krankheitsfall übernehmen, liebe Kollegin-
nen und Kollegen. 

(Beifall DIE LINKE, Bündnis 90/Die Grünen) 

Insofern glaube ich, dass die Gründe – –. Wie ge-
sagt, sie waren nicht vorwärtsblickend, sie waren 
unsachgemäß und sie waren aus meiner Sicht auch 
nicht zukunftsgerichtet. Wir müssen Frauen und 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit Rechten 
ausstatten und nicht in vorauseilendem Gehorsam, 
die Rechte, die sie brauchen – –. Ich habe vorhin 
gesagt, sie brauchen sie, weil es nun einmal so ist, 
dass Kinder auch einmal mehr als zehn Tage im 
Jahr krank sind. Wenn man das braucht, kann man 
die Lösung dieser Problematik nicht ins Private ver-
schieben, sondern wir müssen die Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer mit den entsprechenden 
Rechten ausstatten, nur das ist zukunftsgerichtet. – 
Vielen Dank! 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächste Red-
nerin hat das Wort die Abgeordnete Sandra 
Ahrens. 

Abgeordnete Sandra Ahrens (CDU): Sehr geehrte 
Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Weil alles so schön durcheinandergegan-
gen ist, möchte ich ein paar Sachen klarstellen. 

(Heiterkeit SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Erstens: Die Bremer Wirkung, die ich gerade be-
schrieben habe, bezieht sich gar nicht auf Ihren An-
trag. Das haben Sie gar nicht beantragt, liebe Kol-
legin. Vielleicht würde es helfen, die Debatte nicht 
nur abzulesen, sondern sich inhaltlich mit den The-
men, die wir angesprochen haben, auseinanderzu-
setzen. 

(Beifall CDU) 

Ja, es stimmt, dass der Punkt entsprechend da ist 
und man die Kinderkrankentage bei der AOK oder 
einer anderen Krankenkasse beantragen kann. Das 
hilft uns aber nicht weiter, wenn ich einen befriste-
ten Arbeitsvertrag habe und der Arbeitgeber den 
Vertrag nicht verlängert, weil die Kollegin und Ar-
beitnehmerin die ganze Zeit nicht da war. Wir ha-
ben nämlich ein Beschäftigungsdreieck oder ein 
Trias oder Beziehungsdreieck, wie auch immer Sie 
das nennen wollen. Wir haben die Arbeitnehmer, 
die Arbeitgeber und die Krankenkasse, die die Kin-
derkrankentage hinterher bezahlt. Ich habe von 
den zwei Seiten der Medaille, der Arbeitnehmerin- 
beziehungsweise Arbeitnehmer- und der Arbeitge-
berseite gesprochen, liebe Frau Aulepp, und es 
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wäre schön, wenn Sie an der Stelle auch einmal zu-
hören würden. 

(Abgeordnete Sascha Karolin Aulepp [SPD]: Ein-
fach einmal sagen, dass Sie sich geirrt haben, Frau 
Ahrens!) 

Wir können das gern hinterher bei einem Kaffee 
diskutieren und vertiefen, dann erkläre ich Ihnen 
noch einmal genau, welche Auswirkungen das 
konkret hat. Ich möchte hier noch einmal deutlich 
machen, weil Sie sich hier immer hinstellen und sa-
gen, rot-grün-rot steht für Frauenarbeitsquote 

(Abgeordnete Dr. Henrike Müller [Bündnis 90/Die 
Grünen]: Sie auch!) 

und Sie sind die Außerordentlichsten und hier in 
Bremen läuft es großartig, was Frauen angeht. Ich 
werde Sie jetzt einmal mit Fakten überhäufen, über 
das, wie Ihre Politik hier in Bremen wirkt, liebe 
Frau Aulepp, damit Sie das endlich verstehen, 

(Beifall CDU) 

dass Sie das Gegenteil von dem tun, was Sie hier 
die ganze Zeit behaupten! Nur weil Sie etwas sa-
gen, entspricht das nicht den Tatsachen, denn die 
Tatsachen werden an den Fakten gemessen. Die 
Bremer Arbeitswelt ist ein Männerarbeitsmarkt! 

(Abgeordnete Dr. Henrike Müller [Bündnis 90/Die 
Grünen]: Richtig!) 

Wir haben im Land Bremen eine massive struktu-
relle Benachteiligung von Frauen und die lösen Sie 
durch Ihre massiv schlechten Rahmenbedingungen 
aus! 

(Unruhe SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE 
– Beifall CDU) 

Nein, das ist leider richtig, das können Sie in Ihrem 
Arbeitnehmerreport nachlesen, das können Sie in 
dem Arbeitnehmerreport zur Situation Alleinerzie-
hender nachlesen, aus dem Jahr 2018, der die Kol-
legin den Arbeitsplatz gekostet hat, weil man zu 
sehr die Wahrheit aufgedeckt hat. Seit 2013, seit 
Einführung des Krippenanspruches, ist die Frauen-
erwerbsquote überall gestiegen. Sie ist Hamburg 
höher geworden, sie ist in Berlin höher geworden, 
wissen Sie, wie sie in Bremen geworden ist? Elf Pro-
zent schlechter, die Frauenerwerbsquote in Bre-
men ist um elf Prozent gesunken und warum? Weil 
die Rahmenbedingungen hier so sind wie sie sind 
und Sie immer ganz viel versprochen haben, aber 

wenn es um die Einhaltung ging, haben Sie es nicht 
eingehalten. 

Sie haben damals für die Krippe einen Rechtan-
spruch von vier Stunden gehabt, dann haben Sie in 
Kattenturm, in Tenever und sonst wo eine Krippe 
eröffnet mit einer achtstündigen Betreuung und 
hineingekommen sind die Leute aus Schwachhau-
sen. Diejenigen, die in direkter Nachbarschaft ge-
wohnt haben, die Sie eigentlich in den Einrichtun-
gen haben wollten, hatten keinen Zugang zu den 
entsprechenden Einrichtungen. Das war die Reali-
tät und das hat die elf Prozent Minuswachstum bei 
der Frauenerwerbsquote mit verursacht. 

Es gibt noch viele andere strukturelle Probleme, 
die Sie nicht angegangen sind. In der Arbeits-
marktförderung, in vielen anderen Bereichen, des-
wegen haben wir die Enquetekommission zum 
Thema Armut gefordert. Deswegen gab es den 
Ausschuss zur Armutsbekämpfung. Deswegen gab 
es einmal 88 gemeinsam mit allen Fraktionen be-
schlossene Maßnahmen, wie wir Armut bekämpfen 
wollen, wie wir uns tatsächlich für Alleinerzie-
hende einsetzen wollen. Wie viel ist davon umge-
setzt worden? Es gab die Große Anfrage der Frak-
tion DIE LINKE zu dem Thema, als sie noch in der 
Opposition war, als Antwort hatte rot-grün damals 
gegeben, nichts haben wir umgesetzt von den 88 
konsensual beschlossenen Maßnahmen. 

Wenn Sie sich Ihren jetzigen Regierungskoalitions-
vertrag anschauen, darin steht wieder, ja, von den 
88 Maßnahmen würden wir jetzt endlich einmal 
ein paar umsetzen. Ich hoffe, dass das dann auch 
funktioniert. Ganz wenige davon haben Sie bis 
jetzt tatsächlich umgesetzt. Sie haben den Rechts-
anspruch für die Betreuung in Kindergärten noch 
einmal erhöht, wir haben jetzt endlich die Ände-
rung des Bremischen Aufnahmeortsgesetzes. Wie 
viele Jahre habe ich dafür gestritten, dass es eine 
Bevorzugung von Alleinerziehenden gibt! Ich habe 
hier mit Frau Dr. Bogedan gestritten. Da hat man 
mir erzählt, das wäre rechtlich nicht möglich. Es 
wäre rechtlich nicht möglich, eine Regelung zu fin-
den, dass Alleinerziehende vorrangig in Kitas auf-
genommen werden. 

Siehe da, ich habe festgestellt, in Bremerhaven ist 
das sehr wohl rechtlich möglich! Inzwischen haben 
wir es in Gesetzesform. Das ist aber ein Prozess, der 
fast vier Jahre gedauert hat, meine Damen und 
Herren, und Sie wollen mir erzählen, dass Sie hier 
Siebenmeilenstiefel anhaben, wenn es um Frauen-
erwerbsarbeit geht, wenn es um Frauenerwerbs-
quote geht und darum, Frauen in Arbeit und Lohn 
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zu bringen, meine Damen und Herren von rot-
grün-rot? Das Gegenteil machen Sie hier! Wenn Sie 
es wirklich wollten, hätten Sie das viel schneller 
umsetzen können. Wir haben hierfür als CDU-
Fraktion immer wieder konstruktive Beiträge ge-
bracht, 

(Abgeordnete Sascha Karolin Aulepp [SPD]: Das 
verstehe ich nicht!) 

das hat Frau Dr. Müller mehrfach angesprochen. 

(Abgeordnete Dr. Henrike Müller [Bündnis 90/Die 
Grünen]: Nein, konkrete Beiträge habe ich nicht 
gesagt!) 

Wir haben immer wieder gesagt, was man machen 
kann, was wir verändern können und Ähnliches. 
Sie haben sich dem verschlossen, 

(Zuruf Abgeordnete Gönül Bredehorst [SPD]) 

Sie haben die 88 konsensual beschlossenen Maß-
nahmen, die wir gemeinsam im Armutsausschuss 
beschlossen haben, immer noch nicht umgesetzt, 
liebe Frau Bredehorst, weder im Bildungsbereich, 
noch im Kita-Bereich, noch im Arbeitsmarktbe-
reich. 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Frau Ahrens, 
kommen Sie bitte zum Schluss. 

(Abgeordnete Sascha Karolin Aulepp [SPD]: Viel-
leich auch zur Sache!) 

Abgeordnete Sandra Ahrens (CDU): Maßnahmen, 
die in diesen Bereichen waren und Sie stellen sich 
hier hin und behaupten das Gegenteil. Die Fakten 
sprechen eine andere Sprache. Deutlich. – Danke 
schön! 

(Beifall CDU) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächste Red-
nerin hat das Wort die Abgeordnete Sofia Leonida-
kis zu einer Kurzintervention. 

Abgeordnete Sofia Leonidakis (DIE LINKE): Sehr 
geehrte Frau Präsidentin! Frau Ahrens, ich habe 
jetzt ganz viel gehört, aber keine einzige Begrün-
dung, warum man unseren Antrag auf die Auswei-
tung von Kinderkrankentagen ablehnen sollte. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Ehrlich gesagt waren das eher Gründe, die dafür 
sprechen. Gestern hat sich hier ein Modewort etab-
liert, das war unterkomplex. Ich möchte dieses 
Wort hier noch einmal aufgreifen, Ihre Ausführun-
gen zur bremischen Wirtschaftsstruktur sind ehr-
lich gesagt extrem unterkomplex, 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 

wenn Sie ausblenden, dass wir in Bremen eine ex-
portorientierte, industriegeprägte Wirtschaftsstruk-
tur haben und auch ausblenden, dass der Bremer 
Senat, dass die Senatorin für Wirtschaft und Arbeit 
jetzt neue Cluster für Gesundheitswirtschaft, für 
Ernährungswirtschaft, für die Förderung von weib-
lich geprägten Branchen bildet, wenn Sie all das 
ausblenden, wenn Sie ausblenden, dass die Sena-
torin für Kinder und Bildung – –. Dass wir hier ge-
meinsam ein Gesetz beschlossen haben, das ist 
noch gar nicht so lange her, dass alleinerziehend 
ein Aufnahmekriterium für die Kitas wird, wenn 
Sie ausblenden, dass wir den Rechtsanspruch im 
Krippenbereich auf sechs Stunden ausgeweitet ha-
ben, dann kann man das nur unterkomplex nen-
nen. Ich glaube, dass Sie hier ganz viele Gründe 
geliefert haben, die für die Politik dieses Bremer 
Senats und für diesen Antrag sprechen. – Danke! 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächste Red-
nerin hat das Wort die Abgeordnete Sandra Ahrens 
zur Kurzintervention. 

Abgeordnete Sandra Ahrens (CDU): Sehr geehrte 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Es ist 
immer schön, die Geschäftsordnung auch einmal 
zu nutzen. 

Wir haben leider in Bremen eben gerade nicht ei-
nen Frauenarbeitsmarkt. Es hilft auch kein Rechts-
anspruch in der Ausweitung auf sechs Stunden, 
wenn nur Achtstundenplätze angeboten werden, 
weil Hartz-IV-Empfänger, wenn sie in der Vergan-
genheit nicht einen entsprechenden Arbeitsplatz o-
der Ausweis einer Aufnahme einer Beschäftigung 
hatten, eben nicht aufgenommen werden konnten. 
Das ist ein langer Rechtsstreit, an dem die Fraktion 
DIE LINKE, solange sie in der Opposition war, im-
mer beteiligt war und mit uns gemeinsam Seite an 
Seite dafür gestritten hat, die Alleinerziehenden in 
diesem Bereich zu stärken. Umgesetzt wurde das 
jetzt erst ganz kurzfristig und eben nicht in den ver-
gangenen Jahren seit 2013. Deswegen ist die Frau-
enerwerbsquote nicht gestiegen. Wir haben auch 



Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 20. Wahlperiode – 21. Sitzung am 27.01.2021 und 28.01.2021 2703 

in vielen anderen Bereichen strukturelle Benach-
teiligungen, die Frauen massiv benachteiligen. In 
einer solchen Situation eine generelle Ausweitung, 
und jetzt komme ich zu dem Antrag, 

(Abgeordnete Sascha Karolin Aulepp [SPD]: Die 90 
Sekunden sind um!) 

von Kinderkrankentagen oben darauf zu setzen, 
was wieder strukturell benachteiligend für Frauen 
wirkt, sorgt eben gerade dafür, dass eine Arbeit-
nehmerin in der Gesamtbewertung nicht unbe-
dingt bevorzugt wird. Das, meine Damen und Her-
ren, habe ich im ersten Wortbeitrag ausgeführt und 
wenn man den ersten Wortbeitrag mit dem zweiten 
Wortbeitrag kombiniert, was Sie wieder ganz be-
wusst nicht getan haben, dann kommt man zu einer 
ganz klaren, 

(Abgeordnete Sascha Karolin Aulepp [SPD]: Ich 
glaube, die 90 Sekunden sind ganz schön lang!) 

mit einem roten Faden versehenen Begründung, 
weshalb wir als CDU-Fraktion Ihren Antrag ableh-
nen müssen. 

(Glocke) 

Dass Sie – –. 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Jetzt sind Sie am 
Ende, das sieht die Geschäftsordnung auch vor. 

Abgeordnete Sandra Ahrens (CDU): Dass Sie das 
nicht wollen, bedeutet nicht, dass der rote Faden 
nicht da war. – Dankeschön. 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächste Red-
nerin hat das Wort die Abgeordnete Dr. Henrike 
Müller. 

Abgeordnete Dr. Henrike Müller (Bündnis 90/Die 
Grünen): Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Da-
men und Herren! Vielen Dank, dass ich zwischen 
dem Dialog der Kolleginnen auch noch einmal darf. 
Ich bin sehr froh, zu hören, dass Frau Ahrens sagt, 
natürlich steht die CDU-Fraktion dazu, alles was 
die Frauenerwerbstätigkeit erhöht, zu unterstüt-
zen. 

Dann wollen wir noch einmal aufzählen, wo wir auf 
Ihre Unterstützung zählen. Natürlich bei dem heu-
tigen Antrag, der ist einfach ein grundlegendes In-
strument, um Frauen, die noch sehr oft die Betreu-
ung ihrer erkrankten Kinder übernehmen, die Be-
rufstätigkeit zu erleichtern. 

Darüber hinaus, Frau Ahrens beklagt den Niedrig-
lohnsektor: Ja, das stimmt, wir haben viel zu viele 
Frauen, die im Niedriglohnsektor beschäftigt sind 
oder in Bereichen, in denen wir es mit mangelnder 
Tarifbindung zu tun haben. Unser Antrag, die Ta-
rifbindung auszuweiten, wer hat da nicht mitge-
stimmt, die CDU-Fraktion. Bitte denken Sie noch 
einmal darüber nach, ob Sie bei einer nächsten Ini-
tiative nicht an unserer Seite sein wollen, zum Bei-
spiel. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Frau Ahrens erläutert, dass sie die einzige Kämpfe-
rin hier im Haus ist, die sich jemals für die Rechte 
der Alleinerziehenden eingesetzt hat. Ihr Frakti-
onsvorsitzender hat das letztes Jahr auch ziemlich 
gut und ziemlich stark gemacht, auf einer appella-
tiven Ebene. Ich habe nicht von konstruktiven Bei-
räten gesprochen, liebe Kollegen, sondern davon, 
dass Sie die Themen leidenschaftlich aufnehmen, 
ohne einen einzigen konstruktiven Vorschlag zu 
machen, wie wir die Situation von Alleinerziehen-
den verbessern. Nein, im Gegenteil, in der Deputa-
tion für Wirtschaft und Arbeit stellen Sie das wirk-
lich erfolgreiche Projekt „Vermittlung und Integra-
tion von Alleinerziehenden in den Arbeitsmarkt“ 
auch noch infrage und sagen, dabei geht aber viel 
zu viel Geld verloren. So funktioniert Unterstüt-
zung von Alleinerziehenden nicht, liebe Kollegen 
und Kolleginnen der CDU-Fraktion. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Anstatt hier dauernd Aktuelle Stunden zu Frauen-
erwerbstätigkeit und Armut von Alleinerziehenden 
einzureichen, erwarte ich in diesem Jahr 2021 ein-
mal einen konkreten Antrag mit konkreten Vor-
schlägen, wie wir es besser machen können. 

(Abgeordneter Dr. Thomas vom Bruch [CDU]: Ja-
wohl, Frau Müller!) 

Wir werden dann gern Ihren Antrag freundlich un-
terstützen und mitzeichnen. Da zusammenzuarbei-
ten bin ich sehr gern bereit und daran werden wir 
Sie auch messen, wir haben ein sehr interessantes 
Jahr vor uns. – Vielen Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächste Red-
nerin hat das Wort Senatorin Claudia Bernhard. 

(Abgeordneter Thomas vom Bruch [CDU]: Bis zum 
Dezember haben wir Zeit! – Abgeordnete Sascha 
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Karolin Aulepp [SPD]: Da war September gemeint! 
– Abgeordneter Thomas Röwekamp [CDU]: Wir 
nehmen das einmal mit in unser Haus!) 

Senatorin Claudia Bernhard: Ich will Sie jetzt gar 
nicht in Ihren interessanten Debatten unterbre-
chen. Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen 
und Herren! Vielleicht lauschen Sie doch den ab-
schließenden Worten des Senats, die ich Ihnen 
gern noch zum Besten geben will. 

Die interessante Frage wäre schon einmal, dass 
man die Dinge ein Stück weit auseinanderhält. Das 
eine ist der Antrag und das andere ist die Situation 
der Frauenerwerbstätigkeit in Bremen. In diesem 
Antrag, finde ich, haben wir ganz deutlich den Vor-
schlag einer adäquaten, alltagstauglichen und fa-
milienfreundlichen Regelung, die endlich einmal 
die Lebensrealität von berufstätigen Eltern aner-
kennt und nicht im Grunde genommen die Er-
werbstätigkeit behindert. 

(Beifall DIE LINKE) 

Ich finde dieses Argumentationsgebäude der CDU-
Fraktion total interessant, immer wenn es heißt, es 
geht um Rechte von Arbeitnehmerinnen, belastet 
das plötzlich deren eigenen Arbeitsmarkt. Das ha-
ben wir beim Mindestlohn, das hatten wir in vielen 
anderen Zusammenhängen. Anstatt zu sagen, Ver-
hältnisse können wir nur dadurch ändern, dass wir 
die Rechte stärken, heißt es: Huch, wenn die 
Rechte gestärkt werden, dann schlägt das auf die 
Möglichkeiten, in dem Fall von Frauen, zurück. 
Das ist absurd. Das ist vollkommen absurd, 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

weil es ist letztendlich eine so nach hinten gerich-
tete Politik und Herangehensweise ist, die wir rauf 
und runter kennen und die uns bisher eigentlich 
immer nur behindert hat. Die historische Erfah-
rung, sage ich mal, beweist absolut das Gegenteil, 
die Beispiele wurden hier genannt. 

Lassen Sie mich noch drei Sätze zur Frauener-
werbstätigkeit sagen. Es ist richtig, dass der Bremer 
Markt entsprechend aufgeteilt ist und es ist auch 
richtig, dass wir da noch Luft nach oben haben. Wir 
haben das angeregt, wir haben entsprechende 
Maßnahmen in Angriff genommen und dieser Se-
nat kann sich nicht davor verstecken, dass hier 
nicht genau das angegangen worden ist. Dass es zu 
langsam ist, schneller gehen müsste und wir das 
weiterverfolgen müssen, das steht völlig außer 
Frage. Aber da hatten meine Vorredner vollständig 

recht: Da fehlt auf breiter Linie die Unterstützung 
der CDU-Fraktion, und zwar egal, in welchem Zu-
sammenhang man in welche Deputation schaut. 
Wo ist denn der konkrete Vorschlag, um das aufzu-
brechen, wenn wir hier Männerbranchen nicht 
weiter unterstützen wollen, sondern andere Bran-
chen ausgreifen und dort die Arbeitsplätze für 
Frauen in eine Perspektive umwandeln wollen? Sie 
haben große Chancen unterstützend bei der Ent-
geltstrategie des Senats zu wirken. Ich kann nur 
hoffen, dass das passiert. 

(Beifall SPD, DIE LINKE) 

Mir geht es noch einmal darum, zu sagen, dass ich 
sehr froh bin, dass dieser vorliegende Antrag nun 
endlich das Alter der Kinder von 12 auf 14 Jahre 
erhöht. Es wurde erwähnt, dass wir hier entspre-
chenden Bedarf haben. Wenn wir uns das ansehen, 
ist es insgesamt betrachtet eine sehr maßvolle Re-
gelung im Vergleich zu dem, was unsere europäi-
schen Nachbarn in dem Zusammenhang schon tun. 
Das ist etwas, bei dem wir uns, sagen wir einmal, 
mit dem Antrag nur ein weiteres Stück in diese 
Richtung begeben. Selbstverständlich geht es auch 
darum, dass wir uns um das Heraufsetzen des Al-
ters auf 18 Jahre bei schwerkranken Kindern be-
mühen müssen. 

Die aktuelle, auf 2021 befristete, Regelung auf 
Bundesebene trägt in all diesen Punkten der Reali-
tät in den Familien Rechnung. Sie gilt jetzt auch, 
wenn Kitas und Schulen pandemiebedingt ge-
schlossen oder nur eingeschränkt geöffnet sind. Sie 
steht natürlich unseren Regelungen hier in Bremen 
nicht entgegen. Sie gilt auch ausdrücklich, wenn 
Kinder aufgrund von behördlicher Empfehlung zu 
Hause bleiben und sie gilt auch im Fall von Home-
office. Das ist eine Klarstellung, die bisher, 2020, 
gefehlt hat. Ich halte das für einen wesentlichen 
Punkt, denn wir wissen, die Belastung im Home-
office ist nicht gerade zu unterschätzen. An der 
Stelle sagen wir auch, wir müssen ein Stück weit 
dazu kommen, dass sich endlich auch Männer stär-
ker als Teil dessen betrachten, dass sie diese Re-
produktionsarbeit weiter mit unternehmen. Wir ha-
ben das bei den Kinder-Eltern-Monaten et cetera, 
aber wir brauchen es selbstverständlich auch ge-
rade bei dem Antrag auf Krankengeld. Gerade der 
letzte Punkt – Kinderkrankengeld auch bei Home-
office – sollte unbedingt über die Pandemie hinaus 
bestehen bleiben. 

Das Thema, das leider immer noch ungelöst ist, 
wurde hier auch schon angesprochen: Es ist die ge-
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setzliche Regelung zur Freistellung wegen Betreu-
ung durch die Tarif- und Arbeitsverträge. Die kön-
nen das nämlich wieder einschränken und letzt-
endlich ein Stück weit aushebeln. Diese berüch-
tigte Frage nach der Einschränkung von § 616 BGB 
ist etwas, das wir auf jeden Fall auch im Blick ha-
ben müssen, denn es nützt uns nichts, dass wir auf 
Bundes- und Landesebene einen Anspruch mani-
festieren, und dann wird er über die Tarifregelung 
wieder hinausgekickt beziehungsweise kann hin-
ausgekickt werden. Da sind weitere Klarstelllun-
gen notwendig, auch nach der Pandemie. 

In einer idealen Welt, wie gesagt, wenn die Folgen 
dieses Antrages alle Geschlechter gleichermaßen 
treffen, das ist hier und jetzt nicht der Fall, weil die-
ser Drahtseilakt zwischen Familie, Beruf, Kinder-
betreuung ganz überwiegend nach wie vor Frauen 
trifft, und ganz und gar dramatisch trifft es eben al-
leinerziehende Frauen und die wirtschaftlichen 
Folgen der Pandemie werden – –. 

Das ist ein Thema, das uns sicher noch länger be-
schäftigen wird, wenn nicht gegengesteuert wird. 
Da sind wir genau bei der interessanten Frage, wo 
wirtschaftliche Steuerung – Stichwort Konjunktur –
, und Wirtschaftsförderung auch in Zukunft in Bre-
men sehr viel geschlechtergerechter ausfallen müs-
sen als in der Vergangenheit. Wie gesagt, ich gehe 
davon aus, dass das Haus hier insgesamt genau 
diese Aspekte in dem Zusammenhang, wie Haus-
halte aufgestellt werden, wie Bremen-Fonds defi-
niert werden, wie Maßnahmen definiert werden 
beziehungsweise wohin letztendlich ökonomische 
Ressourcen fließen, weiterhin sehr kritisch prüft, 
denn in dem Zusammenhang spielt das eine große 
Rolle. Ich glaube, da haben wir durchaus noch 
Nachholbedarf und das sollten wir vorantreiben. – 
Herzlichen Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer diesem Antrag seine Zustimmung geben 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE, 
Abgeordneter Peter Beck [parteilos]) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Dagegen CDU, FDP, M.R.F., Abgeordneter 
Thomas Jürgewitz [AfD], Abgeordneter Jan Timke 
[BIW]) 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt 
dem Antrag zu. 

Sechste Verordnung zur Änderung der Dreiund-
zwanzigsten Verordnung zum Schutz vor Neuin-
fektionen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2  
Mitteilung des Senats vom 28. Januar 2021  
(Neufassung der Drucksache 20/792 vom 26. Ja-
nuar 2021)  
(Drucksache 20/803) 

Wir verbinden hiermit: 

Ausführungsgesetz zur Verordnung zum An-
spruch auf Schutzimpfung gegen das Coronavirus 
SARS-CoV-2  
Mitteilung des Senats vom 26. Januar 2021  
(Drucksache 20/796) 

Dazu als Vertreterin des Senats Senatorin Claudia 
Bernhard. 

Wir kommen zur ersten Lesung. 

Die gemeinsame Beratung ist eröffnet. 

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete 
Nelson Janßen. 

Abgeordneter Nelson Janßen (DIE LINKE): Sehr 
geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Abgeord-
nete! Wir debattieren heute zwei Tagesordnungs-
punkte verbunden in einer Debatte. Einmal möchte 
ich sprechen über das Ausführungsgesetz in Bezug 
auf die Einrichtung einer Impfkommission für das 
Land Bremen und danach über einige Anpassun-
gen im Rahmen der Coronaverordnung. 

Der Senat legt der Bürgerschaft heute ein Ausfüh-
rungsgesetz vor, dessen Absicht es ist, eine Bremer 
Impfkommission ins Leben zu rufen, mit dem Ziel, 
ein Verfahren zu etablieren, um Härtefälle inner-
halb der Impfpriorisierung rechtssicher zu behan-
deln. Denn der begrenzte Impfstoff muss auch in-
nerhalb der jetzt nacheinander abgearbeiteten Ka-
tegorien noch einmal priorisiert werden und inner-
halb dieser zulässigen Priorisierung der Stufen der 
Empfehlungen der Ständigen Impfkommission, 
STIKO, sollen jetzt Verfahren entwickelt werden 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/792
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/803
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/796
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über die Einrichtung einer sogenannten Expert*in-
nenkommission, einer Impfkommission. Dieser An-
trag soll dann eine eigens dafür eingerichtete Kom-
mission einrichten, die unter Beteiligung der Präsi-
dentin der Ärztekammer Bremen, der Leitung der 
Impfzentren Bremerhaven und Bremen sowie einer 
Medizinethikerin oder eines Medizinethikers und 
einer Person mit der Befähigung zum Richteramt 
ausgefüllt werden soll. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich halte 
die Einrichtung dieser Kommission für einen klu-
gen und einen notwendigen Schritt, um zielgenau 
Einzelfälle zu berücksichtigen, deren legitime An-
liegen nur durch das genaue Hinschauen aufgelöst 
werden können. 

(Beifall DIE LINKE) 

Es ist dabei klar, dass dies keine Infragestellung 
der bundeseinheitlichen Rahmensetzung ist, son-
dern vielmehr eine Schärfung der Kategorien in-
nerhalb dieser Priorisierung, um besonderen Ein-
zelschicksalen gerecht zu werden. 

Ich weiß nicht, ob alle von Ihnen den Bericht von 
„buten un binnen“ vom letzten Freitag gesehen ha-
ben, indem es um einen Mann ging, der in der 
Häuslichkeit gepflegt wird und innerhalb der Impf-
priorisierung zwar in einer hohen Kategorie veran-
kert ist, aber gleichzeitig innerhalb dieser Katego-
rie nicht vorgezogen werden kann nach der derzei-
tig geltenden Landespriorisierung. Für genau diese 
Personengruppe – und es handelt sich hierbei nicht 
um einen Einzelfall, sondern um einen Fall, der 
wahrscheinlich in vielen Konstellationen so oder so 
ähnlich vorkommt – gibt es nun das Verfahren, sich 
per Antrag an eine Impfkommission zu wenden 
und innerhalb der Priorisierung für ein Vorziehen 
der Impfung einen Antrag zu stellen. 

Die Kommission wird den Anspruch erfüllen müs-
sen, unverzüglich zu bescheiden und damit Rechts-
sicherheit zu schaffen. Die Entscheidung am Ende 
wird durch die Senatorin getroffen. Die Grundlage 
für die Entscheidung ist aber die Empfehlung. Das 
schafft Transparenz, sichert Fachlichkeit ab und 
schafft nicht zuletzt Rechtssicherheit für das Han-
deln der Senatorin. 

Als Zweites möchte ich noch einmal kurz auf die 
Veränderungen im Rahmen der Rechtsverordnun-
gen eingehen. Die Coronaverordnung wird im 
Kern in drei Punkten relativ überschaubar ange-
passt. 

Erstens wird in § 3 das Tragen der Maske an den 
Orten, an denen es jetzt schon geregelt wird, kon-
kretisiert und bezogen auf das Tragen von OP- o-
der FFP2-Masken, und dabei werden diese Mas-
ken mit Atemaustrittsventil verboten. Für die unter 
15-Jährigen bleibt allerdings die Regelung in Be-
zug auf das Tragen von sogenannten stofflichen 
Barrieren zulässig. 

Zweitens wird in § 6 genauer gefasst, dass die Re-
gelungslücke, über die ja viel in den Medien ge-
sprochen wurde in den letzten 48 Stunden in Bezug 
auf die körpernahen Dienstleistungen, geschlossen 
wird. Selbstverständlich war es nicht das Ziel, das 
Frisieren zu Hause zu ermöglichen, während im 
Friseursalon das Frisieren verboten ist, sodass die 
Regelung nun ausgeweitet wird auf die Dienstleis-
tung und nicht auf die Dienststätte. Ich halte das für 
einen richtigen Schritt, wir werden auch in Zukunft 
wohl noch auf den Rasierer angewiesen sein, aber 
diese Regelung wird dann wohl auch hier für Klar-
heit sorgen. 

Drittens wird der § 11 zu den Einrichtungen der Ta-
gespflege ergänzt mit einem Querverweis auf die 
Regelungen des RKI, sodass man nicht immer und 
ständig diese Regelungen anpassen muss, sondern 
hier einfach über Querverweis die Empfehlung 
klarstellt. Auch diese Regelungen halte ich für eine 
logische Ergänzung der Rechtsverordnung. Vielen 
Dank für diese Vorlagen. 

Abschließend möchte ich mich noch einmal bei den 
gesundheitspolitischen Sprecher*innen aller Frak-
tionen bedanken. Wir haben im Laufe des Wochen-
endes und Ende der letzten Woche miteinander te-
lefoniert, um abzustimmen, ob denn eine so kurz-
fristige Befassung realistisch und möglich ist. Wir 
wissen aber auch und waren uns da auch einig, 
dass dieser Fall, insbesondere der Impfkommission, 
nun einmal drängt, weil die Priorisierungen inner-
halb der Kategorien jetzt entschieden werden müs-
sen und nicht erst nach einer Überweisung und ei-
ner zweiten Lesung im Februar, sodass ich mich 
insbesondere auch bei den Vertreterinnen und 
Vertretern der CDU und FDP als Oppositionsfrak-
tionen bedanken möchte, dass dieser doch recht 
kurzfristig eingebrachte Gesetzesentwurf hier ge-
meinsam beraten und heute beschlossen werden 
kann. Der Antrag drängt, wir schaffen damit ein 
Verfahren, um Rechtssicherheit zu ermöglichen, 
Einzelfälle zu beachten. – Vielen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit! 

(Beifall DIE LINKE, Bündnis 90/Die Grünen) 
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Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Rainer Bensch. 

Abgeordneter Rainer Bensch (CDU): Sehr geehrte 
Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Als wir hier im Dezember letzten Jahres 
eine ausführliche Debatte zum Thema Impfen hat-
ten, habe ich gesagt: Wir müssen im Rahmen der 
Pandemiebekämpfung alles Menschenmögliche 
tun, um Menschenleben zu retten. Dieses nun 
kurzfristig eingebrachte Gesetz erfüllt genau die-
sen Anspruch. Es wird dazu beitragen können, 
Menschen, die in Not sind, Menschen, die meinen, 
sie könnten den Antrag stellen, schneller geimpft 
zu werden, mein Kollege hat die technischen Aus-
führungen dazu dargestellt – –. Dieses Gesetz kann 
und soll dazu beitragen, Menschenleben zu retten, 
und deswegen sind wir als CDU-Fraktion uneinge-
schränkt für die Verabschiedung und Durchfüh-
rung dieses Gesetzes, meine sehr geehrten Damen 
und Herren! 

(Beifall CDU) 

Es hat auch viel mit Menschenwürde zu tun. Es ist 
keine politische Entscheidung, dass eine Kommis-
sion zusammenkommt, sondern es sind wirklich 
Fachleute, ob es die Präsidentin der Ärztekammer 
ist, jemand mit richterlicher Befähigung, eine Me-
dizinethikerin oder ein Medizinethiker und natür-
lich die Leitung der jeweiligen Impfzentren. Das 
sind genau die Menschen, die sehr schnell und 
kurzfristig tagen, die jeweiligen Einzelanträge be-
raten und der Senatorin zur Entscheidung vorle-
gen. Besser und schneller kann es nicht sein. 

Ich behaupte sogar, sie wird geeigneter werden als 
zum Beispiel die im Landkreis Augsburg, wo sich 
der CSU-Landrat an die Spitze der Kommission ge-
setzt hat. Das gibt immer so ein bisschen das Ge-
fühl: Na, ob da nicht doch Politik im Spiel ist. Hier 
ist die Politik von vornherein außen vor, am Ende 
entscheidet die Senatorin, aber die Beratung findet 
ausschließlich von Fachleuten statt und das begrü-
ßen wir als CDU-Fraktion ausdrücklich, meine sehr 
verehrten Damen und Herren. 

(Beifall CDU) 

Zur sechsten Verordnung zur Änderung der Drei-
undzwanzigsten Verordnung zum Schutz vor Neu-
infektionen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2: Ja, 
auch wir als CDU-Fraktion begrüßen es, dass nun 
im Bereich Prostitution, im Bereich körpernahe 
Dienstleistungen und insbesondere auch für Freun-
dinnen und Freunde des Friseurhandwerks eine 

Klarstellung kommt. Das hat bis eben noch für 
große Aufregung gesorgt, nach wie vor bekomme 
ich WhatsApp-Nachrichten. Ich darf an dieser 
Stelle zumindest den Appell an Sie richten, Frau 
Senatorin: Wenn in der Verordnung so eine Klar-
stellung kommt, ist es ausdrücklicher Wunsch der 
Friseure, die einen Meisterberuf ausüben, nicht in 
einem Satz mit den Prostituierten genannt zu wer-
den. Das schmerzt sie wirklich, sonst hätten sie es 
mir nicht geschrieben. Aber das ist nur eine kleine 
Randnotiz. Man sieht, die Sensibilität ist so ausge-
prägt, dass es für Aufregung sorgen kann, wenn 
man mit anderen Berufsgruppen in einem Satz er-
wähnt wird. Ansonsten ist diese Verordnung voll-
ständig in Ordnung, wir tragen sie uneinge-
schränkt sachlich und inhaltlich mit. 

Da ich noch einen Augenblick Zeit habe, möchte 
ich auf etwas Allgemeines zurückkommen. Ich bin 
der Meinung, dass das kurzfristige, schnelle, ziel-
orientierte Umsetzen dieses Gesetzes ein Beispiel 
dafür ist, wie wir gerade in Zeiten der Pandemie 
miteinander umgehen sollten: nicht parteipolitisch, 
sondern ausschließlich zielorientiert, sachlich ori-
entiert, sehr schnell die Dinge abräumen. Mit die-
sem Gesetz, das eine Impfkommission ermöglicht, 
haben wir gezeigt, dass wir es können. Es werden 
in den nächsten Monaten noch weitere Baustellen, 
Versäumnisse und auch Pleiten und Pech und Pan-
nen und alles Mögliche kommen, Stichwort Impf-
stoff, Herstellung von Impfstoff, Beschaffung und 
so weiter. Da hilft es nicht weiter, mit dem Finger 
auf andere zu zeigen, es hilft weiter, mit klugem 
Kopf genau die richtigen Dinge zu tun. Die Einset-
zung einer solchen Impfkommission ist genau so 
ein richtiges Ding. – Vielen Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit! 

(Beifall CDU) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächste Red-
nerin hat das Wort die Abgeordnete Ilona Oster-
kamp-Weber. 

Abgeordnete Ilona Osterkamp-Weber (Bündnis 
90/Die Grünen): Sehr geehrte Frau Präsidentin, 
sehr geehrte Damen und Herren! Die Meldungen 
der letzten Tage haben noch einmal sehr deutlich 
gemacht: Wir werden in den kommenden Monaten 
nicht genügend Impfstoff für alle Menschen haben. 
Es ist daher unstreitig, dass eine Priorisierung erfol-
gen muss. Diejenigen, die am meisten gefährdet 
sind, müssen als erste geschützt werden, zudem 
auch diejenigen, die täglich mit besonders vul-
nerablen Personen Kontakt haben. Der Bundesge-
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sundheitsminister hat kurz vor Weihnachten in ei-
ner Coronavirusimpfverordnung festgelegt, in wel-
cher Reihenfolge diese Impfungen erfolgen wer-
den. Er hat das Parlament dabei nicht einbezogen, 
dies wird kritisiert und dem schließe ich mich an. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, FDP) 

Es gab im Bundestag eine Sachverständigenanhö-
rung und alle Expert*innen haben beschieden, 
dass es ein ordentliches Gesetz braucht, in dem der 
Bundestag wenigstens die wesentlichen Kriterien 
für die Impfpriorisierung festlegt. Meine Damen 
und Herren, vor diesem Hintergrund bin ich der 
Gesundheitssenatorin sehr dankbar, dass sie die 
Regelung zur Bremer Impfkommission uns heute in 
Form eines Gesetzentwurfes vorlegt, damit wir 
über ihn debattieren und entscheiden können, und 
auch damit geben wir ein gutes Beispiel und schaf-
fen Rechtssicherheit. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Ich möchte einen Punkt herausheben, warum ich 
glaube, dass wir diese Rechtssicherheit brauchen. 
Die Frage, welche gesellschaftliche Gruppe wie 
hoch priorisiert wird, darf natürlich nicht auf dem 
politischen Basar entschieden werden. Es darf nicht 
darum gehen, welche Gruppe ihre Interessen am 
wirkungsvollsten zur Geltung bringen kann, son-
dern es muss nach ethischen, nach epidemiologi-
schen und vor allen Dingen nach medizinischen 
Kriterien gehen. Somit ist es inhaltlich natürlich 
richtig, dass sich der Bundesgesundheitsminister 
eng an der Empfehlung der STIKO orientiert hat, 
der ständigen Impfkommission beim Robert-Koch-
Institut, die wiederum den Deutschen Ethikrat und 
die Leopoldina einbezogen hat. 

In den Empfehlungen der STIKO gibt es einen 
wichtigen Hinweis auf Einzelfallentscheidungen, 
die in der Verordnung des Bundesgesundheitsmi-
nisters keine Berücksichtigung finden. Meine Da-
men und Herren, selbstverständlich kann man 
nicht bei einer Massenimpfung von Millionen von 
Menschen jedem Einzelfall einhundertprozentig 
gerecht werden. Man darf aber auch nicht zu pau-
schal alle Fälle über einen Kamm scheren. Es gibt 
nun einmal atypische Fälle. Dies bescheinigt auch 
die STIKO. 

Diese Menschen mit einem atypischen Krankheits-
verlauf, wo klar ist, dass sie im Falle einer COVID-
19-Infektion geringe Überlebenschancen haben, 
für diese Menschen muss es eine Möglichkeit ge-
ben, sich bald impfen zu lassen und es muss dafür 

ein faires Verfahren geben und dieses faire Verfah-
ren beschließen wir heute mit dem vorliegenden 
Gesetz. Der Gesetzentwurf sieht eine unabhängige 
Impfkommission vor. Diese Kommission wird so zu-
sammengesetzt, dass sie sowohl ärztlichen, als 
auch medizinisch-ethischen, als auch juristischen 
Sachverstand vereint. An diese Kommission kön-
nen sich alle Bremer*innen wenden, die meinen, 
Anspruch auf bevorzugte Impfungen zu haben. Ich 
möchte aber auch gleichzeitig eine kleine War-
nung aussprechen, und zwar vor zu hohen Erwar-
tungen. Nur besondere Härtefälle werden eine 
Chance haben, eine frühzeitige Impfung zu be-
kommen. Ich bin aber dennoch zuversichtlich, dass 
wir mit diesem Verfahren für mehr Akzeptanz und 
vor allen Dingen Gerechtigkeit sorgen. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Wir in Bremen gehen diesen Schritt, obwohl die 
Impfverordnung des Bundes solche Einzelfallent-
scheidungen eigentlich noch nicht vorsieht. Wir 
halten es aber schon jetzt – das haben die Kol-
leg*innen auch schon angedeutet – für verfas-
sungsrechtlich zwingend geboten, eine gerechte 
Lösung für atypische Härtefälle zu ermöglichen. 
Ich möchte mich an dieser Stelle noch einmal aus-
drücklich dem Landesbehindertenbeauftragten an-
schließen, der in der vergangenen Woche den 
Bund aufgefordert hat, eine Öffnungsklausel für 
Einzelfallentscheidungen zu schaffen und möchte 
auch noch einmal deutlich machen: Das Allerbeste 
wäre es, wenn diese Öffnungsklausel in einem Ge-
setz stünde, beschlossen vom Deutschen Bundes-
tag. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Meine Damen und Herren, bis es so weit ist, lassen 
Sie uns unseren verfassungsrechtlichen Auftrag er-
füllen und das, was wir in dieser Frage regeln kön-
nen und regeln sollten, mit dem vorliegenden Ge-
setzentwurf beschließen, und daher bitte ich Sie 
um Ihre Zustimmung, so wie es auch schon die Kol-
leg*innen angedeutet haben. – Vielen Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächste Red-
nerin hat das Wort die Abgeordnete Ute Reimers-
Bruns. 

Abgeordnete Ute Reimers-Bruns (SPD): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und 
Herren, verehrte Gäste! Zum Thema Impfkommis-
sion: Ich finde, es ist ein wunderbarer, zeitgemäßer 
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Antrag und eine gute Gesetzesvorlage. Es wurde 
schon gesagt, dass wir alle uns über die Fraktionen 
hinweg ganz kurzfristig geeinigt und gesagt ha-
ben, jawohl, das ist der richtige Weg, wenn das vom 
Bund nicht geleistet wird, dann machen wir es hier 
in Bremen. Ich finde das ganz toll, dass die Senato-
rin das auf den Weg gebracht hat. Herzlichen Dank 
noch einmal für diese Gesetzesvorlage. 

(Beifall SPD) 

Die Freude über die schnelle Entwicklung und Zu-
lassung von Impfstoffen bekam schnell einen 
Dämpfer, als bekannt wurde, dass der Impfstoff 
zum Impfbeginn ein knappes Gut sein wird. Dass 
Impfzentren zwar schnell eingerichtet wurden – 
und hier herzlichen Dank, dass das in Bremen und 
Bremerhaven so schnell geschehen ist –, dass wir 
die Kapazitäten an Personal und Gebäuden haben, 
um schnell alle möglichen impfwilligen Bremerin-
nen und Bremer und auch Bremerhavenerinnen 
und Bremerhavener zu impfen, dass wir das aber 
nicht machen können, weil es zu wenig Impfstoff 
gibt. Deshalb möchte ich trotzdem einen herzlichen 
Dank an alle richten, die ermöglicht haben, dass so 
schnell in Bremen und Bremerhaven Impfzentren 
errichtet werden konnten. 

(Beifall SPD) 

Das knappe Gut Impfstoff wirft die Frage auf: Wer 
soll zuerst gegen Covid-19 geimpft werden? Es ist 
doch eher die Grundlage eines Horrorfilms, wenn 
man sich vorstellt, dass manche Menschen – und 
das müssen wir uns nicht nur vorstellen, wir haben 
es in den Medien gesehen und gelesen –, dass 
manche Menschen in Bremen und Bremerhaven 
sich nur noch zu Hause aufhalten, alle Kontakte, 
die wir noch haben können, dass wir Einkaufen ge-
hen können und so weiter, auf null reduzieren, 
nicht nur, weil sie Sorge haben, sich mit Covid-19 
zu infizieren, sondern weil das damit verbunden ist, 
dass sie um ihr Leben bangen. Ich glaube, das ist 
etwas, was wir uns hier im Moment nicht vorstellen 
können, diese Angst 24 Stunden am Tag, sieben 
Tage die Woche zu haben. Dass man Angst haben 
muss, durch eine Infektion das Leben zu verlieren, 
und das nicht nur in einem hohen Lebensalter, wo 
man mit dieser Situation vielleicht sogar täglich 
rechnet, sondern dass auch junge Menschen davon 
betroffen sind. Das ist etwas, bei dem wir jetzt wirk-
lich sehen müssen, dass wir diese Einzelfallrege-
lung, die vom Bund nicht vorgesehen war, hier in 
Bremen installieren. Dafür, dass das jetzt auf den 
Weg gebracht worden ist, ich sage es noch einmal 
gern, bin ich sehr dankbar, denn nur so können wir 

das, was uns alle antreibt, auch wirklich realisieren: 
Dass alle Impfwilligen, die auch noch von lebens-
bedrohlichen Krankheiten bedroht sind und sich 
damit auseinandersetzen müssen, eine Impfmög-
lichkeit bekommen. 

Die Veröffentlichung der STIKO-Empfehlung, die 
keine Härtefallregelung vorsieht – –. An diesen 
Impfregeln gab es von verschiedenen Stellen hef-
tige Kritik, und das sehen wir als SPD-Fraktion 
auch so: Ärzte und Pflegeverbände, Berufsgruppen 
wie Lehr- und Erziehungskräfte in Schulen und 
Kitas, Personal in Supermärkten melden mit guten, 
nachvollziehbaren Argumenten eine Nachbesse-
rung der Priorisierungsliste an. Nicht nur Ver-
bände, sondern auch die einzelnen Betroffenen 
meldeten sich und denen gilt unser vorrangiges 
Ansinnen, dass dieses Gesetz jetzt in Angriff ge-
nommen wird beziehungsweise schnellstmöglich 
auch Anwendung findet. 

Deshalb sind wir von der SPD-Fraktion dafür, die-
ses Gesetz heute zu beschließen. Zu der sechsten 
Verordnung zur Änderung der dreiundzwanzigs-
ten Verordnung zum Schutz vor Neuinfektionen 
können wir nur sagen: Auch diese Präzisierung ist 
richtig. Ich finde es allerdings nicht so schlimm, 
dass unter einem Dienstleistungsgewerbe Prostitu-
ierte stehen und nebenher auch Friseure, das ist al-
les eine Dienstleistung, 

(Beifall SPD) 

und das sollten wir auch so betrachten. – Danke 
schön! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Dr. Magnus 
Buhlert. 

Abgeordneter Dr. Magnus Buhlert (FDP): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! 
Wir reden über zwei Dinge: Das eine ist die Frage 
des Impfens, das andere ist die Frage der Corona-
verordnungen. 

Zur Frage des Impfens hatten wir hier eine Aktu-
elle Stunde auf Antrag der Freien Demokraten und 
schon damals habe ich gefordert, dass wir gesetzli-
che Regelungen brauchen, um festzulegen, welche 
Impfreihenfolgen es gibt. Die Grünen haben das 
auch im Bundestag gefordert, auf Bundesebene, 
genauso wie die FDP, weil wir als Freie Demokra-
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ten es für notwendig erachten, dass solche ethi-
schen Fragen gesetzlich geklärt werden. Herr 
Bensch hat das damals wortreich abgelehnt und 
gesagt, das reicht, was sein Parteifreund Spahn 
dort tut. Ich habe immer noch Zweifel, aber wir 
müssen mit dem operieren, was es gibt, nämlich 
den Empfehlungen der Impfkommission, den Ver-
ordnungen des Bundesgesundheitsministers und 
den Fragen, die zu Recht von einzelnen Personen 
aufgeworfen werden, wann sie denn an der Reihe 
sind, weil sie atypische Krankheiten haben, atypi-
sche Fälle sind und nicht in großen Gruppen kate-
gorisiert werden. 

Damit müssen wir umgehen und deswegen war es 
für uns als Freie Demokraten, als wir Anfang der 
Woche gefragt wurden – es war am Wochenende, 
ehrlich gesagt –, können wir nicht ein Gesetz ma-
chen, das wir kurzfristig zustande bringen, da war 
es für uns klar, dass wir mitmachen, denn es ist 
keine Zeit, die wir den Menschen zumuten können, 
bis zur nächsten Bürgerschaftssitzung, bis wir hier 
eine Lösung finden. 

(Beifall FDP, DIE LINKE) 

Wir können nicht bis Mitte Februar warten, bis wir 
den Menschen – es wurde eben eindringlich ge-
schildert –, die sich nicht mehr vor die Tür trauen, 
und das seit März letzten Jahres zum Teil, deren 
Angehörige und Pflegekräfte sich massiv ein-
schränken, um keine Viren einzuschleppen, eine 
Lösung bieten. Denen können wir nicht sagen: Die 
Hoffnung, die wir mit dem Impfen zu Recht verbin-
den können, ist für sie noch in weiter Ferne. Sie 
müssen die Chance haben, das überprüft zu haben 
und in der Reihenfolge dort einkategorisiert zu 
werden, wie sie nach ethischen und rechtlichen 
Abwägungen kategorisiert werden müssen. Es ist 
zu Recht von Frau Osterkamp-Weber gesagt wor-
den: Der Impfstoffmangel wird leider noch lange 
herrschen. Es nützt auch nichts, dass die Minister-
präsidenten hineingeschrieben haben, bis wann al-
len ein Impfangebot gemacht werden soll, es ist am 
Ende entscheidend, dass geliefert wird und dass 
diese Impfstoffmängel schnellstmöglich abgestellt 
werden. 

Es ist in Bremen alles getan, um impfen zu können, 
so wie ich das derzeit beurteilen kann. Die Vergabe 
an die Gruppen hakt noch. Ich meine, andere Län-
der haben Event-Agenturen wie Eventim einge-
schaltet, was Terminvergaben im Internet betrifft, 
um das abzuwickeln – das war Schleswig-Holstein. 
Ich bin gespannt, wie das hier anläuft und wie kom-
pliziert oder nicht kompliziert das wird. 

Ich bitte auch die Senatorin, sehr schnell und sehr 
klar deutlich zu machen, wie das Verfahren dann 
ist, an wen man sich wenden muss, wie man sich 
an den wendet, was man beibringen muss an Infor-
mationen, damit auch entschieden werden kann, 
damit diese Fälle schnell abgearbeitet werden, da-
mit die Menschen, die sich an diese Expertinnen 
und Experten wenden, dann auch wissen, was sie 
dorthin liefern müssen, wie das ist. Ich bitte dabei 
auch, den Landesbehindertenbeauftragten einzu-
beziehen, eng einzubeziehen, denn er hat ja zu 
Recht auf die Fälle aufmerksam gemacht. Ich kann 
mich den Forderungen nach einer gesetzlichen Re-
gelung nur noch anschließen. Wir haben sie selbst 
erhoben. 

(Beifall FDP) 

Der andere Punkt ist die Coronaverordnung. Auch 
darüber werden wir zu befinden haben und das ist 
gut so, weil sie am Ende einer demokratischen Le-
gitimation bedarf. Es gibt Änderungen, die wir jetzt 
nicht kritisieren wollen. Es ist sinnvoll, Kinder oder 
Jugendliche, die noch nicht 16 sind, davon auszu-
nehmen, medizinische Masken und FFP2-Masken 
zu tragen, weil ihre Lungen noch nicht so ausgebil-
det sind, dass sie diesen Atemwiderstand auch 
wirklich vertragen können. Dass sie da entspre-
chend ausgenommen sind, finden wir richtig. Auch 
Pflegeeinrichtungen hier noch einmal stärker auf 
ihre Verpflichtungen hinzuweisen, die aktuellen 
RKI-Empfehlungen einzuhalten, ist sicherlich 
wichtig. Die Klarstellung hinsichtlich körpernaher 
Dienstleistungen, die war überfällig. 

Auch wenn ich der Meinung bin, dass gerade diese 
Fragen irgendwann in einem Öffnungsszenario, 
das uns sehr wichtig ist, geklärt werden: Wann 
können wir wieder etwas tun, auch unter Einbezie-
hung neuer Virusmutationen – dass das irgend-
wann dargelegt wird. Dann ist es auch notwendig 
zu sagen: Wann können denn Friseure wieder auf-
machen, unter welchen Voraussetzungen. Auch da 
brauchen wir bald Antworten. 

Letztlich ist es aber so, dass das, was wir an Ände-
rungsbedarf an der Coronaverordnung sehen und 
was wir jetzt nicht aus Folkloregründen immer wie-
der einbringen werden, das sehen wir weiterhin. 
Deswegen werden wir hier zwar nicht neue Ände-
rungsanträge einbringen, uns aber weiterhin ent-
halten, weil wir weiterhin Veränderungsbedarf 
hier an der Coronaverordnung sehen, wissend, 
dass das nicht die Mehrheit findet und wollen uns 
damit auch nicht jedes Mal befassen, werden uns 
aber vorbehalten, weitere Änderungen zu anderen 
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Zeitpunkten einzubringen. Zur Coronaverordnung 
werden wir uns enthalten. Da sind wir auch nur ge-
fragt, ob wir weiteren Änderungsbedarf sehen und 
den sehen wir als Freie Demokraten. 

(Glocke) 

Kurzum, beim Impfen sind wir dabei, hier eine 
Kommission einzusetzen, um die Reihenfolge zu 
ändern, bei der Coronabekämpfung sehen wir ei-
nige Änderungsbedarfe an der Verordnung, die wir 
jetzt nicht eingebracht haben, entsprechend wer-
den wir uns enthalten. – Herzlichen Dank! 

(Beifall FDP) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächste Red-
nerin hat das Wort Senatorin Claudia Bernhard. 

Senatorin Claudia Bernhard: Sehr geehrte Frau 
Präsidentin, meine Damen und Herren! Lassen Sie 
mich ein paar Worte zur impfkommissionsauslö-
senden Gesetzgebung sagen. Wir haben eine Situ-
ation, die unglaublich belastend ist, wenn wir uns 
ansehen, dass wir zum einen zwar den Impfstoff 
besitzen, aber in viel zu geringem Maße. Mich und 
meine Kolleg*innen und auch das Impfzentrum er-
reichen Darstellungen von Krankheitsverläufen, 
von individuellen Schicksalen, die ich ergreifend 
finde und bei denen es sehr schwer ist, sich dem zu 
verschließen und nicht gerührt zu sein. 

Die Dramatik des Ganzen hängt natürlich damit 
zusammen: Wir haben eine Grundlage geschaffen, 
es gibt eine Priorisierung, die die Ständige Impf-
kommission definiert hat. Das gibt es auf Bundes-
ebene, wir halten uns daran, und das ist auch wich-
tig, dass wir uns daran halten, aber diese Einzel-
fälle sind insoweit auch einzuordnen und sie sind 
ernst zu nehmen und sie sind verantwortlich zu be-
handeln. Auf der Grundlage war schnell klar, dass 
wir so eine Kommission ins Leben rufen müssen. Es 
handelt sich ja nicht einfach darum, zu sagen: Dann 
bekommt eben der- oder diejenige auch noch eine 
Impfung, sondern es bedeutet auch, dass irgendje-
mand anderes seine Impfung später bekommt, ge-
rade aufgrund der Tatsache, dass wir so knapp aus-
gestattet sind und keine klare Prognose haben. 

Sie haben alle mitbekommen, dass es Impfstofflie-
ferschwierigkeiten gegeben hat, inzwischen hat es 
bei allen Impfstoffen, die aktuell zur Verfügung 
stehen, Verzögerungen gegeben. Wir sind täglich 
damit beschäftigt, diese Anpassungen vorzuneh-
men und trotzdem dem gerecht zu werden, dass 
natürlich die Risikogruppen so, wie sie definiert 

worden sind, auch alle letztendlich eine Impfung 
bekommen. 

Ich möchte Ihnen an der Stelle ganz herzlich dan-
ken, dass das heute möglich ist, dieses Gesetz hier 
so schnell als Verankerung und auch als Feedback 
– –. Das ist ja auch eine Botschaft, dass dieses Ge-
setz so schnell bearbeitet werden konnte und hier 
die Zustimmung in der Bürgerschaft erfährt, das ist 
für uns eine wichtige Grundlage. 

Es ist für mich natürlich wichtig und auch für meine 
Verwaltung nicht einfach, nur ein, wie soll ich sa-
gen, Verwaltungshandeln-Bauchgefühl zu haben, 
sondern so eine Kommission, die uns mit medizini-
schem und ethischem Sachverstand zur Seite ste-
hen kann und die auch eine entsprechende Ein-
schätzung abgeben muss. Ich bin gefragt worden, 
ob das nicht mehr Chaos hervorruft, und ich muss 
ganz klar sagen: Nein, es ist ein Schritt, gerade um 
Chaos abzuwehren, weil wir ein geregeltes Verfah-
ren brauchen. Das ist insofern eine wichtige 
Grundlage, um die Vielzahl von Gefährdungslagen 
auch einschätzen zu können. 

Ein anderer Punkt, der ja auch schon angesprochen 
worden ist, ist die Debatte über verschiedene 
Gruppen, die auch durchaus zum Teil zu Recht fra-
gen: Warum bin ich hier eingruppiert worden und 
nicht woanders, wie ist das eigentlich zu sehen? 
Diese Auseinandersetzung wird uns, solange wir so 
knapp mit dem Impfstoff ausgestattet sind, weiter 
begleiten. Es wird am Wochenende eine Sonder-
GMK, also eine Sondersitzung der Gesundheitsmi-
nister*innenkonferenz, geben, um genau diese 
Frage noch einmal zu bearbeiten. 

Das hängt damit zusammen, dass bestimmte Impf-
stoffe nur für bestimmte Altersklassen zugelassen 
werden. Das ist natürlich auch ein wichtiger Punkt. 
Das heißt, wenn beispielsweise AstraZeneca eine 
Zulassung erhält, die nur bis 55 Jahre oder 60 Jahre 
gilt, dann bedeutet das, dass sie selbstverständlich 
nicht für die Hochbetagten zur Verfügung steht. Da 
müssen wir noch einmal überlegen, wie wir damit 
dann eigentlich umgehen und ob es entsprechende 
Verschiebungen geben muss. In dem Zusammen-
hang fand ich das jetzt jedenfalls wichtig, zu er-
wähnen, damit wir uns klar darüber sind, dass 
diese Auseinandersetzung bestimmt nicht die 
letzte sein wird. 

Ein Punkt, den Herr Dr. Buhlert angesprochen hat: 
Die Terminvergaben sind auch bei uns mit einem 
externen Dienstleister geregelt, das läuft schon. 
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Das läuft sehr gut, weil wir eine eigenständige Bre-
mer Nummer haben. Es gibt keine Wartezeiten, es 
gibt keine Hotline-Schleifen, die eine eigenstän-
dige Belastung darstellen, das ist überhaupt kein 
Problem. Das läuft aktuell wirklich reibungslos und 
da muss ich auch dem Impfzentrum und allen Be-
teiligten mein großes Lob aussprechen, dass das 
hier in Bremen so gut geregelt ist, und wir werden 
das auch für das ganze Land weiter aufrechterhal-
ten. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Nur noch eine Bemerkung zum Schluss: Es war 
klar, dass wir diese Regelungslücke in der Verord-
nung mit aufgreifen mussten, das hat sich relativ 
schnell herausgestellt, auch was sogenannte Haus-
besuche von Friseuren anbelangt. Ich möchte an 
der Stelle noch einmal sagen: Ich persönlich kann 
keine Prognose abgeben, wann Friseursalons wie-
der geöffnet werden, denn wie sollte ich das im 
Vergleich mit vielen anderen Zusammenhängen 
und Branchen wissen? Darüber werden wir uns 
aber verstärkt Gedanken machen müssen, weil die 
Strategie, wie es ab dem 14. Februar weitergeht, 
wie ein Damoklesschwert über allem hängt. 

Lassen Sie mich noch eine Bemerkung machen: Ich 
möchte mich schon ein bisschen davon distanzie-
ren, dass ich ein moralisches Problem damit hätte, 
wenn Prostituierte unter „Dienstleistungen“ ge-
fasst und letztendlich da auch erwähnt werden. Sie 
sind ein Teil unserer Gesellschaft und sie müssen 
genauso bedacht werden wie alle anderen auch. 
Die Belastung von Frauen ist in dem Zusammen-
hang – hauptsächlich Frauen, sage ich einmal, ich 
möchte das durchaus einschränken – denen ist 
nicht damit geholfen, wenn die Illegalität weiter 
blüht und gedeiht. Wir haben diese Auseinander-
setzung schon einmal gehabt. Das ist heute hier 
auch nicht das Thema, aber ich finde, in der Form 
sind sie nicht die geeigneten Subjekte, um dort 
noch einmal Diskriminierung walten zu lassen, 
sondern wir müssen sie mitdenken, sie gehören 
schließlich zu uns wie alle anderen auch. – Vielen 
Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Rainer Bensch 
für eine Kurzintervention. 

Abgeordneter Rainer Bensch (CDU): Sehr geehrte 
Frau Präsidentin! Vielen Dank, nur ganz kurz. Frau 
Senatorin und auch in Richtung Frau Leonidakisʼ, 

die ja versucht, in sozialen Netzwerken zu dem, 
was ich wiedergegeben habe im Namen des Fri-
seurhandwerks, so ein Bashing zu verursachen: 
Das eignet sich überhaupt nicht dafür. Da bitte ich 
wirklich um Rücksichtnahme. 

Und noch einmal, ich wiederhole es hier: Es haben 
mich Meldungen des Friseurhandwerks erreicht, 
aus dem Vorstand. Es ist nicht meine Meinung. Das 
habe ich klargestellt. Wer diesen Zusammenhang 
herstellen möchte, und jetzt versucht, auch noch 
ein Bashing zu machen, der soll sich nachher auf 
Vimeo.com/Buergerschaft gern noch einmal das 
Video der Debatte anschauen. Ich wiederhole, es 
eignet sich nicht für parteipolitische Angriffe, wir 
müssen gemeinsam alles dafür tun, um Menschen-
leben zu retten. So weit mein Beitrag. – Vielen 
Dank! 

(Beifall CDU) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Ich lasse zunächst darüber abstimmen, ob die Bür-
gerschaft (Landtag) einen Aufhebungs- oder Ände-
rungsbedarf an der Sechsten Änderungsverord-
nung der Dreiundzwanzigsten Coronaverordnung 
sieht. 

Wer seine Zustimmung geben möchte, dass kein 
weiterer Aufhebungs- oder Änderungsbedarf be-
steht, den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, Abgeordneter Peter Beck [parteilos], Abge-
ordneter Jan Timke [BIW]) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Dagegen M.R.F., Abgeordneter Thomas Jürgewitz 
[AfD]) 

Stimmenthaltungen? 

(FDP) 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) be-
schließt, dass sie keinen weiteren Aufhebungs- o-
der Änderungsbedarf an der Sechsten Änderungs-
verordnung der Dreiundzwanzigsten Coronaver-
ordnung sieht. 
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Ich lasse nun über das Ausführungsgesetz in erster 
Lesung abstimmen. 

Wer das Gesetz in erster Lesung beschließen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP, Abgeordneter Peter Beck [parteilos], 
Abgeordneter Jan Timke [BIW]) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

Stimmenthaltungen? 

(M.R.F., Abgeordneter Thomas Jürgewitz [AfD]) 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) be-
schließt das Gesetz in erster Lesung. 

Meine Damen und Herren, interfraktionell wurde 
vereinbart, Behandlung und Beschlussfassung in 
erster und zweiter Lesung vorzunehmen. Ich lasse 
deshalb darüber abstimmen, ob wir jetzt die zweite 
Lesung durchführen wollen. 

Wer dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen. 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) be-
schließt entsprechend. 

(Einstimmig) 

Wir kommen zur zweiten Lesung. 

Die Beratung ist eröffnet. 

Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer das Gesetz in zweiter Lesung beschließen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP, Abgeordneter Peter Beck [parteilos], 
Abgeordneter Jan Timke [BIW]) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

Stimmenthaltungen? 

(M.R.F., Abgeordneter Thomas Jürgewitz [AfD]) 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) be-
schließt entsprechend. 

Ich unterbreche die Sitzung bis 14 Uhr für eine Mit-
tagspause. 

(Unterbrechung der Sitzung 13:15 Uhr) 

 

Präsident Frank Imhoff eröffnet die unterbrochene 
Sitzung der Bürgerschaft (Landtag) wieder um 
14:00 Uhr. 

Präsident Frank Imhoff: Ich eröffne hiermit die un-
terbrochene Sitzung der Bürgerschaft (Landtag). 

Realitäten erkennen, Chancen nutzen, Zukunft 
gestalten – Medienkompetenz in der frühkindli-
chen Bildung stärken  
Antrag der Fraktion der FDP  
vom 8. September 2020  
(Drucksache 20/592) 

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Senatorin Dr. 
Claudia Bogedan. 

Die Beratung ist eröffnet. 

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete 
Birgit Bergmann. 

Abgeordnete Birgit Bergmann (FDP): Sehr geehr-
ter Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Ich nehme einmal das beliebteste Vor-
urteil vorweg: Niemand will Kinder vor Tablets 
parken, um dem Erziehermangel zu begegnen. 
Flimmernde Ablenkung statt frühkindliche Bil-
dung, das, meine Damen und Herren, meint unser 
Antrag nicht, und mehr Redezeit möchte ich auf 
diese veraltete Haltung zum Thema Medienkom-
petenz in der frühkindlichen Bildung auch nicht 
verschwenden! 

Meine Damen und Herren, wenn wir zuerst einmal 
an die organisatorischen Abläufe in den Kitas den-
ken: Ist Ihnen eigentlich bewusst, was für eine auf-
wendige Zettelwirtschaft da herrscht? Ferien ste-
hen vor der Tür, der Feriendienst will organisiert 
werden, eine Abfrage wird aufgesetzt, ausge-
druckt, kopiert und anschließend an alle Eltern ver-
teilt mit der Bitte, sie in drei Tagen abzugeben, und 
bis dahin haben einige den Zettel verloren, andere 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/592
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vergessen, ihn ausgefüllt abzugeben, und die Lei-
tung läuft zwei Wochen lang allen Kopien hinter-
her, um sie dann händisch auszuwerten; wertvolle 
Arbeitszeit, in der sich die Leitung besser um das 
Team und die Kinder kümmern könnte! Dann gibt 
es Arbeitspläne für die Kollegen, die kurzfristig 
umgestellt werden müssen, weil jemand erkrankt, 
oder die Dokumentation, wann das zweijährige 
Kind gewickelt wurde, wann und was es gegessen 
hat, oder man muss Eltern schnell über den Not-
dienst informieren. Für alles das gibt es schon lange 
technische Lösungen. 

Sie alle tragen ein Smartphone mit Apps in der Ta-
sche, mit dem Sie Ihr Leben organisieren, aber in 
den Kitas herrscht zeitfressende Zettelwirtschaft, 
und längst gibt es natürlich auch hierfür etablierte 
Apps auf dem Markt. Unterstützen wir die Träger 
bei der Anschaffung, statten wir die Kitas mit ent-
sprechender Technik aus, und alle werden erleich-
tert aufatmen! 

(Beifall FDP) 

Der Ferienplan wertet sich dann nämlich allein per 
Knopfdruck aus, willkommen im 21. Jahrhundert! 

Nicht nur die organisatorische, auch die inhaltliche 
Arbeit in den Kitas gewinnt durch Medienkompe-
tenz. Dass wir darüber überhaupt reden müssen, 
zeigt, wie sehr wir in Deutschland den Anschluss 
an die weltweite Bildung verpasst haben. Vielleicht 
ist es Ihnen schon aufgefallen, dass Bremer Kinder 
zwischen null und sechs Jahren nicht in Bullerbü 
groß werden. Sie spielen nicht alle mit selbst ge-
schnitzten Figuren und pädagogisch wertvollem 
Spielzeug, Kinder rufen per Video ihre Großeltern 
an, Kinder spielen Computerspiele und sehen fern. 

Dass sich das Medienkonsumverhalten während 
der Pandemie noch einmal gesteigert hat, das zei-
gen entsprechende Untersuchungen. Ehrlich ge-
sagt, wir können das finden, wie wir wollen, und 
wir können das persönlich bei den eigenen Kindern 
auch handhaben, wie wir wollen, aber einen Fehler 
dürfen wir nicht machen: Wir dürfen nicht glauben, 
dass vorschulische Kindheit bei den allermeisten 
Kindern dieser Stadt medienfrei ist. Umso wichti-
ger ist es, Erzieherinnen und Erzieher zu diesem 
umfassenden Thema zu qualifizieren. Sie müssen 
wissen, welche Medienerfahrungen Kinder heute 
haben, wenn sie in die Kita kommen. Sie müssen 
wissen, wie man manch negative Erfahrung auf-
fängt und begleitet, sie müssen dieses heikle 
Thema im Elterngespräch fundiert ansprechen 
können. Meine Damen und Herren, hier sind wir 

dem pädagogischen Personal Unterstützung schul-
dig. Medienpädagogische Fortbildungen sind das 
A und O und ein Baustein, wenn man altersge-
rechte frühkindliche Entwicklung fundiert beglei-
ten möchte. 

(Beifall FDP) 

Ebenso wichtig ist es natürlich, positive Mediener-
lebnisse zu schaffen, mit ihnen die kindliche Neu-
gier zu entfalten, mit ihnen die Welt zu entdecken. 
Auch dazu brauchen Erzieherinnen und Erzieher 
entsprechende Fortbildungen und dazu braucht 
die Kita die technische Ausstattung. 

Jetzt habe so schnell gesprochen, dass ich vor der 
Zeit fertig bin. Diesen Punkt möchte ich gern noch 
ein wenig illustrieren, und dafür werde ich mich in 
der zweiten Runde noch einmal melden, aber Sie 
sehen jetzt schon, frühkindliche Bildung ohne Me-
dienversand ist im Grunde, wie Nachrichten mit 
der Postkutsche zu versenden. Deswegen würden 
wir uns für alle Kitas dieser Stadt, also stellvertre-
tend für und mit allen Kitas dieser Stadt sehr 
freuen, wenn wir einen Schritt nach vorn machen 
könnten und Sie unserem Antrag zustimmten. – 
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 

(Beifall FDP) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Sandra Ahrens. 

Abgeordnete Sandra Ahrens (CDU): Herr Präsi-
dent, meine sehr geehrten Damen und Herren! Der 
14. und der 15. Kinder- und Jugendbericht der 
Bundesregierung von 2013 und 2017 weisen darauf 
hin, dass die zunehmende Digitalisierung der Ge-
sellschaft starken Einfluss auf den Alltag und die 
Entwicklung von Kindern und Jugendlichen hat. 
Als Teil dieser Lebensrealität haben Kinder immer 
früheren Zugang zu digitalen Medien, völlig klar 
und auch kein Dissens! Deswegen haben in Bre-
men schon alle Kitas Konzepte, wie viel und wel-
cher Medienkonsum für Kinder in welchem Alter 
tatsächlich sinnvoll ist. Das führt dazu, dass bei ei-
nem überbordenden Medienkonsum auch heute 
schon Erzieherinnen und Erzieher in ein Einzelge-
spräch mit den Eltern gehen und auf die Problema-
tik aufmerksam machen. Notfalls werden sogar 
weitere Akteure eingeschaltet, falls das Kindes-
wohl, aus welchen Gründen auch immer, insge-
samt gefährdet erscheint. Auch das ist heute schon 
gängige Praxis. 
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Stellen Erzieherinnen und Erzieher fest, dass es 
grundsätzlich einen zu hohen Medienkonsum in 
der gesamten Kitagruppe gibt, werden Eltern-
abende organisiert, zu denen, sofern es möglich ist 
und das Wissen vorhanden ist, auch Externe hinzu-
gezogen werden. Es mag sein, dass es das noch 
nicht überall flächendeckend auf einem einheitli-
chen Niveau erfolgt, aber es ist mitnichten so, dass 
es in Bremen und Bremerhaven nicht erfolgt. 

Der Rahmenbildungsplan soll dabei aus Sicht der 
Fraktion der CDU eine wichtige Rolle spielen, da er 
unter Einbeziehung wissenschaftlicher Expertise 
weitere standardisierte Anregungen und Unter-
stützung geben soll. Hier erwarten wir, dass zum 
Thema Digitalisierung ein strukturiertes Konzept 
vorgelegt wird, wie für viele andere Bereiche auch, 
wie für Mathematik, für Deutsch, die musischen, 
künstlerischen und sportlichen Bereiche et cetera. 
Deswegen haben wir uns auf den langen Weg ge-
macht, einen Rahmenbildungsplan 0 - 10 zu entwi-
ckeln. Dazu braucht es aus unserer Sicht nicht den 
Punkt eins Ihres Antrags. 

Für uns ist auch klar, dass es schon Expertise in 
Bremen gibt. Schauen Sie sich das Medienkompe-
tenznetzwerk Bremen an, das über die Landesme-
dienanstalt koordiniert wird und 21 Partner aus 
Bremen und Bremerhaven umfasst, das weit über 
die rein technische Bedienmedienkompetenz hin-
aus Medienkritik, Medienwissen, Mediennutzung, 
Mediengestaltung – die Schwerpunkte der tägli-
chen Arbeit – und vieles andere darlegt. Durch die 
im Netzwerk vertretene Vielfalt ist in Bremen und 
Bremerhaven ein umfangreiches Fachwissen vor-
handen, es kann abgerufen werden. Was fehlt – 
und da gebe ich Ihnen völlig recht, liebe Abgeord-
nete der Fraktion der FDP –, ist die finanzielle Un-
terfütterung, weil die Kindertageseinrichtungen in 
der jetzigen Ausstattung oftmals nicht das Geld ha-
ben, sich externe Expertise einkaufen zu können, 
wie zum Beispiel vom Träger Blickwinkel e. V., der 
sehr gute, fundierte Fortbildungen für den Bereich 
anbietet und übrigens auch erläutert, wie man in-
nerhalb einer Kita iPads sinnvoll einsetzen könnte. 

Losgelöst von allem, meine Damen und Herren, ist 
ein digitaler Medieneinsatz von zusätzlichem Ma-
terial im Kindergarten und in den Kindertagesein-
richtungen nur möglich, wenn ausreichend Perso-
nal vorhanden ist, um diesen auch pädagogisch 
sinnvoll und didaktisch vernünftig in einem Kon-
text mit begleiten zu können und Kinder nicht al-
lein mit dem iPad in die Ecke zu setzen, und daran 
hapert es zurzeit. 

Wir hatten auch schon vor Corona einen massiven 
Fachkräftemangel. Wir haben sowieso schon das 
Problem, dass wir nicht alle Kinder überhaupt mit 
einem Platz ausstatten können. Jetzt, durch die 
Coronapandemie, ist das Ganze noch einmal ver-
schärft worden, weil viele nicht arbeiten können, 
weil es Krankheiten gibt et cetera, sodass wir in-
zwischen – Sie haben es heute Morgen selbst ge-
hört – wieder in den Notbetrieb gehen. Das heißt, 
wir sind ganz weit weg von dem, was sinnvoller-
weise in Ihrem Antrag steht, was man als Schritt in 
die Zukunft auch gehen muss und was aus Sicht 
der Fraktion der CDU im Rahmenbildungsplan 
auch abgebildet werden muss; mit einem finanziel-
len Konzept hinterlegt, für eine zukünftige Ausstat-
tung und Ausgestaltung eines Weges in den Bre-
mer und Bremerhavener Kindertageseinrichtun-
gen. 

Gleichzeitig haben wir das Problem, dass der jet-
zige Zeitpunkt der falsche Zeitpunkt ist, um inner-
halb von einem halben Jahr Ergebnisse zu erwar-
ten. Wir wissen nicht, wie sich das in den nächsten 
Monaten gestalten wird. Ich habe meine Vermu-
tungen, viele andere in diesem Raum sicherlich 
auch. Ich glaube nicht, dass wir vor Ostern eine 
massive Entlastung bekommen werden, dass wir 
wieder in einen vollumfänglichen Regelbetrieb ge-
hen und so tun, als ob es Corona nicht mehr gibt. 
Ich glaube auch nicht, dass wir bis Ostern mit den 
Impfungen fertig sind, und vor dem Hintergrund 
müssen wir uns überlegen, wie gehen wir mit dem 
Thema um. 

(Glocke) 

Weil wir dieses Thema wichtig finden und viele In-
tentionen Ihres Antrags teilen, werden wir uns an 
dieser Stelle enthalten und den Antrag nicht ableh-
nen, sagen aber gleichzeitig, das muss im Rahmen-
bildungsplan geregelt werden, es muss dazu auch 
ein klares finanzielles Konzept hinzukommen, das 
werden wir ebenfalls begleiten und einfordern. Ich 
gehe davon aus, dass der Koalition das Thema di-
gitale Bildung auch am Herzen liegt, und zu einem 
anderen Zeitpunkt, wenn dieses Thema wieder 
aufgerufen wird, kommen wir sicherlich zu ver-
nünftigen Lösungen. – Danke schön! 

(Beifall CDU) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Mustafa Öztürk. 
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Abgeordneter Mustafa Öztürk (Bündnis 90/Die 
Grünen): Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Eines vorweg: Frau Berg-
mann, wir werden Ihren Antrag ablehnen, und ich 
werde das auch begründen. Ich war ein bisschen 
von Ihrem Debattenbeitrag irritiert, weil ich daraus 
eher drei Anträge herausgehört habe: Einmal das, 
was in Ihrem Antrag im Vorspann steht, dann das, 
was im Beschlusssteil steht, und dann haben Sie 
Sachen aufgegriffen und hier in der Debatte vorge-
bracht, über die man unbedingt auch reden muss 
und bei denen man nach Lösungen suchen muss, 
die aber in keiner Weise dem Antrag gerecht wer-
den, den Sie vorgelegt haben. 

Wir hatten hier als Koalition im Juni letzten Jahres 
einen Antrag zur Medienkompetenz eingereicht, 
„Medienkompetenz von der Kita bis ins hohe Alter 
stärken“ – den haben wir im November hier debat-
tiert und beschlossen –, dem Sie auch zugestimmt 
haben, und der Antrag, den wir vorgelegt hatten, 
enthält eigentlich alle Punkte zur Medienkompe-
tenzförderung, die Kinder betreffen, auch die 
Punkte, die die Kindertagesstätten betreffen. Das 
ist die eine Ebene. 

Über die andere Ebene, wie man Kitas durchdigi-
talisiert, kann man reden, muss man reden, das ist 
ein wichtiges Thema, aber ich glaube, die Kitas ha-
ben momentan wirklich ganz andere Probleme. Die 
Kitas meistern hervorragend Problemlagen, die wir 
gerade wöchentlich haben, wo sich alles wieder 
einmal von heute auf morgen schnell ändern kann. 
In Anbetracht dessen würde ich gern noch einmal 
in Erinnerung rufen, was bei unserem Antrag be-
schlossen wurde, auch mit den Stimmen der Frak-
tion der FDP. 

In Bremen koordiniert die Bremische Landesmedi-
enanstalt alle landesweiten Initiativen zur Medien-
kompetenz im Land Bremen, auch, um sie zu stär-
ken. Das Medienkompetenznetzwerk Bremen – in 
Zusammenarbeit mit dem Landesinstitut für Schule 
– oder auch das Servicebüro für Jugendinformation 
trägt einiges dazu bei. Darunter fallen auch die 
Kindertagesstätten und Schulen, und das Ganze 
wird alters- und bevölkerungsgruppentechnisch in 
den Blick genommen, und man schaut, wie man 
das entsprechend stärken kann. 

Wir hatten gemeinsam beschlossen, dass wir diese 
Vernetzung der Akteure auf der gesamten Ebene 
in Anbetracht aller Altersgruppen weiter ausbauen 
und vorantreiben wollen, auch die Arbeit des Me-
dienkompetenznetzwerks. Für die gesamte Ver-

netzung bedeutet das auch, dass eine Sicherstel-
lung der gemeinschaftlichen Ressorttätigkeiten er-
forderlich ist, auch das soll in einer Gesamtstrategie 
ausgearbeitet werden. Die inhaltlichen Konzepte, 
von der auch die Kitas unmittelbar betroffen wären, 
sollen mit ausgearbeitet werden, es soll evaluiert 
werden, und letztlich soll uns etwas vorgelegt wer-
den, und wir hatten uns darauf verständigt, dass 
das nach der Sommerpause 2021 stattfinden soll. 

Wir werden uns im Bund und auf der KMK-Ebene, 
bei der KMK-Strategie zur Bildung in der digitalen 
Welt, natürlich für die beschriebenen Ansatz-
punkte einsetzen, auch die Weiterbildungseinrich-
tungen oder die Träger in Bezug auf ihre Infra-
struktur und Qualifizierung zu unterstützen. Wir 
brauchen dringend Bundesprogramme, aber Frau 
Ahrens hatte eigentlich das Schlüsselproblem rich-
tig dargelegt: Wenn wir in den Kindertageseinrich-
tungen vermehrt digitale Tools einsetzen, bedeutet 
das immer, und dass muss man sich vergegenwär-
tigen, zusätzliche Arbeit; nicht nur für die Kitalei-
tung, auch für die einzelnen Erzieherinnen und Er-
zieher, in der Kommunikation, im Austausch mit 
den Eltern, dass dadurch weniger Arbeit entsteht, 
das bekommt man nicht gelöst. Allein die Fort- und 
Weiterbildungsmaßnahmen werden erhebliche 
Zeit in Anspruch nehmen, und dem muss man in 
einer Form gerecht werden. 

Wie gesagt, wir verschließen uns solch einer De-
batte nicht, darüber muss man debattieren und Lö-
sungsansätze herausarbeiten. Ich würde empfeh-
len, wir warten erst einmal ab, was der Senat nach 
der Sommerpause für diesen gesamten Antrags-
komplex, den wir hier beschlossen haben, vorlegt, 
und dann haben wir die Gelegenheit, uns Stück für 
Stück an die Probleme heranzutasten. 

Wir wissen nicht, wie es mit Corona weitergeht, wir 
wissen nicht, wie lange die Notbetreuungen noch 
stattfinden, wann die Kitaöffnungen überhaupt 
vollzogen werden können, und bis dahin muss man 
eben einerseits auf dieser Sparflamme fahren, das 
ist die eine Ebene, die andere ist: Erst mit den Er-
gebnissen werden wir wissen, inwieweit man Digi-
talisierungstools in den Kitas verankert, damit nicht 
nur Erzieherinnen davon profitieren, auch die Kin-
der sollen etwas davon haben. 

Für einen Satz bin ich Ihnen dankbar, Frau Berg-
mann: Sie hatten gesagt, man dürfe sich nicht vor-
stellen und es sei nicht die Intention des Antrags, 
dass Kinder vor iPads sitzen und die Erzieherin 
dadurch ersetzt wird. Das sollte mit Medienkompe-
tenz im Kitabereich auch nicht gemeint sein, ich 
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glaube, da sind wir uns hoffentlich alle einig, dass 
wir das nicht wollen. Wir wollen, dass pädagogi-
sche Konzepte in den Kitas, die gut bis sehr gut 
sind, weiterhin stattfinden, dass Kinder in der Kin-
dertagesbetreuung spielerisch ein Leben am Tag 
erleben und dort weiterhin gut und gern hingehen. 
Eventuell komme ich gern noch einmal zu einem 
zweiten Debattenbeitrag nach vorn. – Danke 
schön! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Petra Krümpfer. 

Abgeordnete Petra Krümpfer (SPD): Herr Präsi-
dent! Werte Kolleginnen und Kollegen! Zunächst 
möchten wir uns bei den vielen tollen und enga-
gierten Fachkräften in den Kitas und Betreuungs-
angeboten für einen ganz hervorragenden und tol-
len Job bedanken, den sie unter ständig neuen 
Herausforderungen leisten und das jetzt schon fast 
ein Jahr. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Dieser Antrag der Fraktion der FDP liegt uns schon 
seit längerer Zeit vor, genau gesagt, seit September 
letzten Jahres. Sicherlich sind zu dem Zeitpunkt 
viele davon ausgegangen, dass sich die Pandemie 
legt und wir alle wieder in einen normalen Modus 
eintreten können. Sicher ist es dann auch über-
haupt nicht verwerflich, weitere Anforderungen an 
die frühkindliche Bildung zu stellen, aber das Nor-
male gibt es schon lange nicht mehr und wird es 
auch eine ganze Weile nicht wieder geben. 

Im letzten Jahr, als ich den Antrag gelesen habe, 
habe ich gedacht: Oh Mann, welche Erwartungen 
kommen denn jetzt schon wieder? Der normale All-
tag in der Kita steht sowieso schon immer vor sehr 
großen Herausforderungen. Wir reden ständig von 
Bildungschancen, Bildungsgerechtigkeit. Wir re-
den über Armut und über psychische und physi-
sche Gewalt in den Familien, überforderte Eltern 
und über Entwicklungsverzögerungen und eine 
ausgewogene Balance in der Entwicklung dieser 
kleinen Menschen. 

Ja, es ist richtig, dass mittlerweile in fast jedem 
Haushalt ein digitales Gerät vorhanden ist, mindes-
tens ein Smartphone. Es ist auch richtig, dass sich 
schon die Kleinsten gern mit diesem Gerät beschäf-
tigen. Sie haben sehr schnell heraus, wo man wi-
schen kann und wo man touchen kann und wo be-
stimmte Spiele sind, wie Fotos aufleuchten. All das 

lernen sie relativ schnell. Es ist auch total span-
nend, weil sich im Grunde genommen alle mit die-
sen Geräten beschäftigen. Deswegen ist es auch für 
Kinder besonders interessant. 

Ich finde es richtig, dass Kinder den Umgang mit 
den Geräten frühzeitig erfahren und vor allem rich-
tig erlernen, dass Eltern geschult und begleitet 
werden, wie ein solcher Einsatz sinnvoll sein kann. 
Deshalb finde ich es auch richtig, dass in der Ent-
wicklung des Bildungsplans 0 - 10 der Bereich Me-
dienpädagogik seine Berücksichtigung findet. 

(Beifall SPD) 

Es gibt hierfür schon verschiedene Beispiele. Frau 
Ahrens hat es schon gesagt: Im letzten Jahr wurde 
erfolgreich ein dreijähriges Programm zur frühen 
Medienerziehung in Kitas zu Ende geführt. In dem 
waren jeweils zwei Fachkräfte aus 21 Kitas im gan-
zen Land, also Bremen und Bremerhaven, gecoacht 
und begleitet worden. 

Das Programm hieß „Medien-Kids“ und ist in Ko-
operation mit der Medienbildung der Kita entwi-
ckelt worden. Der Träger „Blickwechsel e. V.“ hat 
auch in Fachberatungen die Träger geschult und 
gecoacht, sodass sie die Arbeit in den Einrichtun-
gen als Multiplikatoren unterstützen können. Was 
ich allerdings für dringend erforderlich halte, ist, 
dass Kinder in ihren pädagogischen Einrichtungen 
vor allem zunächst in ihrer ganzheitlichen Entwick-
lung gefördert werden. Darauf würde ich gleich in 
meinem zweiten Beitrag eingehen, weil meine Zeit 
schon fast abgelaufen ist. – Vielen Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
die Abgeordnete Sofia Leonidakis das Wort. 

Abgeordnete Sofia Leonidakis (DIE LINKE): Herr 
Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Anders 
als wahrscheinlich jede und jeder von uns, wach-
sen die heutigen Kinder und Jugendlichen als so-
genannte Digital Natives auf. Das heißt, sie wach-
sen seit ihrer frühen Kindheit mit der Anwesenheit 
von digitalen Medien, Internet, Smartphones und 
Tablets auf und gehen damit auch wie selbstver-
ständlich um. Anders als ihre Eltern lernen sie früh 
den Umgang damit und vielen Eltern hat sich bis 
heute der richtige Umgang mit Sozialen Medien o-
der digitalen Geräten noch nicht vollständig er-
schlossen. Der Umgang mit den entsprechenden 
Geräten und der Software gehört zu den Skills, mit 
denen Kinder aufwachsen und die ihnen natürlich 
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entsprechend vermittelt werden müssen. Anders 
als um den technischen Umgang ist es um die Me-
dienkompetenz bestellt, also dem Wissen um die 
Zusammenhänge im Umgang mit dem Internet. 
Wie die Informationen aus dem Internet einge-
schätzt werden müssen, wie sie auf ihren Wahr-
heitsgehalt überprüft und hinterfragt werden müs-
sen, aber eben auch die Risiken wie Cybermobbing 
et cetera, die es in den Sozialen Medien leider gibt. 
All das sind Fragen, die sich selbstverständlich 
nicht von selbst beantworten. Diese Medienkom-
petenz muss vermittelt werden, das ist keine Frage. 

Allerdings, auch das möchte ich nicht unerwähnt 
lassen, gibt es auch in der Pädagogik Strömungen, 
sage ich einmal, die sich dafür einsetzen – weil im 
Alltag von vielen Kindern digitale Medien oder ins-
gesamt der Medienkonsum eine zunehmende Rolle 
einnehmen –, dass die Einrichtung ein weitgehend 
medienfreier Raum, jedenfalls digitalmedienfreier 
Raum, sein soll. Auch das muss in der Pädagogik 
berücksichtigt werden. Nichtsdestotrotz können 
wir die Realität nicht ausblenden, denn sie ist da. 
Die Realität ist, dass die Kinder zunehmend mit 
Tablets und Smartphones Spiele spielen. Es gibt 
gute, pädagogische Spiele, Lernspiele, und diese 
Realität muss sich in der Aus- und Fortbildung der 
Erzieherinnen und Erzieher abbilden. Medienbil-
dung ist natürlich nicht nur auf digitale Medien be-
schränkt, sondern umfasst alle Medien, also auch 
Bücher, auditive Medien, bildgebende Medien et 
cetera. 

Doch hier kommt das große „Aber“: All das hat na-
türlich immer auch eine Kehrseite, jedenfalls wenn 
es zu umfangreich wird, denn wir bekommen – –. 
Die Realität hat ihre Kehrseite. Wir bekommen von 
der Ärzteschaft, Physiotherapeut*innen, Ergo-
therapeut*innen, vom pädagogischen Personal in 
Kitas und Schulen häufig genug zurückgespiegelt, 
dass die Kinder immer unbeweglicher werden, 
dass sie nicht mehr dieselben motorischen Fähig-
keiten haben, dass die Koordination Auge-Hand o-
der Hand-Fuß nicht mehr so gut läuft und die Fein-
motorik und auch die Grobmotorik nachlassen. In-
sofern: Die Kinder sitzen immer mehr, auch durch 
den Medienkonsum, und diese sitzenden Tätigkei-
ten nehmen zu. Damit zusammenhängend nimmt 
die Beweglichkeit ab. 

Deswegen ist es umso wichtiger, damit einherge-
hend – also mit Medienbildung, mit dem gesunden 
Umgang mit Medien – auch die Bewegungsförde-
rung einzubeziehen. Es spricht natürlich überhaupt 
nichts gegen das Durchführen von Modellversu-
chen. Das wurde schon gesagt, ich glaube Kollegin 

Ahrens hat das erwähnt: Es hat von 2017 bis 2020 
unter dem Deckmantel der Landesmedienanstalt 
bereits das Programm „Medienkids“ gegeben. Da 
haben 21 Kitas an einem Programm „Medienbil-
dung in der Kita“ teilgenommen. Es ist nicht so, 
dass in diesem Bereich nichts stattfinden würde. 

Ich glaube aber, dass das im Moment nicht die Ant-
wort auf die derzeitige Zeit ist, in der die Erzie-
her*innen in den Einrichtungen in den nächsten, 
wahrscheinlich mehreren Jahren mit den Folgen 
der Coronapandemie zu tun haben werden. Mit 
den Folgen für die Kinder, die sich aufgrund von 
Spielplatzschließungen, von Einrichtungsschlie-
ßungen et cetera zeigen werden, mit der Förde-
rung, dem Ausgleich und dem Abfedern dieser Fol-
gen. Jetzt sofort eine flächendeckende Einführung 
von digitalen Medien in den Kitas durchzuführen, 
mit den entsprechenden flächendeckenden Aus- 
und Weiterbildungen – ich glaube, dass ist im Mo-
ment nicht die Herausforderung und die Frage der 
Zeit, sondern es geht darum, den Erzieher*innen 
auch einmal Luft zu verschaffen, ihnen flächende-
ckend nicht immer weitere Aufgaben oben drauf-
zupacken. Ich glaube, damit machen Sie im Mo-
ment den fünften Schritt vor dem ersten, Sie wollen 
nicht mal eine Evaluierung abwarten, sondern ein 
Konzept, und sofort die flächendeckende Einfüh-
rung, ohne eine vernünftige Evaluation. 

Ich glaube, das kommt im Moment zur Unzeit, dass 
man die freiwillige Teilnahme an solchen Projekten 
für die Kitas, die für sich selbst im Moment die Ka-
pazitäten sehen und sie haben – –. Dass man das 
gerne fördern kann, dass man auch eine Auswei-
tung fördern kann, dass man diese Programme fort-
führen sollte, aber bitte nicht verpflichtend 
obendrauf packen. Im Moment haben die Erzie-
her*innen wirklich andere Sorgen im Kopf. – Dan-
keschön! 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Birgit Bergmann. 

Abgeordnete Birgit Bergmann (FDP): Sehr geehr-
ter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Ich glaube, da gab es ein Missverständnis. Ich habe 
versucht, durch die Illustration der organisatori-
schen Abläufe klarzumachen, dass Medien nicht 
Zeit nehmen, sondern Zeit geben. Gerade bei Per-
sonalknappheit ist es ein Argument, wenn die Er-
zieherinnen einfach an einem iPad vorbeilaufen 
müssen und das heißt, das Kind ist gewickelt wor-
den. Das ist etwas anderes, als wenn es einen Stift 
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herausnehmen muss und so weiter. Also es wird 
viel bürokratisch mit der Hand gearbeitet. 

(Zuruf SPD) 

Selbstverständlich, das wird dokumentiert. Übri-
gens ist es dann auch durchsichtig für die Eltern, 
sobald Sie diese Informationen erhalten. Zum 
Thema Medien gehört auch, dass die Kita-Leitun-
gen in Bremen im Moment wieder händisch die 
Anmeldungen neuer Kita-Kinder und Notfall-
dienste machen müssen, weil man den Träger, der 
das in Bremerhaven erfolgreich leistet, in Bremen 
gekündigt hat. 

Wenn wir von Medienkompetenz sprechen, spre-
chen wir auch von den Kosten für Wartung, Sup-
port, Einbindung der Geräte in das Netzwerk des 
Trägers und das Thema Datensicherheit. All diese 
Sachen müssen mitbedacht werden, weil damit die 
Träger allein an ihre Grenzen kommen. 

Ich habe Ihnen im ersten Debattenbeitrag verspro-
chen, ich würde noch einmal darauf eingehen, wie 
man in der frühkindlichen Bildung Medienerleb-
nisse schaffen kann. Ich denke an das dreijährige 
Kind am Rande des Stadtparks, das mit anderen 
Kindern in der Natur ist und Streifzüge durch den 
Park macht und Steinchen, Pflanzen, Tiere und so 
weiter beobachtet. Die Funde bringt es dann mit in 
die Kita, schaut sie sich dann noch einmal genauer 
an und dann vielleicht sogar noch einmal genauer 
mit einem Blick in ein Elektronenmikroskop für 
Kinderhände, wird damit zum Forscher und erlebt, 
wie Technik unsere Beobachtungen noch verfei-
nern kann. 

Oder das Tablet für Bilder aus dem Kita-Alltag, Bil-
der von den Kita-Freunden mit den Aufnahmen der 
eigenen Basteleien, der eigenen Gemälden und ei-
gene Sprachnachrichten von den Kleinen, mit de-
nen das Kind ein eigenes Portfolio erstellt. Das ist 
eine Dokumentation, die sieht man sich nach Jah-
ren noch gern an. 

Zudem denke ich an die Toniebox, vielleicht ken-
nen Sie die, eine Musikbox, die technisch so ein-
fach ist, dass Zweijährige die komplett allein bedie-
nen und damit natürlich auch eine starke Selbst-
wirksamkeitserfahrung machen können. 

Auch die Integration von Kindern mit erhöhtem 
Sprachförderbedarf kann man inzwischen tech-
nisch unterstützen. Manche Kinder brauchen hun-
dertfache Wortwiederholungen eines Wortes bis es 
sitzt. Das ist bei zwei Erzieherinnen auf 20 Kinder 

nicht zu machen, aber die Technik, die kann es er-
möglichen. 

Sprach-Apps, Bildwörterbücher erlauben einen 
Zugang zu einer Sprache, die manchen Kindern 
bisher fremd war. 20 Kinder, zwölf Muttersprachen 
und sie können gemeinsam und selbstständig her-
ausfinden, wie ein Ding auf Deutsch heißt, wann, 
wo und sooft sie wollen. 

Ich habe jetzt wieder ganz viel gehört, wir tun, wir 
machen, wir haben. Das Loblied kaschiert so oft 
das, was nicht da ist. Ich frage mich, stehen denn 
den Bremer Kindern diese Chancen offen? Bisher 
nicht, meine Damen und Herren. Sie sehen, warum 
ich anfangs nicht viele Worte zu dem beliebten 
Vorurteil „flimmernde Ablenkung ersetzt früh-
kindlicher Bildung“ gesagt habe. Die Chancen, die 
sich für den Alltag der Kinder und des pädagogi-
schen Personals aus einem zeitgemäßen Medien-
konzept ergeben, sind einfach zu groß und zu viel-
fältig. 

Selbstverständlich – –, und so gut kennen Sie mich 
auch, dass Sie wissen, dass es mir nicht um Kinder, 
die vor dem Medien sitzen geht, und dass ich nicht 
die Idee habe einer Kita – –. Die Medien sind zur 
Unterstützung der Arbeit in der Kita da und zwar 
dort, wo es sinnvoll und hilfreich ist. Dass daneben 
das freie kreative Spiel seinen Raum finden muss, 
ist eine Selbstverständlichkeit. Dass körperliche 
Bewegung zum gesunden Großwerden gehört, das 
ist gar keine Frage. An anderer Stelle werde ich 
mich dafür garantiert auch einsetzen. 

Das muss man aber nicht gegeneinander ausspie-
len. 60 Prozent der Vorschulkinder in der Kita wer-
den einmal in Berufen arbeiten, die es heute noch 
nicht gibt. Lassen Sie uns unsere Kinder auf diese 
Berufe vorbereiten. Sie haben jetzt versprochen, im 
Sommer wird dies alles kommen. Was sie angeblich 
schon alles haben. Ich kann nur sagen, wir nehmen 
sie beim Wort. Wir werden Sie erinnern. – Vielen 
Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 

(Beifall FDP) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
die Abgeordnete Petra Krümpfer das Wort. 

Abgeordnete Petra Krümpfer (SPD): Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich habe 
gesagt, ich möchte gerne noch einmal auf die ganz-
heitliche Entwicklung von Kindern eingehen. Für 
mich – und nicht nur für mich, sondern für fast alle 
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pädagogischen Fachkräfte – bedeutet es, sich be-
wegen, hüpfen, springen, laufen, vorwärts und 
rückwärts, balancieren, schaukeln, klettern, aber 
auch streiten, Freundschaften bilden, Konfliktfä-
higkeit erlernen, Rollenspiele erleben, soziales Ler-
nen täglich miteinander leisten, kognitive und mo-
torische Anreize wahrnehmen, Vertrauen, Geduld, 
Ausdauer, Gefühle und Empathie entwickeln, ler-
nen zu lernen. 

Ich kann die Liste hier noch fortführen, mit Spielen 
lernen, natürliche und physikalische Zusammen-
hänge ausprobieren und verstehen und dabei im-
mer wieder sprechen, sprechen, sprechen, somit 
auch Sprache wahrnehmen und anwenden. Das 
sind aus meiner Sicht zunächst die wichtigsten Ent-
wicklungsschritte der frühkindlichen Bildung, die 
begleitet und unterstützt werden müssen. 

Wenn wir uns in die heutige Zeit begeben, mit der 
Pandemie, die noch lange nicht vorbei ist, dann 
müssen wir feststellen, dass wir, in dem Wissen, 
welche Folgeschäden durch die Pandemie beson-
ders bei Kindern und Jugendlichen entstehen 
könne, zunächst den Blick darauf haben müssen, 
dass uns Eltern und Kinder nicht verloren gehen. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Ich will vor allem, dass die vielen hervorragenden 
Fachkräfte in den Kitas diese Pandemie ohne ge-
sundheitliche Folgen überstehen. Wenn Sie richtig 
recherchiert haben, haben Sie sicherlich auch fest-
gestellt, dass schon viele Kitas Ansätze haben, in 
denen diese Medien und technischen Möglichkei-
ten vorhanden sind beziehungsweise umgesetzt 
werden. Videographie wird regelmäßig und längst 
selbstverständlich zur Beobachtung und Entwick-
lung der Kinder sowie bei Gesprächsanlässen mit 
Eltern und unter Kolleg*innen genutzt. Auch für 
die Portfolioarbeit leistet die Digitalisierung schon 
einen wichtigen Beitrag. 

Wie schon erwähnt soll selbstverständlich der Bil-
dungsplan 0 - 10 auch die kindgerechte Medienbil-
dung beinhalten. Dies setzt qualifizierte Fort- und 
Weiterbildung voraus. Dagegen reden wir gar nicht 
an, aber auch die technische Ausstattung mit 
WLAN und ausreichend Endgeräten sollte in allen 
Einrichtungen vorhanden sein. Das Thema ist nach 
KMK-Beschlüssen bereits so berücksichtigt wor-
den, dass entsprechende Qualifikationsprofile im 
verbindlichen Rahmenplan an der Fachschule für 
Sozialpädagogik und in der Weiterbildung bei den 
Erzieher*innen in der Ausbildung verankert sind. 
Selbstverständlich wird der Bildungsgedanke in 

der Kita bei uns schon lange ebenso großgeschrie-
ben wie der Betreuungsaspekt. 

(Beifall SPD) 

Unsere Priorität liegt aber gerade hier, anders als 
in den Schulen, nicht auf der digitalen Bildung. 
Während die Digitalisierung im schulischen Be-
reich coronabedingt gerade höchste Priorität genie-
ßen muss, um Distanz- und Hybridunterricht zu er-
möglichen, stehen wir im Kita-Bereich vor ganz an-
deren Herausforderungen, und deshalb setzen wir 
uns für die Schwerpunkte ein, die ich bereits ge-
nannt hatte. 

Aus unserer Sicht sollten wir dafür Sorge tragen, 
dass die Rahmenbedingungen, dass all die Basics, 
die für eine gesunde ganzheitliche Entwicklung 
umgesetzt werden können, auch gegeben sind und 
unterstützt werden. Deshalb lehnen wir den Antrag 
der Fraktion der FDP ab. – Herzlichen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
die Abgeordnete Sandra Ahrens das Wort. 

Abgeordnete Sandra Ahrens (CDU): Herr Präsi-
dent, meine sehr geehrten Damen und Herren! Mir 
ging das eben im Rahmen der Debatte, die von der 
Fraktion der FDP vorgetragen worden ist, ein biss-
chen wie Herrn Öztürk. Hier sind mehrere Punkte 
angesprochen worden, die sich in dem Antrag nicht 
wiederfinden. 

Ja, liebe Fraktion der FDP, wir sind an Ihrer Seite, 
wenn es um eine vernünftige Ausstattung mit digi-
talen Geräten, für zum Beispiel die Einrichtungslei-
tung oder die Erzieherinnen und Erzieher, zur Vor-
bereitung und Durchführung ihrer Arbeit in den 
Kindertageseinrichtungen geht. Das ist aber gar 
nicht der Antrag gewesen. Das findet sich in den 
drei Antragspunkten nicht wieder, zumindest habe 
ich es nicht so verstanden, um es einmal ganz deut-
lich zu sagen, und keiner meiner Kollegen hat es so 
verstanden, von den anderen Wortbeiträgen. 

Nein, liebe Frau Krümpfer, es stimmt nicht, dass Vi-
deografie flächendeckend in Kindertageseinrich-
tungen umgesetzt wird. Ich kann Ihnen meine per-
sönlichen Erlebnisse mit mehreren Kindertagesein-
richtungen erzählen, ich habe selbst zwei Kinder 
im Kindergarten gehabt. Die einen haben Fotos für 
ein Portfolio erstellt, datenschutzkonform, korrekt, 
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weil die eingeklebt worden sind und dann auch ge-
löscht worden sind. Dafür gab es eine Kamera, die 
man extra angeschafft hatte. 

In einem anderen Kindergarten wurden Videos von 
meinen Kindern mit dem privaten Handy aufge-
nommen und dann hinterher in Elterngesprächen 
mit mir besprochen. Das würde ich nicht als daten-
schutzkonforme Auslegung interpretieren. Das war 
aber der damaligen Not geschuldet, dass es kein 
Geld für eine entsprechende Ausstattung gab. Des-
wegen haben wir als Fraktion der CDU uns auch 
immer deutlich, das habe ich eben auch noch ein-
mal gesagt, für eine entsprechende Ausstattung 
ausgesprochen, und dabei bleiben wir auch! Das ist 
etwas, das wir für sinnvoll erachten und was auch 
notwendig ist. 

Die Lern- und Entwicklungsdokumentation, die Sie 
angesprochen haben, liebe Frau Krümpfer, ist et-
was, das wir fordern, das einen Qualitätsstandard 
und einen Qualitätssprung in der tatsächlichen Ar-
beit darstellen sollte, die aber nicht flächende-
ckend umgesetzt werden kann, weil das Personal 
dafür gar nicht da ist. 

Als die Zentralelternvertretung das im letzten Jahr 
im Februar in der Sondersitzung, in der mehrere In-
klusive der Senatorin, anwesend waren, aufgeführt 
hat und ich gesagt habe, wie sieht das denn aus, 
und als Vorsitzende des Unterausschusses Früh-
kindliche Bildung gesagt habe, dann legen Sie uns 
doch einmal vor, ob die Lern- und Entwicklungsdo-
kumentation jetzt flächendeckend umgesetzt wird 
oder nicht, werden wir was die Qualität angeht in 
der tatsächlichen Umsetzung unseren eigenen An-
sprüchen, die wir formuliert haben, gerecht oder 
nicht, da war die Antwort von Frau Blumenhagen 
als zuständiger Mitarbeiterin, dass das leider nicht 
gelinge, weil das Personal und die entsprechende 
Ausstattung nicht in allen Kindertageseinrichtun-
gen in dem Umfang vorhanden sei. 

Das heißt, auch da findet das nicht so statt, wie wir 
uns das vorstellen. Da sind wir wieder bei dem ei-
gentlichen Grundthema: Wo kein Personal ist, 
kann man ganz vieles, was man sich wünscht und 
was notwendig und sinnvoll wäre, nicht tun. Vor 
diesem Hintergrund, um das ganz deutlich zu sa-
gen, ist der tatsächliche Fokus und die Herausfor-
derung, die wir in den Kindertageseinrichtungen 
haben, erst einmal die Basics sicherzustellen und 
dann – da gebe ich Ihnen hundertprozentig recht – 
im Bereich der Digitalisierung einen Schritt vor-
wärts zu gehen. 

Wir sind sofort dabei, wenn es um das Thema On-
line-Anmeldung und Ähnliches geht, das Trauer-
spiel haben wir hier alle verfolgt. Dazu gab es auch 
mehr als einen Beitrag und die Senatorin hat selbst 
gesagt: „Ja, ich gebe zu, da gab es einen politi-
schen Schaden, den ich tragen muss“. Das ist 
schlechter gelaufen als alles, was man sich vorstel-
len kann. Ich bin gespannt, ob das ab Mai dieses 
Jahres funktioniert oder das wieder nicht der Fall 
ist. Vielleicht mag man uns da noch ein Update ge-
ben. 

Aber auch das, meine Damen und Herren, steht 
nicht in diesem Antrag. Dieser Antrag bezieht sich 
auf die digitale Ausstattung in Kindertageseinrich-
tungen in der pädagogischen Arbeit, und dazu ist, 
glaube ich, in den ersten Wortbeiträgen von allen 
Fraktionen schon deutlich gesagt worden, warum 
hier entweder abgelehnt wird oder eine Enthaltung 
wie bei der Fraktion der CDU stehen wird. – Inso-
fern danke für die Aufmerksamkeit! 

(Beifall CDU) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
die Abgeordnete Dr. Solveig Eschen das Wort. 

Abgeordnete Dr. Solveig Eschen (Bündnis 90/Die 
Grünen): Sehr geehrter Herr Präsident, sehr ge-
ehrte Damen und Herren! Ich will es gar nicht lang 
machen hier vorne, ich möchte nur gerne einen 
Punkt aufgreifen, der mir am Herzen liegt und der 
hier angesprochen wurde, und zwar das Stichwort 
Medienerlebnisse in der Kita. 

Hier muss ich ganz ehrlich sagen, ich habe doch 
noch einmal ein wenig aufgehorcht. Das wurde 
schon gesagt, das ging weit über das hinaus, was 
in diesem Antrag steht. Ich muss Ihnen sagen, 
wenn ich Dinge höre wie, dass es zum ganz norma-
lem Alltag gehören soll, dass die Kinder Sprach-
nachrichten selbst aufnehmen, dass ein Kind, das 
ein Wort immer wieder hören muss, um es irgend-
wann gut sprechen zu können, an das Tablet ver-
wiesen werden soll, anstatt es weiter im menschli-
chen Kontakt zu üben, und all diese Dinge, wenn 
ich so etwas höre, dann stellen sich mir ein wenig 
die Nackenhaare auf. Deshalb bin ich jetzt auch 
nach vorne gekommen. 

(Abgeordnete Birgit Bergmann [FDP]: Das ist das 
Wort im Munde herumdrehen!) 

Ich glaube, dass es in der Elternarbeit ganz wichtig 
ist, Eltern an die Hand zu geben, was ihren Kindern 
privat zu Hause, wenn Medienkonsum überhaupt 



2722 Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 20. Wahlperiode – 21. Sitzung am 27.01.2021 und 28.01.2021 

schon sein muss, in welcher Art gut tun würde. Da 
bin ich sofort dabei. Ansonsten bin ich aber froh, 
wenn in der Kita all die Dinge, die Petra Krümpfer 
noch einmal so schön aufgezählt hat, Spiel, Sprach-
erwerb, Motorik, in lauter Einzelbeispielen geübt 
werden können. 

Ich muss Ihnen ganz ehrlich sagen, ich bin völlig 
überzeugt davon, dass die frühkindliche Bildung 
einen sehr hohen Stellenwert hat und absolut wich-
tig ist für das, was im späteren Leben eines Kindes 
passiert, welche Bildungschancen es hat und so 
weiter, aber ich muss dennoch sagen, das Wort 
„Berufsvorbereitung“, eine konkrete Berufsvorbe-
reitung auf digitale Berufe, finde ich in der Kita, in 
der frühkindlichen Bildung in der Form nicht ange-
bracht. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Als Psychologin weiß ich, wie sich Bildschirmzeit 
auf die Entwicklung von Kindergehirnen auswirkt 
und, Frau Bergmann, Sie wissen das auch. Es gibt 
dazu entsprechende Studien. Die Studien sind 
schon Jahrzehnte alt und wurden immer wieder be-
stätigt. Sie können sich die Bilder ansehen, die Kin-
der malen, die viel vor dem Bildschirm sitzen, ver-
glichen mit den Bildern von Kindern, die wenig vor 
dem Bildschirm sitzen. 

Wir haben meines Erachtens im Moment eher das 
Problem, dass sehr viele Kinder sehr viel, zu viel 
Zeit vor Bildschirmen verbringen. Durch die 
Coronapandemie wurde das noch verschärft. Ich 
bin absolut dabei, wenn wir sagen, Medienkon-
zepte gibt es auch schon im Kita-Bereich, gerne, El-
ternarbeit gerne, aber Mediennutzung, statt vorzu-
lesen, statt zu spielen, statt des persönlichen Ge-
sprächs – nein, danke! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Präsident Frank Imhoff: Frau Kollegin, würden Sie 
eine Zwischenfrage der Abgeordneten Birgit Berg-
mann zulassen? 

Abgeordnete Dr. Solveig Eschen (Bündnis 90/die 
Grünen): Natürlich. 

Präsident Frank Imhoff: Frau Bergmann, bitte 
schön! 

Abgeordnete Birgit Bergmann (FDP): Eine Kurzin-
tervention! 

Präsident Frank Imhoff: Dann müsste Frau Dr. Sol-
veig Eschen jetzt erst zu Ende sprechen, wenn Sie 
wollen. 

Abgeordnete Dr. Solveig Eschen (Bündnis 90/Die 
Grünen): Ich bin fertig. – Vielen Dank für die Auf-
merksamkeit! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
die Abgeordnete Birgit Bergmann für eine Kurzin-
tervention das Wort. 

Abgeordnete Birgit Bergmann (FDP): Ich möchte 
noch einmal klarstellen, dass es uns nicht darum 
geht, freie Spielzeit und körperliche Bewegung 
und all diese Dinge gegen irgendetwas Mediales 
auszuspielen, sondern dass das Mediale unterstüt-
zend da sein soll, wenn es gebraucht wird, also 
nicht alternativ dazu, mit dem Kind zu sprechen, 
sondern als zusätzliche Möglichkeit. Nicht das 
Kind nimmt Sprachnachrichten auf oder das prägt 
den Alltag, sondern es ist eine kurze Aktion, einmal 
eine Sprachnachricht aufzunehmen, sodass man 
aus dieser Zeit eine Sprachnachricht für das Portfo-
lio hat, an dem das Kind, die Eltern, wer auch im-
mer sich freuen kann, und so weiter. 

Ich habe den Eindruck gehabt, hier wurden die 
Dinge ganz bewusst verdreht, um unseren Antrag 
ad absurdum zu führen. Ich halte die mediale Un-
terstützung für einen außerordentlich hohen Ge-
winn für die Kitas und bekomme auch diese Rück-
meldungen von den Kitas, die das in ihrem Alltag 
integriert haben und damit arbeiten. Die Erzieher 
empfinden es und es ist de facto, allein wenn man 
an das Organisatorische denkt, eine enorme Er-
leichterung. – Vielen Dank! 

(Beifall FDP) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
Senatorin Dr. Claudia Bogedan das Wort. 

Senatorin Dr. Claudia Bogedan: Sehr geehrter 
Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Ich rede jetzt zum Antrag mit der Drucksa-
chen-Nummer 20/592 „Realitäten erkennen, 
Chancen nutzen, Zukunft gestalten – Medienkom-
petenz in der frühkindlichen Bildung stärken“ der 
Fraktion der FDP. Nur damit es keine Verwirrung 
gibt, weil ich mich dabei nicht auf die Einführung 
des Antrags durch Frau Bergmann beziehen 
werde. 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/592
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Heutige Kindheiten sind Teil einer durch Medien 
geprägten Welt. Neben analogen Medien wie etwa 
Hör- und Bilderbüchern wachsen Kinder zuneh-
mend mit digitalen Medien auf, denn Tablets, 
Smartphones und das Internet gehören inzwischen 
in vielen Familien zum Alltag. Eine Studie unter 6- 
bis 13-Jährigen hat gezeigt, das 98 Prozent der Kin-
der zu Hause einen Internetzugang haben, 97 Pro-
zent haben einen potenziellen Zugang zu einem 
Smartphone und über die Hälfte der Kinder besitzt 
sogar ein eigenes. 

Ganz selbstverständlich und teilweise schon sehr 
souverän können sie bereits in jungen Jahren mit 
diesen technischen Geräten umgehen und nutzen 
sie, um mit anderen zu kommunizieren, Erlebnisse 
foto- und videografisch festzuhalten, um Videos 
und Sendungen zu schauen und um Informationen 
zu suchen. Kinder nutzen Medien, um sich ihre 
Umwelt zu erschließen, und nehmen darüber die 
Welt und sich selbst wahr. Dies spiegelt sich auch 
in Bremen wieder. 

Um Medien in jedem Alter entsprechend selbstbe-
stimmt und verantwortungsbewusst zu nutzen, 
brauchen Kinder eine kindgerechte Medienbil-
dung von Anfang an. Medienkompetenz umfasst 
dabei verschiedene Aspekte. Kinder müssen die 
verschiedenen Medien und deren Funktionsweisen 
nicht nur kennenlernen, sondern lernen, sich in 
den vielfältigen Medienwelten zurechtzufinden 
und das passende Angebot für den richtigen Zweck 
zu finden, das eigene Nutzungsverhalten zu reflek-
tieren, mediengesellschaftliche und politische Hin-
tergründe zu erkennen und Medien auch für sich 
selbst produktiv zu nutzen. 

Durch eine gezielte Medienbildung sollen Kinder 
in Bremen lernen, für sich selbst Sinnvolles und In-
teressantes aus dem großen Medienangebot auszu-
wählen, statt wahllos zu konsumieren, die Inhalte 
einzuordnen und zu verarbeiten, Medienangebote 
und Werbung kritisch zu beurteilen, Medienbot-
schaften zu hinterfragen und sich nicht von der An-
ziehungskraft von Medienklischees einfangen zu 
lassen, Medien auch dazu zu nutzen, kreativ zu 
sein und sich mit anderen auszutauschen. 

Für die Förderung einer solchen kindlichen Medi-
enkompetenz ist es unabdingbar, neben dem Ge-
brauch und Einsatz digitaler Medien auch den kri-
tisch-reflexiven Umgang mit diesen zu thematisie-
ren, eine entwicklungsangemessene Mediennut-
zung zu fordern und zu begleiten, um Medien für 
kreative Gestaltungsmöglichkeiten im Alltag zu 
verankern, 

(Beifall FDP) 

etwa – das haben wir eben schon gehört – für das 
eigene Portfolio. Kinder sollen erfahren, dass in Bil-
dungseinrichtungen an ihre Lebenswelten ange-
knüpft wird. 

Medienbildung umfasst dabei aber nicht nur die 
Ebene der Kinder, sondern auch die Medienkom-
petenz der pädagogischen Fachkräfte und die tech-
nische Ausstattung. Medienpädagogische Arbeit 
braucht eine grundlegende Medienkompetenz der 
pädagogischen Fachkräfte. Sie müssen anwen-
dungssicher sein und verantwortungsbewusst ent-
scheiden, wann welche Medien in der Einrichtung 
wie eingesetzt werden. Sie benötigen mediendi-
daktische Kompetenzen, gleichermaßen wichtig 
sind Kenntnisse und Fertigkeiten im Bereich der 
Mediendidaktik. Mediale Elemente können auch 
für die Zusammenarbeit mit Eltern genutzt werden. 
So bietet es sich zum Beispiel im Rahmen von Ent-
wicklungsgesprächen an, kindliche Lern- und Bil-
dungsprozesse, die foto- oder videografisch festge-
halten worden sind, als Basis für den Austausch 
über die kindliche Entwicklung zu nutzen. Frau 
Ahrens hat, glaube ich, schon Good Practice und 
Bad Practice dafür genannt. Wir würden uns da lie-
ber in die Richtung von Good Practice orientieren 
wollen. 

(Zuruf Abgeordnete Sandra Ahrens [CDU]) 

Ein wichtiger Bestandteil der medienpädagogi-
schen Arbeit besteht neben den traditionellen Me-
dien in der Verbesserung der technischen Ausstat-
tung. Die Ausstattung der Leitungskräfte mit mobi-
len IT-Geräten kann hier nur ein erster Einstieg 
sein. In vielen Einrichtungen müssen nicht nur Ge-
räte angeschafft werden, sondern zunächst Leitun-
gen und Zugangsmöglichkeiten zu digitalen Ange-
boten geschaffen werden. 

(Beifall FDP) 

Bremische Kindertageseinrichtungen werden seit 
dem Jahr 2017 in Modellprojekten gezielt bei der 
Nutzung neuer Medien unterstützt. Vom Frühjahr 
2017 bis zum Frühjahr 2020 wurde das Programm 
„Medien-Kids“ zur frühen Medienerziehung und 
Medienbildung in Kindertageseinrichtungen von 
der Kooperationsgruppe „Medienbildung in der 
Kita“ durchgeführt. Je zwei Fachkräfte aus 21 Kin-
dertageseinrichtungen aus dem Land Bremen wur-
den geschult, gecoacht und begleitet. Mit dem Pro-
gramm „Medien-Kids“ wurden Kitateams bei der 
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Auseinandersetzung mit Fragen der frühen Medi-
enerziehung und Medienbildung unterstützt. Da-
bei wurden Gelingensbedingungen für Medienbil-
dung in der Kita identifiziert und beschrieben, zu 
der Begleitung und Unterstützung der Kinder zum 
Umgang mit Medien, den Möglichkeiten zur Initi-
ierung von Bildungsprozessen durch Medien und 
der Förderung der Zusammenarbeit mit Eltern 
durch Medien. 

Die Evaluation des Instituts für Informationsma-
nagement Bremen GmbH zum Programm „Me-
dien-Kids“ zeigt, dass die technische Ausstattung 
sowie die konzeptionelle Verankerung von Medi-
enbildung und Medienerziehung in Kitas bezie-
hungsweise beim Träger für das Gelingen von me-
dienpädagogischer Arbeit von großer Bedeutung 
sind. Basierend auf den Evaluationsergebnissen 
wurde der Themenkreis Medien und Bildung in der 
Kita im Rahmen einer Fortbildung speziell für die 
Fachberatung von Blickwinkel e. V. verankert. 
Blickwechsel e. V.! Jetzt sage ich auch schon 
„Blickwinkel“, so fängt das schon an. 

(Heiterkeit) 

Das muss man hier vielleicht auch einmal deutlich 
sagen, damit das in alle Köpfe hineingeht. Er ist 
programmatisch, der Name, sie wollen genau den 
Wechsel der Perspektive erzielen, dass sich näm-
lich Erwachsene damit auseinandersetzen, wie Me-
dien aus der Sicht von Kindern wirken, und sie wol-
len Kinder animieren, eben nicht nur zu konsumie-
ren, sondern aktiv zu gestalten. 

Auf dieser Basis, die ich gerade vorgetragen habe, 
Programm „Medien-Kids“, Evaluation, Fortbil-
dung, werden wir nun mit den Trägern der Kinder-
tagesbetreuungen an einem Rahmenkonzept „Di-
gitale Medien“ arbeiten. Wir haben eben schon ge-
hört, dass aktuell, glaube ich, in den Kitas anderes 
ansteht und im Moment andere Herausforderun-
gen Vorrang haben. Sobald wir mit der Normalisie-
rung irgendwann, hoffentlich noch im Jahr 2021, 
wieder dazu kommen, uns den eigentlichen fachli-
chen und konzeptionellen Aufgaben in der früh-
kindlichen Bildung zu stellen, wird genau das 
Thema digitale Medien wieder aufgenommen und 
weiterentwickelt werden. 

Fachlich und konzeptionell wird zudem in den „Bil-
dungsplan 0-10“ das Thema Medienbildung ein-
fließen. Dabei stellt sich Medienbildung bezie-
hungsweise Medienpädagogik in der Kita als eine 
Querschnittsaufgabe dar, die in die unterschiedli-

chen Themenfelder hineinwirkt und Schnittmen-
gen zu ganz unterschiedlichen Bildungsbereichen 
aufweist. Zur Unterstützung der Didaktik können 
basierend auf den Erfahrungen aus dem Programm 
„Medien-Kids“ die entwickelten Fortbildungskon-
zepte fortgesetzt, erweitert und breiter umgesetzt 
werden. 

Zur Modernisierung der beruflichen Aus- und Wei-
terbildung hat die Kultusministerkonferenz bereits 
im Juni 2020 einen verbindlichen Rahmenplan für 
die Fachschule für Sozialpädagogik beschlossen. 
Zusammen mit dem kompetenzorientierten Quali-
fikationsprofil für die Ausbildung von Erzieherin-
nen und Erziehern an Fachschulen und Fachaka-
demien werden dort wesentliche Anforderungen 
definiert. Einzelne Lernfelder sind Bildungsberei-
chen zugeordnet, die für Kinder, Jugendliche und 
junge Erwachsene wesentliche Erfahrungsfelder 
ihrer Entwicklung darstellen. Auch in den Ausbil-
dungsgängen Kinderpflege und sozialpädagogi-
sche Assistenz wird erweitertes Fachwissen im Bil-
dungsbereich Medienbildung vermittelt. 

Technisch beginnen wir mit der Ausstattung aller 
Einrichtungen mit digitalen Mobilgeräten für die 
Leitung. Dies ist nur ein erster Schritt, der kein Er-
satz für ein flächendeckendes medienpädagogi-
sches Konzept ist. Gleichwohl zeigt sich bereits da-
bei, wie voraussetzungsreich die weitere Digitali-
sierung ist. Bestandseinrichtungen verfügen in der 
Regel weder über die notwendige Kapazität der 
Netzanbindung noch über Zugangsmöglichkeiten 
zum WLAN in den Gruppenräumen. 

Wir werden es hier mit Investitionsbedarfen zu tun 
haben, die nur in einem mehrjährigen Stufenplan 
umzusetzen sind. Hierfür wird ein längerfristiger 
Prozess erforderlich sein, um sowohl die technisch-
fachlichen als auch die finanziellen Voraussetzun-
gen zu realisieren. Kita Bremen beispielsweise er-
stellt gerade ein Konzept zur Digitalisierung der 
Häuser. Neben der Schaffung und Bereitstellung 
von Hardware müssen zumeist auch noch Struktu-
ren für den Betrieb und die Pflege digitaler Medien 
aufgebaut werden. 

Jetzt die Weichen für die medienpädagogische 
Ausrichtung der Kindertagesbetreuung für die 
nächsten Jahre zu stellen, ist zweifellos richtig. Wir 
fangen dabei aber nicht bei null an, sondern kön-
nen auf den Erfahrungen, die ich eben skizziert 
habe, gut aufsetzen. Die medienpädagogische 
Ausrichtung wird jedoch nur dann wirksam um-
setzbar, wenn sie als ein Querschnittsthema orga-
nisiert wird. Den konzeptionellen Rahmen bildet 
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dabei der „Bildungsplan 0-10“. In der Konsequenz 
heißt das, dass es in Zukunft keine Einzelseminare 
zu Medienpädagogik mehr geben wird, sondern 
Module zur Mediennutzung bei fast allen Fortbil-
dungsformaten vom Forschen über das Sprachen-
lernen bis hin zur Elternarbeit stattfinden. 

So hinterwäldlerisch also, wie der Antrag der Frak-
tion der FDP in seinen Beschlusspunkten unter-
stellt, ist Bremen also gar nicht. Wir fangen beim 
Einsatz digitaler Medien in Kitas nicht bei null an 
und wir sind auch mit den Fortbildungen weiter, als 
der Antrag unterstellt. Die Fachinhalte in der Aus-
bildung sind gesichert und aus diesem Grund emp-
fehle ich die Ablehnung des Antrages. – Vielen 
Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Präsident Frank Imhoff: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer diesem Antrag seine Zustimmung geben 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 

(FDP) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Dagegen SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, M.R.F., Abgeordneter Thomas Jürgewitz 
[AfD]) 

Stimmenthaltungen? 

(CDU, Abgeordneter Peter Beck [parteilos]) 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den 
Antrag ab. 

Dienstfahrräder für den öffentlichen Dienst ein-
führen!  
Antrag der Fraktion der CDU  
vom 8. September 2020  
(Drucksache 20/594) 

Wir verbinden hiermit: 

Konzept zur Förderung der Anschaffung von 
(Elektro-)Fahrrädern durch Beschäftigte des bre-
mischen öffentlichen Dienstes  
Antrag der Fraktionen der SPD, DIE LINKE und 
Bündnis 90/Die Grünen  
vom 17. November 2020  
(Drucksache 20/710) 

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Staatsrätin 
Silke Krebs. 

Die gemeinsame Beratung ist eröffnet. 

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete 
Marco Lübke. 

Abgeordneter Marco Lübke (CDU): Herr Präsi-
dent, meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Der Inhalt unseres Antrages, Dienstfahrräder ein-
zuführen, ist nicht neu. Es hat in der Vergangenheit 
bereits diverse Initiativen zu diesem Thema gege-
ben. Mittlerweile hat sich aber einiges getan. Meh-
rere Bundesländer haben ganz aktuell Dienstfahr-
räder für den öffentlichen Dienst eingeführt, zum 
Beispiel im Oktober letzten Jahres das Land Ba-
den-Württemberg. Deswegen finde ich es gut, dass 
wir heute noch einmal darüber diskutieren. Die De-
batte erneut anzustoßen, kommt übrigens überwie-
gend von Beschäftigten des öffentlichen Dienstes 
in Bremen. Viele Kolleginnen und Kollegen haben 
mich angesprochen, warum ein solches Modell, wie 
es in Baden-Württemberg gerade eingeführt 
wurde, nicht auch in Bremen installiert wird. 

Meine Damen und Herren, ich will mir gar nicht 
anmaßen, dass diese Anfragen, die mich auf ver-
schiedensten Wegen erreicht haben, für den öffent-
lichen Dienst repräsentativ und aussagekräftig 
sind. Es zeigt aber, dass es bei den Mitarbeiter*in-
nen des öffentlichen Dienstes ein großes Interesse 
für ein solches Modell gibt. 

(Vizepräsidentin Sülmez Dogan übernimmt den 
Vorsitz.) 

Die Vorteile liegen auf der Hand. Wir als CDU-
Fraktion finden, dass der öffentliche Dienst eine 
Vorbildfunktion haben sollte, um die wichtigen 
Ziele, die wir letztendlich alle verfolgen, wie Kli-
maschutz, Gesundheitsschutz und die erforderliche 
Verkehrswende, zu erreichen. 

(Beifall CDU) 

Außerdem, das kommt hinzu, kann sich das Land 
Bremen als attraktiver Arbeitgeber positionieren. 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/594
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/710
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Er leistet einen Beitrag zum Klimaschutz, zur Ver-
kehrswende und zur Gesunderhaltung der Mitar-
beiter. 

Worum geht es? Jetzt wird es ein wenig technisch. 
Wir als CDU-Fraktion wollen ein Modell, bei dem 
der Dienstherr die E-Bikes least und den Beschäf-
tigten so zur Verfügung stellt, dass diese auch im 
privaten Bereich genutzt werden können. Dafür 
soll jeweils ein Teil der Vergütung umgewandelt 
werden und zwar mit dem Ergebnis, dass auf den 
Gehaltsteil weder Steuern noch Sozialversiche-
rungsbeiträge fällig werden. Es muss letztendlich 
nur noch der geldwerte Vorteil versteuert werden, 
der vom Gesetzgeber zum Glück mit 0,25 Prozent 
relativ niedrig angesetzt wurde. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, damit man ein 
Gefühl für ein Beispiel bekommt, kann man viel-
leicht sagen, die Beschäftigten können so einen 
ganz erheblichen Anteil der hohen Anschaffungs-
kosten eines E-Bikes sparen. Etwa 20 Prozent zu 
Sozialversicherungsbeiträgen und dann noch der 
Steuersatz zwischen 30 und 40 Prozent, nur mal, 
um eine Zahl zu nennen. 

Nach Ablauf der Leasingzeit können die Beschäf-
tigten E-Bikes jeweils günstig zum Restwert erwer-
ben, wenn sie das denn möchten. Das ist letztend-
lich ein Gewinn für die Arbeitnehmer. Erstens: Das 
zu versteuernde Einkommen sinkt und sie bekom-
men, zweitens, ein privat nutzbares E-Bike zu er-
heblich geringeren Kosten als bei einer privaten 
Anschaffung. Für den Arbeitgeber fallen die Sozi-
alversicherungsbeiträge für die Angestellten weg. 

Meine Damen und Herren, durch die Einsparung, 
die in erster Linie durch geringere Besteuerung 
entsteht, fallen für das Land durch Einführung die-
ses Modells verhältnismäßig geringe Kosten an. 
Nämlich nur dafür, dieses Konzept umzusetzen. 
Die Koalition hat unsere Idee aufgegriffen, das 
finde ich gut, und einen eigenen Antrag einge-
bracht. Sie verfolgt dabei einen anderen Ansatz als 
wir. Das werden meine Nachredner gleich noch de-
tailliert schildern. Bei dem Koalitionsantrag ist es 
so, dass die Koalition ein Angebot erstellen lassen 
will, um die Beschäftigten beim Erwerb eines eige-
nen E-Bikes zu unterstützen. Sie favorisiert dabei 
ein zinsloses Darlehen. 

Meine Damen und Herren, vielleicht ein paar 
grundsätzliche Anmerkungen: Ich glaube, wenn 
ich etwas verkaufen oder erfolgreich umsetzen 
möchte, brauche ich im Wesentlichen zwei Dinge. 
Ich brauche erstens einen Markt für das Produkt. 

Der ist für E-Bikes definitiv vorhanden und zwei-
tens brauche ich einen Nutzen für den Käufer, das 
heißt, er muss etwas davon haben, einen Mehrwert. 
Ja, natürlich ist es bei dem Koalitions-Modell auch 
so, dass er einen Nutzen davon hat, er hat letztend-
lich das Fahrrad, aber alle anderen Vorteile bezie-
hungsweise Mehrwerte wie das Sparen von Sozial-
leistungen oder Steuerersparnisse gibt es bei dem 
Modell nicht. Ich glaube nicht, dass sich dieses Mo-
dell massenhaft durchsetzen wird, weil die Be-
schäftigten keinen Mehrwert davon haben. Das 
wird sich deswegen nicht durchsetzen, weil man 
sich mittlerweile bei der aktuellen Nullzins-Politik 
letztendlich für 0 Prozent Zinsen in jedem Fahrrad-
geschäft ein Fahrrad kaufen kann, deswegen 
macht es gar keinen Sinn. Die Allgemeinheit wird 
sich keine Fahrräder auf Kredit kaufen. Es mag 
zwar Leute geben, die das tun, aber ich glaube 
nicht, dass es die breite Masse sein wird, die wir 
erreichen wollen. 

Zum Abschluss: Grundsätzlich finden wir es als 
CDU-Fraktion gut, dass dieses Ziel aufgegriffen 
wird, wir glauben nur, dass das Modell der Koali-
tion nicht zielführend ist und daher auch nicht er-
folgreich sein wird. Deswegen werden wir uns bei 
dem Antrag enthalten. – Herzlichen Dank! 

(Beifall CDU) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat der Abgeordnete Arno Gottschalk das Wort. 

Abgeordneter Arno Gottschalk (SPD): Frau Präsi-
dentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich freue 
mich, dass wir diese Debatte über die Diensträder 
haben. Ein kleiner Wermutstropfen ist, dass uns die 
CDU-Fraktion mit einer Nasenspitze vorangegan-
gen ist, aber das bietet uns die Gelegenheit, genau 
zu erklären, warum wir es für falsch halten, es so zu 
machen, wie Sie es vorschlagen. 

In der Grundsache, das zu fördern, sind wir uns ei-
nig. Die klare Differenz besteht in der Art und 
Weise der Finanzierung, wie Sie sie vorschlagen. 
Herr Lübke hat es angedeutet, die CDU-Fraktion 
setzt im Kern auf ein Leasingmodell für Fahrräder. 
Bezahlt werden die dann in monatlichen Raten von 
den Arbeitnehmer*innen, wobei ein Teil ihres oder 
seines Gehaltes umgewandelt wird. Diese umge-
wandelten Beträge werden dann nicht besteuert 
und es fallen darauf keine Sozialabgaben an. Das, 
das hat Herr Lübke vorgestellt, klingt zunächst 
sehr gut! Wenn man sich das mit dem Umwand-
lungsmodell anschaut, muss man aber erstens sa-
gen, Herr Lübke, das ist bei uns gar nicht für alle 
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Beschäftigten des öffentlichen Dienstes möglich. In 
Ihrem Antrag stehen auch nur die Beamten und Be-
amtinnen und die Richter und Richterinnen. Inzwi-
schen ist es so, dass so etwas auch über den TVöD 
möglich wäre, aber die dem TV-L unterliegen, wer-
den bei Ihrem Modell erst einmal nicht berücksich-
tigt werden können. Das muss man dazusagen. 

Schauen wir uns das an: Der erste Förderaspekt be-
steht in der steuerlichen Ersparnis, die wirkt je 
nachdem, welches Einkommen man hat und was 
man an Steuern bezahlen muss. De facto schlagen 
Sie ein Modell vor, bei dem diejenigen, die gut ver-
dienen, eine Menge Förderung erhalten und dieje-
nigen, die noch nicht so gut verdienen, wenig oder 
vielleicht sogar, je nach Familienstand, gar nichts. 
Das ist ein Modell, das in der Privatwirtschaft ver-
breitet ist, Herr Meyer-Heder hat es im Wahlkampf 
schon vorgestellt. Wir halten so ein Modell der Un-
gleichbehandlung für uns, für unseren Ansatz, je-
denfalls nicht für den richtigen Weg. Das ist der 
Punkt eins. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Der Punkt zwei ist Ersparnis bei den Sozialbeiträ-
gen. Sie sparen zum einen Abgaben für die Kran-
kenkasse. Wenn man das für ein Fahrrad von 3 000 
Euro hochrechnet, sind das für die Krankenkasse 
und die Pflegeversicherung rund, lassen Sie uns sa-
gen 600, nein, nicht 600, in dem Bereich sind das 
ungefähr 540 bis 570 Euro, die bei diesem Förder-
modell wegfallen. Wer bezahlt das, Herr Lübke? 

(Zuruf Abgeordneter Heiko Strohmann [CDU]) 

Es geht zulasten der solidarischen Kranken- und 
Pflegeversicherung! Das ist das Modell, bei dem 
Sie das 

(Abgeordneter Thomas Röwekamp [CDU]: Wie 
jede andere Entgeltumwandlung auch!) 

in diesem Bereich berechnen, und das muss dann 
von anderen bezahlt werden. Ein solches Modell 
auf Kosten der Sozialkassen, auf Kosten der Kran-
kenkassen, und das auch noch in dieser Zeit, ist mit 
uns nicht zu machen! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Der zweite Teil, Herr Spahn ist in dem Bereich be-
sonders wunderbar: Bei den Rentenbeiträgen wird 
gespart. Der Punkt ist nur, Herr Lübke, das, was der 
Arbeitnehmer bei seinem Rentenbeitrag angeblich 

erspart, steckt er in sein Fahrrad, es fehlt ihm aber 
in seiner Rentenversicherung. 

(Zuruf Abgeordneter Marco Lübke [CDU]) 

Er spart erst einmal gar nichts, die Ersparnis liegt 
beim Arbeitgeber. Der zahlt nämlich seinen Bei-
tragsanteil auch nicht und der fehlt dem Arbeitneh-
mer. Das heißt, hier wird sogar eine Ersparnis, eine 
angebliche Ersparnis, zulasten des Arbeitnehmers 
für den Arbeitgeber finanziert. Das ist Ihr attrakti-
ves Modell und da sage ich Ihnen Herr Lübke, so 
eine Mogelpackung machen wir nicht mit! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE – 
Glocke) 

Im Ergebnis – –. Frau Präsidentin – –. 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Herr Gottschalk, 
erlauben Sie, Sie haben noch ein bisschen Zeit, ich 
habe auf Pause gedrückt, eine Zwischenfrage des 
Abgeordneten Hartmut Bodeit von der CDU-Frak-
tion? 

Abgeordneter Arno Gottschalk (SPD): Das kann er 
gleich machen. Wir haben zweimal fünf Minuten. 
Ich habe jetzt noch 38 Sekunden, Herr Bodeit, las-
sen Sie mich das fertigmachen und dann machen 
wir das in der zweiten Runde, ja? Dann habe ich 
mehr Zeit und wir machen das im Detail. 

Lassen Sie mich das zu Ende bringen: Dieses Mo-
dell der Umwandlung tragen wir nicht mit, wir 
schlagen ein anderes Modell vor. Das werden wir 
Ihnen gleich vorstellen, auch hinsichtlich der Fra-
gen, wo denn die Attraktivität liegen könnte. Je-
denfalls das, was Sie vorschlagen, liebe Kollegin-
nen und Kollegen von der CDU-Fraktion, mag in 
der Privatwirtschaft zur Förderung derjenigen, die 
es anbieten, die sich damit einen schönen Förder-
Anstrich geben, sich aber mit diesem Modell für 
sich selbst, bei einem Fahrrad von 3 000 Euro ge-
rechnet, einen Vorteil von rund 600 Euro besorgen 
– –. Das ist ein Fördermodell, bei dem steht nicht 
die Förderung des Umweltschutzes, nicht die För-
derung der Arbeitnehmerin oder des Arbeitneh-
mers im Vordergrund, sondern es steht die Förde-
rung des Arbeitgebers im Vordergrund. Das ist 
nicht das Modell, das wir unterstützen werden. – 
Danke! 

(Beifall SPD, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat der Abgeordnete Ingo Tebje das Wort. 
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Abgeordneter Ingo Tebje (DIE LINKE): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleg*innen! We-
nigstens in einem Punkt sind wir uns voraussicht-
lich bei diesem Thema einig. Die Förderung des 
Fahrradfahrens von Beschäftigten ist sowohl gut 
für die Umwelt als auch für die Gesundheit. Wer 
allerdings das Mittel der Entgeltumwandlung ins 
Feld führt, hat scheinbar vor allem das Wohl von 
Leasingdienstleistern und der eigenen Personal-
ausgaben im Sinn, während die Beschäftigten 
überwiegend das Nachsehen haben. – Das lehnen 
wir entschieden ab! 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 

Herr Lübke, Sie haben gerade gesagt, man muss 
schauen, was denn der Mehrwert ist. Sehr verehrte 
CDU-Kollegen, Sie weisen ja auf Baden-Württem-
berg und deren großartige beamtenrechtliche Re-
gelungen als solche hin. Ich habe mir jetzt einmal 
die Mühe gemacht und habe mir diese Ministeri-
umsvorlagen von Baden-Württemberg angeschaut, 
die auch ein Gutachten zu ihrem eigenen Modell 
haben erstellen lassen. 

(Abgeordneter Thomas Röwekamp [CDU]: Wer re-
giert da eigentlich?) 

Ich glaube, CDU und Bündnis 90/Die Grünen. 

(Abgeordneter Thomas Röwekamp [CDU]: Ich 
glaube, andersherum! Ja?) 

Ich fand es auch sehr bezeichnend, aber ich will ein 
paar Punkte herausstellen, was das eigene Gutach-
ten dazu im Grunde gesagt hat: Erstens, für Be-
amt*innen ist das Radleasing weniger attraktiv als 
für Tarifbeschäftigte und Beschäftigte der Privat-
wirtschaft. Erster Punkt des Gutachtens zu den fi-
nanziellen Vorteilen. Zweitens, der finanzielle Vor-
teil erhöht sich mit der steigenden Besoldungs-
gruppe. Ohne Versicherungs- und Wartungsver-
trag ist der Barkauf für alle Besoldungsgruppen 
günstiger als das Leasing mit der Gehaltsumwand-
lung. Dritter Punkt, einen Vorteil zwischen einem 
und maximal 20 Prozent nach Besoldungsgruppen 
gibt es nur, wenn der Dienstherr die Kosten für 
Versicherungs- und Wartungsverträge übernimmt. 
Vierter Punkt, der Verwaltungsaufwand, der durch 
den externen Dienstleister erledigt wird, die Kosten 
dafür zahlen die Beschäftigten mit ihren eigenen 
Raten. 

Wenn das nun die großartige Version schwarz-grü-
ner Politik ist, dann weiß ich es auch nicht. Wir ste-
hen dafür nicht zur Verfügung. 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 

Womit Sie Recht haben: Das Thema Fahrradleasing 
und Fahrradförderung ist bei den Kolleg*innen in 
allen Branchen, auch im öffentlichen Dienst, ext-
rem gefragt. Die Werbung Ihrer gepriesenen exter-
nen Anbieter lässt scheinbar alle glauben, sie wä-
ren die großen Gewinner. Aber gerade, und das hat 
der Kollege Arno Gottschalk gesagt, im Arbeitneh-
merbereich sieht der Gewinn erst höher aus, beim 
Blick auf die verlorene Rente wird das Gegenteil 
faktisch schnell klar. 

Alle Berechnungen die ich kenne, da können wir 
wirklich verschiedene anschauen, die fallen für 
normale Arbeitnehmer fast immer negativ aus. Hier 
sind nicht nur die Anbieter sondern vor allem die 
Arbeitgeberseite die enormen Gewinner des Mo-
dells. Sie sparen sich große Summen an Sozialver-
sicherungsabgaben und die Beschäftigten zahlen 
mit ihren gesunkenen Ansprüchen. 

Der Ansatz, Beschäftigte beim Fahrradkauf und E-
Bike-Kauf zu unterstützen, ist genau richtig. Wir 
wollen aber keine unterschiedlichen Regelungen 
für die unterschiedlichen Beschäftigtengruppen 
und wir wollen Regelungen, von denen die Be-
schäftigten tatsächlich auch profitieren. 

Deshalb fordern wir den Senat auf, ein entspre-
chendes Gehaltsvorschussprogramm zu schaffen. 
Das gilt dann für alle Beschäftigtengruppen und 
Einkommensklassen gleichermaßen. Darüber hin-
aus fordern wir den Senat auf, den Ausbau von 
Fahrradstellplätzen und einer flächendeckenden 
Ladeinfrastruktur für E-Bikes zu fördern. 

Wenn ich mir tariflich und klimapolitisch etwas für 
die Zukunft im öffentlichen Dienst wünschen 
würde, dann wäre es eine echte finanzielle Bezu-
schussung der Beschäftigten bei Nutzung des 
ÖPNV oder des Rades auf dem Weg zur Arbeit. Da-
für würden wir auch zur Verfügung stehen. – Ich 
danke für die Aufmerksamkeit! 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Thore Schäck. 

Abgeordneter Thore Schäck (FDP): Frau Präsiden-
tin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Nachdem die 
Kollegen Gottschalk und Tebje versucht haben, ein 
bisschen Emotionalität und Entrüstung in die De-
batte hineinzubringen, was leidlich geglückt ist, 
würde ich vorschlagen, 
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(Zuruf Abgeordneter Thomas Röwekamp [CDU]) 

dass wir wieder auf den Grund der sachlichen De-
batte zurückkehren. 

(Abgeordneter Mustafa Güngör [SPD]: Das war ja 
nicht unsachlich. Fundiert, nicht unsachlich!) 

Wir reden hier über das Thema Mobilität, Mobilität 
ist heute eine Grundvoraussetzung für viele Men-
schen. Deswegen ist es richtig, dass Arbeitgeber, 
egal ob aus der Privatwirtschaft oder aus dem öf-
fentlichen Dienst, ihren Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern bei dem Thema Mobilität unter die Arme 
greifen. Gerade in den heutigen Zeiten, wo die 
Wege auch länger werden, wo die Welt schneller 
wird, ist Mobilität ein zentraler Faktor und deswe-
gen ist es gut, dass Arbeitgeber hier unterstützen 
wollen. 

Es ist im Übrigen auch gut, das möchte ich ganz 
deutlich sagen, dass hier gerade einmal nicht ver-
sucht wird wieder irgendetwas vorzuschreiben, 
sondern dass hier gesehen wurde, dass es einen 
Angebotsmangel, eine Lücke im Angebot gibt. 
Diese Lücke zu füllen und Dinge attraktiv zu ma-
chen, das, liebe Kolleginnen und Kollegen, trägt 
auch zur Verkehrswende und zu einer Änderung in 
der Verkehrsnutzung bei, und zwar zu einer frei-
willigen Änderung der Verkehrsnutzung, liebe 
Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall FDP) 

Das Thema Dienstautos, Dienstwagen ist ja schon 
seit Jahrzehnten bekannt, das ist nicht neu, die 
Vorteile sind bekannt. Es ist beileibe nicht so, dass 
das für Arbeitnehmer nur Nachteile hat, Herr Gott-
schalk – gerade beim Thema Dienstwagen, wenn 
der Arbeitgeber das Auto anschafft und damit ja 
auch zunächst für 30 000 oder 40 000 Euro in Vor-
leistung geht, wenn der Arbeitgeber das Tanken 
bezahlt, gerade auch bei Privatfahrten, die Repara-
turen übernimmt, die Versicherung und so weiter, 
dann hat das durchaus Vorteile für den Arbeitneh-
mer. 

(Abgeordneter Arno Gottschalk [SPD]: Das ist nicht 
Gegenstand dieses Antrags, Herr Schäck!) 

Nun ist es aber so, dass wir hier nicht über Dienst-
wägen reden, sondern über Dienstfahrräder. Das 
ist etwas, was in – übrigens, meine Redezeit läuft 
nicht – –. 

(Unruhe) 

Ja, jetzt können Sie einmal im Kopf ausrechnen, 
wie lange noch. 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Wir haben das 
hier aufgeschrieben. 

Abgeordneter Thore Schäck (FDP): Ach, schade! 
Ja, gut. 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Entschuldigen 
Sie! Drei Minuten. Wir haben alles im Blick. 

(Abgeordneter Björn Fecker [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Dr. Magnus Buhlert hat Sie in Bedrängnis ge-
bracht!) 

Abgeordneter Thore Schäck (FDP): Herr Parteiko-
llege, darüber sprechen wir später noch einmal. 

Jetzt reden wir hier aber über Dienstfahrräder. Das 
ist etwas, das in Start-ups ja durchaus schon seit ei-
nigen Jahren genutzt wird, auch im Mittelstand. 
Mittlerweile wird das auch in größeren Unterneh-
men immer mehr angeboten. Das ist natürlich nicht 
für alle Mitarbeiter interessant, nicht für alle Ange-
stellten interessant, gerade für Menschen, die wei-
ter weg wohnen und die vielleicht nicht jeden Tag 
längere Strecken mit dem Fahrrad fahren wollen o-
der können, aber es gibt gerade in einem Zweistäd-
testaat wie Bremen durchaus viele Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer, für die dieses Modell in-
teressant ist. 

Deswegen, um das einmal zusammenzufassen, ist 
es grundsätzlich richtig, ein Angebot zu schaffen 
und zu sagen, zusätzlich zu dem, was es schon gibt, 
möchten wir hier ein weiteres Angebot schaffen. So 
kann jede Arbeitnehmerin, jeder Arbeitnehmer für 
sich das passende Angebot auswählen. Auch das 
ist ein passender Schritt zur Verkehrswende, den 
wir durchaus unterstützen, liebe Kolleginnen und 
Kollegen. 

(Beifall FDP) 

Inhaltlich haben Sie unsere 150-prozentige Unter-
stützung. 

Jetzt ist es allerdings so, und das hat Herr Gott-
schalk in seiner Rede schon herausgearbeitet, dass 
der Antrag der Fraktion der CDU einige formelle 
Herausforderungen hat. Das ist sehr schade, weil 
solche an sich gutgemeinten Themen oft an formel-
len Herausforderungen scheitern. Das Thema 
Dienstfahrräder ist im öffentlichen Dienst gar nicht 
so ohne weiteres und insbesondere nicht für alle 
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Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer so umsetz-
bar. Deswegen haben Sie auch mit Verweis auf 
Berlin einen Alternativvorschlag eingereicht – si-
cherlich auch, um sich das Thema Fahrrad nicht 
von der CDU wegnehmen zu lassen. 

Ihr Ansatz ist ja ein ganz anderer. Sie sagen, wir 
wollen kein Dienstfahrrad schaffen, sondern das 
Ganze über einen Gehaltsvorschuss lösen. Das ist 
ja dann kein Dienstfahrrad mehr, weil sich der Ar-
beitnehmer, die Arbeitnehmerin das Fahrrad selbst 
kauft. Da hat der Kollege Lübcke von der CDU 
schon deutlich gesagt, dass das an Attraktivität na-
türlich verliert, gerade in den heutigen Zeiten, wo 
man sich selbst am Markt fast zu Nullzinsen einen 
Kredit aufnehmen kann. Das, wo fast jeder Fahr-
radladen so etwas anbietet, ist natürlich die Frage, 
wo dann die Attraktivität eigentlich noch von die-
sem Angebot ist. Man könnte natürlich sagen, in 
Ordnung, vielleicht spart der Arbeitnehmer, spart 
die Arbeitnehmerin noch ein paar Cent Zinsen im 
Monat, aber zinsfreie Arbeitgebergehaltsvor-
schüsse sind ja auch nur bis zu einer gewissen 
Höhe überhaupt möglich und das wird bei einem 
vernünftigen E-Bike relativ schnell überschritten. 

So wichtig und so sinnvoll dieses Thema auch ist 
und wir das wirklich zu 150 Prozent inhaltlich un-
terstützen, sehen wir einfach schlichtweg bei bei-
den Anträgen, dass aktuell der eine Antrag so nicht 
ohne weiteres umsetzbar ist und der andere Antrag 
einfach schlichtweg in der Umsetzung nicht attrak-
tiv genug ist. Deswegen werden wir uns bei beiden 
Anträgen heute enthalten, möchten aber auffor-
dern und auch gern dabei unterstützen, noch ein-
mal einen Alternativantrag zu erarbeiten, der dann 
auch in der Praxis praxistauglich umgesetzt wer-
den kann. – Vielen Dank! 

(Beifall FDP) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Björn Fecker. 

Abgeordneter Björn Fecker (Bündnis 90/Die Grü-
nen): Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Ich stelle fest, liebe 
Frau Präsidentin, bei mir läuft die Uhr; das nehme 
ich jetzt nicht persönlich. Also wir sind eigentlich in 
der Zielsetzung – das ist jetzt, glaube ich, in dieser 
Debatte sehr deutlich geworden – bei der Frage der 
Unterstützung der Beschäftigten bei der Anschaf-
fung von Elektro-Bikes. Das ist erst einmal, finde 
ich, ein wichtiger Punkt, weil ich glaube, dieses 
Haus hätte noch vor ein paar Jahren eine andere 

Diskussion geführt. Das ist als erstes festzuhalten. 
Es ist also ein gutes und wichtiges Signal. 

Es ist darüber hinaus ein Hinweis an den Senat, 
sehr geehrte Frau Staatsrätin Krebs, dieses Thema 
jetzt auch mit dem nötigen Nachdruck noch mehr, 
noch stärker zu forcieren, weil tatsächlich die 
Nachfrage steigt, das bekommen wir auf unter-
schiedlichen Ebenen immer wieder mit, Sie wahr-
scheinlich auch in Ihrem Haus. Es sind analog Lö-
sungen zu finden, wie es in der Privatwirtschaft be-
reits möglich ist. Nun ist das bei E-Bikes ja so eine 
Sache, die sind nicht ganz so günstig und wenn 
man dann auch noch einmal ein Modell nimmt, was 
vielleicht auch noch ein bisschen stabiler und lang-
lebiger unter dem Nachhaltigkeitsaspekt sein soll, 
dann ist man schon bei Summen, die man als „nor-
male“ Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer viel-
leicht auch gar nicht so aus der Portokasse zahlen 
kann. Deswegen ist der Ansatz zu sagen, wir geben 
Unterstützung, wir stellen diese finanzierenden 
Möglichkeiten zur Verfügung, glaube ich, richtig, 
weil man dann nämlich entsprechend das abzahlen 
kann. Es ist nicht so, dass man einfach so, sagen wir 
einmal, Kredite überall und dauerhaft bekommt, 
sondern natürlich ist da auch wieder die persönli-
che Lage eine entscheidende und deswegen ist der 
von der Koalition vorgeschlagene Weg der deutlich 
sinnvollere. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Es ist allerdings auch, finde ich, ein gutes Zeichen, 
dass aus dem öffentlichen Dienst die Nachfrage 
kommt, weil das nämlich auch noch einmal der Be-
leg dafür ist, dass das Thema Verkehrswende, dass 
das Erreichen der Klimaziele eins ist, was auch von 
den Beschäftigten des öffentlichen Dienstes mit 
großer Verve mitgetragen wird, auch das ist wich-
tig, das an dieser Stelle noch einmal festzuhalten. 
Wir sind uns also im Ziel einig, streiten jetzt aber 
noch mehr oder minder um den Weg, und da habe 
ich in der Vorbereitung auf diese Debatte gelernt, 
dass das eine etwas komplexere Gemengelage ist 
als es sich vielleicht für die Privatwirtschaft dar-
stellt. Ich glaube, dass Frau Staatsrätin Krebs da 
gleich noch einmal auf die Details eingehen wird. 
Und ich glaube, dass der Koalitionsantrag bestens 
dazu geeignet ist, die Fallstricke, die es gibt im Be-
reich des öffentlichen Dienstes, auszuräumen und 
nicht über sie zu stürzen, genau wie es richtig ist, 
dass man Modelle aus der Privatwirtschaft nicht 
einfach eins zu eins übernehmen kann. 

Und weil jetzt hier Baden-Württemberg häufiger 
genannt worden ist, ich bin ja ein großer Freund 
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des Föderalismus – es ist tatsächlich so, dass es Re-
gelungen gibt in Ländern, die man vor Ort in ande-
ren Bundesländern sinnvoller oder weniger sinn-
voll findet, weil sie nämlich aus der jeweiligen Per-
spektive der jeweiligen Situation beurteilt werden 
müssen. Und deswegen ist nicht alles, was in Frei-
burg sinnvoll ist, vielleicht in Flensburg sinnvoll. 
Ich glaube, dabei sollten wir es auch belassen, wir 
werden dem Koalitionsantrag selbstverständlich 
zustimmen. Den Antrag der CDU lehnen wir ab. 
Der Kollege Gottschalk und der Kollege Tebje ha-
ben schon auf die Fallstricke hingewiesen. – Herz-
lichen Dank für die Aufmerksamkeit! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat der Abgeordnete Marco Lübke das Wort. 

Abgeordneter Marco Lübke (CDU): Frau Präsiden-
tin, meine sehr verehrten Damen und Herren! Las-
sen Sie mich noch ein paar Anmerkungen machen 
zu dieser Debatte. Herr Gottschalk, natürlich ist es 
so, dass obere Gehaltsstufen mehr Steuern sparen 
können als untere Gehaltsstufen. Das ist natürlich 
auch ein Nachteil, wenn weniger Rentenversiche-
rungsbeiträge gezahlt werden. Das ist auch völlig 
klar. Das habe ich auch nicht abgestritten. Das liegt 
aber auch ein bisschen in der Natur der Sache. Und 
dass dadurch die Rentenkassen – ich will es einmal 
ein bisschen überspitzt formulieren – geplündert 
werden, mit Verlaub, das ist wirklich Unsinn, was 
Sie hier vorbringen. 

(Beifall CDU) 

Also, wenn Sie sich das einmal genau durchrech-
nen: Klar, geht es da um Geld, aber dass es ein Rie-
senproblem darstellen würde, ist nicht der Fall. Das 
Argument übrigens zu größeren Steuerersparnis-
sen für höhere Einkommensklassen und geringere 
Beiträge zu den Sozialversicherungen, lässt sich 
übrigens genauso auf die Entgeltumwandlung für 
die betriebliche Altersversorgung umlegen, die Sie 
übrigens einmal eingeführt haben. Das ist im Prin-
zip genau das gleiche. 

Und dann folgend das Argument einer effizienten 
Hilfe zur Sicherung des Lebensstandards im Alter, 
so will ich es einmal nennen. Auch beim vergüns-
tigten Leasing eines E-Bikes lässt sich das genauso 
einbringen, weil der Arbeitnehmer Geld spart, weil 
er das E-Bike natürlich günstiger bekommt. Und 
dieses Geld kann er zum Beispiel für eine bessere 
Ausbildung einsetzen, für eine private Altersvor-
sorge, für die Vorsorge der Kinder und so weiter. 

Also insofern muss man es ein bisschen geraderü-
cken, glaube ich. Und was ich noch einmal ganz 
deutlich sagen möchte: Es ist eine Wahloption. Es 
wird hier niemandem etwas vorgeschrieben, nie-
mand wird gezwungen. Es eine Option, die ange-
boten wird und es geht hier meines Erachtens für 
die CDU-Fraktion um Eigenverantwortung und 
Selbstverantwortung. Ich glaube schon, dass wir da 
als CDU-Fraktion ein anderes Menschenbild haben 
als Sie. 

(Beifall CDU) 

Und an den Kollegen Schäck noch einmal: Ja, es ist 
richtig, das umzusetzen ist nicht einfach, das habe 
ich auch nicht behauptet. Es ist aber möglich. Bei 
den Beamten ist es halt so, es müsste eine Ände-
rung des Besoldungsrechtes eingeführt werden. 
Das ist in Baden-Württemberg auch passiert. Und 
Herr Gottschalk: Ja, es gilt nicht für alle. Das habe 
ich auch nie abgestritten. Es kann nur für Beamte 
gemacht werden und für die Tarifbeschäftigten in 
den Kommunen. Es wäre aber kein Grund zu sa-
gen, das machen wir erst einmal nicht. Lasst uns 
doch erst einmal diesen Punkt machen und als Ziel-
setzung haben, dass es für alle eingeführt wird. Das 
vielleicht noch einmal dazu. 

Wir schlagen ein Modell vor, meine Damen und 
Herren. Und dieses Modell hat wie jedes Modell 
Vor- und Nachteile. Es ist aber, finde ich, eine ein-
fachere und schnellere Lösung, ein guter umsetz-
barer Anfang, der eine Umstellung auf klima-
freundlichere Verkehrsmittel effektiv fördert. Und 
ich finde, es ist auch ganz wichtig, dass der öffent-
liche Dienst für die Beschäftigten attraktiver wird. 

Und lassen Sie mich noch einen Satz zu Ihrem An-
trag sagen. Ich weiß nicht, wer es war, die Koalition 
hat dem Kollegen Michalik in der letzten Sitzung 
im Dezember vorgeworfen, dass er einen unwirk-
samen Antrag vorgelegt hat. Meine Damen und 
Herren, das, was Sie als Koalition hier vorlegen, ist 
ein wirklicher Alibi-Antrag, der am Ende des Tages 
zu keinem Ergebnis führen wird. 

(Beifall CDU) 

Man kann ja einmal sagen, das ist zu teuer oder zu 
ungerecht; dafür habe ich ja noch Verständnis. Das 
ist letzten Endes auch eine Frage der politischen 
Schwerpunktsetzung. Irgendwann muss man sich 
aber entscheiden, wenn man sich die Umweltas-
pekte einmal anschaut. Man muss sich irgendwann 
einmal entscheiden: Ist es ökologisch oder ökono-
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misch vertretbar? Und da sagen wir: Ja, es ist ver-
tretbar. Und wenn ich zum Thema Energiewende 
komme: Ja, die Energiewende kostet Geld. Aber 
hier so einen zahnlosen Tiger zu präsentieren, ist 
doch wirklich entlarvend, was Sie für einen An-
spruch an dieses Thema haben. Das muss ich ganz 
ehrlich sagen. 

Wenn Sie ein solches Projekt, das relativ wenig 
Geld kostet, schon schlechtreden und kleinreden, 
meine Damen und Herren, dann haben Sie wirklich 
den Klimawandel und die Verkehrswende nicht 
ernst genommen. – Herzlichen Dank! 

(Beifall CDU) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat der Abgeordnete Arno Gottschalk das Wort. 

Abgeordneter Arno Gottschalk (SPD): Frau Präsi-
dentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Lassen Sie 
uns noch ein bisschen über die Vorteile sprechen 
der beiden Modelle. Herr Lübke, Sie haben ein-
gangs gesagt, dass eine Reihe von Beschäftigten 
des öffentlichen Dienstes auf Sie zugekommen ist 
und gesagt hat: Mensch, es wäre doch auch eine 
großartige Sache, wenn wir das, was andernorts, 
wie es in Baden-Württemberg gemacht wird, hier 
auch hätten. Die gleiche Erfahrung habe ich ge-
macht, als Ihr Vorsitzender, Parteivorsitzender da-
mals noch nicht, aber Kanzlerkandidat – –. 

(Zuruf CDU: Haben wir auch!) 

Kanzler haben Sie auch, Herr Meyer-Heder. 

(Heiterkeit CDU – Abgeordneter Thomas Röwe-
kamp [CDU]: Das Amt heißt übrigens Bürgermeis-
ter!) 

Herr Röwekamp, es ist immer gut, wenn man einen 
dabeihat, der in der ersten Reihe sitzt und alles 
weiß. 

(Abgeordneter Thomas Röwekamp [CDU]: Daran 
mangelt es ja bei Ihnen zurzeit.) 

Das ist sehr schön, aber lassen Sie mich jetzt das 
sagen, was ich sagen wollte. Es ist auch an mich 
damals herangetragen worden, warum macht ihr 
das denn nicht, was der da vorschlägt? Und mit 
denjenigen, die es gemacht haben, mit denen habe 
ich mich unterhalten und habe sie darüber aufge-
klärt, und dann haben sie gesagt: Aha, so geht das. 
Und dann haben sich die meisten gesagt: Na ja, 
aber wenn es auch geschummelt ist, wie die das 

vorschlagen, einen Vorteil hat das ja: Ich muss 
nicht auf einen Schlag 3 000 oder 4 000 Euro auf 
den Tisch legen. Und genau das ist der Punkt, den 
wir ja mit aufgreifen, nämlich ein Modell, das für 
jede und jeden im öffentlichen Dienst auf diesem 
Weg dazu führt, dass wir individuell auch einstel-
len können, das eine monatliche Belastung dabei 
herauskommt, die getragen werden kann und die 
den Vorteil hat, dass sie für die Betreffenden zinslos 
ist. 

(Beifall SPD) 

Und dann möchte ich Ihnen eine zweite Sache dazu 
sagen: Bei den Modellen, nur, dass Sie das einmal 
mit in den Alltag nehmen können – wenn das über 
Arbeitgeber läuft, manchmal stecken die Kosten, 
die Mehrkosten eines solchen Projektes schlicht 
und einfach im Preis des Fahrrads, das von den hie-
sigen spezialisierten Anbietern angeboten wird. 
Und das werden wir hier nicht machen, denn es 
wird natürlich auch eine Unterstützung geben, was 
hier im Bereich Fahrräder ausgesucht und angebo-
ten werden kann, die hier nicht versteckte Preise 
mit darin haben. Das ist der zweite Punkt. 

(Beifall SPD) 

Und, Herr Lübke, lassen Sie mich eins sagen, Sie 
haben gesagt: Na ja, dieses Modell mit den Kran-
kenkassen – damit machen wir doch unsere Kran-
kenkassen nicht kaputt. 

(Abgeordneter Marco Lübke [CDU]: 1,70 Euro!) 

Nein, wenn wir das hier von Bremen allein machen, 
merkt man das nicht. Aber es gab einmal einen – 
jetzt mache ich auch einmal den Schlauen wie Herr 
Röwekamp – deutschen Philosophen, Immanuel 
Kant, und der hat gesagt: Wenn du darüber nach-
denkst, ob deine Idee richtig ist, dann prüfe sie 
doch einmal darauf, ob du sie allen empfehlen 
kannst und ob sie dann noch funktioniert. Und 
dann überlegen wir uns doch einmal, was das be-
deuten würde, wenn auf diese Weise die Gehälter 
von einer Million Arbeitnehmern 

(Abgeordneter Thomas Röwekamp [CDU]: Oder 
die ganze Welt!) 

oder zehn Millionen Arbeitnehmern umgewandelt 
würden und damit den Krankenkassen – Herr Rö-
wekamp, hören Sie doch einfach einmal zu – 
5,4 Milliarden Euro entgehen würden. 
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(Abgeordneter Thomas Röwekamp [CDU]: Oder 
das Universum! Stellen Sie sich einmal vor, das 
ganze Universum würde eine solche Regelung ma-
chen.) 

Ich spreche von der Krankenkasse, hören Sie doch 
einmal zu, das sind 15 Prozent plus dann die Pfle-
geversicherung, da sind wir bei 18 bis 19 Prozent, 
bei einem Fahrrad von 3 000 Euro sind wir bei 
570 Euro, die zulasten der Sozialkassen gehen, und 
jetzt nehmen Sie das einmal mit einer beliebigen 
Zahl, um darauf zu kommen, was es ist. Wenn Sie 
1,70 Euro sagen, dann würde ich vermuten, dass 
Sie das eigene Modell nicht richtig verstanden ha-
ben, was da die Kosten sind und wo sie hingelegt 
werden. 

(Beifall SPD – Glocke) 

Lange Rede, kurzer Sinn. Ich hatte zugesagt, noch 
den Kollegen Herrn Bodeit anzuhören, das mache 
ich auch gern. 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Herr Gottschalk, 
Sie müssen schon abwarten, bis ich Sie frage. – Er-
lauben Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Hartmut Bodeit? 

Abgeordneter Arno Gottschalk (SPD): Frau Präsi-
dentin, ja, die erlaube ich! 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Herr Bodeit, Sie 
haben das Wort! 

Abgeordneter Hartmut Bodeit (CDU): Vielen 
Dank, dass ich eine Zwischenfrage stellen darf. Es 
ging ja in dem ersten Redebeitrag schon auch um 
die Rentenbeiträge und darum, dass die sozialver-
sicherungsfreie Entgeltumwandlung bei den Fahr-
rädern in unserem Vorschlag da nicht bei wäre. Das 
hatten Sie bemängelt, aber da möchte ich Sie fra-
gen: Wie sehen Sie denn die sozialversicherungs-
freie Entgeltumwandlung bei den betrieblichen Al-
tersrenten, denn das hat ja die Fraktion der SPD 
eingeführt? Das macht viel, viel mehr aus, denn das 
haben wir über ganz Deutschland verteilt, ich spre-
che jetzt einmal die Riester-Rente an, und ich 
denke, da sollten Sie im Vergleich zu dem heutigen 
Tagesordnungspunkt gleich auch erkennen, viel-
leicht haben Sie es gerechnet, wenn man bei 2 000 
Euro – –. 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Herr Bodeit, Sie 
haben – –. 

Abgeordneter Hartmut Bodeit (CDU): Ja, da 
kommt noch eine Frage hinzu. Ich muss es eben 
bitte ausführen. Die Rentenersparnis liegt da bei 
1,70 Euro, ich glaube, das ist doch nicht ernsthaft 
gemeint, uns das vorzuwerfen? 

Abgeordneter Arno Gottschalk (SPD): Herr Bodeit, 
ich würde es gern auf den Kern bringen, weil auch 
Herr Lübke das angebracht hat. Zur Frage der be-
trieblichen Gehaltsumwandlungen, ob ich da nicht 
sagen würde, das sei viel schlimmer. Herr Bodeit, 
das ist so: Als das eingeführt wurde, war ich im We-
sentlichen tätig in der Verbraucherzentrale Bre-
men. Und wir standen vor der Frage, denjenigen, 
die sich erkundigt haben, wie sie am besten ihre 
Altersvorsorge zu machen haben, zu erklären, ob 
das eine bessere Lösung ist, wenn sie auch die So-
zialbeiträge ersparen gegenüber der Riester-Rente. 
Unsere Grundaussage war immer: Es ist eine Mo-
gelpackung, wenn Sie glauben, Sie ersparen Sozi-
alabgaben, und wir haben denjenigen, die sich be-
raten lassen haben, immer, nachdem wir uns auch 
angeschaut haben, ob der Arbeitgeber etwas dazu 
gibt in dem Bereich, im Grunde immer davon ab-
geraten, weil wir dieses Modell für falsch halten. 
Und ich habe in meiner gesamten Zeit, die ich dort 
verbracht habe, mich politisch und verbraucherpo-
litisch dafür eingesetzt, dass diese Befreiung der 
Sozialabgaben politisch wieder zurückgenommen 
wird, weil ich sie für eine Mogelpackung halte und 
das bis heute tue. – Dankeschön! 

(Beifall SPD – Abgeordneter Thomas Röwekamp 
[CDU]: Das ist die Auffassung der SPD Fraktion?) 

Das ist meine Auffassung, Herr Röwekamp! 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Ingo Tebje. 

(Abgeordneter Thomas Röwekamp [CDU]: Riester-
Rente abschaffen! Die SPD will die Riester-Rente 
abschaffen! – Abgeordneter Arno Gottschalk 
[SPD]: Herr Röwekamp, Sie haben nicht richtig zu-
gehört! Sie reden so vor sich hin. Davon habe ich 
doch gar nicht gesprochen!) 

Abgeordneter Ingo Tebje (DIE LINKE): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleg*innen! Entgel-
tumwandlungen und Riester-Rente, den Unter-
schied erkläre ich Ihnen auch gern noch einmal. 
Wir hatten ja gestern schon das Thema, Herr Röwe-
kamp, und auch die Frage, was die Alltagstauglich-
keit angeht von gewissen Entscheidungen. Da 
würde ich auch gern gleich hinterher ansetzen. 
Herr Schäck, vielleicht haben Sie es auch nicht 
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richtig verstanden, vorhin, was ich gesagt habe. 
Die vier Punkte, die vier Kritikpunkte, die ich auf-
gelistet habe, beziehungsweise das, was ich darge-
stellt habe, stammt wörtlich aus einem Gutachten 
der Beratungsfirma PricewaterhouseCoopers 
GmbH, PBC. 

(Abgeordneter Dr. Thomas vom Bruch [CDU]: Fah-
ren die auch Fahrrad?) 

Ich sage einmal, ich kenne die auch schon länger, 
ich habe die noch nie am linken Rand in ihrer Be-
ratungsideologie gesehen. Die haben diese vier 
Punkte herausgearbeitet in der Bewertung der Ba-
den-Württembergischen Systematik, und das sagt 
doch eigentlich alles aus über die Qualität und das, 
was es wirklich mehr wert ist. Es ist halt eben nicht 
mehr wert. 

Und Herr Schäck, wenn man am Schluss, ich sage 
einmal, da kommen wir zu dieser Alltagstauglich-
keit von Berechnungen – –. Wenn ich einen Vertrag 
abschließe, dann schaue ich: Was bringt das auf der 
einen Seite wem und welchen Beschäftigtengrup-
pen, und dann sehe ich mir auf der anderen Seite 
an: Was kostet das und was bringt das an Einbu-
ßen? Und dann mache ich einen Strich darunter 
und dann weiß ich, rechnet sich das am Ende oder 
rechnet sich das nicht. Und das haben die halt ge-
macht und haben festgestellt: In diesen Regelfällen 
rechnet es sich nicht. Und dann kann ich doch nicht 
davon ausgehen, dass das jetzt das attraktive Mo-
dell ist für die Beschäftigten. Und Herr Lübke, und 
das erstaunt mich auch schon ein bisschen, dass 
Sie, ich sage einmal als der Kämpfer gerade für das 
kleine Beamtentum, hier mit einem Modell um die 
Ecke kommen, bei dem vielleicht auch die letzte 
Rednerin des heutigen Tages, nämlich Frau Krebs, 
für sich reell noch davon profitieren könnte als 
Staatsrätin, weil Sie die Spitzenverdienerin ist. 

(Abgeordneter Marco Lübke [CDU]: Das ist doch 
Unsinn!) 

Das sei ihr auch gegönnt. Ich bin jetzt gar nicht so 
neidvoll, aber ich sage einmal, was soll es denn – –
. Ich glaube aber auch, dass unsere Kollegin Staats-
rätin auch in der Lage ist, auf andere Weise zum 
günstigen E-Bike zu kommen, anstatt das über Ent-
geltumwandlungen über die beamtenrechtliche 
Regelung zu machen. 

(Zuruf Abgeordneter Marco Lübke [CDU]) 

Und dann will ich noch einmal etwas zum Thema 
Bürokratie und Aufwand und Ähnlichem sagen. Ich 

habe mir das einmal angesehen in der Tabelle, wel-
che Vertragsverhältnisse hier aufgebaut werden, 
um solch eine Systematik zu machen. Wenn das 
sozusagen die neue Herangehensweise der CDU 
ist, irgendwie Bürokratie abzubauen, solche Mo-
delle aufzusetzen, mit diesen Leasingverträgen, 
mit den Querverbindungen, wie die entsprechend 
vertragsrechtlich abgesichert werden müssen und 
dann letzten Endes auch umgesetzt werden müs-
sen, dann sage ich nur: Da ist unser Modell besser, 
in dem wir Beschäftigten Geld in die Hand geben, 
wenn Sie das wollen, dass sie zu ihrem Händler o-
der Vertragshändler ihres Vertrauens gehen und 
sagen können: Ich zahle das bar, kann es zinsfrei 
abbezahlen über meinen Arbeitgeber, was machen 
Sie für einen guten Preis? 

(Zuruf Abgeordneter Marco Lübke [CDU]) 

Das sage ich Ihnen, da wird jede Berechnung deut-
lich günstiger für die Kolleginnen und Kollegen als 
bei Ihrem seltsamen Entgeltumwandlungsmodell. 
Und ich will noch einmal gern das Thema aufneh-
men, das wir gerade hatten, nämlich die Frage der 
Rente. Und ich sehe dahinten auch noch Herrn Za-
ger. Herr Zager und ich hatten einmal eine interes-
sante Veranstaltung mit dem Herausgeber von 
„Öko-Test“ zum Thema Entgeltumwandlung. Und 
ich sage Ihnen, der hat alle Versicherungsfirmen 
zur Entgeltumwandlung dargestellt und vor allem 
eine in Bremerhaven, die das für die Beschäftigten 
angeboten hat, und da detailgetreu nachgerechnet, 
was für eine Mogelpackung diese Modelle letzten 
Endes für die Arbeitnehmer sind, und deswegen 
lehnen wir das Modell auch grundsätzlich ab. – Ich 
danke für die Aufmerksamkeit! 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Thore Schäck. 

Abgeordneter Thore Schäck (FDP): Frau Präsiden-
tin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir haben 
jetzt sehr viel gehört. Ich muss aber sagen, dass ich 
den Ausführungen an einigen Stellen inhaltlich 
nicht in der Form folgen konnte, dass sie für mich 
einfach schlichtweg keinen Sinn ergeben haben in 
der Begründung. Und Herr Tebje, ich habe ge-
dacht, jetzt bringen Sie mir noch etwas bei, ich 
kann endlich einmal etwas von einem Abgeordne-
ten der Fraktion DIE LINKE lernen, aber ich habe 
ehrlich gesagt nur mitgenommen, ich kenne PBC 
und ich habe nicht verstanden, was Ihre Argumen-
tation in meine Richtung an dieser Stelle eigentlich 
war. 
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(Beifall FDP) 

Und Herr Gottschalk, ich muss ehrlich sagen, Sie 
haben bereits in Ihrer ersten Rede –und das hat 
Herr Tebje eben auch noch einmal gemacht – das 
so dargestellt, als wenn Arbeitgeber sich mit dem 
Modell einer Entgeltumwandlung eines Dienst-
fahrrades die Taschen vollmachen. Dass sie das nur 
dafür anbieten, um ein paar Sozialbeiträge zu spa-
ren. Ich selbst bin seit über zehn Jahren im Perso-
nalmanagement tätig – ja, man spart als Arbeitge-
ber ein paar Sozialversicherungsbeiträge, 

(Zuruf Abgeordneter Arno Gottschalk [SPD]) 

ich kann Ihnen aber auch sagen, dass die Verwal-
tung von all diesen Dingen so viel Arbeit kostet, 
dass man am Ende als Arbeitgeber allein dafür, 
dass man neue Stellen schaffen muss, mehr ein-
zahlt oder mehr zahlt als man eingespart hat, und 
von daher kann ich Ihnen sagen als Mensch aus der 
Wirtschaftspraxis, aus der Unternehmenspraxis: 
Lassen Sie sich doch auch einmal etwas beibringen 
von Menschen, die eine Welt kennengelernt ha-
ben, die Sie bisher noch nicht kennengelernt ha-
ben, 

(Zurufe SPD) 

und ich kann Ihnen deutlich sagen, dass die Unter-
nehmenswelt dort deutlich anders ist als Sie sich 
das vorstellen. Machen Sie gern einmal einen klei-
nen Ausflug in die Unternehmerwelt, dann werden 
Sie das auch feststellen. Und ich wehre mich, ehr-
lich gesagt, dagegen, dass Arbeitgeber, die etwas 
für Ihre Mitarbeiter tun, die diese Modelle anbie-
ten, die Steuern zahlen und Arbeitsplätze schaffen, 
hier auf dieser Art und Weise dargestellt werden, 
dagegen verwehre ich mich mit aller Vehemenz, 
liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall FDP, CDU) 

Und letztendlich, um das jetzt einmal abzuschlie-
ßen: Bei der ideologischen Debatte, die Sie aufge-
macht haben, geht es am Ende doch um die Frage: 
Wollen wir den Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern hier etwas anbieten? Wollen wir Ihnen et-
was zugutekommen lassen? Und dann muss ich 
ehrlich sagen, so wichtig und so sinnvoll das Thema 
auch ist, haben wir zwei Anträge – einer von bei-
den ist mir deutlich sympathischer, das muss ich 
auch sagen –, der eine ist leider schlichtweg so in 
der Form nicht umsetzbar, und ich habe die große 
Befürchtung, dass er sich irgendwo in den Regula-
rien verrennt und nie zur praktischen Umsetzung 

kommt. Und der andere, und das ist der Antrag der 
Koalition, ist schlichtweg nicht attraktiv und ich 
glaube nicht, dass wir damit ein Angebot schaffen, 
das von den Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern angenommen wird, und deswegen bringen 
wir leider mit diesen beiden Anträgen das Thema 
nicht voran, und deswegen werden wir auch nach 
dieser Debatte als Fraktion der FDP bei unserer 
Enthaltung bleiben. – Vielen Dank! 

(Beifall FDP) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner das Wort der Abgeordnete Ingo Tebje für eine 
Kurzintervention. 

Abgeordneter Ingo Tebje (DIE LINKE): Ich habe 
doch glatt in meiner Rede bezüglich des Beschlus-
ses vergessen, zu Punkt vier zu erwähnen, dass wir 
als Koalition da eine Änderung noch einfügen müs-
sen, weil wir natürlich das Jahr ändern müssen, der 
Antrag ist etwas älter. Die Umsetzung soll zur Mitte 
des Jahres 2021 erfolgen und nicht 2020; das ist ja 
schon passiert. 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Wir haben das 
hier oben auch auf dem Zettel, vielen Dank dafür, 
dass Sie das noch einmal gesagt haben. – Als 
nächste Rednerin hat die Staatsrätin Silke Krebs 
das Wort. 

Staatsrätin Silke Krebs: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, sehr geehrte Damen und Herren Abgeord-
nete! Als bei uns im Ressort bei der Wochenpla-
nung klar wurde, dass ich für meinen Kollegen Dr. 
Martin Hagen das Thema Dienstfahrräder über-
nehmen soll, war meine erste Reaktion: „Um Got-
tes willen, das ist unendlich kompliziert!“ Ich habe 
schon unzählige Vermerke, übrigens auch schon in 
meiner Regierungszeit in Baden-Württemberg, ge-
sehen, in denen immer nur aufgeschrieben wird, 
welche Möglichkeiten nicht funktionieren, weil die 
Entgeltumwandlung ein echtes Problem hat: Sie ist 
nur für Beamtinnen und Beamte und Beschäftigte 
die dem TVöD unterliegen, und das ist auch erst 
seit kürzester Zeit möglich. Sie haben in Ihrem An-
trag immer davon geredet, dass Ihr Angebot mit 
der Entgeltumwandlung für die Beschäftigten ist. 
Nein, es ist eben nicht für alle Beschäftigten, Sie 
hätten sagen sollen, für die Beamtinnen und Beam-
ten. Für uns kommt ein Modell, von dem im öffent-
lichen Dienst in Bremen nicht alle gleichermaßen 
profitieren können, nicht infrage. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 
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Die Entgeltumwandlung hat das Problem, dass sie 
Auswirkungen auf die Rente hat und wie drama-
tisch man das wertet, ist vielleicht, dazu komme ich 
nachher noch, eine Frage, welche Auswirkungen 
man wie gewichtet. Vor allem ist die Entgeltum-
wandlung für Tarifbeschäftigte, die dem TV-L an-
gehören, nicht möglich. Deswegen dachte ich „Um 
Gottes willen“, über dieses Thema, bei dem wir im-
mer nur feststellen, wir würden fürchterlich gern, 
aber es geht nicht, mag ich gar nicht reden. Aber 
es ist gar kein Problem, denn wir haben eine Lö-
sung gefunden, wie man es machen kann, die 
Gleichbehandlung sicherzustellen, nämlich, wie es 
die Koalition vorschlägt, über einen zinslosen Kre-
dit als Vorschuss auf ein Gehalt. 

Genau das ist der entscheidende Vorteil: Dieser 
Weg steht allen offen und natürlich gibt es Vorteile 
und Nachteile, die man abwägen muss, das ist im 
Leben leider oft so. 

(Vizepräsidentin Antje Grotheer übernimmt den 
Vorsitz.) 

Dann ist die spannende Frage: Sie sagen, das ist 
nicht attraktiv, einen Kredit bekommt man auch so. 
Genau für die Leute, für die ein Verzicht bei der 
Rente vielleicht wirklich schmerzhaft ist und die 
das ungern machen, ist ein Zugang zu einem Kredit 
nicht so einfach. Für die ist es eventuell attraktiv, 
zu sagen, wenn ich einen zinslosen Kredit be-
komme, leiste ich mir mein E-Rad, dann mache ich 
das, ansonsten sehe ich nicht, dass ich die Möglich-
keiten dazu habe. 

Die Frage ist doch, wem wollen wir es im öffentli-
chen Dienst leichter machen, sich ein E-Bike zuzu-
legen, den gut verdienenden Spitzenbeamt*innen 
oder den Tarifangestellten und den kleinen Be-
amt*innen, die wenig verdienen? Unser Votum ist 
klar: Wir legen den Vorteil für die in die Waage, die 
wenig verdienen und für die ist dieses Kreditmodell 
ausgesprochen attraktiv, davon sind wir sehr über-
zeugt. Vor allem ist es aber gerecht, weil es allen 
gleichermaßen zur Verfügung steht. Von daher ist 
für uns klar, das wollen wir machen. Wir haben 
auch einen Zeitplan. Wir planen im Moment, mit 
der Vorlage Ende März in den Senat zu gehen, 
dann gäbe es die Chance, dass wir diese Möglich-
keit schon im April anbieten können. Das ist auch 
gut für süddeutsche Warmduscherinnen wie mich, 
wenn es noch mehr davon in Bremen gibt, denn ich 
fange so Ende März an, zu überlegen, ob ich wie-
der Fahrrad fahre, im Moment ist mir das zu frisch. 
Also, wir haben die entsprechenden Planungen 

und hoffen, damit pünktlich zur Fahrradsaison, zu-
mindest für die etwas Frostempfindlicheren, am 
Start zu sein. 

Jetzt ist Baden-Württemberg ganz viel erwähnt 
worden und das freut mich natürlich immer, zumal 
die Landesregierung, zumindest der grüne Teil, 
aus guten Freundinnen und Freunden von mir be-
steht. Vielleicht ist das jetzt einmal ein Fall, in dem 
Bremen die Nase vorn hat. Die Regelung in Baden-
Württemberg gilt nur für Beamtinnen und Beamte 
und Richterinnen und Richter und eben nicht für 
die Tarifangestellten im öffentlichen Dienst, viel-
leicht ist das eine Gelegenheit, bei der Baden-
Württemberg nach Bremen schauen und sich über-
legen kann, ob wir nicht die bessere Lösung gefun-
den haben. – Vielen Dank! 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Da auch im Antrag der Fraktion der CDU eine Frist 
steht, die schon verstrichen ist, möchte ich sicher-
heitshalber nachfragen, was denn jetzt die Fristen 
Ihres Antrages sein sollen? Nur zur Klarstellung, 
Herr Tebje hat das für den Antrag der Koalition 
korrigiert, aber bei Ihnen steht als Frist der 30. No-
vember 2020. Bei allen Versuchen, diesen Termin 
kann niemand mehr erreichen. 

(Abgeordneter Dr. Thomas vom Bruch [CDU]: 
30. Juni 2021) 

Das soll in beiden Fällen jetzt der 30. Juni 2021 
sein. Einen Augenblick, damit ich das gleich ein-
mal in der Abstimmung richtigstellen kann. 

Ich lasse zunächst über den Antrag der Fraktion 
der CDU mit der Drucksachen-Nummer 20/594 ab-
stimmen. 

(Zuruf Abgeordneter Björn Fecker [Bündnis 90/Die 
Grünen]) 

Ich lasse zuerst über den Antrag der Fraktion der 
CDU abstimmen. Hier stelle ich jetzt fest, dass die 
in den Nummern eins und Nummer drei gestellten 
Fristen nicht mehr der 30. November 2020 sondern 
der 30. Juni 2021 sein soll. 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/594
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Wer diesem Antrag in dieser Form seine Zustim-
mung geben möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen. 

(Dafür CDU, M.R.F.) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Dagegen SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Stimmenthaltungen? 

(FDP) 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den 
Antrag ab. 

Ich lasse nun über den Antrag der Fraktionen der 
SPD, DIE LINKE und Bündnis 90/Die Grünen mit 
der Drucksachen-Nummer 20/710 abstimmen. Ich 
weise darauf hin, dass eben gesagt worden ist, dass 
es sich in Ziffer 4 nicht mehr um die hier ausgewie-
sene Frist handelt, sondern dass die Frist jetzt lau-
ten soll, bis Ende des Jahres 2021. Ein entsprechen-
des Konzept – –. Bitte? Bis Mitte Juni? Also auch bei 
Ihnen soll eine Frist 30. Juni 2021 stehen. 

(Abgeordneter Björn Fecker [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Das hat der Abgeordnete Ingo Tebje gerade 
gesagt – Zuruf SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Das hat der Abgeordnete Ingo Tebje gerade ge-
sagt. In Ordnung, vielen Dank für die Korrektur. 
Also auch hier soll es jetzt in der Ziffer 4 heißen, der 
Bürgerschaft (Landtag) bis Mitte des Jahres 2021, 
so korrekt, ein entsprechendes Konzept vorzule-
gen. 

Ich stelle den Antrag mit dieser Änderung zur Ab-
stimmung. 

Wer diesem Antrag seine Zustimmung geben 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Dagegen M.R.F.) 

Stimmenthaltungen? 

(CDU, FDP) 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt 
dem Antrag zu. 

Wann werden die Zielzahlen der Polizei im Land 
Bremen erreicht?  
Große Anfrage der Fraktion der CDU  
vom 1. September 2020  
(Drucksache 20/577) 

Dazu 

Mitteilung des Senats vom 10. November 2020  
(Drucksache 20/699) 

Dazu als Vertreter des Senats Senator Mäurer. 

Ich gehe davon aus, dass der Senat die Antwort auf 
die Große Anfrage nicht mündlich wiederholen 
möchte, sodass wir direkt in die Aussprache eintre-
ten können. 

Die Aussprache ist eröffnet. 

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete 
Marco Lübke. 

Abgeordneter Marco Lübke (CDU): Frau Präsiden-
tin, meine sehr verehrten Damen und Herren! Von 
den Dienstfahrrädern zum Polizeidienst. Ich erin-
nere mich noch sehr gut an den Bürgerschaftswahl-
kampf 2015, da habe ich ja auch an mehreren Po-
diumsdiskussionen teilgenommen. Als es dann im 
Laufe der Diskussion um das Personal bei der Poli-
zei ging, genauer um die Zielzahl, da kam ich mir 
manchmal vor wie auf so einem, ich sage einmal, 
orientalischen Basar. Da wurden 2 900 gefordert, 
2 950, 3 000 und so weiter und so fort. Ich habe 
mich für die CDU-Fraktion in den Diskussionen im-
mer so verhalten, dass ich gesagt habe, wir sollten 
da auch ein bisschen realistisch bleiben, für die 
nächste Legislaturperiode auch immer in acht be-
halten, dass wir die Altersabgänge berücksichti-
gen. Damit war ich immer ein bisschen der Spiel-
verderber. Meine Damen und Herren, spätestens 
jetzt mit der Veröffentlichung der Antworten zu un-
serer Großen Anfrage steht fest, die Koalition ist mit 
der Personalplanung für die Polizei krachend ge-
scheitert. 

(Beifall CDU) 

Die im Koalitionsvertrag für die laufende Legisla-
turperiode festgeschriebene Zielzahl von 2 900 in 
Bremen wird voraussichtlich erst im Jahr 2025, also 
zur Mitte der nächsten Legislaturperiode, und die 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/710
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/577
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/699
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Zielzahl von 520 für Bremerhaven gar erst 2026 er-
reicht. Das wird in der Debatte auch immer verges-
sen, dass es um beide Städte geht und dadurch die 
Differenz natürlich noch viel größer ist zur ange-
strebten Zielzahl – natürlich immer vorausgesetzt, 
es werden auch in Zukunft genug Polizeianwärter 
eingestellt. 

Meine Damen und Herren, das Scheitern hat natür-
lich Gründe. Die relativ hohen Einstellungszahlen 
in den letzten Jahren von etwa 200 sind zwar er-
freulich. Diese hohe Anzahl von Einstellungen hilft 
aber nicht beim Personalaufwuchs, wenn man 
nicht, ich habe es eben schon erwähnt, die aus-
scheidenden Polizeibeamten, die sogenannten Al-
tersabgänge, gegenrechnet. Das war absehbar, 
meine Damen und Herren. In den letzten Jahren 
war es nämlich kontinuierlich so, dass die Altersab-
gänge die Zahl der Einstellungen überstiegen ha-
ben, sodass gar kein Aufwuchs erfolgen konnte. 

Ich glaube, wir sind uns alle einig hier im Raum, 
das ist unstrittig, dass der Personalbedarf bei der 
Polizei riesengroß ist. Zum einen deswegen, weil 
die Aufgaben immer mehr werden, zum anderen 
aber auch, weil die Qualität der Aufgaben immer 
weiter gestiegen ist. Während man zum Beispiel für 
einen Einsatz Körperverletzung vor 15 Jahren noch 
mit einem Streifenwagen auskam, werden jetzt 
zwei oder drei Streifenwagen benötigt, weil die 
Vorfälle immer brutaler und immer gewalttätiger 
werden. Ähnlich sieht das bei der Kriminalpolizei 
aus, die auf immer neuere Phänomene entspre-
chend reagieren muss. 

Außerdem, das will ich hier noch einmal ganz deut-
lich sagen: Nicht nur, dass der Personalbestand der 
Polizei seit Jahren unter Rot-Grün am Existenzmi-
nimum liegt, nein, die Personalsituation wird auch 
noch deswegen verschärft, dass man der Polizei ein 
Polizeigesetz aufbürdet, welches vor unnötigem 
Mehraufwand und Bürokratie strotzt und einen 
Personalbedarf von 40 bis 60, jetzt einmal schlecht-
gerechnet, Vollzeitstellen nach sich ziehen wird. 
Allein deswegen, meine Damen und Herren, ist das 
Personalkonzept schon gescheitert, weil da selbst 
die im Koalitionsvertrag festgelegten 2 900 bei wei-
tem nicht ausreichen. 

Die Frage ist jetzt: Was ist zu tun? Wir als CDU-
Fraktion sagen erstens ganz deutlich, es muss ein 
verlässlicher Plan, ein Konzept, für einen längeren 
Zeitraum, und da rechnen wir jetzt nicht über zwei 
Jahre, erarbeitet und vorgelegt werden, in dem 
Fluktuation, Altersabgänge, der perspektivische 

Bedarf mitgedacht werden, damit die Einstellungs-
zahlen verlässlich konstant bleiben und die Polizei 
besser planen und arbeiten kann. Zweitens, wir 
müssen darüber nachdenken, wie wir es hinbe-
kommen, die Einstellungszahlen noch einmal zu 
erhöhen, um mehr als 200 Anwärterinnen und An-
wärter einzustellen, um den polizeilichen Mehrbe-
darf schneller decken zu können. 

Meine Damen und Herren, die Ausrede, nicht mehr 
einstellen zu können, weil die Hochschule für öf-
fentliche Verwaltung an der Kapazitätsgrenze an-
gelangt ist, ist zwar richtig, am Ende des Tages hilft 
es aber nicht weiter und ist keine Lösung des Prob-
lems. Deswegen finden wir es als CDU-Fraktion 
richtig, dass der Senator für Inneres über einen 
überschaubaren Zeitraum prüfen lässt, einen klei-
nen Teil der Polizeianwärter – –, ob das nicht in Ko-
operation mit Niedersachsen geschehen kann. Ich 
glaube, das kann eine Möglichkeit sein, in relativ 
kurzer Zeit den Personalbestand der Polizei zu er-
höhen. Für uns als CDU-Fraktion möchte ich ganz 
deutlich sagen, es muss jetzt darum gehen, die Ein-
stellungszahlen nochmals zu erhöhen, 

(Glocke) 

ich komme zum Schluss, um die bereits überholte 
Zielzahl von 2 900 zu erreichen, aber auch um der 
qualitativ und quantitativ immer weiter steigenden 
Arbeit der Polizei Rechnung zu tragen. – Herzli-
chen Dank! 

(Beifall CDU, FDP) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Bevor ich der Ab-
geordneten Birgit Bergmann das Wort erteile: Herr 
Senator, Entschuldigung, ich habe vergessen Sie 
zu fragen, ob Sie auf den mündlichen Vortrag der 
Großen Anfrage wie üblich verzichten, oder ob Sie 
in diesem Fall gern vorgetragen hätten? Vielen 
Dank! Nur dass das nicht untergeht, der Senat ver-
zichtet auf den mündlichen Vortrag der Antworten 
auf die Große Anfrage. – Dann hat jetzt die Abge-
ordnete Birgit Bergmann das Wort. 

Abgeordnete Birgit Bergmann (FDP): Sehr geehrte 
Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Die CDU-Fraktion hat eine Große Anfrage zur Per-
sonalsituation bei der Polizei Bremen und der Orts-
polizeibehörde Bremerhaven gestellt und heute de-
battieren wir die Antwort des Senats. 

Aus Sicht der FDP-Fraktion sind die Antworten mit 
einer Ausnahme, der Antwort auf die Frage 15, auf 
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die ich gleich eingehen werde, wenig überra-
schend. 

Erst einmal halten wir fest, und es stört mich nicht, 
dass ich das an dieser Stelle bereits öfter getan 
habe: Als FDP-Fraktion haben wir mit unserer 
langjährigen Forderung zur Erhöhung der Zielzah-
len bei der Polizei in Bremen und der Ortspolizei-
behörde Bremerhaven richtig gelegen. Wir haben 
positiv herausgestellt, dass die Koalition, obwohl 
sie diese FDP-Forderung in der letzten Legislatur-
periode gleich zweimal zurückgewiesen hat, nun 
endlich die Notwendigkeiten erkannt hat. 

Ärgerlich bleibt allerdings, dass dadurch erheblich 
Zeit verloren gegangen ist und wir die Zielzahlen, 
so zumindest die Antwort des Senats, erst 2025 er-
reichen werden. 

Wie zwingend nötig eine höhere Personalausstat-
tung bei der Polizei Bremen und der Ortspolizeibe-
hörde Bremerhaven sind, zeigt nicht nur der seit 
2016 kontinuierliche Anstieg der Überstunden, 
sondern auch der Rückgang der Zahl der Kontakt-
polizisten in Bremen in den Jahren 2015 bis 2019. 
Glücklicherweise ist die Zahl im Jahr 2020 wieder 
angestiegen, sie bleibt aber weiterhin hinter der 
Zahl von 2015 zurück. Den Zustand wollen wir für 
die Stadt und die Ortsteile Bremens nicht hinneh-
men, denn gerade die Kontaktpolizistinnen und 
Kontaktpolizisten werden von der Bevölkerung als 
ganz wichtige Ansprechpartner wahrgenommen, 
sie kennen ihre Stadtteile und wissen um die Prob-
lemlagen. 

In Bremerhaven hat sich die unzureichende Perso-
nalstärke vor Weihnachten so bemerkbar gemacht, 
dass die Ortspolizeibehörde mitteilte, dass sie ihre 
Präventionsarbeit einstellen musste. Gerade Ver-
brechensverhinderungen ist vordringliche Auf-
gabe von Polizeiarbeit. Hierzu gehört eine gute 
Präventionsarbeit, wie sie in Bremerhaven vorbild-
lich und in hoher Qualität geleistet wurde. Das 
diese Arbeiten nun eingestellt werden mussten, ist 
für uns ein unhaltbarer Zustand. 

(Beifall FDP) 

All das hätte verhindert werden können, wenn Sie, 
liebe Koalition, damals schon auf uns gehört hätten. 

Positiv bewerten wir, dass sich weiterhin viele Be-
werberinnen und Bewerber für den Dienst bei der 
Polizei Bremen interessieren. Mit Blick auf die 
Durchfallquote spreche ich der Hochschule für öf-
fentlichen Verwaltung heute meine Wertschätzung 

aus. Perfekt wird man nie sein, das ist so, aber auf 
dem Hintergrund der Veränderungen und Heraus-
forderungen, die durch die stets wachsenden Aus-
bildungsjahrgänge entstanden sind, hat die Hoch-
schule für öffentliche Verwaltung gute Arbeit ge-
macht. Natürlich muss trotzdem die Frage der Ka-
pazitäten immer wieder neu gestellt werden. Von 
mir aus auch die Kooperationsfrage, damit wir die 
anvisierten Zielzahlen schneller erreichen. 

Auffällig ist, dass bei der Polizei, wie in so vielen 
Berufsfeldern, Frauen wesentlich häufiger in Teil-
zeit arbeiten als Männer. Eine Begründung dafür 
finden wir in der Antwort nicht. Bei der Elternzeit 
sieht es ähnlich aus, ein bisschen besser. 

Jetzt wollte ich noch auf die Frage 15 eingehen, de-
ren Antwort uns ziemlich irritiert. Wie kann es sein, 
dass man bis heute keine Klarheit darüber hat, wie 
viel zusätzliches Personal nötig ist, um die Novelle 
des Bremischen Polizeigesetzes umzusetzen? Das 
ist absolut nicht nachvollziehbar. 

In unseren Augen war während des gesamten Pro-
zesses des Erarbeitens der Novelle des Bremischen 
Polizeigesetzes klar, dass insbesondere vor dem 
Hintergrund des immensen Bürokratiezuwachses, 
der damit geschaffen wird, weiteres zusätzliches 
Personal gebraucht werden wird. Der Kollege 
Lübke hat es gerade erwähnt. Das hätten wir paral-
lel ermitteln müssen und man hätte schon mit Be-
schluss des Gesetzes ein passendes Umsetzungs-
konzept mitliefern müssen. Dass das nicht gesche-
hen ist, ruft bei uns erneutes Kopfschütteln hervor. 
Es erinnert uns an die gleiche unprofessionelle 
Vorgehensweise wie während des gesamten Pro-
zesses der Erarbeitung der Gesetzesnovelle. Ich 
sag es einmal so: Das ist sicherlich keine Glanzleis-
tung des Senats. Wir nehmen ansonsten die Ant-
worten zur Kenntnis. – Ich bedanke mich für Ihre 
Aufmerksamkeit! 

(Beifall FDP) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächster Red-
ner hat der Abgeordnete Kevin Lenkeit das Wort. 

Abgeordneter Kevin Lenkeit (SPD): Frau Präsiden-
tin, Kolleginnen und Kollegen! Die Anfrage der 
CDU-Fraktion, die wir mit den Antworten des Se-
nats heute als Grundlage für unsere Diskussion 
vorliegen haben, ist umfangreich. Ich habe auch 
kein Problem damit, mich für Ihre Anfrage ganz 
herzlich zu bedanken. Danke, für die Möglichkeit, 
etwas ausführlicher über die Personalsituation bei 
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der Polizei Bremen und der Ortspolizeibehörde 
Bremerhaven zu debattieren. 

Kolleginnen und Kollegen, wenn wir über das Per-
sonal der Polizei und Bremen sprechen, dann hat 
man ja schon immer so ein falsches ungutes Gefühl, 
wie beim Thema Bildung. Da schaut es bestimmt 
ganz düster aus. Dem ist aber gar nicht so. Ich bin 
letztens auf eine interessante Statistik gestoßen, 
welche die Polizeidichte aufgeschlüsselt nach Bun-
desländern dargestellt hat. Dort stehen wir auf ei-
nem soliden dritten Platz mit mehr als 400 Polizis-
tinnen und Polizisten pro 100 000 Einwohner. Das 
finde ich sehr erfreulich und ich sage ganz offensiv, 
wir wollen sogar noch mehr. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Ich möchte einige Aspekte gern ansprechen und 
beginnen möchte ich mit der Thematik Überstun-
den. Das ist ein Thema, was uns schon viele Jahre 
begleitet und die Antworten des Senats zeigen, wie 
ich finde, sehr deutlich, dass es hier gelungen ist, 
dem mitunter steilen Anstieg der letzten Jahre zu 
begegnen. Ja, die Zahlen sowohl in Bremen als 
auch in Bremerhaven sind immer noch hoch. Ich 
will da überhaupt nichts beschönigen. Und die 
Mehrarbeit, bedingt aus der Coronapandemie, hat 
auch dafür gesorgt, dass das Abschmelzen der 
Überstunden sich leider nicht in Zahlen darstellt. 

Um Ihnen eine Vorstellung der coronabedingten 
Mehrarbeit bei der Polizei im letzten Jahr zu geben: 
Bei der Polizei in Bremen waren es fast 57 000 an-
geordnete Überstunden und bei der Ortspolizeibe-
hörde Bremerhaven waren es fast 12 000 Überstun-
den allein im Jahr 2020. Zur Auszahlung der 
coronabedingten Überstunden haben die Polizeien 
gut 760 000 Euro aus dem Bremen-Fonds erhalten. 
Das ist absolut richtig, dafür haben wir das Geld zur 
Verfügung gestellt. 

Ich möchte die Gelegenheit auch nutzen, den Kol-
leginnen und Kollegen bei der Polizei Bremen und 
der Ortspolizeibehörde Bremerhaven zu danken. 
Wir haben seit nun mehr einem Jahr immer wieder 
entdeckt, dass die Zahl der systemrelevanten Be-
rufe allem Anschein nach und für viele anschei-
nend doch überraschend umfangreicher ist als ge-
dacht. Auch wenn wir immer wussten, dass die Ar-
beit der Kolleginnen und Kollegen bei der Polizei 
systemrelevant ist, sagen wir, danke für die Mehr-
arbeit. Wir wissen ihren Einsatz zu schätzen. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Ich freue mich sehr, hier und heute über den ein-
geschlagenen Weg des personellen Aufwuchses 
bei der Polizei in unserem Bundesland zu sprechen. 
Und wenn der Kollege Lübke sich im „Weser-Ku-
rier“ und auch hier gerade eben zitieren lässt, dass 
er damit rechne, dass die „Zielzahlen in dieser Le-
gislaturperiode nicht erreicht werden“, dann stelle 
ich hier nicht die Frage nach seiner Kristallkugel, 
sondern entgegne: Wer hat das denn jemals be-
hauptet, dass das schon in dieser Legislaturperiode 
geschehen würde? 

Ich zitiere gern den Koalitionsvertrag, dort heißt es: 
„Die Koalitionäre streben insgesamt eine deutliche 
Anhebung der Polizeizahlen in beiden Städten an. 
Für die Polizei Bremen wollen wir perspektivisch 
2 900 erreichen, für die Ortspolizeibehörde Bre-
merhaven mindestens 520.“ 

Hier ist also niemand krachend gescheitert, Herr 
Kollege Lübke. Sie sind leider der süßen Frucht des 
Populismus erlegen. Das können Sie normaler-
weise besser, Sie machen das normalerweise auch 
besser. Deswegen bin ich Ihnen auch gar nicht 
böse. 

Das formulierte Ziel haben wir im Blick und ich 
würde mich freuen, wenn wir unser gemeinsames 
Ziel mittelfristig erreichen. Der Hinweis, dass die 
gestiegene Zahl bei den Einstellungen den Alters-
abgängen gegenübersteht und diese zurzeit maxi-
mal ausgleicht, ist auch richtig. Es behauptet auch 
niemand etwas anderes. Wenn wir uns die absolu-
ten Zahlen anschauen, dann stellen wir fest, dass 
die erhöhten Ausbildungszahlen tatsächlich noch 
keinen messbaren Effekt haben. Wir bewegen uns 
seit vielen Jahren zwischen 2 400 und 2 600 Voll-
zeiteinheiten bei der Polizei Bremen und zwischen 
460 und 490 Vollzeiteinheiten bei der Ortspolizei-
behörde Bremerhaven. 

Kolleginnen und Kollegen, uns ist bewusst, Polizis-
tinnen und Polizisten wachsen nicht auf Bäumen. 
Im Gegenteil, in der Diskussion rund um das neue 
Polizeigesetz haben wir unisono herausgestellt, 
dass die Komplexität des modernen Polizeiberufes 
über die Jahre stetig gestiegen ist, zugenommen 
hat und dass die Schutzfrau und der Schutzmann 
heute eine Fülle an Gesetzen und Regelungen ken-
nen muss, mitunter im Bruchteil eines Augenbli-
ckes, auf jeden Aspekt seiner Ausbildung zugrei-
fen muss. 

Kolleginnen und Kollegen, hierbei möchte ich es 
erst einmal belassen. Ich möchte aber gern in der 
zweiten Runde noch etwas sagen. – Vielen Dank! 
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(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächster Red-
ner erhält das Wort der Abgeordnete Mustafa Öz-
türk. 

Abgeordneter Mustafa Öztürk (Bündnis 90/Die 
Grünen): Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Ich möchte auch eigentlich 
komplett sachlich bleiben. Ich habe auch kein gro-
ßes Problem mit dem, was der Kollege Herr Lübke 
gesagt hat. Wir werden das hier mit Fakten wieder 
einigermaßen zurechtrücken. 

Meine Damen und Herren, aus der Anfrage sind ja 
sehr viele Punkte hervorgegangen und im Kern 
geht es um zwei Ebenen. Einmal um die Zielzahlen, 
aber auch darum, wie wir dieses Thema in der Öf-
fentlichkeit debattieren. Alle Menschen wollen 
sich ja im öffentlichen Raum sicher bewegen und 
sich in Sicherheit wiegen und haben Sorge. Ande-
rerseits wollen wir dafür sorgen, dass genügend 
Polizistinnen und Polizisten da sind, die vielfältige 
Aufgaben übernehmen. 

Momentan sind coronabedingt sowohl in Bremen 
als auch in Bremerhaven massiv zusätzliche Aufga-
ben bei der Polizei hinzugekommen und das wis-
sen wir auch sehr zu schätzen, wie die das bewäl-
tigt. Laut Antwort des Senats haben sich ja erneut 
zusätzliche Überstunden angesammelt. Das ist jetzt 
auch nicht verwunderlich, bei der Fülle von Aufga-
ben, bei dem ganzen Stau der dahintersteht. 

Auf die einzelnen Zahlen möchte ich jetzt eigent-
lich nicht eingehen, weil die sehr umfangreich sind. 
Man kann zusammengefasst sagen, von Juni 2019 
bis Mai 2020 sind noch einmal zusätzlich 3 000 
Überstunden hinzugekommen. Wenn man das pro 
Kopf herunterrechnet, haben wir im Schnitt 
137,5 Überstunden pro Person. Das ist natürlich 
keine schöne Bilanz, aber mein Kollege von der 
SPD hat es ja eben erwähnt, wie wir versucht ha-
ben, das eine oder andere an der Stelle zu bereini-
gen. In Bremerhaven haben wir ein ähnliches Bild, 
auch da sind durch zusätzliche Aufgaben Über-
stunden hinzugekommen. 

Uns Grünen ist natürlich bewusst, dass wir unserer 
Polizei viele Aufgaben aufbürden und gerade jetzt 
in der Pandemie noch zusätzliche Aufgaben dazu 
führen, dass Überstunden sich nicht in Luft auflö-
sen, sondern hinzukommen und an der Stelle auch 
aufwachsen. 

Wir brauchen eine gut ausgestattete Polizei. Wir 
brauchen staatliche Institutionen die gut ausgestat-
tet sind. Wir brauchen transparente Verfahren. Wir 
brauchen aber auch finanzielle Mittel. Wir wollen 
weiterhin, dass die Gefahrenabwehr und die Straf-
verfolgung durch eine starke und bürgernahe Poli-
zei in Zukunft effektiv sichergestellt werden. Aber 
wir wollen nicht einfach nur mehr Polizei, sondern 
auch eine noch bessere Polizei mit einer adäquaten 
Ausstattung. Eine bürgernahe Polizei ist immer nur 
genauso gut oder schlecht, je nachdem wie ihre 
Ausstattung ist, und wie die Aus- und Fortbildun-
gen sind und wie wir dort gewisse Problematiken 
abbauen. 

Wir haben trotz Haushaltsnotlage im Lande Bre-
men personell deutlich verstärkt. Ende des Jahres 
2019 waren in Bremen 150 Polizist*innen mehr im 
Einsatz als noch vor wenigen Jahren. Für die Orts-
polizeibehörde Bremerhaven wurde die Zahl der 
Polizeikräfte entsprechend um 500 erhöht. 

Auch in Zukunft werden wir dafür sorgen, dass die 
Polizei in Bremen und Bremerhaven für neue Her-
ausforderungen zusätzliches Personal erhält. Wir 
müssen aber auch über die Rahmenbedingungen 
sprechen und das ist nicht nur abhängig von der 
Erhöhung der Zielzahl durch Haushaltsmittel, son-
dern das ganze Drumherum muss ja auch irgend-
wie aufgefangen werden: Die Hochschule für öf-
fentliche Verwaltung müssen wir entsprechend 
deutlich besser ausstatten, um optimale Studienbe-
dingungen zu gewährleisten. Die Ausstattung der 
Reviere, der einzelnen Beamt*innen und der ein-
zelnen Dezernate, auch mit technischen Mitteln, 
dürfen wir beim Erreichen der Zielzahl von 2 900 
nicht vernachlässigen, meine Damen und Herren! 
Ohne gute Ausstattung ist auch keine gute Polizei-
arbeit möglich. Uns ist wichtig, dass hier gute Ar-
beit ermöglicht wird. 

Wir stehen auch im bundesdeutschen Wettbewerb 
um die besten Polizeianwärter*innen. Um da mit-
halten zu können, müssen wir sowohl die Ausbil-
dung und die Arbeit bei der Polizei noch attraktiver 
gestalten. Deswegen muss auch die Hochschule für 
öffentliche Verwaltung wieder in die Lage versetzt 
werden, auch größere Ausbildungsjahrgänge in 
der von uns gewohnten guten Qualität zu betreuen 
und auszubilden. Diese Rahmenbedingungen mit 
der praktischen Ausbildung, die wir auch zeitge-
mäß verbessern müssen, werden am Ende auch 
dazu führen. Davon ist es abhängig, ob wir dann 
die Zielzahl von 2 900 Polizist*innen vor dem Jahr 
2025 erreichen, oder nicht. 
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Ein weiterer Punkt ist, dass wir auch die Polizei-
kräfte konsequent von Aufgaben entlasten müssen, 
die zum Beispiel von Nichtbeamten erledigt wer-
den können. Deswegen macht es immer wieder 
Sinn, sich zu überlegen, wie wir und ob wir wieder 
zusätzliche Tarifbeschäftigte einstellen können, 
damit sie Aufgaben wahrnehmen, um die Polizei 
bei ihren Kernaufgaben an der Stelle zu entlasten, 
meine Damen und Herren! 

So weit einmal der Input der Grünen-Fraktion. 
Gern würde ich die zweite Runde nutzen, um auf 
Ihre Einwände einzugehen. – Vielen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächster Red-
ner hat der Abgeordnete Nelson Janßen das Wort. 

Abgeordneter Nelson Janßen (DIE LINKE): Sehr 
geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und 
Herren! Die Fraktion der CDU hat uns ja eine um-
fangreiche Anfrage vorgelegt und der Senat hat 
uns dann dazu die Antworten übersandt, die sich 
im Kern mit der Zielzahl der Polizei auseinander-
setzen, aber innerhalb der 23 Seiten – und ich 
glaube 15 Fragen sind es am Ende geworden – 
durchaus ein umfangreiches Paket vorlegt, bei dem 
es gar nicht nur um die Zielzahlen geht, sondern 
auch um Überstunden, auch um die Frage des 
Frauenanteils, auch um die Kontaktpolizistinnen 
und -polizisten und um Ausbildungsbedin-
gungenabbruchsquoten, also schon ein umfangrei-
ches Paket für fünf Minuten. 

Lassen Sie mich trotzdem versuchen auf einige der 
– aus meiner Sicht – wichtigen Punkte einzugehen. 
Zunächst einmal die Zielzahldiskussion, die ja auch 
bereits in der Überschrift ihre Schärfungssetzung 
findet. Aus den Antworten des Senats wird ersicht-
lich, dass wir einen konstanten Ausbau in der Kopf-
zahl haben und der Zuwachs über die letzten 
Jahre, abgesehen von einem Jahr, von dem Jahr 
2016, da ging es noch einmal leicht zurück, dann 
kontinuierlich angestiegen ist. Mittlerweile sind 
wir bei 2 777 Köpfen. Von dem Jahr 2015, in dem 
es 2 682 waren, also durchaus 150 mehr, als noch 
vor vier Jahren. Meine sehr geehrten Damen und 
Herren, das ist vielleicht nicht Raketengeschwin-
digkeit, das ist aber kontinuierlich und in Fahrt und 
daher glaube ich, bringt es hier nichts, so zu tun, 
als ob der Zuwachs hier nicht kontinuierlich laufen 
würde. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Die Frage 4 der CDU-Fraktion bezieht sich ja dann 
noch einmal auf die Erfüllung der Zielzahlen. Zum 
Beispiel wird da noch einmal die Frage aufgerufen, 
wann es denn eigentlich gelungen sei, die Zielzahl 
2 600 zu erreichen oder wann das erreicht wird. Die 
Antwort fand ich dann amüsant, das war schon im 
Jahr 2019 so, da war die Zielzahl erreicht. Auch für 
Bremerhaven gilt das Gleiche, da wird der Monat 
nicht angegeben, aber insgesamt das Jahr 2019. 
Für die Erreichung der neuen Zielzahlen, nämlich 
von 2 900, wird das Jahr 2025 prognostiziert. Für 
Bremerhaven gilt die Zielzahl von 520 als noch 
nicht konkret thematisiert, aber politisch gesetzte 
Zielrichtung. 

In Bezug auf die Kontaktpolizist*innen lässt sich 
feststellen, dass die Kopfzahl relativ nah an der 
Sollzahl ist. Bei 98 zu 100 sind das zwei Prozent da-
runter. Dazu muss man aber, finde ich, vollständi-
ger Weise sagen, dass wir aus den Stadtteilen teil-
weise Rückmeldungen erhalten, dass die Kopfzahl 
durchaus eine Vermischung ist, da die Stelleninha-
ber*innen häufig noch andere Funktionen gleich-
zeitig ausfüllen und natürlich der Anspruch ist, 
dass die Polizistinnen und Polizisten auch ihrer 
Kernaufgabe im Stadtteil nachgehen können durch 
Präsenz im Stadtteil. Da glaube ich schon, dass wir 
nach wie vor auch das politische Interesse artiku-
lieren müssen, dass wir möglichst diese Stellen 
auch so ausstatten müssen, dass ihnen eine mög-
lichst umfangreiche Präsenz und Wahrnehmung 
dieser wichtigen Aufgabe ermöglicht wird. 

Die Fraktion der CDU hat gefragt – das finde ich 
auch eine wichtige Frage – wie sich eigentlich der 
Anteil der weiblichen Beschäftigten innerhalb der 
Polizei in den letzten Jahren entwickelt hat. Ich 
möchte vielleicht einmal mit den beiden ganz gu-
ten Nachrichten anfangen: Erstens, der Anteil 
steigt kontinuierlich an und zweitens, zumindest 
für den Stab der Polizei ist eine Quotierung von 
50 Prozent erreicht. Aber, wir liegen immer noch 
bei den Zahlen für die Polizei Bremen bei 
30,28 Prozent, für Bremerhaven etwas darüber mit 
31,25 Prozent. Und ein großer, nein ein deutlich 
größerer Anteil der Frauen arbeitet immer noch im 
Bereich Innendienst, zentrale Dienste, Verwal-
tungsbereich, also auch innerhalb der Polizei dann 
doch eine relativ klassische Aufteilung. Hier gilt es 
weiterhin Unterstützungsangebote und gezielte 
Kampagnen voranzubringen, um hier eine Abbil-
dung und eine Repräsentanz auch innerhalb der 
Polizei bei Geschlechterfragen zu erreichen. 
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Wenn man dann in den Fragen etwas weiter scrollt 
und sich noch einmal die Elternzeit genauer an-
sieht, dann fällt schon auf, dass, obwohl wir nur 
30 Prozent Frauen insgesamt in der Polizei haben, 
gerade einmal 18 Männer zum Stichtag in Eltern-
zeit waren, während es 42 Frauen waren, also ge-
nau der umgekehrte Prozentsatz. Ich glaube, es 
hilft da noch einmal, die Polizeiväter zu motivieren, 
mindestens im gleichen Rahmen Elternzeit in An-
spruch zu nehmen wie auch die Frauen. Ansonsten 
haben wir hier mit Sicherheit eine verzehrte Dar-
stellung der eigentlichen Gegebenheiten. 

In der Antwort auf die Frage 3b wird deutlich, dass 
aus Gründen von Kapazitätsgrenzen vermehrt im 
Nichtvollzug angestellt wird und ich glaube, da 
kann man tatsächlich sagen, das ist eigentlich kein 
befriedigender Zustand und er wird gekoppelt an 
die Kapazitäten innerhalb der Hochschule für öf-
fentliche Verwaltung. Die bisherigen Ausbildungs-
strukturen sind mit Sicherheit renovierungsbedürf-
tig. Das gilt insbesondere für den praktischen Teil 
der Ausbildung. In der Bereitschaftspolizei in der 
Nähe vom Werdersee, zumindest wird man hier da-
von ausgehen, einen hohen Millionenbetrag in die 
Hand nehmen zu müssen, um die Sanierungen vo-
ranzubringen, um hier auch moderne und zeitge-
mäße Ausbildungsbedingungen zur Verfügung zu 
stellen, ansonsten wird es schwer bis kaum vorstell-
bar sein, hier noch einmal deutlich höher zu gehen. 

Es gibt auch einige deutlich unspektakulär zu nen-
nende Anteile in der Beantwortung des Senats. Da 
möchte ich mich beziehen auf die Quoten soge-
nannter Durchfaller*innen oder Abbrecher*innen 
bei der Polizeiausbildung. Ich glaube, es ist relativ 
unspektakulär, dass man hier davon ausgeht, dass 
die Zahlen sich in einem ähnlichen Bereich befin-
den wie auch bei anderen Berufsgruppen. Klar ist 
das immer ärgerlich, wenn man nicht mit den glei-
chen Menschen eine Ausbildung abschließt, mit 
denen man angefangen hat. Allerdings sind hier 
keine Auffälligkeiten zu verzeichnen und die Be-
werbungslage sieht gut aus. Während wir im Jahr 
2015 noch 1 722 Bewerber*innen hatten, waren es 
im Jahr 2019 bereits über 2 300. Dieser Anstieg 
zeigt, dass wir hier zumindest auf der Bewerbungs-
lage keine Schwierigkeiten haben. 

(Glocke) 

Gut, meine Zeit ist schon zu Ende, vielleicht melde 
ich mich gleich noch einmal. – Vielen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit! 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Marco Lübke. 

Abgeordneter Marco Lübke (CDU): Frau Präsiden-
tin, meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
wollte noch ein paar Worte verlieren, zum einen 
Herr Kollege Lenkeit, ich habe zum Thema Ziel-
zahlen bezogen auf die Podiumsdiskussion – –. Da 
waren Sie nicht dabei, das ist in Ordnung. Aber, der 
zweite Punkt ist, die Zielzahlen sind ja auch im Ko-
alitionsvertrag verankert, das haben Sie ja eben 
selbst gesagt, dass das darin steht. Wenn man in 
den Koalitionsvertrag hineinschreibt, perspekti-
visch 2 900, dann, finde ich, kann ich davon ausge-
hen, dass die Koalition bestrebt ist, diese Zahl auch 
innerhalb der Legislaturperiode zu erreichen. 

(Abgeordneter Kevin Lenkeit [SPD]: Dann hätten 
wir das auch hineingeschrieben!) 

Diesen Anspruch sollte man als Koalition haben, 
ich glaube, sonst braucht man das nicht in den Ko-
alitionsvertrag hineinschreiben, meine Damen und 
Herren! 

Lassen Sie mich noch ein paar Worte zum Thema 
Bewerbersituation sagen. Das ist noch ein wenig 
kurz gekommen. Ich finde, wenn der politische 
Wille vorhanden ist, mehr Polizeianwärter*innen 
einzustellen, dann setzt das natürlich auch voraus, 
dass es genügend Bewerber gibt. Zurzeit ist das so, 
zum Glück, es gibt genügend Bewerber. Aber, ich 
glaube, perspektivisch wird es eher schwerer ge-
eignetes Personal zu finden. Es geht ja nicht nur um 
die Bewerberzahl an sich, sondern auch darum, 
dass unter der hohen Anzahl der Bewerber und Be-
werberinnen ausreichend den zu Recht hohen An-
forderungen an den Dienst der Polizei genügen 
müssen. Ich glaube, das dürfen wir nicht aus dem 
Blick verlieren. 

Meine Damen und Herren, daher sagen wir als 
CDU-Fraktion ganz deutlich: Es muss in den nächs-
ten Jahren auch darum gehen, wie wir das Berufs-
bild des Polizeibeamten attraktiv halten und gestal-
ten, ansonsten wird der Personalaufwuchs, den wir 
ja letztendlich alle wollen, so wie ich es vernommen 
habe, nicht gelingen. Es ist also nicht nur eine 
Frage wie viel die Polizeibeamten in Bremen und 
Bremerhaven verdienen. Es ist auch eine Frage von 
Rahmenbedingungen und Wertschätzung, von 
Rückhalt durch die Politik und das neue Polizeige-
setz gehört sicher nicht dazu. 

Apropos Polizeigesetz: Der Kollege Herr Öztürk hat 
es ja eben gesagt, es muss doch auch darum gehen, 
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die Polizei zu entlasten. Da muss ich Sie ganz ernst-
haft fragen, wenn Sie so ein Polizeigesetz einfüh-
ren, das einen Personalmehrbedarf von 40 bis 60 
Personen nach sich ziehen wird, und das dazu füh-
ren wird, dass die Polizei sich in großen Teilen mit 
sich selbst beschäftigen wird, hat das ehrlicher-
weise nichts mit Entlastung zu tun. 

Ein Wort noch zu den Quereinsteigern, das wurde 
auch schon angesprochen. Ich finde, im Grundsatz 
ist es richtig und auch teilweise dringend notwen-
dig Quereinsteiger einzustellen. Ich glaube, gerade 
im Bereich der Kriminalpolizei ist es unabdingbar, 
Menschen mit wirtschaftlichem und/oder techni-
schem Sachverstand einzustellen. Ich finde, wir 
müssen nur darauf achten, dass die Balance gehal-
ten wird. Dass die hohe Einstellung von Querein-
steigern letztendlich nicht zulasten der Einstel-
lungszahlen der Vollzugsbeamten geht. Denn sie 
sind es nämlich, die dem Bürger rund um die Uhr 
helfen und zur Verfügung stehen und diese lassen 
sich natürlich nicht durch Quereinsteiger ersetzen. 
– Herzlichen Dank! 

(Beifall CDU) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Kevin Lenkeit. 

Abgeordneter Kevin Lenkeit (SPD): Frau Präsiden-
tin, Kolleginnen und Kollegen! Ich habe eben als 
letztes über die Ausbildung gesprochen und das 
Positive ist – das haben meine Vorredner zum Teil 
auch schon angesprochen –, dass wir hier eine 
wirkliche Bestenauslese betreiben können. Im Jahr 
2015, also vor mittlerweile einer halben Dekade, 
haben sich noch 1 722 Personen bei der Polizei Bre-
men beworben. Im Jahr 2017 waren das dann 
schon 2 045 Personen und im Jahr 2019 haben sich 
tatsächlich 2 304 Personen bei der Polizei Bremen 
beworben. Für den aktuellen Einstellungsjahrgang 
haben sich bereits 1 963 Personen beworben. Kol-
leginnen und Kollegen, Sie sehen, wir können hier 
aus dem Vollen schöpfen und erkennen an, dass 
der Arbeitgeber Polizei in Bremen und in Bremer-
haven 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Entschuldigen 
Sie bitte, Herr Kollege. Herr Runge, Herr Felgen-
träger würden Sie bitte ein bisschen Abstand von-
einander halten! Danke schön! – Entschuldigen 
Sie, Herr Lenkeit, bitte fahren Sie fort. 

Abgeordneter Kevin Lenkeit (SPD): weiterhin für 
viele junge Menschen attraktiv ist. 

(Beifall SPD) 

Lieber Kollege Marco Lübke, wenn man hier vorn 
steht und sagt, dass man davon ausgeht, dass es 
perspektivisch schwieriger wird, Nachwuchs zu 
gewinnen, dann finde ich es redlich, zumindest ei-
nen Punkt aufzuführen, warum die positive Ent-
wicklung der vergangenen sechs Jahre sich in Zu-
kunft so nicht mehr darstellen sollte. Das hätte ich 
redlich gefunden. 

Die Antwort des Senats zeigt auch, dass es Abbre-
cher gibt. Ja, die Komplexität der Ausbildung im 
Kopf ist dies natürlich und hier zeigen uns die Zah-
len, dass wir hier schwankende Zahlen haben, kein 
Trend in die eine oder die andere Richtung, kein 
Grund zur Panik. Ich finde es aber erfreulich – das 
wurde hier auch schon angesprochen –, dass die 
Qualität der Ausbildung und das in Bremen typi-
sche enge Verhältnis von Ausbildern und Auszu-
bildenden dafür sorgt, dass es – ich sage es einmal 
ganz salopp – mehr Abbrecher als Durchfaller gibt. 
Ich habe selbst studiert und ich bin der Überzeu-
gung, dass es nur natürlich ist, dass junge Men-
schen im Laufe ihrer Ausbildung oder ihres Studi-
ums zu der Erkenntnis kommen, dass der einge-
schlagene Berufsweg für sie nicht der richtige Weg 
ist. 

Ich habe auch kurz die altersbedingten Abgänge 
angesprochen und da stehen wir in den kommen-
den Jahren tatsächlich vor Herausforderungen. Die 
Zahl der Abgänge wird sich auf bis zu 153 Kolle-
ginnen und Kollegen der Polizeien in Bremen und 
Bremerhaven im Jahr 2023 entwickeln. Diesen As-
pekt wollte ich nicht unerwähnt lassen, weil der, 
glaube ich, auch wichtig ist zu verstehen, warum es 
trotz der erhöhten Ausbildungskapazitäten ein 
langsamer Prozess ist und kein – wie hat Herr 
Janßen es gesagt –, kein Raketensprung oder so 
war, glaube ich, die Formulierung. Denn die stei-
genden Abgänge in den kommenden Jahren sind 
natürlich auch ein Grund für die angesprochene 
Tatsache, dass wir bei der Erreichung der Zielzah-
len keine zeitlichen Luftschlösser bauen, sondern 
offen, ehrlich und pragmatisch an der Erreichung 
der uns selbst gegebenen Zielzahlen arbeiten. 

Ich möchte auch noch kurz auf die von uns allen so 
geschätzten Kotaktpolizisten zu sprechen kommen. 
Hier weiß ich aus meinem Heimatstadtteil nur allzu 
gut, wie insbesondere die Beiräte hinschauen und 
auf die Besetzung aller Kontaktpolizistenstellen in 
ihrem Beitrat drängen. Und natürlich finden auch 
wir als SPD-Fraktion es suboptimal, wenn wir bei-
spielsweise in der Vahr aber auch in der Innenstadt 



Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 20. Wahlperiode – 21. Sitzung am 27.01.2021 und 28.01.2021 2745 

über den Zeitraum eines ganzen Jahres nur einen 
Bruchteil der Kontaktpolizistenstellen besetzen 
konnten. Ich bin deswegen sehr froh, dass es uns 
auch hier wieder gelungen ist, im letzten Jahr 98 
von 100 Kontaktpolizistenstellen in Bremen auf die 
Straße zu bringen und auch in Bremerhaven halten 
wir an der Zielzahl von 14 Kontaktpolizistenstellen 
fest. Das ist gut für die Stadtteile, das ist gut für die 
Menschen in den Stadtteilen und das ist auch gut 
für das Image der Polizei. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Also, zusammenfassend: Wir haben ein klares im 
Koalitionsvertrag vereinbartes Ziel, perspektivisch 
2 900 Vollzeitstellen für die Polizei Bremen, 
520 Vollzeitstellen für die Ortspolizeibehörde Bre-
merhaven. Wir werden weiterhin eine qualitativ 
hochwertige Ausbildung für unsere Polizistinnen 
und Polizisten garantieren, sowohl inhaltlich als 
auch räumlich. Hierzu wird es – da bin ich mir si-
cher – auch zu gegebener Zeit sicherlich noch die 
Möglichkeit zur Debatte geben. Wir werden die Si-
tuation bei den Überstunden im Blick behalten und 
Lösungen anstreben im Sinne der Polizistinnen und 
Polizisten. Bremen und Bremerhaven sind sichere 
Städte, wegen unserer Polizei. So soll es bleiben, 
das ist der Mittelpunkt unserer Politik, das werden 
wir fortsetzen, die Polizistinnen und Polizisten ste-
hen stets im Blick. – Ich danke für die Aufmerksam-
keit und bleiben Sie gesund! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächster Red-
ner hat das Wort der Abgeordnete Nelson Janßen. 

Abgeordneter Nelson Janßen (DIE LINKE): Sehr 
geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Da-
men und Herren! Es gibt noch zwei Punkte anzu-
sprechen, die ich eben in den ersten fünf Minuten 
nicht mehr ansprechen konnte! Einmal möchte ich 
etwas zur Überstundenlast bei der Polizei sagen, 
die ja auch hier noch einmal thematisiert und auch 
in diesen Tagen in der Presse aufgegriffen wurde. 
Mit knapp 390 000 angehäuften Überstunden in 
Bremen und 45 000 in Bremerhaven ist der Stand 
noch einmal angewachsen, und das kann nieman-
den von uns zufriedenstellen. Das ist vollkommen 
richtig, und es bleibt nach wie vor erklärtes Ziel, 
hier in den Abbau einzusteigen. 

Es ist auch klar, dass die hohe Belastung im ver-
gangenen Jahr teils mit Sicherheit durch Corona zu 
begründen ist, wir aber auch feststellen müssen, 
dass wir dafür im Rahmen des Bremen-Fonds nicht 

unerhebliche Mittel zur Verfügung gestellt haben. 
Insgesamt sind der Polizei 760 000 Euro an zusätz-
lichen Mitteln zur Verfügung gestellt worden, und 
ich glaube, hier muss man auch anerkennen, dass 
der Senat hier die Spielräume genutzt hat, um eine 
Entlastung in einem entsprechenden Rahmen in 
die Wege zu leiten. 

Frage 15 – und das ist ja die Frage, die auf das Po-
lizeigesetz abzielt – möchte ich auch einmal noch 
kurz adressieren. Die Unterstellung, die die CDU 
hier eigentlich schon seit Monaten vor sich her-
treibt und die FDP auch, ist, dass dieses neue Pol-
zeigesetz so kompliziert und so ärgerlich ist, dass 
man jetzt auch noch 40 bis 60 Stellen braucht – das 
hatten Sie eben einmal so über den Daumen ge-
peilt in den Raum gestellt – und dass das hier ein-
fach nur Mehrarbeit machen würde. 

Zunächst würde ich eingangs sagen, wir sind nach 
wie vor überzeugt von diesem modernen, bürger-
nahen und transparent gestalteten Polizeigesetz, 
und wir sind auch überzeugt davon, dass wir mit 
diesem Polizeigesetz Ansprüche, die schon lange 
gesellschaftlich formuliert sind, auch umsetzen und 
in einem Polizeirecht festschreiben. Und ich 
möchte auch noch einmal darauf hinweisen, dass 
sehr viele der Regelungen, bei denen Sie jetzt in 
Aussicht stellen, dass sie so viel Mehrarbeit ma-
chen würden, europäische Rahmensetzungen 
durch die JI-Richtlinie sind. 

Wir haben uns dann einmal die Mühe gemacht, in 
anderen Bundesländern anzufragen, weil zumin-
dest diesen Teil der JI-Richtlinie ja alle Bundeslän-
der in ihren eigenen Polizeigesetzen abbilden müs-
sen, und raten Sie einmal, wie viele Mehrstellen die 
Länder Thüringen, Berlin, aber auch Brandenburg 
eigentlich angemeldet haben, um die JI-Richtlinie 
umzusetzen? Ich hör nichts! Stimmt! Sie haben 
auch keine zusätzlichen Stellen dafür gebraucht, 
um diese neue Datenschutzrichtlinie in ihren Per-
sonalkörpern umzusetzen. 

(Abgeordneter Marco Lübke [CDU]: Schlecht ge-
rechnet!) 

Ich bin mir sicher, es wird im gewissen Rahmen 
mehr Herausforderungen geben, aber tun Sie nicht 
so, als ob das hier völlig unverhältnismäßige neue 
Anforderungen sind! Andere Bundesländer haben 
es auch hinbekommen, und wir werden es auch 
schaffen. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen – 
Abgeordneter Dr. Thomas vom Bruch [CDU]: Wir 
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werden darauf zurückkommen! – Zurufe Abgeord-
neter Marco Lübke [CDU]) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächste Red-
nerin hat das Wort die Abgeordnete Birgit Berg-
mann. 

Abgeordnete Birgit Bergmann (FDP): Sehr geehrte 
Frau Präsidentin, da ich noch etwas Redezeit habe, 
möchte ich gern zum einen auf das eingehen, was 
der Kollege von den LINKEN gesagt hat. War das 
jetzt die Ansage, dass das alles gestemmt werden 
soll ohne weiteres Personal, das mit dem Polizeige-
setz kommt? Das wäre eine ziemliche Ansage, 
denke ich, für alle, die zuhören. 

Das, was wir kritisiert haben, war keine Zahl, son-
dern die Tatsache, dass es nicht parallel zur Erar-
beitung der Polizeinovelle bemessen und benannt 
wurde. Dazu stehen wir auch weiterhin. 

Und zum Kollegen Lenkeit, wenn Sie eine Abschät-
zung machen, warum Leute, die jetzt nicht durch-
gefallen sind, sondern die Polizeiausbildung abbre-
chen, an was das gelegen haben könnte, dann 
stelle ich einmal ein zweites Argument daneben. Es 
könnte auch sein, dass die aufgrund der zuneh-
menden polizeifeindlichen Gesamtatmosphäre in 
dieser Stadt abgebrochen haben. 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Entschuldigen 
Sie bitte, Frau Bergmann! Herr Lenkeit, Sie sind 
gerade direkt angesprochen worden von der Kolle-
gin. Ich fände es fair, wenn Sie ihr dann auch zuhö-
ren. – Fahren Sie bitte fort, Frau Bergmann! 

(Beifall FDP) 

Abgeordnete Birgit Bergmann (FDP): Ich sage es 
Ihnen gern noch einmal, dass Herr Lenkeit mit zu-
hören kann. Es könnte sein, dass Polizeibewerber 
deswegen ihre Ausbildung abgebrochen haben 
aufgrund der zunehmenden polizeifeindlichen Ge-
samtatmosphäre in dieser Stadt und dass die ein-
fach keine Lust mehr hatten, ihren Traumberuf 
auszuüben, als sie dann im Kontext der Ausbildung 
gemerkt haben, was das bedeutet und was das für 
einen Gegenwind gibt in dieser Stadt. 

(Abgeordneter Kevin Lenkeit [SPD]: Dafür sollte 
ich mein Gespräch unterbrechen?) 

Das möchte ich einfach noch ergänzen. – Vielen 
Dank! 

(Beifall FDP, CDU) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Herr Lenkeit, es 
steht Ihnen frei, eine Kurzintervention zu machen 
oder eine Zwischenfrage zu stellen, aber die An-
weisungen des Präsidiums sind so hinzunehmen. 
Als nächster Redner hat der Abgeordnete Mustafa 
Öztürk das Wort. 

Abgeordneter Mustafa Öztürk (Bündnis 90/Die 
Grünen): Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Frau Bergmann, ich finde es unerträg-
lich, dass Sie immer wieder die Gelegenheit nutzen 
und den Menschen da draußen, die uns auch zuhö-
ren, hier etwas quasi mit auf den Weg geben, was 
überhaupt nicht stimmt. Sie unterstellen uns stän-
dig, wir hätten eine polizeifeindliche Stimmung. 
Die haben wir nicht und die haben wir noch nie ge-
habt. Ich bitte Sie, sich davon zu distanzieren! 

(Abgeordneter Dr. Thomas vom Bruch [CDU]: 
Nein!) 

Hören Sie auf damit, weil das schlichtweg eine 
Lüge ist – und das sage ich jetzt auch so in dem 
Sinne, meine Damen und Herren! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD – Abgeordne-
ter Marco Lübke [CDU]: Was habe ich denn ge-
sagt?) 

Kollege Lübke, Sie hatten ja eben einiges zu den 
Zahlen gesagt. Die Antworten des Senats auf Ihre 
Anfrage waren doch eindeutig und ich frage mich 
die ganze Zeit: Warum muss man die Gelegenheit 
nutzen, wenn man so gute Fragen an den Senat 
stellt und der Senat diese Fragen so gut und aus-
führlich beantwortet, an der Stelle – gleich, sofort, 
ja? – die Interpretation mit hineinzuspielen, anstatt 
die Fakten so zu nehmen wie sie sind. Aber dazu 
komme ich gleich gern. 

(Abgeordnete Birgit Bergmann [FDP] meldet sich 
zu einer Zwischenfrage. – Glocke) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Frau Bergmann, 
haben Sie eine Zwischenfrage? Ach, eine Kurzin-
tervention. Nein, das geht, wenn Herr Öztürk fertig 
ist, dann können Sie eine Kurzintervention ma-
chen. 

Abgeordneter Mustafa Öztürk (Bündnis 90/Die 
Grünen): Danke schön, Frau Präsidentin! Auf die 
Frage 8, da hatten Sie ja gefragt, wie das mit den 
Einstellungszahlen ist, diese Antwort empfehle ich 
jedem, der sich einmal mit dieser Anfrage beschäf-
tigen möchte, noch einmal durchzulesen. Es ist 
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doch eine wirklich erfreulich ambitionierte Ant-
wort. Aus der geht doch hervor, dass in 2020 200 
Anwärter*innen eingestellt wurden, verteilt auf 
125 zum Oktober 2020 und 75 werden zu April 2021 
eingestellt. Weiterhin sind für 2021 ebenfalls 200 
Einstellungen geplant, verteilt auf mindestens 125 
zum 1. Oktober dieses Jahres und voraussichtlich 
75 zum 1. April 2022, und dann geht es von 2022 
bis 2024 noch weiter. Wir arbeiten doch unermüd-
lich daran und wir achten doch als Koalition exakt 
darauf, dass der Senat in seinen Planungen genau 
im Auge behält, wie die Abgänge sind und wie die 
Einstellungsjahrgänge an der Stelle bewertet wer-
den müssen. 

Ich will das noch einmal kurz zusammenfassend sa-
gen, weil ich das Gefühl habe, dass da auch eine 
Böswilligkeit herrscht – gerade bei der FDP –, uns 
immer wieder missverstehen zu wollen. Wir müs-
sen auf die Rahmenbedingungen achten, wir kön-
nen nicht einfach Polizeianwärter*innenstellen 
ausschreiben und die Leute animieren, sich bei uns 
zu bewerben, wenn die Hochschule für öffentliche 
Verwaltung aus den Nähten platzt und wir diese 
Kapazitätsprobleme nicht lösen können. Wir kön-
nen diese Leute nicht in kleine Räume sperren und 
sagen, ihr macht jetzt hier eure Ausbildung, dann 
verbringt ihr noch einmal Zeit auf der Straße. Man 
braucht die ganze Ausstattung, die dazugehört, an-
gefangen von der Schutzausrüstung, von den Fahr-
zeugen, dem Platz auf den Revieren und eben dem 
Platz an der Hochschule, denn dort sollen diese 
jungen Menschen mit exzellenten Rahmenbedin-
gungen studieren, wenn sie sich schon einmal für 
den Polizeiberuf entscheiden, meine Damen und 
Herren! 

Deswegen weise ich noch einmal darauf hin, diese 
Unterstellung, wir wären hier polizeifeindlich, trifft 
überhaupt nicht zu. Seit Jahren haben wir diese 
Zahlen immer weiter erhöht, trotz der Delle, die uns 
damals insbesondere die CDU hinterlassen hat. 
Das auszubügeln ist kein Spaziergang, meine Da-
men und Herren, und wir gehen verantwortungs-
voll mit den Finanzen um, bei all den Herausforde-
rungen, die uns erwarten, sparen wir nicht an un-
serer Polizei, sondern investieren hier weiter Geld 
in die gesamte Ausstattung. Schauen Sie sich doch 
die anderen Bundesländer an, wie die mit ihrer Po-
lizei umgehen, im Größenverhältnis stehen wir in 
Bremen noch relativ gut da. – Vielen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Als nächste Red-
nerin erhält das Wort zu einer Kurzintervention die 
Abgeordnete Birgit Bergmann. – Sie haben 90 Se-
kunden. 

Abgeordnete Birgit Bergmann (FDP): Ich bin in der 
Opposition in Bremen und nicht in irgendeinem an-
deren Bundesland. Dieses rhetorische Pingpong ist 
unerträglich angesichts der Themen, über die wir 
sprechen. Was ich vorhin gesagt habe, war, wenn 
der Kollege Lenkeit eine bestimmte Begründung, 
warum Bewerber möglicherweise abspringen – –, 
dass ich eine andere Begründung daneben stelle 
und diese zweite Begründung, die ich hypothetisch 
daneben gestellt habe, war die polizeifeindliche 
Haltung in dieser Stadt, die man übrigens auch an 
den Wänden, was gesprayt ist, was gepostet wird 
und so weiter sehen kann. Aufgrund dessen, einer 
hypothetischen Begründung, hier vorgeworfen zu 
bekommen, zu lügen, finde ich jenseits aller Dis-
kussion. Hätte ich eigentlich auch vom Podium er-
wartet, das geht nicht. Also, das ist schon von der 
Art der Aussage gar nicht etwas, was man als Lüge 
bezichtigen kann. 

(Beifall FDP) 

Im Übrigen bin ich tatsächlich der Meinung, dass 
es eine polizeifeindliche Haltung in dieser Stadt 
gibt und dass es ein Grund sein kann, deswegen 
die Ausbildung im Polizeiberuf abzubrechen, weil 
mancher einfach sagt, das möchte er sich nicht an-
tun. Das halte ich tatsächlich für eine Option. – Vie-
len Dank! 

(Beifall FDP) 

Vizepräsidentin Antje Grotheer: Herr Lenkeit, Sie 
sind direkt angesprochen worden, möchten sie auf 
die Kurzintervention erwidern? – Nein. Weitere 
Wortmeldungen liegen aus dem Parlament nicht 
vor. Deswegen hat als nächster Redner das Wort 
Senator Ulrich Mäurer. 

Senator Ulrich Mäurer: Frau Präsidentin, meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Gestatten Sie 
mir vielleicht doch etwas weiter auszuholen und ei-
nige Dinge klarzustellen, wenn man sich die Ge-
schichte der Polizeientwicklung in Bremen und 
Bremerhaven anschaut. 

Ich habe die Erfahrung gemacht, dass wir in ver-
schiedenen Zeiten gelebt haben und die erste 
Phase endet für mich im Jahr 2016. 2016 war für 
uns das Jahr der Wende, denn wir haben in den 
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Jahren zuvor darunter gelitten, dass unsere Finan-
zen nicht ausgereicht haben. Ich erinnere mich 
noch sehr gut daran, dass es unter dem Präsidenten 
des Senats Dr. Carsten Sieling gelungen ist, den 
Länderfinanzausgleich neu zu regeln, mit der Per-
spektive, dass wir seit dem Jahr 2020 fast eine 
halbe Milliarde Euro zusätzlich zur Verfügung ha-
ben. Das war für mich die Erfahrung und der große 
Schritt nach vorn, weil wir alle gemeinsam natür-
lich viele Jahre hinter uns haben, die schwierig wa-
ren. 

Wenn man einmal den Blick öffnet, über unsere 
Landesgrenzen hinaus, da sieht man sehr eindeu-
tig, dass die Entwicklung der Polizeien des Bundes 
und der Länder gewissen Gesetzmäßigkeiten un-
terliegt. Diese Gesetzmäßigkeiten haben wenig mit 
der politischen Einstellung der jeweiligen Akteure 
zu tun. Das meiste Personal wurde bis zum Jahr 
2017 in den sozialdemokratischen Ländern einge-
stellt: Rheinland-Pfalz, Niedersachsen, Hamburg. 
Teilweise haben die ihr Personal bis zu zehn Pro-
zent aufgestockt und es gibt andere Bundesländer, 
das gilt insbesondere für die neuen Bundesländer, 
die haben ihr Personal massiv reduziert, das gilt für 
Thüringen, das gilt für Sachsen-Anhalt, die teil-
weise bis zu 35 Prozent ihres Personals abgebaut 
haben. Auch das gehört mit zur Geschichte. 

Wir standen in der Mitte, wir das Land, das als 
Haushaltsnotlageland eingestuft war, auf der 
Ebene mit dem Saarland und wir haben in den Jah-
ren bis 2017 ungefähr drei Prozent des Personals 
abgebaut. Das ist die Realität. Wir haben dann ab 
dem Jahr 2016 diesen Kurs ändern können, weil 
wir zusätzliches Geld im Haushalt hatten und seit-
dem hat sich diese Entwicklung deutlich verändert. 

Wir haben kontinuierliche Einstellungen gehabt, 
die ganzen Jahre über, wir haben regelmäßig 200 
Anwärterinnen und Anwärter jedes Jahr begrüßt, 
mit der Perspektive, dass davon 165 in Bremen ver-
bleiben und 35 Bremerhaven unterstützen. Vor die-
sem Hintergrund haben wir dann gesagt: 520 für 
Bremerhaven und 2 900 für Bremen, das ist unsere 
Zielzahl, auf die wir hinarbeiten. 

(Beifall SPD) 

Es wäre so schön, wenn man einfach nur 200 jedes 
Jahr einstellen müsste, um dieses Ziel zu erreichen, 
aber wir haben immer gewusst, dass wir jedes Jahr 
fast 100 Kolleginnen und Kollegen in Bremen ver-
lieren, weil sie in den Ruhestand gehen. Insofern 
sind zusätzliche Maßnahmen notwendig, um diese 
Zielzahlen in die Realität umzusetzen. 

Wir haben jetzt eine Situation, dass wir einiges ge-
tan haben, um die Möglichkeiten der Einstellungen 
zu verbessern. Wir haben zum ersten Mal zwei Ein-
gangstermine für den Ausbildungsbeginn entwi-
ckelt. 

(Präsident Frank Imhoff übernimmt wieder den 
Vorsitz.) 

Das eröffnet der Hochschule deutlich bessere Per-
spektiven, was die Organisation der Ausbildung 
angeht und wie gesagt, wir sind damit auch in der 
Lage, perspektivisch immer 600 Studierende 
gleichzeitig auszubilden. Das ist ein wesentlicher 
Schritt und in der Finanzplanung der nächsten 
Jahre können wir davon ausgehen, dass diese 200 
auch definitiv kommen werden. 

Wir haben natürlich das Problem, dass die Nach-
frage bundesweit deutlich angestiegen ist. Wir ha-
ben veränderte Rahmenbedingungen und es gibt 
natürlich auch Bewerber und Bewerberinnen, die 
sich dann entschließen dahin zu gehen, wo sie im-
mer hinwollten. Das führt dazu, dass wir heute 
auch eine etwas größere Quote von Polizeibeamten 
haben, die ihre Ausbildung hier nicht abschließen, 
sondern dann lieber in das Bundesland wechseln, 
wo sie möglicherweise von Anfang an hinwollten. 
Das macht die Sache nicht leichter, aber es ist völlig 
klar, wir werden diese Zielsetzung unbeirrt weiter-
verfolgen. Wenn wir aber mehr machen wollen – –
. 

(Beifall SPD – Glocke) 

Präsident Frank Imhoff: Herr Senator, würden Sie 
eine Zwischenfrage der Abgeordneten Dogan zu-
lassen? 

Senator Ulrich Mäurer: Sehr gern! 

Präsident Frank Imhoff: Bitte schön, Frau Kollegin! 

Abgeordnete Sülmez Dogan (Bündnis 90/Die Grü-
nen): Herr Senator Mäurer, Sie haben eben die 
Zielzahlen richtig dargestellt. Mir ist bei der Ant-
wort aufgefallen, vielleicht erläutern Sie auch das 
noch einmal, dass bezüglich der Zielzahlen für Bre-
men in Höhe von 2 900, die nach der Hochrech-
nung erst im Jahr 2025 erreicht werden sollen, ge-
sagt worden ist, dass der Senat, das steht da so im 
Wortlaut, prüft, ob und mit welchen Maßnahmen 
die Beschäftigung von 2 900 Vollzeitkräften früher 
erreicht werden kann. Mir ist natürlich auch als 
Bremerhavener Abgeordnete aufgefallen, Herr Se-
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nator, dass das, bei der Frage bezüglich der Ziel-
zahl von 520, darin so nicht stand. Können Sie das 
näher erläutern? Ich gehe davon aus, dass der Se-
nat nicht nur die Zielzahl für Bremen, sondern auch 
für Bremerhaven prüfen wird, mit welchen Maß-
nahmen diese Zielzahl früher erreicht werden 
kann? 

Senator Ulrich Mäurer: Sehr gern. Es ist natürlich 
völlig klar, wenn wir die Zielzahl von 200, die jähr-
liche Einstellungsquote nach oben korrigieren, be-
kommt Bremerhaven natürlich auch schneller mehr 
Personal. 

Es gibt Möglichkeiten, die wir ausgelotet haben. 
Wir könnten zum Beispiel mit Niedersachsen ko-
operieren. Es wäre denkbar, dass wir jedes Jahr ei-
nen Lehrgang in der Stärke von etwa 25 dann in 
Niedersachsen in die Ausbildung bringen. Das ist 
eine Variante. Wir können natürlich auch darüber 
nachdenken, zusätzliches Personal einzustellen, 
weil, das ist völlig klar, allein mit den jetzigen Aus-
bildungszahlen wird es zeitlich noch dauern, bis 
wir am Ziel sind. 

Wir haben nie gesagt, dass wir definitiv in dieser 
Legislaturperiode diese Zielzahlen erreichen, aber 
die weitere Entwicklung steht und fällt mit der 
Haushaltsentwicklung der nächsten Jahre. Da sind 
die Stellschrauben, wo man entscheiden muss, ob 
man zum Beispiel noch einen ersten Jahrgang in 
Niedersachsen auflegen kann; man könnte im 
nächsten Jahr das Gleiche wiederholen. Das sind 
alles Möglichkeiten die wir haben. 

Aber wir haben bisher das Thema Corona über-
haupt nicht thematisiert und in dieser Bürgerschaft 
habe ich den Eindruck, man denkt jedenfalls noch 
nicht an die Folgen, an das, was auf uns zukommt, 
dass wir extreme Einnahmeverluste haben bei den 
Steuern, dass wir darüber diskutieren müssen, was 
der Chef des Kanzleramtes jetzt auch in die Diskus-
sion gebracht hat, wie sieht das aus mit unserer 
Schuldenbremse? Wie kann man das alles unter ei-
nen Hut bringen? 

Wir haben jetzt Haushaltsberatungen vor uns und 
ich sage – gut, ich kenne schon einige Beratungen 
–, aber das wird extrem schwierig, weil wir nach 
dieser kurzen Phase der finanziellen Erholung – 
wie gesagt, die Zäsur beginnt erst im Jahr 2017, seit 
dem wachsen wir langsam auf –, gerade einmal 
fünf Jahre hinter uns haben, in denen wir uns daran 
gewöhnt haben, dass dies kontinuierlich immer so 
weiter geht und dann kommt schon wieder dieser 
Einbruch. Ich wage die Prognose, dass viele Dinge, 

die wir uns gewünscht haben, die wir in den Koali-
tionsvereinbarungen auch beschlossen haben, 
schwierig werden. 

Ich kann mir nicht vorstellen, wie man unter diesen 
Rahmenbedingungen sagen kann, alles wird eins 
zu eins, wie wir uns das erträumt haben, fortge-
setzt, sondern wir müssen die Realität sehen. Wir 
werden extreme Probleme haben, weil uns die Ein-
nahmen wegbrechen auf der einen Seite und wir 
extreme Ausgaben auf der anderen Seite haben, 
die wir irgendwann auch wieder finanzieren müs-
sen. Insofern nehme ich da so ein bisschen die Be-
geisterung heraus. 

Es wird schwierig werden, aber wir werden alles 
tun, um diese Zielsetzung kontinuierlich weiter zu 
verfolgen, wir dürfen diesen Fehler nicht noch ein-
mal machen beziehungsweise es war kein Fehler, 
sondern wir haben einfach auf unsere extreme 
Haushaltsnotlage reagiert, aber es war schwierig. 
Es hat uns auch große Probleme bereitet, deswegen 
hoffe ich auch, dass wir es unter diesen veränder-
ten Rahmenbedingungen schaffen, das Personal so 
zu entwickeln, wie wir es in Bremen und Bremer-
haven brauchen. – Schönen Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Präsident Frank Imhoff: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Die Aussprache ist geschlossen. 

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Antwort 
des Senats mit der Drucksachen-Nummer 20/699 
auf die Große Anfrage der Fraktion der CDU 
Kenntnis. 

Erschwerniszulage für Bremer Verfassungsschüt-
zer einführen!  
Antrag der Fraktion der FDP  
vom 2. November 2020  
(Drucksache 20/680) 

Dazu als Vertreterin des Senats Staatsrätin Silke 
Krebs. 

Die Beratung ist eröffnet. 

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete 
Birgit Bergmann. 

Abgeordnete Birgit Bergmann (FDP): Sehr geehr-
ter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/699
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/680
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Ich dachte eigentlich, der Innensenator wäre ein-
fach gleich für das nächste Thema dageblieben, 
aber wir machen dann eine schwäbisch-badische 
Eröffnung! Wir Freien Demokraten legen Ihnen 
heute einen Antrag vor, mit dem eine Ungerechtig-
keit ausgeglichen werden soll. Wir wollen, dass von 
nun an auch Beamtinnen und Beamten des Landes-
amtes für Verfassungsschutz eine Erschwerniszu-
lage gewährt wird. 

Wir sehen im Vergleich zur Polizei eine Ungleich-
behandlung, die für uns nicht nachvollziehbar und 
deswegen auch nicht gerecht ist, und das begründe 
ich gern wie folgt: Die Observationskräfte des Ver-
fassungsschutzes verrichten ihren Dienst rund um 
die Uhr und ohne geregelten Dienstplan, ihre Auf-
gabe ist es, Personen nach Anweisung zu beobach-
ten. Es besteht also zwischen der Tätigkeit der Ob-
servationskräfte des Landesamtes für Verfassungs-
schutz und der Tätigkeit des Mobilen Einsatzkom-
mandos, MEK, der Polizei kein grundlegender Un-
terschied. Sie unterscheiden sich dadurch, dass die 
Polizeibeamten bewaffnet sind und sich bei Entde-
ckung und Angriffen verteidigen können, die Be-
amten des Verfassungsschutzes aber nicht. 

Aber auch die Observationskräfte gehen analog zu 
den MEK-Kräften einer gefahrengeneigten Tätig-
keit im Wechselschichtdienst nach. Die potenzielle 
Gefährdung von Observationskräften des Landes-
amtes ist mindestens so hoch zu bewerten, ihre 
Zielpersonen haben öfter Verbindungen zu terro-
ristischen Gruppierungen, und somit ist auch von 
einer niedrigen Hemmschwelle bei der Anwen-
dung von Gewalt auszugehen. Daher ist die Ver-
weigerung einer Erschwerniszulage für die Obser-
vationskräfte analog zu denen des MEK nicht zu 
rechtfertigen. 

(Beifall FDP) 

Schauen wir nach Niedersachsen, so stellen wir 
fest, dass die niedersächsischen Kolleginnen und 
Kollegen beim Landesverfassungsschutz bereits 
seit mehr als einem Jahr eine Erschwerniszulage 
gewährt bekommen. Für uns Freien Demokraten 
ist es eine Frage der Wertschätzung gegenüber un-
seren Beamtinnen und Beamten, jetzt in Bremen 
mit einer fairen Besoldung nachzuziehen. Es ist 
nicht stimmig, und es ist auch nicht richtig, wenn 
Beamtinnen und Beamte in dem uns umschließen-
den Nachbarland bei gleicher Tätigkeit besser be-
soldet werden. Ja, wir wissen, es gibt durchaus 
auch Unterschiede zwischen Niedersachsen und 
Bremen, die manchmal auch eine unterschiedliche 

Besoldung rechtfertigen, aber in dieser Sache kön-
nen wir einen solchen Rechtfertigungsgrund nicht 
erkennen, und deswegen müssen wir hier nachbes-
sern. 

Eine solche Angleichung kommt übrigens unserem 
Land zugute, gerade, wenn es darum geht, auch 
geeignete Bewerber für den Polizeidienst und da-
mit auch für den Verfassungsschutz zu finden. Wir 
stehen da, auch wenn die Bewerberlage im Mo-
ment gut ist, immer auch mit den anderen Bundes-
ländern im Wettbewerb, und im Zweifel auch mit 
der Wirtschaft. Daher freuen wir uns im Interesse 
unserer Polizei, wenn Sie unseren Antrag unter-
stützen und Ihre Zustimmung geben. – Vielen 
Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 

(Beifall FDP) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Dr. Thomas vom Bruch. 

Abgeordneter Dr. Thomas vom Bruch (CDU): Herr 
Präsident, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren, liebe Frau Bergmann! Ich will nicht verhehlen, 
dass ich mich mit Ihrem vorliegenden Antrag etwas 
schwergetan habe. Es geht um eine sehr spezielle 
Gruppe von Angehörigen des Landesamtes für 
Verfassungsschutz, für die Sie eine Zulage erwir-
ken wollen. Das heißt nicht automatisch, dass Ihr 
Anliegen von vornherein unberechtigt wäre, es 
zeigt aber, dass Sie die Systematik des Besoldungs-
rechtes – und darunter subsumiere ich auch einmal 
die Frage der Gewährung von Zulagen – nicht so 
vollständig verinnerlicht haben. Es ist für uns 
schlicht unmöglich, hier eine solche Entscheidung 
gleichsam so eben einmal „bye the way“ zu treffen, 
ohne nicht eine Vielzahl von Folgefragen zu provo-
zieren und potenziell weitere Ungerechtigkeiten zu 
riskieren. Hier im Hause eingebracht, ohne diffe-
renzierte Vorbereitung und Erörterung ist eine Zu-
stimmung so aus unserer Sicht nicht möglich, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall CDU) 

Ich erinnere mich noch sehr gut an die Debatte um 
die Höhergruppierung der Grundschullehrer auf 
A 13. Zugegeben eine Höhergruppierung und 
keine Zulage, aber der gleichen Systematik fol-
gend. Eine monatelange Diskussion mit vielen Fra-
gen in vielen Runden und Gremien erörtert. Fragen 
übrigens, bei denen man sich leicht dem kompli-
zierten Geflecht unterschiedlicher Rechtsgrundla-
gen zum Besoldungsrecht – und da zähle ich die 
Frage von Zulagen einmal dazu – verheddern 
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kann, wie ja auch Ihre zwischenzeitliche Neufas-
sung der Initiative zeigt. 

Fragen wie: Wie stellt sich die Bezahlung insge-
samt im überregionalen Vergleich dar, wenn man 
alle Bestandteile berücksichtigt und gerecht ge-
wichtet? Welche Erkenntnisse ergibt ein Vergleich 
im Bundesmaßstab und eben nicht nur mit Blick auf 
Niedersachsen, wenn die Behörde, wie beim Ver-
fassungsschutz der Fall, in allen Bundesländern 
und im Bund präsent ist? Wie wird dem sogenann-
ten Abstandsgebot angemessen Rechnung getra-
gen? Wie ordnet sich eine Höhergruppierung oder 
Zulage in das Gesamtgefüge der Besoldung hier in 
Bremen ein? Wie bewertet man eine Bezahlung 
ausgewogen sowohl unter Attraktivitäts- als auch 
unter Gerechtigkeitsgesichtspunkten? Sind die 
Mittel im Haushalt vorhanden? Alles Fragen, die 
sie in Ihrer Initiative ziemlich schlank unberück-
sichtigt lassen und das geht so nicht, meine Damen 
und Herren. 

Dennoch wird, wenn auch anhand eines Einzel-
falls, eine berechtigte Frage zumindest indirekt 
und vielleicht ungewollt berührt. Nämlich die, wie 
es mit der Attraktivität- und Konkurrenzfähigkeit 
des bremischen öffentlichen Dienstes insgesamt 
bestellt ist, wo die Besoldung nicht der einzige, 
aber natürlich auch ein wesentlicher Aspekt ist. 
Gerade ein kleines Land muss hier immer wieder 
den überregionalen Vergleich zu Bund und Län-
dern suchen, aber auch den Blick auf Arbeitsmarkt-
konkurrenten im Allgemeinen und außerhalb des 
öffentlichen Dienstes werfen. Ein attraktiver öffent-
licher Dienst wird im Ergebnis auch immer ein leis-
tungsfähiger öffentlicher Dienst sein und das gilt 
übrigens auch umgekehrt. 

Und eine solche Gesamtschau unserer Strukturen, 
unserer Arbeitsbedingungen, unserer Förderungs-
möglichkeiten und unserer Besoldung auch im 
Vergleich zu anderen, den würde ich mir schon et-
was offensiver wünschen. Dazu gehört auch ein 
Durchforsten des ziemlich unübersichtlichen Zula-
gensystems. Vielleicht brauchen wir hier ähnliches, 
wie der Bund es gemacht hat, der dies im Jahr 2019 
in einem zugegeben sperrig bezeichneten, aber 
sehr beachtenswerten Besoldungsstrukturenmo-
dernisierungsgesetz zusammengefasst hat. Hier 
brauchen wir natürlich zunächst eine entspre-
chende Evaluation und Bewertung. Denn eins muss 
auch klar sein, ein abhängen von einer sehr dyna-
mischen Entwicklung um uns herum, können wir 
uns auch und als kleines Bundesland erst recht 
nicht leisten. Das ist nicht nur mit Blick auf das Lan-

desamt für Verfassungsschutz eine Sicherheits-
frage, es ist eine Standortfrage und es ist eine Ge-
rechtigkeitsfrage insgesamt, meine Damen und 
Herren. 

Zum Abschluss lassen Sie mich sagen, angemes-
sene Bezahlung hat auch immer etwas mit Wert-
schätzung zu tun. Dies haben insbesondere die ver-
dient, die täglich für unsere Sicherheit eintreten 
und das gegebenenfalls unter besonderen Belas-
tungen und schwierigen Bedingungen. Das ver-
kennen wir hier keinesfalls und ich füge ausdrück-
lich hinzu, ob man Gehaltsforderungen innerhalb 
des öffentlichen Dienstes durchsetzen kann, darf 
nicht von einer Behördengröße oder einer besseren 
oder schlechteren Lobby abhängen. Ich hätte mir 
gewünscht, dass wir hier nicht trotz, sondern we-
gen der vielen hier kaum angemessenen zu erör-
terten Fragen diesen Antrag überwiesen hätten. Es 
wäre das richtige Signal an die Betroffenen gewe-
sen, ohne sich abschließend festlegen zu müssen. 
Das wollen Sie seitens der Koalition wohl leider 
nicht und deshalb werden wir uns aus den genann-
ten Gründen insgesamt enthalten. – Herzlichen 
Dank! 

(Beifall CDU) 

Präsident Frank Imhoff: Ja, sehr schön. Doch eine 
Wortmeldung. Als nächster Redner hat das Wort 
der Abgeordnete Björn Fecker. 

Abgeordneter Björn Fecker (Bündnis 90/Die Grü-
nen): Hatten Sie mich übersehen, Herr Präsident? 
Das passiert mir relativ selten. 

(Heiterkeit Bündnis 90/Die Grünen) 

Präsident Frank Imhoff: Also, am besten ist Blick-
kontakt. 

Abgeordneter Björn Fecker (Bündnis 90/Die Grü-
nen): Aber gut, nehme ich erfreut zur Kenntnis, hat 
ja doch gewirkt die letzten Wochen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, sehr ge-
ehrter Herr Präsident! Die Fraktion der FDP setzt 
sich hier an dieser Stelle mit diesem Antrag für den 
Verfassungsschutz beziehungsweise dessen Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter ein. Es ist im Grund-
satz erst einmal ein gutes und wichtiges Signal, 
denn der Verfassungsschutz im Land Bremen ist 
Bestandteil – und ein wichtiger Bestandteil – der Si-
cherheitsarchitektur. Ich lege Wert auf den Hin-
weis, dass ich das auf das Land Bremen beziehe. 
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Denn das ist, glaube ich, den Mitgliedern der par-
lamentarischen Kontrollkommission vollkommen 
klar, dass die Arbeit, die dort im Amt geleistet wird, 
eine herausfordernde ist und die Herausforderun-
gen werden auch nicht weniger. 

Zu den klassischen Themenfeldern kommen nun in 
letzter Zeit auch noch – –. Im Rahmen der 
Coronakrise tauchen allerlei obskure beziehungs-
weise hochgefährliche Personengruppen und Or-
ganisationen auf. Das alles muss bewertet werden, 
das alles muss angesehen und eingeordnet werden. 
In diesem Sinne sage ich auch ganz herzlichen 
Dank, sowohl an den Leiter des Landesamts als 
auch die Innenbehörde. Denn der Austausch in der 
parlamentarischen Kontrollkommission, wir haben 
ja nie die Gelegenheit über diese geheimen ver-
traulichen Sitzungen zu sprechen, aber mindestens 
das will ich jetzt einmal verraten, der Austausch ist 
konstruktiv kritisch und das ist auch eine Wohltat 
sicherlich zu dem, was man aus anderen Landtagen 
hört. 

Der Senat ist sich der Herausforderung bewusst, 
die es in diesem Bereich gibt, und der Aufgabe und 
deswegen hat der Senat auch am 8. Dezember ei-
nen Verordnungsentwurf ins Abstimmungs- bezie-
hungsweise Beteiligungsverfahren mit den Ge-
werkschaften gegeben, um unter anderem die Fra-
gen der Zulagen im Bereich des Landesamtes für 
Verfassungsschutz zu regeln. Ende Februar 2021 
erwartet der Senat dann eine finale Beschlussfas-
sung. Sie kennen das, wenn man diesen Weg mit 
den Gewerkschaften geht, dass man sie erst anhört, 
dann mit ihnen in das Gespräch geht und dann ge-
meinsam den Austausch sucht. Wir halten den Weg 
für zielführender als über einen Parlamentsbe-
schluss in jenes Verfahren einzugreifen, das sich in 
all den Jahren ja als besonders eingeübt bewiesen 
hat, indem das Parlament ohne die Beteiligung der 
Sozialpartner sozusagen mit besserer Weisheit eine 
Entscheidung fällt. Insofern macht es aus unserer 
Sicht Sinn, diesen Weg abzuwarten und das Ergeb-
nis am Ende zu bewerten. 

Die dahinterstehende Diskussion um die Attrakti-
vität des öffentlichen Dienstes, der Kollege Dr. vom 
Bruch ist eben auch schon darauf eingegangen, ist 
eine durchaus spannende Debatte. Ich teile natur-
gemäß Ihre Kritik an der Regierung natürlich nicht, 
Herr Kollege Dr. vom Bruch, denn wir haben im 
Wahlkampf eine sehr spannende Veranstaltung 
gehabt für den Gesamtpersonalrat, wo es um eben 
diese Frage ging. Da ging es um die Frage, wie ist 
es eigentlich mit einer vernünftigen Beschäfti-
gung? Was sind eigentlich die Aspekte, die einen 

öffentlichen Dienst attraktiv machen? Es ist eben, 
das ist da sehr deutlich geworden, nicht ausschließ-
lich die Frage der Bezahlung. Sondern das hat auch 
etwas damit zu tun – –. 

(Abgeordneter Dr. Thomas vom Bruch [CDU): Ge-
nau das habe ich gesagt!) 

Ja, nein, nein, ich habe gesagt, die Kritik am Senat 
teile ich in dieser Frage nicht, weil der Senat natür-
lich schon in vielen dieser Aspekte auch mit klaren 
Vereinbarungen mit dem Gesamtpersonalrat rich-
tige Weichen gestellt hat, in den Bereichen, die sich 
nicht ausschließlich auf das Geld beziehen. Dazu 
gehört natürlich die Frage der Familienfreundlich-
keit, dazu gehört die Frage der Arbeitszeit, dazu 
gehört die Frage der Aufstiegschancen und ich 
glaube, dass wir durchaus zufrieden sein können 
mit dem, was bisher durch die Regierung geleistet 
wurde. 

Ich glaube, dass man natürlich immer darüber 
streiten kann, und da bin ich auch bei Ihnen, im 
Ländervergleich zu schauen, ob es andere Länder 
gibt, die vielleicht auch gute, sogar bessere Lösun-
gen gefunden haben, die noch einmal die Attrakti-
vität steigern. Dieser Debatte würden wir uns auch 
jederzeit stellen. Ich glaube aber, da bin ich bei den 
Kolleginnen und Kollegen der CDU, eine isolierte 
Betrachtung einer einzelnen Zulage in einer einzel-
nen, das ist ja noch nicht einmal eine nachgeord-
nete Behörde, das ist der Bestandteil einer einzel-
nen Abteilung innerhalb der Innenbehörde, halten 
wir hingegen nicht für zielführend und lehnen den 
Antrag deswegen ab. – Herzlichen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Nelson Janßen. 

Abgeordneter Nelson Janßen (DIE LINKE): Sehr 
geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten Da-
men und Herren! Ja, bei einer Diskussion über Zu-
lagen im öffentlichen Dienst kann ich ganz offen 
zugeben, dass mir nicht als erstes das Landesamt 
für Verfassungsschutz einfallen würde. Dennoch 
macht es auch Sinn, hier, wenn es beantragt ist und 
auch durch den Senat ja noch einmal in eine Ab-
stimmung gebracht wurde, das Thema aufzugrei-
fen und dann auch entsprechend zu beantworten. 

Wir sehen, dass es innerhalb des Landesamtes für 
Verfassungsschutz Aufgaben gibt, die besondere 
Erfordernisse mit sich bringen. Das bezieht sich in 
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erster Linie auf die schwere Planbarkeit von Ar-
beitszeiten. Die Beamtinnen und Beamten müssen 
sich darauf einstellen, dass häufig Arbeitszeiten 
erst einen Tag vor Dienstantritt vereinbart werden. 
Es gibt auch Ansprüche, die auf kurzfristige Eins-
ätze zu jeder Tages- und Nachtzeit Bezug nehmen, 
genauso wie die durchgehende Erreichbarkeit 
24 Stunden und auch den Anspruch gegebenen-
falls plötzlich auch das private Umfeld zu verlassen. 

Daher glaube ich schon, dass es eine Berechtigung 
aus beamtenrechtlicher Sicht gibt, sich hier die Pro-
file genau anzuschauen und dann im Rahmen von 
Beteiligungsverfahren zu erörtern, zu schauen wie 
es sich dann im Gesamtgefüge des öffentlichen 
Dienstes einsortiert. Da stimme ich dem Vorredner 
von der CDU, Herrn Dr. vom Bruch, durchaus zu, 
zu sagen, das ist eine Komplexität, die kann man 
nicht auf eine Formel herunterbrechen, weil es für 
viele verschiedene Berufsgruppen selbstverständ-
lich Belastungssituationen gibt, die insgesamt im 
Gefüge auch mit den Personalvertretungen und 
den Beteiligungsgremien sauber abgewogen wer-
den müssen. 

Gleichzeitig glaube ich aber auch, wenn im Rah-
men eines solchen Beteiligungsverfahrens beam-
tenrechtliche Aspekte hinzukommen, dass man 
hier besondere Herausforderungen – ich hatte ja 
eben einige davon skizziert – feststellt, dass man 
auch sehen muss, dass man diesen Belastungen 
auch über eine entsprechende Zulage wird Abhilfe 
leisten können. Ich möchte noch einmal sagen, dass 
ich glaube, wenn man sich insgesamt die Belastun-
gen im öffentlichen Dienst anschaut, dass man mit 
Sicherheit viele andere Bereiche auch wird an-
schauen können. 

Gleichzeitig gibt es vergleichbare Erschwerniszu-
lagen für Beamtinnen und Beamte auch in anderen 
Landesverfassungsschutzbehörden, wie in Schles-
wig-Holstein, Niedersachsen, Mecklenburg-Vor-
pommern, Brandenburg, Hessen, Sachsen-Anhalt, 
Baden-Württemberg und für die Sicherheitsbehör-
den des Bundes. So gesehen wäre es keine gänz-
lich unübliche Auflösung dieser Fragestellung. Ich 
gehe davon aus, dass im Rahmen der jetzt durch 
den Senat eingeleiteten Befassungen, man dann in 
absehbarer Zeit Ergebnisse wird sehen können. 
Das Ganze muss man dann nüchtern bewerten und 
im Gesamtzusammenhang gegebenenfalls verab-
schieden. Wir würden dem jedenfalls nicht aus ir-
gendwelchen – wie Sie möglicherweise unterstel-
len würden – Gründen grundsätzlich entgegentre-
ten, sondern ich glaube schon, dass es hier darum 

geht, auch öffentlich Beschäftigten den ihnen zu-
stehenden Lohn auch im Rahmen von Zulagen ge-
gebenenfalls zu ermöglichen. – Vielen Dank für 
Ihre Aufmerksamkeit! 

(Beifall DIE LINKE) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Kevin Lenkeit. 

Abgeordneter Kevin Lenkeit (SPD): Herr Präsi-
dent! Ich möchte den Beginn meiner Rede nutzen, 
um Ihnen auch zukünftig die volle Unterstützung 
der SPD-Fraktion bei Anträgen des Vorstandes der 
Bürgerschaft zuzusichern. Sie waren gerade leider 
nicht da, sonst hätte ich das eben schon gemacht. 
Wir würden uns natürlich freuen, wenn Sie zukünf-
tig Ihren eigenen Anträgen auch zustimmen, aber 
wie gesagt, wir als SPD-Fraktion stehen hinter 
Ihnen. 

Präsident Frank Imhoff: Herr Lenkeit, ich möchte 
Sie auffordern, zu dem Tagesordnungspunkt 17, 
Erschwerniszulage für Bremer Verfassungsschüt-
zer einführen, zu reden und nicht vergangene De-
batten aufzurufen. – Danke! 

(Beifall CDU, FDP) 

Abgeordneter Kevin Lenkeit (SPD): Jawohl, Herr 
Präsident. So, ich habe mich mit Frau Grotheer 
nicht gestritten, das sehen Sie falsch. Das war ein 
freundschaftliches Necken, ich weiß nicht, wie Sie 
das bei sich in der Fraktion machen. Das hört sich 
komisch an, aber gut. 

Präsident Frank Imhoff: Herr Lenkeit, zur Sache! 

Abgeordneter Kevin Lenkeit (SPD): Da wir uns 
gestern schon mit obsoleten Anträgen der Libera-
len beschäftigen durften, warum nicht noch ein-
mal? Frau Bergmann, es war im Mai letzten Jahres, 
als Sie der Koalition in der Diskussion um die Auf-
nahme von Messerangriffen in die polizeiliche Kri-
minalstatistik vorwarfen, wir würden Anträge ab-
lehnen, weil wir es mehrheitlich könnten, nicht, 
weil wir uns inhaltlich damit auseinandersetzen 
würden. Ich habe Ihnen damals – doch das haben 
Sie – ich habe Ihnen damals entgegnet, dass wir 
den Antrag ablehnen, weil es zu diesem Zeitpunkt 
bereits bundeseinheitlich und somit auch bei uns 
hier in Bremen geschah. Damals galt erledigt durch 
Regierungshandeln und ich komme leider heute 
nicht umher, mich zu wiederholen, erledigt durch 
Regierungshandeln. Es bedarf Ihres Antrags nicht, 
wir sind da schon unterwegs. Natürlich freuen wir 
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uns über die unterstützende Begleitmusik. Trotz-
dem werden wir Ihren Antrag ablehnen. 

Meine Vorredner haben hier bereits alles gesagt 
und ich will mit Blick auf die Uhr auch nicht alles 
wiederholen, aber einen Aspekt muss ich dann 
doch betonen. Sie schreiben in Ihrem Antrag, dass 
die Tätigkeit der Observationskräfte des Landes-
amtes für Verfassungsschutz mit den Kräften des 
MEK der Polizei verglichen werden kann. Das ha-
ben Sie auch hier wiederholt. Das ist schlichtweg 
falsch und ich verrate Ihnen auch gern, wieso. Die 
Kräfte bei dem mobilen Einsatzkommando der Po-
lizei sind ausgebildet und berechtigt Zugriffe vor-
zunehmen. Die Kräfte des MEK beobachten nicht 
nur schwer und schwerstkriminelle Täterinnen und 
Täter, sie begegnen diesen auch. Sie sind den Kräf-
ten der Spezialeinsatzkommandos, SEKs, gleichge-
setzt. Sie unterscheiden sich in ihrer Aufgabe also 
grundlegend von denen der Verfassungsschützer 
und das ist auch gut so. Sie sehen, Frau Bergmann, 
man kann sich hier hinstellen und Hypothesen for-
mulieren, das soll hier schon passiert sein oder man 
forscht nach und benennt Fakten. 

Also zusammengefasst: Wir wollen die bereits ge-
währte und gestaffelte Sicherheitszulage für die 
Beamtinnen und Beamten des Landesamtes für 
Verfassungsschutz vereinheitlichen und wir wollen 
das Bremische Besoldungsgesetz dahingehend än-
dern, um es zu ermöglichen, dass die angesproche-
nen Kräfte des Landesamtes auch eine Erschwer-
niszulage erhalten können, zum Beispiel für Nacht-
arbeit. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit und 
bleiben Sie gesund! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Birgit Bergmann. 

Abgeordnete Birgit Bergmann (FDP): Herr Präsi-
dent, liebe Kolleginnen und Kollegen! Erstens, wir 
haben natürlich vorab mit den Gewerkschaften ge-
sprochen und der Antrag liegt – –, vor Monaten ha-
ben wir den Antrag eingereicht. Unser Antrag hat, 
wie so oft, die Sache ins Rollen gebracht und kann 
auch nicht rückgängig gemacht werden. Wenn die 
Sache jetzt kommt, freut es uns umso mehr und, 
Herr Dr. vom Bruch, warum soll etwas in Bremen 
nicht gehen, was in Niedersachsen geht? Wenn 
man das gesamte System Besoldung angehen will, 
das kann man machen. Aber dieses Ding läuft in 
Niedersachsen, bei uns läuft es nicht und deswe-
gen gibt es für mich keinen Grund, zu sagen, dass 

das nicht gehen kann. – Vielen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit! 

(Beifall FDP) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Staatsrätin Silke Krebs. 

Staatsrätin Silke Krebs: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, sehr geehrte Damen und Herren Abgeord-
nete! Vorneweg muss ich eine Sache sagen – –. Oh 
ja, die Maske, beim Reden hilft es dann doch, 
danke, Herr Weiss. 

Was mich irritiert, ist, dass man in Bremen immer 
meint, man muss alles genauso machen wie Nie-
dersachsen. Ich habe ehrlich immer gedacht, wenn 
ich nach Bremen komme – –. Ich habe lange in Frei-
burg gelebt, das fiel vorhin schon, das ist auch eine 
Stadt, die sich ihrer eigenen Bedeutung und Beson-
derheiten total bewusst ist und sagt, wir machen 
die Sachen so, wie wir sie für richtig halten. Warum 
hier immer das Argument kommt, wenn Nieder-
sachsen – –. Ich verstehe, dass Einheitlichkeit bei 
Schulferien und so weiter Sinn macht, warum aber 
immer das schlagende Argument kommt: Nieder-
sachsen macht das so, dann muss es Bremen auch 
so machen. Ich glaube, da kann Bremen durchaus 
ein bisschen mehr Eigenständigkeit für sich in An-
spruch nehmen. Aber das war nur eine spontane 
Vorbemerkung. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Wenn ich zum Thema selbst komme, muss ich mich 
vorneweg sehr bei Herrn Dr. vom Bruch bedanken, 
Sie haben mir mit dem, wie Sie kommentiert ha-
ben, aus der Seele gesprochen. An Vergütungsfra-
gen muss man mit System herangehen. In diesem 
System einfach an einer Stelle herumzuschrauben, 
weil man den Eindruck hat, die Schraube hätte ich 
gern anders, schafft in der Regel eine Menge Un-
gerechtigkeiten und manchmal dreht man an der 
Schraube einfach in eine Richtung, in die man nicht 
drehen darf und das haben Sie von der Fraktion der 
FDP in dem Fall mit Ihrem Antrag gemacht. 

Sie wollen eine Erschwerniszulage für den gesam-
ten Verfassungsschutz. Das geht aber nicht, weil 
Erschwerniszulagen nicht generell gewährt wer-
den. Das wären Stellenzulagen, diese werden für 
den kompletten Bereich gewährt. Es gibt schon 
eine Stellenzulage für den Verfassungsschutz, die 
brauchen wir nicht mehr fordern. Von daher sind 
Sie systematisch mit Ihrem Antrag nicht an dem 
Punkt, das könnten wir nicht so machen, wie Sie 
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das wollen. Also: Das eine, was wir machen könn-
ten, haben wir schon getan. 

Ich komme jetzt zudem, was wir tun werden und da 
sind wir uns in der Sache, so wie ich das höre, 
durchaus einig: Wir wollen eine Erschwerniszu-
lage, aber für den operativ arbeitenden Bereich 
beim Verfassungsschutz. Da kann man eine Er-
schwerniszulage schaffen, weil es da, das fiel 
schon, was die Tageszeiten, die Dienstzeiten und 
auch die benötigte Flexibilität angeht, durchaus 
besondere Erschwernisse gibt. Die Erschwerniszu-
lage wurde in einem ersten Beschluss im Senat 
schon am 8. Dezember beschlossen und befindet 
sich momentan in der Abstimmung mit den Ge-
werkschaften. Ich kann so viel verraten: Es sieht 
nicht schlecht aus und das Thema soll in die zweite, 
abschließende Senatsbefassung Ende Februar 
kommen. Wir sind zuversichtlich, dass es ab März 
eine Erschwerniszulage gibt, aber ich möchte noch 
einmal sagen: Bitte denken Sie bei der Vergütung 
im öffentlichen Dienst daran, das ist ein Gesamtsys-
tem und nicht immer sind die Leute, die man selbst 
im Blick hat, die, die am dringendsten einer Unter-
stützung bedürfen. Wenn man in dem System et-
was verändert, dann bitte so, dass es gerecht für 
alle ist, auch für die, die sich weniger oft in den 
Schlagzeilen der Tageszeitung wiederfinden. – 
Herzlichen Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Präsident Frank Imhoff: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer diesem Antrag seine Zustimmung geben 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür FDP) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Dagegen SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Stimmenthaltungen? 

(CDU, M.R.F., Abgeordneter Peter Beck [parteilos]) 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den 
Antrag ab. 

Attraktivität der JuLeiCa-Angebote in Bremen 
und Bremerhaven steigern!  
Antrag der Fraktion der FDP  
vom 1. Oktober 2020  
(Drucksache 20/640) 

Dazu als Vertreter des Senats Staatsrat Jan Fries. 

Die Beratung ist eröffnet. 

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete 
Birgit Bergmann. 

Abgeordnete Birgit Bergmann (FDP): Sehr geehr-
ter Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen 
und Herren! In Deutschland engagieren sich über 
30 Millionen Menschen ohne Bezahlung für das 
Gemeinwohl. Ehrenamtliches Engagement – ich 
denke, da sind wir uns alle einig – ist für den Zu-
sammenhalt unserer Gesellschaft von ganz hoher 
Bedeutung. Dabei zeigt sich, das Ehrenamt sieht 
sehr unterschiedlich aus, es hat ganz viele Gesich-
ter: Ob Menschen Feuer löschen, Naturkatastro-
phen bekämpfen oder Erste Hilfe leisten, ob sie 
Aufgaben im Sport übernehmen, Menschen mit 
Beeinträchtigungen im Alltag begleiten oder sich 
um die Integration von Geflüchteten kümmern. Die 
Möglichkeiten, sich freiwillig zu engagieren, sind 
auch hier in Bremen vielfältig und breit gefächert, 
und als Politik tun wir etwas richtig Gutes für die 
Gesellschaft, wenn wir für freiwilliges Engagement 
gute Rahmenbedingungen schaffen und es wo-
möglich attraktiv machen und fördern. 

(Beifall FDP) 

Als Freie Demokraten fordern wir heute mit unse-
rem Antrag mehr Vergünstigungen für die Ju-
LeiCa, das ist kein Musikinstrument, das ist die Ju-
gendleiterkarte. Auf diese Art kann von der Bremer 
Politik ein sichtbares Signal ausgehen, dass wir eh-
renamtliches Engagement wollen und schätzen. 
Zur Freude von vielen Kindern und Jugendlichen 
ist es so, dass häufig auch Jugendliche ehrenamt-
lich Verantwortung in Vereinen, Kirchen, Kommu-
nen, der Musik, im Sport, in der Freizeit oder Bil-
dungsveranstaltungen übernehmen. Die Jugend-
leiter selbst wachsen dabei in die Verantwortung 
und in die Führungsaufgaben hinein, und in Bre-
men und auch sonst im Bundesland ist eine Quali-
fizierung und der damit verbundene Erwerb einer 
so genannten JuLeiCa die Voraussetzung, um als 
Jugendleiterin oder Jugendleiter aktiv zu sein. 

Es ist so, dass es in ganz vielen Bundesländern at-
traktive Angebote und Preisnachlässe für Inhaber 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/640
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der JuLeiCa gibt. In Niedersachsen zum Beispiel ist 
der Erwerb einer JuLeiCa hochattraktiv, weil sie 
damit dort umsonst in das Schwimmbad dürfen o-
der im Kino Vergünstigungen bekommen. Ich habe 
gestern mit Vertreter des Jugendrings gesprochen, 
sie haben gesagt, da floriert es so richtig, also das 
spricht sich auch herum. Dann steht man vor dem 
Kino, und einer hat eine Ermäßigung und wird ge-
fragt: „Warum hast denn du eine Ermäßigung?“ 
„Ich habe eine JuLeiCa!“ „JuLeiCa, was ist denn 
das?“ Dadurch wird das natürlich auch bekannt, 
und es vermehrt sich. 

Andere Bundesländer glänzen mit kostenfreien Le-
seausweisen oder einer grundsätzlichen Ermäßi-
gung von 50 Prozent auf kulturelle Veranstaltun-
gen. Weitere bieten Inhaberinnen der JuLeiCa ei-
nen Zuschuss für Volkshochschulkurse oder Ermä-
ßigungen im öffentlichen Personenverkehr. In 
Nordrhein-Westfalen gibt es sogar ein ganzes Gut-
scheinheft mit 60 Gutscheinen für diverse Ge-
schäfte, Restaurants oder Hallenbäder. Und in Bre-
men gibt es außer ein paar Vergünstigungen für 
Museen, die von dieser Altersklasse aber nicht so 
besucht werden, bislang keine Vergünstigungen o-
der besondere Angebote für Besitzerinnen und Be-
sitzer der JuLeiCa. Ich spreche jetzt einmal nicht 
von denen, die eine Ehrenamtskarte haben, das 
sind sehr viel weniger, sondern von der JuLeiCa. 

Genau das wollen wir ändern, wir möchten eine at-
traktivere Jugendleitercard; zum einen, um junge 
Menschen im Ehrenamt für das freiwillige Engage-
ment belohnen, zum anderen, um Anreiz zu schaf-
fen, dass wir weitere Jugendliche für das Ehrenamt 
begeistern können, weil, wie Sie gerade gehört ha-
ben, sich das dann auch herumspricht, und drittens 
wollen wir seitens der Politik deutlich machen, dass 
wir das Ehrenamt von jungen Leuten schätzen. 

(Beifall FDP) 

Deswegen sollte diese Jugendleitercard in Bremen 
genauso attraktiv sein wie für Jugendliche im Bre-
mer Umland, und wir fordern, die Benefits der Bre-
mer JuLeiCa entsprechend anzupassen und wür-
den uns natürlich sehr freuen, wenn alle Parteien 
dieses Anliegen unterstützen würden und da von 
der Politik ein starkes Zeichen in das Ehrenamt ge-
hen würde. 

Ich nutze diese Situation jetzt auch einmal, um 
mich ganz herzlich bei den vielen Bremerinnen und 
Bremern zu bedanken, die sich in unserer Stadt eh-
renamtlich engagieren, besonders auch bei den ju-
gendlichen Ehrenamtlichen. Ich weiß, dass sowohl 

der Jugendring als auch die Bremer Sportjugend 
sich sehr freuen würde, wenn das heute gut geht. 
Ich bitte Sie deswegen auch um Unterstützung da-
bei, liebe Kolleginnen und Kollegen, den Ehren-
amtlichen zu zeigen, dass wir Politiker ihr Engage-
ment wahrnehmen und schätzen, und wir freuen 
uns, wenn Sie durch die Zustimmung zu unserem 
Antrag mit dazu beitragen, dass die Bremer Ju-
LeiCa in Zukunft attraktiver sein wird. – Vielen 
Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 

(Beifall FDP) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Cindi Tuncel. 

Abgeordneter Cindi Tuncel (DIE LINKE): Sehr ge-
ehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Vorweg liebe Kollegin Frau Bergmann, Sie 
haben wirklich Energie, das ist, glaube ich, der 
vierte Antrag hintereinander. 

(Beifall FDP – Heiterkeit CDU) 

Das kann man auch einmal sagen, ja, das haben Sie 
auf jeden Fall. 

Der Antrag der FDP-Fraktion schneidet ein wichti-
ges Thema an. Auch für uns LINKE und für unsere 
Kolleginnen und Kollegen von den Fraktionen der 
SPD und Bündnis 90/Die Grünen ist die Förderung 
der Jugendverbandsarbeit ein wichtiges Anliegen. 
Tatsächlich haben wir uns im Koalitionsvertrag ge-
meinsam vorgenommen, die JuLeiCa, Jugendlei-
ter*in-Card, durch Vergünstigungen attraktiver zu 
machen. Wir sind noch am überlegen, wie man das 
am besten macht. Nun könnte man sagen, gut die 
FDP-Fraktion war schneller. Der Antrag will ja das 
Gleiche, dann können wir ihn ja einfach beschlie-
ßen. 

Nun liebe Kolleginnen und Kollegen, der Antrag 
der FDP-Fraktion geht jedenfalls in die richtige 
Richtung, aber wir haben an dem Antrag, so wie er 
ist, noch drei Kritikpunkte. Und die müssen aus 
meiner Sicht gelöst werden, bevor wir tatsächlich 
einen Antrag in der Bürgerschaft beschließen. Zum 
ersten Kritikpunkt: Die FDP-Fraktion behauptet, 
dass es im gesamten Bundesland Niedersachsen at-
traktive Vergünstigungen für niedersächsische In-
haberinnen und Inhaber der JuLeiCa gibt und im 
Bundesland Bremen soll es die nicht geben. Das 
stimmt so aber nicht, meine Damen und Herren. 

Tatsächlich bieten manche Kommunen in Nieder-
sachsen eine ganze Reihe von Vergünstigungen 
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an. Ich nenne einmal als vorbildliches Beispiel, Ro-
tenburg an der Wümme. Dort gibt es Vergünsti-
gungen beim Eintritt in mehreren Schwimmbädern 
der Region, reduzierte Gebühren in mehreren Bü-
chereien und in der Volkshochschule. Dagegen 
gibt es in Oldenburg nur eine Vergünstigung, In-
haber der JuLeiCa erhalten bei Eröffnung eines 
Spar- oder Girokontos 50 Euro Startguthaben. Das, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, finden wir noch 
nicht so großartig. Auch in Hannover gibt es nur 
eine einzige kommerzielle Vergünstigung, in Nien-
burg gibt es gar keine. Daraus können wir schlie-
ßen, es gibt keine vorbildliche niedersächsische 
Vergünstigungspolitik. Es gibt einzelne Kommu-
nen, die ein sehr attraktives Angebot machen und 
andere, die nichts zu bieten haben. Nun, das ist im 
Bundesland Bremen nicht anders. In Bremerhaven, 
liebe Kollegin Frau Bergmann, gibt es nämlich eine 
ganze Reihe von attraktiven Vergünstigungen, da-
runter ermäßigter Eintritt in die Schwimmbäder 
und in zwei Museen, ermäßigter Eintritt in den Zoo 
am Meer und bei den Fischtown Pinguins, 

(Abgeordneter Professor Dr. Hauke Hilz [FDP]: 
Was haben die damit zu tun?) 

Ermäßigung für Kurse an der Volkshochschule, Se-
minare und Stadtjugendring. Sehen wir dagegen 
auf die Stadt Bremen, müssen wir feststellen, dass 
es in Bremen leider nicht so viele Vergünstigungen 
gibt. Damit sind wir tatsächlich nicht zufrieden. Da 
ist noch Luft nach oben, liebe Kolleginnen und Kol-
legen. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Allerdings brauchen wir uns dafür nicht das Land 
Niedersachsen zum Vorbild zu nehmen. Es geht für 
die Stadt Bremen darum, sich bundesweit anzuse-
hen, was es in einzelnen Kommunen gibt, zum Bei-
spiel in Rotenburg oder auch in Bremerhaven. Der 
zweite Kritikpunkt ist die Zielrichtung des Antrags 
der FDP-Fraktion. Die FDP beauftragt den Senat 
mit der Einführung von derart attraktiven Vergüns-
tigungen, das es sich lohnt, gleich eine Evaluie-
rungsstudie durchzuführen, die die massiv gestie-
genen Zahlen bei der Ausstellung von JuLeiCa-
Ausweisen messen soll. Das halten wir für Unsinn, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Die grundlegende Attraktivität der JuLeiCa muss 
für uns in ihr selbst liegen. Die Jugendlichen lernen 
in den 40-stündigen Kursen interessante Sachen, 
die sie für den Umgang mit den Jugendgruppen 

wissen müssen. Die Attraktivität der JuLeiCa liegt 
natürlich auch darin, dass es in Bremen über 30 Ju-
gendverbände gibt, in denen die Inhaberinnen und 
Inhaber auch die Möglichkeit bekommen, Jugend-
gruppen verantwortungsvoll und selbstbestimmt 
zu leiten. Wir finden, genau deswegen sollen die 
jungen Menschen auch die Schulung für die Ju-
LeiCa machen, liebe Kolleginnen und Kollegen. 
Wenn wir die Zielrichtung der FDP folgen, dann 
hätten wir womöglich lauter frischgebackene Ju-
LeiCa-Inhaberinnen und -Inhaber, die nur umsonst 
ins Kino wollen, aber überhaupt keine Lust haben 
in Jugendgruppen zu arbeiten. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Damit wäre doch nichts gewonnen, liebe Kollegen 
von der FDP. 

(Zurufe Abgeordnete Sigrid Grönert [CDU] – Ab-
geordneter Dr. Magnus Buhlert [FDP]) 

Damit zum dritten Kritikpunkt: Für uns geht es 
nicht darum, irgendwelche Vergünstigungen anzu-
häufen. Wir finden, es müssen solche sein, mit de-
nen die Stadt gegenüber der JuLeiCa-Inhaberin 
und dem -Inhaber ihre Wertschätzung ausdrückt 
und ihre Arbeit unterstützt. Da wollen wir noch ein-
mal genau hinschauen, liebe Kollegen. Wir wollen 
es nicht dem Senat überlassen, sich dort einmal ein 
schlaues Konzept auszudenken. Wir möchten ihm 
schon konkrete Vorschläge mit auf den Weg ge-
ben. Insofern möchten wir der FDP für ihren Denk-
anstoß danken, aber aus den genannten Gründen 
ist ihr Antrag noch nicht gut genug, um ihn einfach 
so zu beschließen. Das geht noch besser, deshalb 
lehnen wir den Antrag ab. – Vielen Dank für die 
Aufmerksamkeit! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen SPD) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Sahhanim Görgü-Phi-
lipp. 

Abgeordnete Sahhanim Görgü-Philipp (Bündnis 
90/Die Grünen): Sehr geehrter Herr Präsident, sehr 
geehrte Kolleg*innen! Zunächst möchte ich beto-
nen, die Ehrenamtlichen leisten einen elementaren 
Beitrag für den gesellschaftlichen Zusammenhalt. 
Gerade in der offenen Jugend- und Jugendver-
bandsarbeit sind sie ein wichtiger und unverzicht-
barer Bestandteil. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 
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Junge Ehrenamtliche engagieren sich in Bremen 
und Bremerhaven und gewährleisten so, dass es 
ein vielfältiges Angebot an außerschulischen Lern-
orten gibt. Mit Selbstorganisationen und der Über-
nahme von Verantwortung ermöglichen sie Kurse 
und Projekte, während sie gleichzeitig durch ihr 
Handeln und Anleiten selbst dazulernen. An dieser 
Stelle möchte ich allen Ehrenamtlichen für ihr frei-
williges Engagement danken, das unserer Gesell-
schaft zugutekommt. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, FDP) 

Die Intention des Antrags zur JuLeiCa, liebe Frak-
tion der FDP, verstehe ich als ein werben für das 
ehrenamtliche Engagement. Ihren Ansatz halte ich 
jedoch für falsch. Es geht nicht in erster Linie da-
rum, Anreize durch weitere Vergünstigungen zu 
schaffen. Ich würde sogar sagen, dass diejenigen, 
die allein aus dem Grund der Vergünstigung aktiv 
werden, fehl am Platz sind. Viel wichtiger ist aus 
meiner Sicht, dass die JuLeiCa die umfangreiche, 
solide Ausbildung und Qualifikation zum Ehren-
amtlichen bestätigt und gleichzeitig den Nachweis 
für die Eltern erbringt, die ihre minderjährigen Kin-
der in die Obhut geben, dass es sich um gut ausge-
bildetes Personal handelt. Die Vergünstigungen 
die mit der JuLeiCa einhergehen, sind das Danke-
schön für die Ausübung des Ehrenamts und damit 
quasi die Sahne auf dem Kuchen. 

Liebe Frau Bergmann, glauben Sie mir, wir sind da-
bei, dass die jungen Ehrenamtlichen noch mehr 
von dieser Sahne bekommen, dafür benötigen wir 
keinen Antrag von Ihnen. Im Übrigen möchte ich 
auf die Veranstaltung, #Ehrenwaas?!, vom Bremer 
Jugendring verweisen, zu der die jugendpoliti-
schen Sprecher*innen jedes Jahr eingeladen wer-
den. Im Austausch mit den aktiven Jugendlichen 
von DLRG, Johanniter, Rotes Kreuz, THW, Jugend-
feuerwehr und Sportjugend kann man in Erfahrung 
bringen, dass die Motivation, sich ehrenamtlich zu 
engagieren, nicht in der Vergünstigung liegt, son-
dern die Jugendlichen engagieren sich aus voller 
Überzeugung ehrenamtlich. – Vielen Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, FDP) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Sandra Ahrens. 

Abgeordnete Sandra Ahrens (CDU): Herr Präsi-
dent, meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
habe gedacht, dass wir jetzt einen ruhigen Ab-
schluss haben, 

(Heiterkeit) 

aber ich fürchte, das wird leider nichts. Wenn ich 
ehrlich sein soll, liegt das leider an der schlechten 
Vorbereitung von Rot-Grün-Rot. 

(Beifall CDU, FDP) 

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen von Rot-
Grün-Rot, im Jahr 2017 hat meine sehr geschätzte 
Kollegin Sigrid Grönert unter der Drucksache 
19/1220, vielleicht googeln Sie schnell, einen An-
trag zum Thema Ehrenamtskarte eingebracht: Eh-
renamtskarte besonders für junge Menschen at-
traktiver machen. Die Ehrenamtskarte ist nicht die 
JuLeiCa, aber es gab eine Deputationsbefassung 
und einen einstimmigen Beschluss, den Sie mitge-
tragen haben, der ganz deutlich sagt, dass wir die 
Ehrenamtskarte für junge Menschen attraktiver 
machen wollen, uns mit Niedersachsen abstimmen 
wollen und dass angestrebt ist, eine Angleichung 
herbeizuführen. In der Befassung der Deputation, 
die Sie kurz danach in den Sozialdeputationsunter-
lagen finden können, steht auch, dass der Prozess 
noch nicht abgeschlossen ist, dass das aber ange-
strebt ist. Es wird auch ausführlich auf die JuLeiCa 
Bezug genommen. Soweit so gut. 

Jetzt könnte man denken, in Ordnung, dass unter-
lag der Diskontinuität, was schert mich mein Ge-
schwätz von gestern, wäre da nicht der Vortrag von 
Herrn Tuncel gewesen. Herr Tuncel hat gerade so 
schön aus dem Koalitionsvertrag zitiert: Man sei 
noch am Überlegen, wie man das am besten ma-
che. Da frage ich mich, lieber Kollege, liebe Kolle-
ginnen warum überweisen wir das nicht in die De-
putation für Soziales, Jugend und Integration? Ich 
stelle hiermit den Antrag. 

(Beifall CDU, FDP) 

Ganz ehrlich, dann überlegen Sie doch einmal 
schneller, kommen Sie vielleicht einmal zu einer 
Lösung. Die Ausbildung, um eine JuLeiCa zu er-
halten, ist hervorragend. Da sind wir uns völlig ei-
nig. Die Jugendarbeit in dieser Stadtgemeinde Bre-
men wird hinterher von hochengagierten Jugend-
lichen mit der JuLeiCa ausgeführt. 

Wir haben Dienstag gemeinsam einen Antrag be-
schlossen, in dem wir auch für JuLeiCa-Inhaberin-
nen und -Inhaber, wenn sie ehrenamtlich Jugend-
gruppen leiten, die Möglichkeit bieten wollen, mit 
den ihnen anvertrauten Kindern und Jugendlichen 
in Kontakt zu kommen. Gerade deswegen haben 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1220
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wir den Antrag zum Thema Schüler-iPads und Ju-
gendverbandsarbeit fraktionsübergreifend ge-
meinsam beschlossen. Wenn man das eine an der 
einen Stelle macht und sagt, dann muss man das 
andere an der anderen Stelle doch auch mitgehen, 
meine lieben Damen und Herren! Dann verstehe 
ich das nicht. Der Antrag, ich gebe zu, der Antrag 
der Fraktion der FDP ist so, wie er ist, ein bisschen 
knapp, das wissen Sie selbst, liebe Fraktion der 
FDP. Er hätte etwas mehr Futter gebraucht, damit 
die Kolleginnen und Kollegen sich richtig vorberei-
ten können, geschenkt. Inhaltlich ist er richtig und 
deswegen trägt die Fraktion der CDU ihn mit. 

(Beifall CDU) 

Während wir im Schul- und Kitabereich im Mo-
ment die ganze Zeit von Bremerhaven lernen kön-
nen, lieben Gruß an die Bremerhavenerinnen und 
Bremerhavener, hervorragende Arbeit, können wir 
genauso wie 14 andere Bundesländer bei dem 
Thema JuLeiCa eindeutig von Niedersachsen ler-
nen. Niedersachsen hat bislang eine bundesweite 
Spitzenstellung bei der JuLeiCa. 25 Prozent aller 
ausgegebenen JuLeiCa werden in Niedersachsen 
ausgegeben. Es sind auch signifikant mehr Träger 
erfasst, die die Ausbildung anbieten, als in anderen 
Bundesländern. 

Wir wissen alle, jedenfalls die, die sich vorbereitet 
haben, dass es einen seit 2018 stattfindenden bun-
desweiten Prozess zur Weiterentwicklung der Ju-
LeiCa gibt. Es soll Updates zur Weiterentwicklung 
des Antragverfahrens und der Qualitätsstandards 
sowie zur Öffentlichkeitsarbeit geben. Das impli-
ziert, dass sich Bremerhaven und Bremen auf den 
Weg machen sollten, die ein oder andere Verbes-
serung für die JuLeiCa auch in Bremen anzustre-
ben, aber: Wir überlegen ja noch, ist gut. 

Die JuLeiCa ist zum einen der Nachweis, dass ich 
als Jugendliche, obwohl noch nicht volljährig, in 
der Lage bin, eine Gruppe zu leiten. Das wird mir 
in einem 30-stündigen Ausbildungslehrgang bei-
gebracht. Das ist das eine. Das andere ist, und da 
sind wir wieder bei dem Antrag der Fraktion der 
FDP, die Wertschätzung. Da kommt ein junger 
Mensch, der sich hinstellt und sagt: „Ich mache 
das. Ich opfere meine Freizeit.“, jetzt, unter Pande-
miebedingungen noch auf eine ganz andere Art 
und Weise und mit einem ganz anderen Einsatz als 
schon vorher. „Und ich bin bereit, viele Stunden, 
die ich auch anderswo verbringen könnte, mit an-
deren Personen, oder in denen ich konsumieren 
könnte – –.“ so, wie viele andere Kinder und Ju-
gendliche, oder wie auch wir, die wir hier sitzen – 

einige sehe ich gerade konsumieren – der sich aber 
ganz bewusst für einen anderen Weg entschieden 
hat, nämlich für einen Einsatz für andere Kollegin-
nen und Kollegen und Menschen. Da muss ich sa-
gen, das muss man auch wertschätzen. Wertschät-
zung hört nicht damit auf, dass man nur Worte be-
nutzt, sondern dazu gehört auch, dass man bei der 
JuLeiCa entsprechende Vergünstigungen ge-
währt. 

(Beifall CDU) 

Deswegen ist der Antrag der Fraktion der FDP ge-
nau richtig, meine Damen und Herren, der sagt, 
warum versuchen wir nicht, das so attraktiv wie 
möglich zu machen? Das hat nichts mit Konsumge-
danken zu tun, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
und das müssen auch nicht nur, 

(Glocke) 

ich komme gleich zum Schluss, staatliche Ange-
bote sein, selbstverständlich nicht. Wenn wir es 
schaffen, einen Bäcker dazu zu bekommen, in dem 
jeweiligen Stadtteil fünf Brötchen umsonst anzu-
bieten, ist das doch auch eine attraktive Sache für 
JuLeiCa-Inhaber und auch andere Möglichkeiten 
sollten möglich sein. Das kreative Denken komplett 
einzustellen und zu sagen, die sollen froh sein, dass 
sie die JuLeiCa haben, halte ich für den falschen 
Weg, deswegen unterstützen wir den Antrag. – 
Danke! 

(Beifall CDU – Glocke – Unruhe) 

Präsident Frank Imhoff: Nein, das habe ich Ihnen 
schon per Handzeichen signalisiert, dass sich da 
schon jemand anderes zu Wort gemeldet hat. Frau 
Ahrens, waren Sie fertig? 

Abgeordnete Sandra Ahrens (CDU): Ja ich bin fer-
tig, Entschuldigung. 

Präsident Frank Imhoff: Dankeschön! Als nächster 
Redner hat das Wort für eine Kurzintervention der 
Abgeordnete Cindi Tuncel. 

Abgeordneter Cindi Tuncel (DIE LINKE): Herr 
Präsident, meine Damen und Herren! Frau Ahrens, 
wenn Sie mir genau zugehört hätten, hätten Sie ge-
hört, wie ich wertschätze, dass junge Menschen 
sich engagieren. Ich kenne sehr viele junge Men-
schen, die in diesem Bereich tätig sind und in erster 
Linie machen sie das, weil sie 

(Glocke) 
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sich engagieren wollen, weil sie etwas lernen wol-
len, weil sie in der Gesellschaft etwas bewegen 
wollen und nicht, weil sie die Kinokarte haben wol-
len oder sonst etwas. Ich habe in meiner Rede auch 
deutlich gemacht, dass wir intensiv darüber nach-
denken, wie wir noch wertschätzender mit diesen 
Jugendlichen umgehen, die wirklich hervorra-
gende Arbeit leisten. 

Sich jetzt hinzustellen und zu sagen, wir hätten uns 
überhaupt keine Gedanken gemacht, finde ich 
nicht richtig. Wenn Sie auch gehört hätten, was ich 
zu dem Antrag der Fraktion der FDP gesagt habe, 
dass das kein Antrag ist, den man heute beschlie-
ßen kann. Ich habe das auch begründet, dann hät-
ten Sie, glaube ich, anders gesprochen, als so, wie 
Sie das eben gesagt haben. 

Deshalb ist es für mich, auch als im pädagogischen 
Bereich tätiger Mensch, wichtig, noch einmal deut-
lich zu machen, dass sich die Jugendlichen in erster 
Linie engagieren, weil sie sich engagieren wollen, 
helfen wollen und weil sie lernen wollen. Allen Ju-
gendverbänden, die dabei unterstützen, danken 
wir natürlich auch. Es ist nicht so, dass sie sich en-
gagieren, weil sie in das Kino wollen, das muss man 
noch einmal deutlich machen. Sie engagieren sich, 
weil sie der Gesellschaft etwas geben wollen. – 
Vielen Dank! 

(Beifall DIE LINKE) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Petra Krümpfer. 

Abgeordnete Petra Krümpfer (SPD): Herr Präsi-
dent, verehrte Kolleginnen und Kollegen! Ich habe 
mir vorgenommen, mich hier nicht mehr so aufzu-
regen. 

(Heiterkeit – Beifall SPD) 

Ich bin jetzt schon über 60. Meine letzte Runde ist 
das hier in der Bürgerschaft, meine letzte Legisla-
turperiode, und ich habe gesagt, ich möchte hier 
nicht mit einem Herzinfarkt hinausgehen. Ich 
möchte mich deswegen auch nicht mehr über 
meine Kolleginnen, Sandra Ahrens sowie aber 
auch über Frau Bergmann, aufregen. Ich bleibe da 
ganz ruhig. 

(Abgeordneter Prof. Dr. Hauke Hilz [FDP]: Es gibt 
ja auch keinen Grund!) 

Doch manchmal schon. Also, ich habe ja gerade ge-
sagt, ich bin über 60. Ich bin selbst in der Jugend-
verbandsarbeit groß geworden und ich bin da ge-
wesen. Nein, ich war als Jugendliche auch enga-
giert. Und ich habe mich nicht engagiert, weil ich 
irgendwie ein Opfer bringen wollte, sondern ich 
habe mich engagiert, weil mir die Menschen mit 
denen ich es dort zu tun hatte, die jungen Leute, 
das hat mir Spaß gemacht. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Die haben mich ermuntert und mit denen zusam-
men habe ich Jugendverbandsarbeit betrieben und 
habe auch – damals gab es auch schon solche Art 
Ausweise, damals hießen die Jugendgruppenlei-
terausweise, um eine Gruppe dann auch leiten zu 
können – eine Gruppe geleitet. Auch so etwas habe 
ich dann erworben und die musste man auch im-
mer wieder neu machen. Es ist auch großartig, dass 
sich, ich glaube im Jahr 1999, diese JuLeiCa quasi 
bundesweit etabliert hat. Das ist auch gut so und 
das finde ich auch richtig und es soll auch eine An-
erkennung für junge Menschen geben. 

Meine Kollegen aus der Koalition, Sahhanim 
Görgü-Philipp sowie auch Cindi Tuncel, haben 
schon die Argumente gesagt, warum wir diesen 
Antrag ablehnen, was wir noch vorhaben und wir 
sind auch dabei. Sie haben aufmerksam unseren 
Koalitionsvertrag gelesen, in dem steht das ja, das 
freut uns sehr, dass Sie uns da auch vielleicht ein 
bisschen treiben wollen. Diese Legislaturperiode 
dauert aber auch noch ein bisschen und wir werden 
nicht alles in den ersten zwei Jahren erledigen kön-
nen. Dafür macht man ja einen Plan für vier Jahre. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Also, wir lehnen Ihren Antrag ab und Sie können 
sich darauf verlassen, wir werden in dieser Legisla-
turperiode auch noch etwas machen. –Vielen Dank 
für die Aufmerksamkeit! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
das Wort zur Kurzintervention die Abgeordnete 
Sandra Ahrens. 

Abgeordnete Sandra Ahrens (CDU): Herr Präsi-
dent, meine sehr geehrten Damen und Herren, ich 
muss ja noch den Antrag auf Überweisung erläu-
tern. Wir beantragen die Überweisung in die Depu-
tation für Soziales, Jugend und Integration feder-
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führend. Wir wollen das aus folgendem Hinter-
grund: Wenn Ihnen das Thema so wichtig ist, wie 
wir es am Dienstag gemeinsam beschlossen haben, 
bei dem Thema zur Jugendverbandsarbeit und bei 
den Schul-iPads, bei dem wir jetzt in Coronazeiten 
versuchen, die Digitalisierung voranzutreiben. 

Dann muss man nicht nur den ersten Schritt son-
dern auch den zweiten Schritt gehen. Der zweite 
Schritt ist an der Stelle dann auch, im ehrenamtli-
chen Bereich die JuLeiCa aufzuwerten und den 
Kolleginnen und Kollegen, die diese Inhaberinnen 
und Inhaber sind, dann auch die Möglichkeit zu 
geben, selbst solche Hard- und Software zu erwer-
ben, die Schulungen durchzuführen und entspre-
chend in Coronazeiten auch ihre eigenen Jugend-
gruppen voranzubringen. Das heißt, hier ist doch 
ein gewisser Druck, sich dem Thema anzunehmen. 
Ihre Vertagung auf den Sankt Nimmerleinstag – bis 
Mai 2023 haben Sie gerade gesagt, denken Sie ein-
mal darüber nach – ist da relativ unkonkret. Wer 
die letzten Koalitionsverträge von Rot-Grün gele-
sen hat, der weiß, dass noch lange nicht alles um-
gesetzt worden ist, von dem, was dort in so wun-
dervoller Prosa stand. 

(Zuruf SPD) 

Deswegen möchten wir, dass dort auch ein gewis-
ser Druck entsprechend entsteht, sich dieses The-
mas anzunehmen. Sie haben nämlich nur die Mög-
lichkeit, das in 2021 oder 2022 tatsächlich umzuset-
zen. Danach ist Wahlkampfmodus 

(Abgeordneter Björn Fecker [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Also wir arbeiten auch im Wahlkampf wei-
ter!) 

und es findet sowieso nichts mehr statt, meine Da-
men und Herren. Deshalb der Antrag auf Überwei-
sung. Ich hoffe, Sie können dem folgen. – Vielen 
Dank! 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort Staatsrat Jan Fries. 

Staatsrat Jan Fries: Sehr geehrter Herr Präsident, 
sehr geehrte Damen und Herren! Als Senat sind wir 
der festen Überzeugung, dass die JuLeiCa schon 
attraktiv ist. Sie ist eingeführt und eine Erfolgsge-
schichte, die sich durch ihre Vielzahl von Erwer-
bungen gelohnt und als richtig erwiesen hat. Ihre 
Funktion ist vor allem ein Qualifikationsnachweis, 
sowohl eine Bestätigung für die jungen Menschen, 
dass sie eine Unterstützung bei dem, was sie tun, 

haben, als auch für die Eltern, dass sie wissen, ihre 
Kinder in gute Hände zu geben. 

Ich glaube, beim Ehrenamt – und da fängt der An-
trag zu kranken an – geht es vor allem um intrinsi-
sche Motivation. Das heißt, ich tue etwas, nicht weil 
ich muss, weil es jemand anderes von mir erwartet 
und auch nicht, um einen hohen Freizeitwert au-
ßerhalb zu bekommen – in den Stunden kann man 
sich ja das Geld für das Kino leichter mit Arbeiten 
verdienen, wenn es darum geht –, sondern es geht 
vor allem um eine Erfüllung in der Tätigkeit, die 
man macht. Es geht darum, im Kreis von Men-
schen, die gleich gesinnt sind, tätig zu werden und 
auch das gute Gefühl zu haben, der Gesellschaft 
etwas zurückzugeben oder Menschen etwas zu-
rückzugeben. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Das alles spricht aber natürlich nicht dagegen, als 
Gesellschaft diesen Menschen Danke zu sagen. 
Das ist aber – und da ist, glaube ich, der Argumen-
tationszusammenhang wichtig – nicht der Grund, 
warum wir erwarten, dass sich irgendjemand enga-
giert, sondern es ist, weil wir das als Gesellschaft 
richtig finden und tun. Auch hier müssen wir nicht 
so tun, als ob wir bei null wären. In meiner Vorbe-
reitungsmappe liegt ein Flyer, der auf die Doppel-
funktion Ehrenamtskarte und JuLeiCa hinweist, 
nämlich dass aktive Jugendleiter die Ehrenamts-
karte erwerben können, die mit Vergünstigungen 
verbunden ist. Also, die Idee von Vergünstigungen 
hier als eine völlig neue Idee darzustellen, das 
kann man tun, das entspricht aber nicht der Reali-
tät. 

Insgesamt, und da, finde ich, muss man auch die 
Weiterentwicklung auseinanderhalten: Die Ju-
LeiCa – das ist richtig gesagt worden – wird auf 
Bundesebene weiterentwickelt, aber sie wird vor 
allen Dingen inhaltlich, fachlich, qualitativ weiter-
entwickelt. Das finden wir richtig, daran beteiligen 
wir uns. Auch eine gute inhaltliche, qualitative 
Weiterentwicklung ist eine Steigerung der Attrak-
tivität. Die Gleichsetzung von Attraktivität und Bo-
nus springt einfach zu kurz, wir wollen sie inhalt-
lich weiterentwickeln. Wir wollen uns aber auch 
überlegen, wie wir in Zukunft besser Danke sagen 
können, und auch darüber denken wir nach. – Vie-
len Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 



2762 Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 20. Wahlperiode – 21. Sitzung am 27.01.2021 und 28.01.2021 

Präsident Frank Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
die Abgeordnete Birgit Bergmann für eine Kurzin-
tervention das Wort. 

Abgeordnete Birgit Bergmann (FDP): Sehr geehr-
ter Herr Präsident, meine Damen und Herren! Das 
ist ja sehr schön, was in Ihrer Mappe ist, aber die 
JuLeiCa wird von den Betroffenen nicht als attrak-
tiv wahrgenommen. Da gibt es eine große Diskre-
panz zwischen dem, was in Bürokratenköpfen ist 
und dem, wie es tatsächlich empfunden wird. Das 
hier sind alles verzweifelte Argumente, um ableh-
nen zu können, intrinsische Motivationen auszu-
spielen gegen irgendeine Form der ausgedrückten 
Wertschätzung. Was ist denn das für eine Argu-
mentation? 

(Beifall FDP, CDU) 

Das machen wir doch auch sonst in sozialen Berufs-
feldern nicht, dass wir sagen, naja, Hauptsache der 
Beruf ist irgendwie in sich attraktiv, dann brauchen 
wir keine Bezahlung. Das ist doch komisch. 

(Beifall FDP, CDU – Abgeordnete Petra Krümpfer 
[SPD]: Das ist doch Blödsinn!) 

Ein Wertschätzungsbonus ist einfach noch einmal 
etwas ganz anderes. Und dann dieser Satz: „Wir 
brauchen dafür keinen Antrag von Ihnen.“ – An-
scheinend doch! 

(Beifall FDP, CDU) 

Wir bringen durch diese Anträge immer wieder die 
Sachen, die in Ihren Akten schlafen, wenigstens in 
Bewegung und es wird einfach sichtbar, dass Sie 
nichts tun. Und glauben Sie doch nicht, dass das 
hier keiner mitbekommt. Ihr Koalitionsvertrag ist 
geduldig, aber offensichtlich braucht es immer wie-
der unsere Anträge, damit es vorwärts geht und die 
JuLeiCa ist ein perfektes Beispiel dafür. Ich fände 
es perfekt und wunderbar, wenn wir gemeinsam 
darüber debattieren, wenn es überwiesen wird, 
dass es dort wenigstens weitergeht. Ich freue mich 
auch, wenn Sie es ablehnen und es dann weiter-
geht, aber ich finde, es macht Politik so lächerlich. 

(Glocke) 

Es ist nur so eine rhetorische Debattensache und es 
wird so deutlich, dass es nicht um die Leute geht. 
Das ist traurig. – Vielen Dank! 

(Beifall FDP, CDU) 

Präsident Frank Imhoff: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Es ist beantragt worden, den Antrag mit der Druck-
sachen-Nummer 20/640 in die Deputation für Sozi-
ales, Jugend und Integration zu überweisen. Dar-
über lasse ich jetzt zuerst abstimmen. 

Wer für diese Überweisung ist, den bitte ich um das 
Handzeichen. 

(Dafür CDU, FDP, M.R.F. Abgeordneter Peter Beck 
[parteilos]) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Dagegen SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, der Überweisung wird nicht zuge-
stimmt und deshalb lasse ich über den Antrag in 
der Sache abstimmen. 

Wer diesem Antrag seine Zustimmung geben 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür CDU, FDP, M.R.F. Abgeordneter Peter Beck 
[parteilos]) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

(Dagegen SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den 
Antrag ab. 

Damit sind wir am Ende der Tagesordnung ange-
kommen und ich bedanke mich für die intensiven 
Debatten und bleiben Sie gesund. Ich beende die 
Sitzung. 

(Schluss der Sitzung 18:01 Uhr) 

 

 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/640
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Anhang zum Plenarprotokoll 

Schriftlich vom Senat beantwortete Anfragen aus 
der Fragestunde der Bürgerschaft (Landtag) vom 

28. Januar 2021 

Anfrage 7: Wird dem Baumschutz in Bremen aus-
reichend Rechnung getragen?  
Anfrage der Abgeordneten Silvia Neumeyer, 
Martin Michalik, Thomas Röwekamp und Frak-
tion der CDU  
vom 11. Dezember 2020 

Wir fragen den Senat: 

1. Wie viele Personen, in VZÄ, sind derzeit in 
Bremen für den Vollzug der Baumschutzverord-
nung zuständig? 

2. Wann wird die derzeit nicht besetzte Stelle für 
Angelegenheiten des Baumschutzes ausge-
schrieben und besetzt? 

3. Wie hat sich die Zahl der genehmigungsbe-
dürftigen Fällvorhaben in den letzten drei Jah-
ren im Land Bremen entwickelt und wie viele 
Hinweise wegen illegal gefällter Bäume wurden 
im selben Zeitraum der unteren Naturschutzbe-
hörde zugetragen? 

Antwort des Senats: 

Zu Frage 1: Derzeit arbeiten im Aufgabenbe-
reich Vollzug der Baumschutzverordnung auf 
privaten Flächen drei Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter wovon eine Person in Vollzeit arbeitet. 
Es gibt im Vollzug der Baumschutzverordnung 
vier Stellen mit insgesamt 3,5 VZÄ von denen 
aktuell 2,13 VZÄ aufgrund von temporären Ge-
gebenheiten, unter anderem Elternzeit, Beset-
zungsverfahren, zur Verfügung stehen. Der 
Vollzug der Baumschutzverordnung erfolgt 
stadtteilbezogen, der Baumschutz teilt sich die 
Stadt in vier unterschiedliche Gebietszuständig-
keiten auf, wovon der Zuständigkeitsbereich 
Bremen-Nord seit Ende Juli 2020 unbesetzt ist 
und vertretungsweise von den anderen Sachbe-
arbeiterinnen übernommen wird. 

Seit Mitte Oktober 2020 unterstützt ein neuer 
Verwaltungsrat im Fachreferat, aufgrund der ho-
hen Anfragen in der Bearbeitung der Anträge 
zur Baumbestandsbe-scheinigung, die Sachbe-
arbeiterinnen und Sachbearbeiter im Baum-
schutz. 

Zu Frage 2: Die Stelle wurde ohne externe Aus-
schreibung inzwischen intern neu besetzt. 

Zu Frage 3: Über die Anzahl der Baumfällvorha-
ben auf privaten Flächen, für die bei der unteren 
Naturschutzbehörde ein Antrag auf Befreiung 
von den Schutzbestimmungen der Baumschutz-
verordnung gestellt werden musste, liegen im 
Fachreferat keine Informationen vor. Auch zu 
der Anzahl von Hinweisen über illegal gefällte 
Bäume liegen keine Daten vor. Für den Vollzug 
der Baumschutzverordnung wird parallel zur 
Aktenführung in Papierform seit Ende des vori-
gen Jahrhunderts das Datenbankprogramm DA-
LABUS verwendet. Dieses Programm enthält 
kein Tool, das die Auswertung der Vorgänge 
nach bestimmten Parametern erlaubt. Es existie-
ren derzeit circa 25 600 grundstücksbezogene 
Akten. Eine Auswertung nach Fallzahlen mittels 
„Durchsuchen“ ist personell nicht möglich. 

Anfrage 8: Einkaufs- und Vergabezentrum von 
Immobilien Bremen – wie ist die Bilanz?  
Anfrage der Abgeordneten Hartmut Bodeit, 
Thomas Röwekamp und Fraktion der CDU  
vom 11. Dezember 2020 

Wir fragen den Senat: 

1. In welchem Umfang, absolut sowie als Anteil 
an den gesamten Beschaffungen der FHB, und 
mit welchen Einspareffekten, jeweils im Ver-
gleich zu dezentraler Beschaffung, erfolgen jähr-
lich zentrale Beschaffungen, unter anderem über 
Rahmenverträge/zentralisierte Ausschreibun-
gen, über das Einkaufs- und Vergabezentrum 
von Immobilien Bremen? 

2. Wie ist die Ausstattung an Personal- und Sach-
mitteln bei der „Kompetenzstelle für sozial ver-
antwortliche öffentliche Beschaffung“ bei Immo-
bilien Bremen? 

3. Bei wie vielen Ausschreibungen, bitte auch 
konkrete Beispiele nennen, mit welchem gesam-
ten monetären Umfang, sind bislang jeweils 
jährlich, nach Rücksprache mit der „Kompetenz-
stelle für sozial verantwortliche öffentliche Be-
schaffung“ bei Immobilien Bremen, Aspekte des 
sozial verträglichen Einkaufs aufgenommen 
worden? 
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Antwort des Senats: 

Zu Frage 1: Die Gesamtbestellsumme aus den 
Rahmenverträgen des Strategischen Einkaufs 
betrug im Jahr 2019 9,91 Millionen Euro, die 
Summe wird sich aufgrund des kontinuierlichen 
Ausbaus des Angebotes aus Rahmenverträgen 
in den kommenden Jahren noch weiter erhöhen. 
Der Anteil an der gesamten Beschaffung der 
FHB kann nicht ausgewiesen werden, da keine 
Zahlen über das Gesamtbeschaffungsvolumen 
der bremischen Verwaltung, wie auch in ande-
ren Bundesländern und Kommunen, vorliegen. 
Durch die Bündelung der Nachfrage über die 
zentralisierte Beschaffung entstehen zum Teil 
erhebliche direkte Einspareffekte im Vergleich 
zur dezentralen Einzelbeschaffung. Aktuelle 
konkrete Beispiele sind Kugelschreiber mit einer 
Einsparung von circa 30 Prozent, Recyclingpa-
pier mit einer Einsparung von mehr als 30 Pro-
zent, Bürodrehstühle mit einer Einsparung von 
knapp 40 Prozent. 

Zudem ergeben sich weitere hohe indirekte Ein-
spareffekte. Durch die zentrale Beschaffung 
werden in den bremischen Dienststellen die Kos-
ten des Einkaufsprozesses reduziert, da speziell 
im Vergaberecht ausgebildetes und geschultes 
Personal nicht mehr dezentral vorgehalten wer-
den muss. Für über 3 500 Produkte müssen in 
den Dienststellen keine Vergabeverfahren mehr 
eigenständig durchgeführt werden, da sie über 
die Rahmenverträge des EVZ bereitgestellt wer-
den. 

Zu Frage 2: Die Kompetenzstelle für sozial ver-
antwortliche öffentliche Beschaffung ist regulär 
mit einer Vollzeitstelle ausgestattet. Besondere 
Sachmittel, die nicht über die allgemeine stan-
dardisierte Sachkostenpauschale für einen Ar-
beitsplatz abgedeckt sind, werden für den Be-
trieb der Kompetenzstelle regulär nicht einge-
setzt. Das Einkaufs- und Vergabezentrum bei 
Immobilien Bremen führt mit der Kompetenz-
stelle regelmäßig mit Mitteln des Bundesminis-
teriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung geförderte Projekte durch. So 
konnten in den Jahren 2018 und 2019 viele Ak-
tivitäten der Kompetenzstelle bei der Begleitung 
von Ausschreibungsverfahren finanziert wer-
den. 

Seit 2020 läuft das Projekt „Bremen handelt fair 
– regional und global vernetzt“, um die öffentli-
che Marktmacht auch in Bezug auf insbesondere 

sozial nachhaltige Produkte zu erhöhen. Bei die-
sem Projekt wird unter anderem für interkom-
munale Beschaffungskooperationen geworben. 
Aus diesen Projektmitteln wird derzeit bis zum 
31. Dezember 2021 zusätzlich eine Dreiviertel-
stelle einer Projektassistenz finanziert, die der 
Kompetenzstelle unterstützend zugeordnet ist. 

Zu Frage 3: Die Kompetenzstelle hat in den Jah-
ren 2019 und 2020 an Ausschreibungsverfahren 
zu Rahmenverträgen zu den Themen: Arbeits-
kleidung, Arbeitsschuhe, Textilien, persönliche 
Schutzausrüstung, Werbeartikel, Spielwaren 
und Sportgeräte in Höhe eines Gesamtvolumens 
von rund 0,5 Millionen Euro mitgewirkt und die 
Beteiligten hinsichtlich der Einarbeitung und 
Formulierung sozialer Kriterien in den Aus-
schreibungsunterlagen umfassend unterstützt. 
Dabei handelt es sich um Warengruppen, bei de-
ren Beschaffung gemäß der Bremischen Kernar-
beitsnormenverordnung soziale Kriterien in 
Form der ILO-Kernarbeitsnormen eingehalten 
werden müssen. 

Die Kompetenzstelle für sozial verantwortliche 
öffentliche Beschaffung war entsprechend ihres 
Auftrags außerdem für Dataport und für Bremer-
haven beratend tätig. Dabei ging es gemäß 
Dataportrahmenvertrag schwerpunktmäßig um 
die Ausstattung von Bildschirmarbeitsplätzen 
mit einem Gesamtvolumen von rund 68 Millio-
nen Euro. In allen Bereichen konnten mithilfe 
der Expertise der Kompetenzstelle soziale Krite-
rien in den Ausschreibungsverfahren umgesetzt 
werden. 

Anfrage 9: Perspektiven der Schienenfahrzeugre-
paratur im Land Bremen  
Anfrage der Abgeordneten Ralf Schumann, Ingo 
Tebje, Sofia Leonidakis, Nelson Janßen und 
Fraktion DIE LINKE  
vom 14. Dezember 2020 

Wir fragen den Senat: 

1. Welche Anstrengungen unternimmt der Senat 
beim zu erwartenden Ausbau der Kapazitäten in 
der Schienenfahrzeugreparatur Standorte im 
Land Bremen zu profilieren? 

2. Inwieweit werden im Zuge der laufenden 
LNVG-Ausschreibung für Triebzüge und damit 
verbundene Reparaturkapazitäten Vorentschei-
dungen getroffen, wo sich künftig Standorte für 
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Bahnwerkstätten im Land Bremen befinden wer-
den und welche Größenordnung sie haben kön-
nen? 

3. Welche Zusagen seitens der Stadt, der Res-
sorts oder öffentlicher Gesellschaften sind an 
Fahrzeughersteller erfolgt, die für die LNVG-
Ausschreibung auf der Suche nach möglichen 
Standorten für eine Bahnwerkstatt sind? 

Antwort des Senats: 

Zu Frage 1: Die Dachstrategie „Starke Schiene“ 
der Deutschen Bahn geht von einem zukünftig 
steigenden Instandhaltungsbedarf im Bereich 
Schienenfahrzeuge aus. Geeignete Themen die-
ser Dachstrategie sollen deshalb im Rahmen der 
Kooperation der Senatorin für Wirtschaft, Arbeit 
und Europa mit der DB Fahrzeuginstandhaltung 
bearbeitet werden. Deren aktueller Standort in 
Bremen-Sebaldsbrück verfügt jedoch nicht mehr 
über einen Schienenanschluss. Mögliche neue 
Standorte für die Reparatur von Schienenfahr-
zeugen können daher nach Einschätzung der 
Senatorin für Wirtschaft, Arbeit und Europa vor 
allem auf bestehenden Flächen der Deutschen 
Bahn entstehen. Der Senat bringt dieses Thema 
deshalb in den Dialog mit der Deutschen Bahn 
ein. 

Zu Frage 2: Die Bieter haben am 21. Dezem-
ber 2020 ihre finalen Angebote für Fahrzeuge 
und Wartung bei der Landesnahverkehrsgesell-
schaft Niedersachsen mbH, LNVG, eingereicht. 
Diese werden jetzt ausgewertet. Ein wesentli-
cher Bestandteil der Angebote ist der Bau einer 
Werkstatt, die der Fahrzeughersteller erstellen 
muss. Dazu müssen von den Bietern mit Ange-
botsabgabe geeignete Flächen für diese Werk-
statt im Bedienungsgebiet des Expresskreuzes 
Bremen/Niedersachsen ermittelt worden sein. 
Damit steht fest, an welchem Standort der jewei-
lige Bieter die Instandhaltung der Fahrzeuge 
plant. 

Voraussetzung für den Bau einer entsprechen-
den Werkstatt ist der erfolgreiche Abschluss des 
dafür erforderlichen Genehmigungsverfahrens. 
Die Errichtung der Bahnwerkstatt ist grundsätz-
lich auch auf einer anderen Fläche als der von 
den Bietern vorgesehenen möglich, wenn eine 
alternative Fläche zur Verfügung steht, die die 
Kriterien der Ausschreibung erfüllt, der Bieter 
dieses Grundstück für seine Investition nutzen 
will, eine öffentlich-rechtliche Genehmigung 

nicht versagt wird und es keine vergaberechtli-
chen Hindernisse gibt. 

Zu Frage 3: Für das Sonstige Sondervermögen 
Hafen der Stadtgemeinde Bremen ist die bre-
menports GmbH & Co. KG fachlich zuständig. 
Sie hat an der Ausschreibung der LNVG betei-
ligten Bietern nach fachlicher Abstimmung mit 
der Senatorin für Wissenschaft und Häfen sowie 
der Senatorin für Klimaschutz, Umwelt, Mobili-
tät, Stadtentwicklung und Wohnungsbau in Aus-
sicht gestellt, ihnen für eine Bahnwerkstatt und 
die zugehörigen Abstellgleise ein Erbbaurecht 
für stadteigene Grundstücke mit einer Größe 
von rund sieben Hektar in Bremen-Oslebshau-
sen zu marktüblichen Konditionen einzuräumen. 
Eine feste vertragliche Zusicherung ist nicht er-
folgt, sondern lediglich eine Reservierung aus-
gesprochen worden, wie dies bei Grundstückge-
schäften zu Beginn einer Planung üblich ist. 

Anfrage 10: Der Winterkälte und unhygienischen 
Massenlagern entkommen – welche weiteren 
Aufnahmemöglichkeiten aus Moria und den EU-
Hotspots kann Bremen nutzen?  
Anfrage der Abgeordneten Sofia Leonidakis, 
Nelson Janßen und Fraktion DIE LINKE  
vom 14. Dezember 2020 

Wir fragen den Senat: 

1. Welche Möglichkeiten sieht der Senat zur 
Aufnahme von Geflüchteten aus den EU-Hot-
spots im Rahmen von § 22 Aufenthaltsgesetz? 

2. Wie kann der Familiennachzug aus Moria und 
den anderen EU-Hotspots zu hier lebenden Fa-
milienangehörigen beschleunigt erfolgen, gege-
benenfalls unter Verzicht auf die Lebensunter-
haltssicherung? 

3. Welche Möglichkeiten sieht der Senat zur 
Aufnahme von unbegleiteten minderjährigen 
Schülerinnen und Schülern sowie Studierenden 
aus Lesbos und den anderen EU-Hotspots zum 
Beispiel im Rahmen von Stipendienprogram-
men? 

Antwort des Senats: 

Zu Frage 1: Die Bundesregierung hat die Auf-
nahme von bis zu 3 000 Menschen beschlossen, 
eingereist sind bisher 1 519 Personen, von denen 
Bremen 29 zugewiesen wurden. Es handelt sich 
dabei um sechs Familien und sechs Einzelperso-
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nen. Bremen setzt sich in der Innenministerkon-
ferenz mit Nachdruck für eine schnellere Auf-
nahme von Menschen aus den Lagern auf den 
griechischen Inseln in Deutschland ein und ist 
bereit, deutlich mehr Menschen aufzunehmen 
als nach dem Königsteiner Schlüssel. 

Der § 22 AufenthG bietet die Möglichkeit, Ein-
zelpersonen aus völkerrechtlichen oder dringen-
den humanitären Gründen oder zur Wahrung 
politischer Interessen die Einreise zu ermögli-
chen. In Betracht käme hier eine Aufnahme aus 
dringenden humanitären Gründen. Dies setzt al-
lerdings voraus, dass sich die Personen in einer 
individuellen Ausnahmesituation befinden, die 
es rechtfertigt, sie im Vergleich mit anderen Per-
sonen, die sich in einer ähnlichen Situation be-
finden, aufzunehmen. 

Da die Einreise nur mit einem entsprechenden 
Visum einer deutschen Auslandsvertretung er-
folgen kann, obliegt ausschließlich dem Bund 
die rechtsverbindliche Entscheidung über die 
Aufnahme dieser einzelnen Personen. 

Die Länder haben selbstverständlich die Mög-
lichkeit, sich gegenüber dem Bund für die Auf-
nahme besonderer Einzelfälle einzusetzen. Vo-
raussetzung wäre, dass der Freien Hansestadt 
Bremen als vorschlagendem Land die betroffene 
Person und ihre besonderen Lebensumstände 
bekannt sind. Eine nicht auf eine ganz konkrete 
Person und ihre Umstände bezogene pauschale 
und namenlose Anfrage an den Bund, ist nach § 
22 AufenthG leider ausgeschlossen. Der Bund 
vertritt die Auffassung, dass er die Aufnahmen 
von Flüchtlingen aus anderen EU-Mitgliedstaa-
ten ausschließlich im Rahmen des Selbsteintritts 
nach dem Dublin-Regime für zulässig erachtet. 
Nur in außergewöhnlichen Einzelfällen würde 
das BMI dem Aufnahmewunsch eines Landes 
entsprechen. 

Zu Frage 2: Beim Familiennachzug handelt es 
sich um einen eigenen Aufenthaltszweck nach 
dem Aufenthaltsgesetz. Er steht nicht im Zusam-
menhang mit der Aufnahme von Flüchtlingen. 
Der Familiennachzug – unabhängig vom Aufent-
haltsort der Nachzugswilligen – unterliegt einem 
reglementierten Visumverfahren. In diesem Ver-
fahren wird geprüft, ob die Voraussetzungen für 
den Familiennachzug erfüllt sind und ein Visum 
durch eine deutsche Auslandsvertretung erteilt 
werden kann. Grundsätzlich werden dabei die 
örtlich zuständigen Ausländerbehörden von den 

Auslandsvertretungen in einem internen Ver-
fahren beteiligt und um Zustimmung zur Visu-
merteilung gebeten. Diese Beteiligung hat nicht 
nur formellen Charakter, sondern sie ist zur Prü-
fung der Voraussetzungen am Zuzugsort wie 
zum Beispiel die Versorgung mit Wohnraum o-
der die Sicherstellung des Lebensunterhalts 
auch inhaltlich notwendig. 

Rechtlich möglich wäre es, dass die Ausländer-
behörden in dringenden Fällen diese interne 
Prüfung auch vor der Beantragung des Visums 
vorziehen und gegenüber der Auslandsvertre-
tung vorab der Erteilung des Visums zustimmen 
würden. Mit diesem Vorabzustimmungsverfah-
ren hätten die Ausländerbehörden aber nur ein 
Steuerungsinstrument für ihren eigenen Be-
reich. Den Ausländerbehörden in Bremen wer-
den nur gelegentlich Visumanträge zum Nach-
zug zu in Bremen lebenden Schutzberechtigten 
übermittelt, die dann unverzüglich bearbeitet 
werden. Es liegen keine Erkenntnisse darüber 
vor, wie viele Nachzugsfälle bei den deutschen 
Auslandvertretungen in Griechenland oder an-
deren EU-Mitgliedstaaten derzeit noch offen 
sind. 

Werden an die Ausländerbehörden des Landes 
Bremen Nachzugsfälle direkt her-angetragen, 
kann Bremen in dringenden Einzelfällen bei 
Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen die 
Vorabzustimmung an die Auslandsvertretung 
erteilen. Die Möglichkeiten zur weiteren Be-
schleunigung des Verfahrens liegen dann allein 
im Zuständigkeits- und Verantwortungsbereich 
der zurzeit stark nachgefragten Auslandsvertre-
tungen. 

Zu Frage 3: Einreisen und Aufenthalte zum Zwe-
cke des Schulbesuchs oder des Studiums unter-
liegen noch strengeren Regeln als humanitären 
Aufenthaltszwecken oder dem Familiennachzug 
zu anerkannten Schutzberechtigten. Erforder-
lich sind regelmäßig die Sicherstellung des Le-
bensunterhalts, die vollständige Identitätsklä-
rung und die Erfüllung der Passpflicht. Daneben 
sind weitere am Zweck des Aufenthaltes orien-
tierte Voraussetzungen zu erfüllen. Die Prüfung 
dieser Voraussetzungen erfolgt im Visumverfah-
ren durch die deutsche Auslandsvertretung. Die-
ses Visumverfahren wird nach den Bestimmun-
gen des Aufenthaltsgesetzes durchgeführt und 
steht in keinem Zusammenhang mit einem Auf-
nahmeverfahren im Rahmen des Selbsteintritts 
nach der Dublin-Verordnung. 
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Für einen Aufenthalt zum Zwecke des Schulbe-
suchs gelten neben den vorgenannten formellen 
Bedingungen weitere zweckgebundene Maßga-
ben. So ist ein Aufenthalt zum Zwecke des 
Schulbesuchs in der Regel erst ab der neunten 
Klassenstufe möglich, wenn in der Schulklasse 
eine Zusammensetzung aus Schülern verschie-
dener Staatsangehörigkeiten gewährleistet ist 
und es sich um eine öffentliche oder staatlich an-
erkannte Schule mit internationaler Ausrichtung 
oder um eine Schule handelt, die nicht oder nicht 
überwiegend aus öffentlichen Mitteln finanziert 
wird und die Schüler auf internationale Ab-
schlüsse, Abschlüsse anderer Staaten oder staat-
lich anerkannte Abschlüsse vorbereitet. 

Unabhängig vom Aufenthaltsstatus sind nach 
dem Bremischen Schulgesetz alle Kinder und 
Jugendlichen von der Schulpflicht eingeschlos-
sen, die in Bremen gemeldet sind, § 52 Brem-
SchulG. Der Hauptwohnsitz kann auch ein 
Übergangswohnheim sein. Die Beschulung von 
unbegleiteten minderjährigen Geflüchteten er-
folgt zunächst über das teilintegrative Vorkurs-
modell. Die Kapazitätsplanungen des Vorkurs-
systems über das zuständige Fachreferat stellen 
sicher, dass im Rahmen der geltenden gesetzli-
chen Grundlagen unbegleitete minderjährige 
Schülerinnen/Schüler in den Sprachförderklas-
sen der allgemeinbildenden Schulen und den 
Sprachförderklassen mit Berufsorientierung so-
wie deren Folgebildungsgängen Schulplätze er-
halten. Die behördliche Zuweisung von neuzu-
gewanderten Schülerinnen/Schülern erfolgt 
über das gesamte Jahr. 

Das START-Schülerstipendienprogramm, ein 
Bundesprogramm der Hertie Stiftung, widmet 
sich seit dem Jahr 2002 erfolgreich der Potenzial- 
und Engagementförderung bei Jugendlichen 
mit Migrationserfahrung. Auch neu zugewan-
derte Schülerinnen/Schüler sind Teil der Ziel-
gruppe. Dieses Stipendienprogramm richtet sich 
allerdings nur an Personen, die sich bereits im 
Bundesgebiet aufhalten, die Vergabe eines ent-
sprechenden Stipendiums vor der Einreise ist so-
mit ausgeschlossen. 

Ob eine Berücksichtigung ehemaliger Moria-Be-
wohnerinnen/Bewohnern nach ihrer Einreise im 
Rahmen einer etwaigen Aufnahme nach den §§ 
22 und 16f oder anderer Rechtsgrundlagen erfol-
gen kann, hängt von der Umsetzbarkeit solcher 
Aufnahmen sowie der Eignung der jungen Men-
schen ab. Der Senat wird die diesbezüglichen 
Möglichkeiten im Fortgang wohlwollend prüfen. 

Für einen Aufenthalt zu Studienzwecken gelten 
ebenfalls die vorgenannten formellen Bedingun-
gen. 

Ein spezielles Stipendienprogramm für geflüch-
tete Studierende, das als weitere Voraussetzung 
für die Erteilung eines Visums erforderlich wäre, 
gibt es in Bremen derzeit nicht. Für Flüchtlinge, 
die sich bereits in Bremen aufhalten, hält Bre-
men allerdings ein Angebot zur Aufnahme eines 
Studiums an einer bremischen Hochschule vor. 

Durch eine Änderung des Bremischen Hoch-
schulgesetzes im Jahr 2016 wurde die Möglich-
keit geschaffen, insbesondere für hier lebende 
geflüchtete Studienbewerberinnen/Studienbe-
werber den Zugang zum Studium zu öffnen. Die 
erforderliche Sprachvermittlung sowie die fach-
lich erforderlichen Kurse zur Vorbereitung auf 
das Studium an einer der staatlichen Hochschu-
len Bremens werden direkt durch das Hoch-
schulbüro HERE AHEAD organisiert. 

Seit dem Jahr 2016 haben an den sogenannten 
HERE Studies 535 geflüchtete Menschen teilge-
nommen. Inwiefern die Ausweitung auf weitere 
Personengruppen zum Beispiel aus Moria bezie-
hungsweise dem neuen Camp Kara Tepe auf 
Lesbos oder den anderen Hotspots möglich ist, 
erfordert eine weitergehende Prüfung der Ab-
läufe, Verwaltungsanforderungen, Kosten, Um-
setzbarkeit et cetera. Eine solch tiefgreifende 
Prüfung und Klärung ist in der gegebenen Zeit 
nicht möglich gewesen, wird aber im Fortgang 
weiterverfolgt. 

Anfrage 11: Kontakt halten während der Pande-
mie: Wie viele Alten- und Pflegeheime haben 
noch kein WLAN?  
Anfrage der Abgeordneten Sofia Leonidakis, 
Nelson Janßen und Fraktion DIE LINKE  
vom 14. Dezember 2020 

Wir fragen den Senat: 

1. In wie vielen Alten- und Pflegeheimen im 
Bundesland Bremen gibt es noch kein WLAN? 

2. Gibt es Pflegeheime, die keine Unterstützung 
leisten können bei der digitalen Kontaktpflege 
der Bewohnerinnen und Bewohner zu ihren An-
gehörigen? 

3. Wenn ja, wie viele Einrichtungen sind betrof-
fen und aus welchen Gründen gibt es keine Un-
terstützung? 
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Antwort des Senats: 

Zu den Fragen 1 bis 3: Die Voraussetzungen für 
die digitale Teilhabe älterer Menschen in den 
Pflegeeinrichtungen sind noch nicht überall ge-
geben: längst nicht alle Pflegeeinrichtungen bie-
ten ihren Bewohnerinnen und Bewohnern 
WLAN an. Genaue Zahlen liegen dem Senat 
hierzu nicht vor. Von einer Erhebung hat der Se-
nat angesichts der Belastung der rund 100 Ein-
richtungen durch die Pandemie zunächst abge-
sehen. Die Einrichtungen sind derzeit vollum-
fänglich ausgelastet mit der Versorgung und Be-
treuung der Bewohnerinnen und Bewohner, der 
Durchführung der Antigenschnelltests bei Per-
sonal und Besuchern sowie der Impfkampagne. 

Der Senat plant Gespräche mit den Einrich-
tungsträgern – mit dem Ziel der Weiterentwick-
lung der digitalen Ausstattung. Zudem beab-
sichtigt der Senat, in einer Durchführungsver-
ordnung zum Bremischen Wohn- und Betreu-
ungsgesetz im Frühjahr 2021 den Zugang zum 
Internet in Pflege- und Behinderteneinrichtun-
gen verbindlich zu regeln. Danach sollen in allen 
Einrichtungen alle Bewohnerinnen und Bewoh-
ner sowohl in Individual- als auch in Gemein-
schaftsbereichen Zugang zum Internet über 
LAN oder WLAN haben. 

Der Senat erwartet überdies, dass die zuneh-
mende Internetaffinität älterer Menschen die 
Betreiber bestehender Einrichtungen veranlas-
sen wird, Internetzugänge über LAN oder 
WLAN regelhaft zur Verfügung zu stellen, um 
gegenüber anderen Trägern konkurrenzfähig zu 
bleiben. 

Anfrage 12: Einheitliche statistische Erfassung 
und Auswertung besonderer Vorkommnisse an 
Schulen in Bremen und Bremerhaven  
Anfrage der Abgeordneten Yvonne Averwerser, 
Thomas Röwekamp und Fraktion der CDU  
vom 15.Dezember 2020 

Wir fragen den Senat: 

1. Inwiefern misst der Senat einer landeseinheit-
lichen Erfassung und Auswertung besonderer 
Vorkommnisse an Schulen, bei denen es sich un-
ter anderem um Fälle von Gewalt oder Bedro-
hung handeln kann, politische Bedeutung bei? 

2. Warum liegen dem Senat scheinbar dennoch 
keine statistisch auswertbaren Informationen zu 

besonderen Vorkommnissen an Schulen in Bre-
merhaven vor, obwohl diese auf Grundlage des 
Erlasses Juni/2014 doch eigentlich auch dort 
analog zu den Schulen in Bremen an die zustän-
dige Schulaufsicht gemeldet und zusätzlich mit-
tels eines Vermerks dokumentiert werden müs-
sen? 

3. Was sind die notwendigen Voraussetzungen 
für eine landeseinheitliche Erfassung und Aus-
wertung besonderer Vorkommnisse an Schulen 
in Bremen und Bremerhaven und bis wann ge-
denkt der Senat diese Voraussetzungen zu 
schaffen? 

Antwort des Senats: 

Zu Frage 1: Die Erfassung und Auswertung be-
sonderer Vorkommnisse hat insgesamt eine 
große Bedeutung. Das politische und gesell-
schaftliche Interesse geht dabei weit über die 
Vorkommnisse im Bereich „Gewalt und Bedro-
hung“ hinaus. Vorkommnisse aus Bereichen wie 
„Drogen“, „Mobbing“, „Fundamentalismus“  
oder „sexuelle Übergriffe“ sind ebenfalls von 
sehr hoher Relevanz. Dabei geht es zum einen 
darum, einen Überblick über die Entwicklungen 
in diesen Feldern zu behalten, vor allem aber um 
schnelle und unmittelbare Reaktionen auf solche 
Vorkommnisse. Die längerfristige Beobachtung 
der Entwicklungen bildet die Grundlage für die 
Überprüfung und Weiterentwicklung der Prä-
ventionsstrategien in den unterschiedlichen Fel-
dern. 

Zu Frage 2: In Bremerhaven melden die Schul-
leitungen besondere Vorkommnisse an ihre zu-
ständige Schulaufsicht. Alle Meldungen werden 
sorgfältig inhaltlich bearbeitet. Je nach Schwere 
des Vorkommnisses werden alle notwendigen 
Fachgebiete hinzugezogen. Diese inhaltliche 
Arbeit steht in Bremerhaven im Vordergrund. 
Bisher wurden die Meldungen nicht zu einem 
festgelegten Zeitpunkt in der Gesamtsumme er-
fasst und bewertet. Die erneute politische An-
frage vom Oktober 2020 hat Bremerhaven zum 
Anlass genommen, das Verfahren mit oben ge-
nannten Fachgebieten abzustimmen, sodass zu-
künftig die bisher fehlende Bewertung der Mel-
dungen besonderer Vorkommnisse an Schulen 
jährlich erfolgen wird. 

Zu Frage 3: Die notwendigen Voraussetzungen 
für eine landeseinheitliche Erfassung und Aus-
wertung besonderer Vorkommnisse an Schulen 
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im Land Bremen sind eine einheitliche Rechts-
grundlage und klare Kriterien zur einheitlichen 
Erfassung und statistischen Auswertung der be-
sonderen Vorkommnisse. Die vorliegende An-
frage wird Anlass für eine Überprüfung des be-
stehenden Erlasses und der daraus folgenden 
Umsetzungsprozesse. Dieses Verfahren wird bis 
zum Schuljahresende ab-geschlossen. 

Anfrage 13: Psychosoziale Prozessbegleitung als 
wichtiges Instrument zur Unterstützung von Op-
fern sexistischer Gewalt  
Anfrage der Abgeordneten Maja Tegeler, Ralf 
Schumann, Sofia Leonidakis, Nelson Janßen und 
Fraktion DIE LINKE  
vom 17. Dezember 2020 

Wir fragen den Senat: 

1. Wie viele Opfer von sexualisierter Gewalt, 
Menschenhandel oder Hasskriminalität haben 
im Land Bremen einen Antrag auf psychosoziale 
Prozessbegleitung gestellt und in wie vielen Fäl-
len wurde der betreffende Antrag bewilligt, bitte 
aufgeschlüsselt nach Bremen und Bremerhaven 
sowie nach Jahren? 

2. Wie viele ausgebildete Prozessbegleiterinnen 
und Prozessbegleiter gibt es derzeit im Land Bre-
men, bitte aufgeschlüsselt nach Bremen und 
Bremerhaven? 

3. Wie viele Dolmetscherinnen und Dolmetscher 
stehen für die psychosoziale Prozessbegleitung 
bei Bedarf im Land Bremen zur Verfügung und 
welche Sprachen sind damit abgedeckt, bitte 
aufgeschlüsselt nach Bremen und Bremerhaven? 

Antwort des Senats: 

Zu Frage 1: Die statistische Erfassung der Anzahl 
an Anträgen und Beiordnungen psychosozialer 
Prozessbegleitungen wird bundesweit mittels 
der StP/OWi-Statistik nach einheitlichen Stan-
dards durchgeführt und vom Bundesamt für Jus-
tiz erstellt. Die statistischen Daten weisen aus-
schließlich die Anzahl der Strafverfahren aus. 
Statistisch nicht erfasst wird die zugrundelie-
gende Deliktsart. Eine Differenzierung der An-
träge und Beiordnungen nach Opfer von sexua-
lisierter Gewalt, Menschenhandel oder Hasskri-
minalität kann daher nicht erfolgen. Aus der 
StP/OWi-Statistik ergeben sich für die vergan-
genen Jahre folgende Zahlen, wobei für das Jahr 
2017 keine belastbaren Daten vorliegen: 

Jahr 

Anzahl der 

Anträge 

Anzahl der 

Beiordnungen 

2018   

Gesamt 22 20 

Davon   

 - LG Bremen 1 1 

 - AG Bremen 10 8 

 - AG Bremer-

haven 
9 9 

 - AG Blumenthal 2 2 

 

2019   

Gesamt 14 11 

Davon   

 - LG Bremen 1 1 

 - AG Bremen 9 7 

 - AG Bremer-

haven 
3 3 

 - AG Blumenthal 1 0 

 
2020 (1.-3. Quar-

tal)   

Gesamt 15 15 

Davon   

 - LG Bremen 1 1 

 - AG Bremen 13 13 

 - AG Bremer-

haven 
1 1 

 - AG Blumenthal 0 0 
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Zu Frage 2: Im Land Bremen verfügen derzeit 
sechs Prozessbegleiterinnen über eine Anerken-
nung nach § 1 Bremisches Gesetz zur Ausfüh-
rung des Gesetzes über die psychosoziale Pro-
zessbegleitung im Strafverfahren. Sie sind für 
Bremen und Bremerhaven zugelassen. 

Zu Frage 3: Für die psychosoziale Prozessbeglei-
tung stehen alle in Bremen und Bremerhaven tä-
tigen Dolmetscher in den üblichen Sprachen zur 
Verfügung. Sofern beeidigte, öffentlich bestellte 
beziehungsweise allgemein ermächtigte Dol-
metscherinnen und Dolmetscher sowie Überset-
zerinnen und Übersetzer erforderlich sein soll-
ten, können diese für Bremen und Bremerhaven 
in der Dolmetscher- und Übersetzerdatenbank 
der Landesjustizverwaltungen abgerufen wer-
den, vergleiche hierzu „www.justiz-dolmet-
scher.de“. 

Anfrage 14: Erste Erfahrungen mit der COVID-
19-Impfung in Bremen und Bremerhaven  
Anfrage der Abgeordneten Sülmez Dogan, I-
lona Osterkamp-Weber, Björn Fecker und Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen  
vom 21. Dezember 2021 

Wir fragen den Senat: 

1. Wie viele Personen aus welchen Bevölke-
rungsgruppen wurden bis einschließlich 22. Ja-
nuar 2021 mindestens einmal gegen COVID-19 
geimpft und wie hoch liegen damit die Durch-
impfungsraten in diesen Bevölkerungsgruppen, 
jeweils differenziert nach Bremen und Bremer-
haven sowie nach Impfung in den stationären 
Impfzentren, durch mobile Impfteams und per 
Selbstimpfung in medizinischen Einrichtungen? 

2. In wie vielen Fällen kam es bisher zu Impfre-
aktionen und von welcher Art und Schwere wa-
ren diese? 

3. Inwieweit hat sich die Impfstrategie nach An-
sicht des Senats bisher bewährt und wo sieht er 
Nachbesserungspotenziale? 

Antwort des Senats: 

Zu Frage 1: Antwort für Bremen: Mit Stand 
19. Januar 2021, 22 Uhr, wurden 10 278 Dosen 
bis 19. Januar 2021 an Personen der Priorisie-
rungsstufe eins, gemäß der Impfstrategie des 
Landes Bremen Bewohner und Beschäftigte sta-
tionärer und ambulanter Pflegeeinrichtungen 
beziehungsweise Dienste, sowie 232 Dosen an 

weitere Personen geimpft, hier Biontech-Vak-
zim. Mit insgesamt 1 048 Dosen wurde das Kli-
nikpersonal geimpft, hier Moderna. In Abhän-
gigkeit der real eintreffenden Impfdosen werden 
bis 22. Januar 2021 circa 10 500 Erstimpfungen, 
hier Biontech und Moderna, einschließlich der 
bereits verimpften Dosen und 1 800 Zweitimp-
fungen erfolgt sein. 

Antwort für Bremerhaven: Bis 20. Januar 2021 
wurden insgesamt 2 036 Erstimpfungen, hier 
Biontech und Moderna und 287 Zweitimpfungen 
durchgeführt. 

Mit Stand 5. Januar 2021 wurde folgendes ge-
plant: In Abhängigkeit der zu erwartenden 
3 900 Impfdosen der Firma Biontech, wird unter 
Berücksichtigung der Zurückhaltung von 50 Pro-
zent der Impfdosen für die Zweitimpfung von 
1 950 Erstimpfungen und 300 Zweitimpfungen 
bis 22. Januar 2021 ausgegangen. Die 1 950 ge-
planten Erstimpfungen teilen sich auf in circa 
800 Erstimpfungen für stationäre Einrichtungen 
nach SGB XI, circa 600 Erstimpfungen für Be-
schäftigte in ambulanten Einrichtungen nach 
SGB XI, circa 400 Erstimpfungen für Personen 
über 85 Jahre und circa 150 Erstimpfungen für 
besonders exponiertes medizinisches Personal. 
Die 800 Erstimpfungen für stationäre Einrichtun-
gen nach SGB XI werden hierbei durch mobile 
Teams durchgeführt. Ab der zweiten KW erfol-
gen die Impfungen des Klinikpersonals in Bre-
men und Bremerhaven ausschließlich mit Mo-
derna-Impfstoff per Selbstimpfung. 

Zu Frage 2: Es waren keine schweren Impfreak-
tionen zu verzeichnen. Als leichte Impfreaktio-
nen waren Schmerzen an der Einstichstelle, 
Kopfschmerzen, Müdigkeit zu verzeichnen. 

Zu Frage 3: Die Impfstrategie hat sich bisher gut 
bewährt. Hervorzuheben ist insbesondere die 
gute Umsetzung der Impfpriorisierung. Diese 
basiert auf der vom Bund vorgegebenen Verord-
nung zum Anspruch auf Schutzimpfung gegen 
das Coronavirus SARS-COV-2 und der Bremer 
Priorisierungsentscheidung vom 21. Dezem-
ber 2020. Nach der erstellten Prioritätenreihen-
folge wurden und werden Bewohner von Senio-
ren- und Altenpflegeheimen und Mitarbeiter 
dieser Einrichtungen nach entsprechender Pla-
nung zuerst geimpft. 

Trotz anfänglicher Vorbehalte aufgrund der 
Neuartigkeit der Impfung entwickelte sich die 
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Impfbereitschaft der identifizierten Bevölke-
rungsgruppen erfreulich. Die Kooperation des 
Organisationsteams, der mobilen Impfteams und 
der ausgewählten Einrichtungen erlaubte eine 
bisher komplikationslose Durchführung der 
Impfungen. 

Anfrage 15: Kontaktpersonennachverfolgung in 
Bremerhaven  
Anfrage der Abgeordneten Sülmez Dogan, I-
lona Osterkamp-Weber, Björn Fecker und Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen  
vom 21. Dezember 2020 

Wir fragen den Senat: 

1. Wie viele Containment-Scouts, Köpfe und 
VZE, setzt das Bremerhavener Gesundheitsamt 
aktuell zur Kontaktpersonennachverfolgung ein 
und inwieweit ist ein weiter Aufwuchs geplant? 

2. Wie hat sich die Zahl der eingesetzten Con-
tainment-Scouts, VZE, pro 20 000 Einwohner in 
den Stadtgemeinden Bremerhaven und Bremen 
jeweils seit Beginn der Pandemie entwickelt? 

3. Inwieweit entsprach und entspricht dies den 
Empfehlungen des Robert-Koch-Instituts? 

Antwort des Senats: 

Zu Frage 1: Aktuell mit Stand vom 21. Januar 
2021 setzt das Gesundheitsamt Bremerhaven 
51 Containment-Scouts verteilt auf 29,92 Voll-
zeitstellen zur Kontaktpersonennachverfolgung 
ein. Derzeit ist kein weiterer Aufwuchs in Bre-
merhaven geplant. 

Zu Frage 2: Für Bremerhaven gibt es folgende 
Entwicklung: Mit Wirkung zum 1. Mai 2020 
wurden die ersten Containment-Scouts, 27 Per-
sonen mit 15,60 VZE entspricht 2,75 VZE pro 
20 000 Einwohnerinnen/Einwohnern, vorerst 
befristet bis zum 31. Oktober 2020, eingestellt. 
Am 1. November 2020 wurde auf 32 Personen, 
das heißt auf 21,9 VZE aufgestockt, das ent-
spricht 3,85 VZE pro 20 000 Einwohnerin-
nen/Einwohner. Am 1. Januar 2021 wurde auf 
51 Personen das heißt auf 29,92 VZE aufge-
stockt, das entspricht wiederum 5,26 VZE pro 
20 000 Einwohnerinnen/Einwohner. 

Für Bremen gibt es folgende Entwicklung: Mit 
Wirkung vom 1. Juni 2020 wurden 70 Personen 
mit 35 VZE eingestellt, dies entspricht 1,23 VZE 
pro 20 000 Einwohnerinnen/Einwohner. Diese 

Anzahl wurde bis zum 20. Januar 2021 auf 
211 Personen mit 127 VZE aufgestockt, dies ent-
spricht 4,64 VZE pro 20 000 Einwohnerin-
nen/Einwohner. Davon entstammen 15 Scouts 
dem RKI, die in der Katharinenpassage und der 
Horner Straße eingesetzt sind sowie 20 Soldaten 
der Bundeswehr, die in der Horner Straße zum 
Einsatz kommen. 

Weitere Scouts von einer externen Firma sollen 
ihre Arbeit grundsätzlich mit der Einführung von 
Sormas aufnehmen. Hiermit kann nach derzeiti-
gem Stand zum 27. Januar 2021 gerechnet wer-
den. Übergangsweise sind seit dem 21. Dezem-
ber 2020 vor Ort im GAB bereits zehn externe 
Scouts, VZE, im Einsatz. Weitere 20 Vollzeit-
kräfte sind ergänzend seit dem 15. Januar 2021 
im GAB vor Ort. Nach Einführung von Sormas ist 
ab dem 27. Januar 2021 der vollständig externe 
Einsatz der Scouts im Umfang von 30 Personen 
geplant. Diese können im Laufe des Monats Ja-
nuar je nach Bedarf auf 50 VZE aufgestockt wer-
den. 

Ein Ermittlungsrückstand in der Kontaktperso-
nennachverfolgung aus Zeit- oder Personalman-
gel besteht seit dem 28. Dezember 2020 nicht 
mehr. Dennoch wird aktuell weiter Personal ge-
schult beziehungsweise aufgebaut und gegebe-
nenfalls in „Bereitschaft“ gesetzt, um bei Bedarf 
innerhalb von 24 Stunden einsatzbereit zu sein. 

Zu Frage 3: Die Empfehlungen des Robert-Koch-
Instituts, fünf Containment-Scouts, VZE, pro 
20 000 Einwohnerinnen/Einwohner zur Kontakt-
personennachverfolgung in der Stadtgemeinde 
Bremerhaven einzusetzen, wurden bis Ende 
2020 unterschritten und sind ab dem 1. Ja-
nuar 2021 erfüllt. 

Die Empfehlungen des Robert-Koch-Instituts, 
fünf Containment-Scouts, VZE, pro 20 000 Ein-
wohnerinnen/Einwohner zur Kontaktpersonen-
nachverfolgung in der Stadtgemeinde Bremen 
einzusetzen, wurden numerisch mit Stand zum 
20. Januar 2021 nur knapp verfehlt. In der Stadt-
gemeinde Bremen besteht allerdings seit dem 
28. Dezember 2021 eine 100-prozentige Kon-
taktpersonennachverfolgung durch die einge-
setzten Scouts. Siehe auch Antwort zu Frage 2. 
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Anfrage 16: Anrechnung digitaler Lehrformate 
nach Lehrverpflichtungs- und Lehrnachweisver-
ordnung (LVNV)  
Anfrage der Abgeordneten Miriam Strunge, Sofia 
Leonidakis, Nelson Janßen und Fraktion DIE 
LINKE  
vom 21. Dezember 2020 

Wir fragen den Senat: 

1. In welchem Umfang haben die öffentlichen 
Hochschulen des Landes Bremen im laufenden 
Wintersemester 2020 und 2021 von der neuen 
Möglichkeit nach § 3 Absatz 3 der LVNV Ge-
brauch gemacht, digitalisierte Lehrformate mit 
einem Faktor von mehr als eins auf die Lehrver-
pflichtung anzurechnen? Bitte nach Hochschu-
len aufschlüsseln. 

2. Wenn Veranstaltungen mit einem Faktor von 
mehr als eins angerechnet wurden, welcher Fak-
tor wurde zumeist angelegt? Bitte nach Hoch-
schulen aufschlüsseln. 

3. Wie bewertet der Senat den Einsatz der Fak-
torisierung für digitalisierte Lehrformate durch 
die Hochschulen und sieht der Senat insbeson-
dere das Ziel dieser LVNV-Änderung als erfüllt 
an, mit einer Faktorisierung die Entwicklung 
neuer digitaler Lehrformate zu ermöglichen? 

Antwort des Senats: 

Zu Frage 1 und Frage 2: Die öffentlichen Hoch-
schulen des Landes Bremen haben von dieser 
Möglichkeit bisher noch keinen Gebrauch ge-
macht. 

Zu Frage 3: Da von den Hochschulen bislang 
noch kein Gebrauch von der Anrechnung digita-
ler Lehre mit einem Faktor von mehr als 1,0 ge-
macht wurde, kann eine Bewertung noch nicht 
erfolgen. Es bedarf vor der Umsetzung der mit 
der Anrechnung digitaler Lehrformate nach 
Lehrverpflichtungs- und Lehrnachweisverord-
nung eröffneten Option einer sorgfältigen Vor-
bereitung durch die Hochschulen, um die kapa-
zitäts- und zulassungsrechtlichen Anforderun-
gen und die Sicherung von Ausbildungskapazi-
tät einerseits und die berechtigten Belange der 
Lehrenden hinsichtlich einer angemessenen Be-
rücksichtigung nachweislich erhöhten Aufwan-
des für die Digitalisierung von Studien-, Lehr- 
und Prüfungsformaten andererseits in ein ausge-
wogenes Verhältnis zu setzen. 

Anfrage 17: Gewalt gegen Polizeibeamte im Land 
Bremen  
Anfrage des Abgeordneten Jan Timke (BIW)  
vom 11. Januar 2021 

Ich frage den Senat: 

1. Wie viele Gewalttaten gegen Polizeibeamte 
wurden in den Jahren 2018, 2019 und 2020 im 
Land Bremen verübt, bitte getrennt nach Jahren 
ausweisen? 

2. Wie viele der Taten aus Frage eins sind als 
„Körperverletzung“, „Gefährliche Körperverlet-
zung“ oder „Tätlicher Angriff auf Polizeibe-
amte“ klassifiziert worden, bitte unterteilen 
nach jeweiligem Delikt und Jahr? 

3. Wie viele Beamte mussten sich unmittelbar 
nach einer gegen sie gerichteten Gewalttat in 
ärztliche Behandlung begeben oder ihren Dienst 
abbrechen, und wie viele Beamte waren auf-
grund der in Frage 2 genannten Gewalttaten an-
schließend für mindestens einen weiteren Tag 
dienstunfähig, bitte getrennt nach Jahren aus-
weisen? 

Antwort des Senats: 

Zu Frage 1: Im Land Bremen wurden im Jahr 
2018 434 Gewalttaten gegen Polizeibeamte ver-
übt. Im Jahr 2019 waren es 504 und im Jahr 2020 
waren es 538. 

Zu Frage 2: Darin enthalten waren im Land Bre-
men im Jahr 2018 32 Fälle wegen einfacher vor-
sätzlicher Körperverletzung, zwölf Fälle wegen 
gefährlicher Körperverletzung und 78 Fälle we-
gen tätlichen Angriffs auf Polizeibeamte, im Jahr 
2019 28 Fälle wegen einfacher vorsätzlicher Kör-
perverletzung, zwölf Fälle wegen gefährlicher 
Körperverletzung und 121 Fälle wegen tätlichen 
Angriffs auf Polizeibeamte sowie im Jahr 2020 
17 Fälle wegen einfacher vorsätzlicher Körper-
verletzung, zehn Fälle wegen gefährlicher Kör-
perverletzung und 139 Fälle wegen tätlichen 
Angriffs auf Polizeibeamte. 

Zu Frage 3: Die Beantwortung erfolgt für Bremen 
und Bremerhaven getrennt. Dienstabbrüche, 
ärztliche Behandlungen und Krankentage im 
Zusammenhang mit Widerstandshandlungen 
werden nicht statistisch auswertbar erfasst. Die 
vorliegende Auswertung beruht auf einer sehr 



Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 20. Wahlperiode – 21. Sitzung am 27.01.2021 und 28.01.2021 2773 

aufwendigen händischen Prüfung der Dienstun-
fallakten bei den Polizeien in Bremen und Bre-
merhaven. 

Für die Bearbeitung von Dienstunfällen ist in 
Bremen die Performa Nord als Dienstleister der 
Polizei Bremen sachlich zuständig. In Bearbei-
tung befindliche Akten befinden sich beim 
Dienstleister und stehen dann für eine Auswer-
tung nicht zur Verfügung. Aus diesem Grund 
fehlen in den Zahlen für Bremen die Daten von 
zurzeit 24 Fallakten für das Jahr 2020. In Bremen 
haben sich unmittelbar im Anschluss an die Wi-
derstandshandlung im Jahr 2018 32, im Jahr 
2019 35 und im Jahr 2020 21 Polizeibeamtinnen 
und Polizeibeamte in ärztliche Behandlung be-
geben. Im Anschluss daran waren im Jahr 2018 
elf, im Jahr 2019 14 und im Jahr 2020 acht Poli-
zeibeamtinnen und Polizeibeamte für mindes-
tens einen Tag dienstunfähig. Die niedrigen 
Zahlen für das Jahr 2020 ergeben sich aus den 
zuvor genannten Auswerteeinschränkungen. 

In Bremerhaven haben sich unmittelbar im An-
schluss an die Widerstandshandlung im Jahr 
2018 neun, im Jahr 2019 13 und im Jahr 2020 15 
Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte in ärztli-
che Behandlung begeben. Im Anschluss daran 
waren im Jahr 2018 zwei, im Jahr 2019 elf und 
im Jahr 2020 sechs Polizeibeamtinnen und Poli-
zeibeamte für mindestens einen Tag dienstunfä-
hig. 

Anfrage 18: Polizisten besser vor Gewalttaten 
schützen – Taser endlich einführen!  
Anfrage des Abgeordneten Jan Timke (BIW)  
vom 11. Januar 2021 

Ich frage den Senat: 

1. Wann wird der Senat der Deputation für Inne-
res die Ergebnisse des in Bremerhaven durchge-
führten, versuchsweisen Einsatzes von Distan-
zelektroimpulsgeräten, DEIG/Tasern vorlegen, 
die spätestens seit November 2020 vorliegen? 

2. Welche Kosten sind infolge der Verlängerung 
der ursprünglich auf zwölf Monate befristeten 
Testphase entstanden und aus welchen Budgets 
werden diese Kosten gedeckt? 

3. Trifft es zu, dass es innerhalb des Senats eine 
Kontroverse über die Ausstattung der Bremer 
Polizei mit dem Taser gibt, dessen Einführung 
vor allem vom Koalitionspartner DIE LINKE ab-
gelehnt wird? 

Antwort des Senats: 

Zu Frage 1: Die Ergebnisse des in Bremerhaven 
durchgeführten Probelaufs werden Teil einer 
umfassenden Entscheidungsvorlage für die 
staatliche Deputation für Inneres im ers-
ten Quartal 2021 sein. 

Zu Frage 2: Im Verlängerungszeitraum sind Per-
sonalkosten durch vier intern durchgeführte 
Grundbeschulungen mit 28 Beschäftigten inner-
halb der Ortspolizeibehörde Bremerhaven ent-
standen, bei denen Trainingsmunition in Höhe 
von circa 2 600 Euro verbraucht wurde. Die Kos-
ten wurden innerhalb des Haushalts der Ortspo-
lizeibehörde Bremerhaven finanziert. 

Zu Frage 3: Die Ausstattung der beiden Polizei-
behörden mit Distanzelektroimpulsgeräten 
wurde bisher im Senat nicht behandelt. 

Anfrage 19: Hilfen für Feuerwerkshersteller im 
Land Bremen  
Anfrage der Abgeordneten Thorsten Raschen, 
Carsten Meyer-Heder, Thomas Röwekamp und 
Fraktion der CDU  
vom 19. Januar 2021 

Wir fragen den Senat: 

1. Inwiefern setzt sich der Senat gegenüber der 
Bundesregierung für Hilfen für Feuerwerksher-
steller ein, um Insolvenzen beziehungsweise Be-
triebsaufgaben infolge des Verkaufsverbots für 
Silvesterfeuerwerk über den Jahreswechsel 
2020 und 2021 zu verhindern? 

2. Wie könnten und müssten solche Hilfen vor 
dem Hintergrund des speziellen Geschäftsmo-
dells der pyrotechnischen Branche und des EU-
Beihilferechts aus Sicht des Senats aussehen? 

3. Ist der Senat bereit, sich, falls erforderlich, mit 
Landesmitteln aus dem Bremen-Fonds an Hilfs-
zahlungen für Feuerwerkshersteller im Land 
Bremen zu beteiligen und, wenn nein, warum 
nicht? 

Antwort des Senats: 

Zu Frage 1: Die Pyrotechnikindustrie hat insbe-
sondere für Bremerhaven eine hohe regional-
wirtschaftliche Relevanz. Vor dem Hintergrund 
der Diskussionen bezüglich eines Verkaufsver-
bots für Silvesterfeuerwerk 2020 hat der Senat 
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frühzeitig sowohl den Kontakt zur Bundesregie-
rung als auch den Dialog mit den betroffenen 
Unternehmen aufgenommen. So wurde diese 
Thematik beispielsweise auf der Wirtschaftsmi-
nisterkonferenz im Dezember 2020 auf Initiative 
Bremens diskutiert und auf die besondere Situa-
tion der Pyrotechnikindustrie hingewiesen. Der 
Senat hat sich gegenüber der Bundesregierung 
dafür eingesetzt, dass die Branche adäquat ent-
schädigt wird und in den Coronahilfsprogram-
men des Bundes entsprechende Sonderregelun-
gen aufgenommen werden. 

Zu Frage 2: Im Rahmen des Bundesprogramms 
„Überbrückungshilfe III“ ist eine rückwirkende 
Förderung von Unternehmen der Pyrotechnikin-
dustrie für die Monate März bis Dezember 2020 
geplant. Zusätzlich sollen Lager- und Transport-
kosten für den Zeitraum Dezember 2020 bis 
Juni 2021 zum Ansatz gebracht werden können. 

Detailregelungen zu den Hilfen einschließlich 
einer beihilferechtskonformen Ausgestaltung 
werden derzeit von der Bundesregierung erar-
beitet. Damit ergeben sich nach Auffassung des 
Senats adäquate Unterstützungsmöglichkeiten 
für die Pyrotechnikindustrie. 

Zu Frage 3: Der Senat sieht angesichts der ge-
nannten Unterstützungsleistungen des Bundes 
zusätzliche Hilfsleistungen aus Landesmitteln 
derzeit für nicht erforderlich an. Der Senat wird 
die weiteren Entwicklungen beobachten und bei 
Bedarf weitere Maßnahmen prüfen. 

Anfrage 20: Wie wird dieses Jahr die Fairness 
und die Qualität der Abiturprüfungen sicherge-
stellt?  
Anfrage der Abgeordneten Birgit Bergmann, 
Prof. Dr. Hauke Hilz, Lencke Wischhusen und 
Fraktion der FDP  
vom 21. Januar 2021 

Wir fragen den Senat: 

1. Inwieweit hat Bremen einen Masterplan, wie 
Abiturientinnen und Abiturienten dieses Jahr 
auf ihre Abschlussprüfungen vorbereitet werden 
sollen und wenn, was sind die wesentlichen in-
haltlichen Komponenten? 

2. Wie stellt Bremen die Fairness dieser Prüfun-
gen im Vergleich mit Prüfungen in anderen Jah-
ren sicher und wie stellt Bremen die Bildungs-
qualität sicher, sodass die Anschlussfähigkeit 

der Abschlüsse, die 2021 anstehen, an Universi-
täten, Hochschulen, Berufsschulen und Berufs-
ausbildung ohne weitere Zwischenschulungen 
gewährleistet ist, inklusive der bundesweiten 
Akzeptanz und Anerkennung des bremischen 
Abiturs im Coronajahr? 

3. Welche verbindlichen Regelungen seitens des 
Senats bestehen zum Beispiel in Bezug auf Vide-
okonferenzen und andere unterstützende Dis-
tanzmaßnahmen, um sicherzustellen, dass im 
Distanzunterricht die Unterrichtsqualität mög-
lichst nicht hinter der des Präsenzunterrichts zu-
rückbleibt? 

Antwort des Senats: 

Zu Frage 1: Die Senatorin für Kinder und Bil-
dung hat zu Beginn des Schuljahres ein Rah-
menkonzept herausgegeben, unter anderem mit 
dem Ziel, die Schulen in der Vorbereitung der 
Schülerinnen/Schüler auf die Abiturprüfungen 
im Jahr 2021 zu unterstützen. Die Fachkonferen-
zen der Schulen werden über Itslearning mit 
spezifischen Fachkursen durch die Fachberatun-
gen der Senatorin für Kinder und Bildung unter-
stützt. Mit dem Linienprojekt „Q2_Abi21“ wer-
den die Oberstufenleitungen in der Vorberei-
tung auf das Abitur eng begleitet. Eine Reihe der 
im IMK-Beschluss vom 21. Januar 2021 unter 
Punkt 6 formulierten Maßnahmen zur Hilfestel-
lung bei Prüfungen hat die Senatorin für Kinder 
und Bildung bereits im ersten Schulhalbjahr 
2020/2021 vorausschauend gesetzt, weiteres mit 
der letzten Senatssitzung am 21. Januar 2021 zur 
Beschlussfähigkeit gebracht: 

Verschiebung der Termine von April auf Juni zur 
Gewinnung von mehr Lernzeit. Diese wird dar-
über generiert, dass der zeugnisrelevante Unter-
richt für die Q2.2 bis zum 30. April 2020 verlän-
gert wird, so dass im Monat Mai ausschließlich 
prüfungsvorbereitender Unterricht stattfinden 
kann. Im Juni werden die schriftlichen und 
mündlichen Abiturprüfungen durchgeführt. Der 
Termin der Zeugnisausgabe wird auf den 
21. Juli verlegt. 

Die schriftliche Prüfung im Fach Mathematik 
enthält zusätzliche Auswahloptionen, um eine 
Prüfungsaufgabe für die Lerngruppe zusam-
menstellen zu können, welche die Besonderhei-
ten des Schuljahres 2020/2021 berücksichtigt, 
ohne dabei den qualitativen Anspruch zu redu-
zieren. 
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Die „Regelungen für das erste bis dritte Prü-
fungsfach mit landesweit einheitlicher Aufga-
benstellung“ legen für jeden Jahrgang die ver-
bindlichen Grundlagen für die zentrale Aufga-
benstellung fest und präzisieren durch die 
Schwerpunktthemen den Gegenstand der 
schriftlichen Prüfungen. Diese Regelungen er-
gänzen und konkretisieren die geltenden Bil-
dungspläne und stellen gleichzeitig sicher, dass 
die Vereinbarung zur Gestaltung der Gymnasia-
len Oberstufe und der Abiturprüfung, Beschluss 
der Kultusministerkonferenz, eingehalten wer-
den. Der Fokus der Vorbereitung aller Abituri-
entinnen/Abiturienten liegt in besonderem 
Maße auf den prüfungsrelevanten Schwer-
punktthemen. 

Im Aufgabenfeld III, Naturwissenschaften, kön-
nen Lehrkräfte eigene durch die SKB geneh-
migte Aufgaben in die Prüfungsaufgabe einflie-
ßen lassen, um die besondere Lernsituation ihrer 
Kurse in der Prüfungsaufgabe zu berücksichti-
gen. 

Die Schülerinnen/Schüler der Abschlussklassen 
werden zusätzlich bei ihrer eigenverantwortli-
chen Vorbereitung auf die Prüfungen durch kos-
tenlose und freiwillige Lernangebote, Chancen-
werk e. V., unterstützt. 

Zu Frage 2: Wie unter Punkt eins ausgeführt, 
wird an den Regelungen für die Prüfungen fest-
gehalten, um eine Vergleichbarkeit mit den Ab-
schlüssen anderer Jahrgänge, die Studierfähig-
keit und den Übergang in berufliche Ausbildun-
gen zu gewährleisten. Die durch die Verschie-
bung gewonnene zusätzliche Unterrichtszeit so-
wie die verlängerte prüfungsvorbereitende Zeit 
kann für die Vertiefung der Inhalte sowie für die 
Kompensation möglicher pandemiebedingter 
Unterrichtsausfälle genutzt werden. 

Zu Frage 3: Verbindliche Regelungen bestehen 
nicht, da bis Mitte Januar die technischen Vo-
raussetzungen für Distanz- beziehungsweise 
Hybridunterricht geschaffen wurden. Diese be-
stehen aus: itslearning als gemeinsame Lern-
plattform, identische Endgeräte für alle Lehr-
kräfte und Schülerinnen/Schüler sowie daten-
schutzkonforme Videokonferenzlösung, We-
bex.Diese drei Bausteine bilden die Grundlage 
für einen qualitativ hochwertigen Distanz- be-
ziehungsweise für die Verknüpfung von Prä-
senz- und Distanzunterricht. 

Anfrage 21: Bildung für nachhaltige Entwicklung 
an bremischen Hochschulen  
Anfrage der Abgeordneten Dr. Solveig Eschen, 
Philipp Bruck, Björn Fecker und Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen  
vom 21. Januar 2021 

Wir fragen den Senat: 

1. Welche Bedeutung misst der Senat der „Vir-
tuellen Akademie Nachhaltigkeit“ bei? 

2. Plant der Senat, die „Virtuelle Akademie 
Nachhaltigkeit“ langfristig zu finanzieren oder 
finanziell zu unterstützen, sodass dieses Lernan-
gebot auch ohne Drittmittelfinanzierung sicher-
gestellt ist und wenn nicht, warum nicht? 

3. Welche Pläne verfolgt der Senat, um Bildung 
für nachhaltige Entwicklung als Bestandteil 
möglichst vieler Studiengänge zu integrieren? 

Antwort des Senats: 

Zu Frage 1: Die „Virtuelle Akademie Nachhal-
tigkeit“ hat sich über die Grenzen der Universi-
tät Bremen hinaus mit ihrem Kursangebot zum 
Thema Nachhaltigkeit etabliert, das auch von 
anderen Bremer Hochschulen und nicht-bremi-
schen Hochschulen in Deutschland genutzt wird. 
Dies greift die Universität Bremen nach Auslau-
fen der Drittmittelförderung durch den Bund auf 
und hat zunächst das Angebot der „Virtuellen 
Akademie Nachhaltigkeit“ hinsichtlich der 
Fachinhalte und der Didaktik evaluiert. Sie wird 
nun das Angebot weiterentwickeln und interna-
tionalisieren, sowie in „Open Educational Re-
sources“ umwandeln und damit über die Gren-
zen der Universität hinaus bis in breite Bevölke-
rungsschichten hinein zugänglich machen. Das 
Angebot der „Virtuellen Akademie Nachhaltig-
keit“ soll künftig im Kontext des Europäischen 
Universitätsnetzwerks „Young Universities for 
the Future of Europe“, YUFE, eingesetzt werden. 
In diesem Kontext misst der Senat der „Virtuel-
len Akademie Nachhaltigkeit“ eine hohe Bedeu-
tung bei. 

Zu Frage 2: Die Universität Bremen wird zu-
nächst vorläufig die „Virtuelle Akademie Nach-
haltigkeit“ durch Mittel, die ihr von der Senato-
rin für Wissenschaft und Häfen im Rahmen des 
„Zukunftsvertrags Lehre und Studium stärken“ 
zugewiesen werden, finanziell unterstützen. Die 
Etablierung des „Open Educational Resources“-
Angebots soll durch Digitalisierungsmittel aus 
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dem Bremen-Fonds gefördert werden. Die Mög-
lichkeiten einer langfristigen Sicherung der Fi-
nanzierung der „Virtuellen Akademie Nachhal-
tigkeit“ prüft die Senatorin für Wissenschaft und 
Häfen vor dem Hintergrund der verfügbaren 
Haushaltsmittel. 

Zu Frage 3: Das Lehrangebot der „Virtuellen 
Akademie Nachhaltigkeit“ ist derzeit schon im 

freien Wahlbereich der Studiengänge der Uni-
versität Bremen, der Hochschule Bremen und 
der Hochschule Bremerhaven anwählbar. Bei 
Weiterentwicklung und fachlicher Verbreite-
rung des Angebots können perspektivisch ein-
zelne Angebote auch zu einem festen Bestand-
teil von Studiengängen der genannten Hoch-
schulen werden. 
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Konsensliste 

Von der Bürgerschaft (Landtag) in der 21. Sitzung nach interfraktioneller Absprache  
beschlossene Tagesordnungspunkte ohne Debatte. 

 

 Tagesordnungspunkt Beschlussempfehlung 

43. 

Verwaltungsvereinbarung zwischen den Län-
dern in der Bundesrepublik Deutschland zur 
Einrichtung einer Ständigen wissenschaftli-
chen Kommission der Kultusministerkonferenz 

Mitteilung des Senats vom 15.12.2020 

(Drucksache 20/758) 

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Mit-
teilung des Senats Kenntnis. 

44. 

Ländervereinbarung über die gemeinsame 
Grundstruktur des Schulwesens und die ge-
samtstaatliche Verantwortung der Länder in 
zentralen bildungspolitischen Fragen 

Mitteilung des Senats vom 15.12.2020 

(Drucksache 20/759) 

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Mit-
teilung des Senats Kenntnis. 

46. 

Benennung eines stellvertretenden Mitglieds 
im Kongress der Gemeinden und Regionen Eu-
ropas (KGRE) 

Die Bürgerschaft (Landtag) benennt anstelle des 
Abgeordneten Prof. Hauke Hilz die Abgeordnete 
Lencke Wischhusen als stellvertretendes Mit-
glied im Kongress der Gemeinden und Regionen 
Europas. 

47. 

Zusatz zur Verwaltungsvereinbarung Digital-
Pakt Schule 2019 bis 2024 
„Leihgeräte für Lehrkräfte“ 

Mitteilung des Senats vom 22.12.2020 

(Drucksache 20/764) 

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Mit-
teilung des Senats Kenntnis. 

48. 

Information gemäß § 8 Stabilitätsratsgesetz 

Mitteilung des Senats vom 23.12.2020 

(Drucksache 20/767) 

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Mit-
teilung des Senats Kenntnis. 

49. 

Hissen der Dienstflagge der Bremischen Schiff-
fahrt vor der Bremischen Bürgerschaft anläss-
lich des Weltschifffahrtstages 

Antrag der Fraktionen der SPD, Bündnis 
90/DIE Grünen, DIE LINKE und der FDP vom 
20.01.2021 

(Drucksache 20/781) 

Die Bürgerschaft (Landtag) stimmt dem Antrag 
zu. 

 Frank Imhoff 
 Präsident der Bremischen Bürgerschaft 
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